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Vorwort 


„Wer  die  Geschichte  der  Menschen  insgesamt  als  eigne  Ge¬ 
schichte  zu  fühlen  weiß  ...  als  der  Mensch  eines  Hori¬ 
zontes  von  Jahrtausenden  vor  sich  und  hinter  sich,  als  der 
Erbe  aller  Vornehmheit  alles  vergangenen  Geistes,  und 
der  verpflichtete  Erbe,  als  der  Adeligste  aller  alten  Edlen 
und  zugleich  der  Erstling  eines  neuen  Adels,  dessenglei- 
chen  noch  keine  Zeit  sah  und  träumte: 
dies  alles  auf  seine  Seele  nehmen,  Ältestes,  Neuestes,  Ver¬ 
luste,  Hoffnungen,  Eroberungen,  Siege  der  Menschheit; 
dies  alles  endlich  in  einer  Seele  haben  und  in  ein  Gefühl 
zusammendrängen  —  dies  müßte  doch  ein  Glück  ergeben, 
das  bisher  der  Mensch  noch  nicht  kannte  —  eines  Gottes 
Glück  voller  Macht  und  Liebe,  voller  Tränen  und  voll 
Lachens,  ein  Glück,  welches,  wie  die  Sonne  am  Abend, 
fortwährend  aus  seinem  unerschöpflichen  Reichtume  weg¬ 
schenkt  und  ins  Meer  schüttet  und,  wie  sie,  sich  erst  dann 
am  reichsten  fühlt,  wenn  auch  der  ärmste  Fischer  noch 
mit  goldenem  Ruder  rudert!  Dieses  göttliche  Gefühl  hieße 
dann  —  Menschlichkeit!“ 

Friedrich  Nietzsche, 

Die  fröhliche  Wissenschaft,  337 

Der,  wie  wir  heute  wissen,  verspätete  und  daher  hundert  Jahre 
danach  gescheiterte  Versuch,  einen  vereinten  deutschen  National¬ 
staat  zu  schaffen,  hat  sogleich  alle  nur  möglichen  Gegner  eines 
solchen  Unterfangens  auf  den  Plan  gerufen.  Unter  ihnen  entfal¬ 
teten  sowohl  streitbare  Vertreter  schon  früher  in  sich  gefestigter 
Nationen  als  auch  Internationalisten  mancherlei  Spielart  und 
Couleur  eine  mehr  oder  weniger  emsige,  offene  oder  auch  geheime 
Tätigkeit.  Dieses  vielschichtige  Gegeneinanderwirken  von  noch 
fest  in  ihrem  jeweiligen  Volkstum  wurzelnden  Persönlichkeiten 
einerseits  und  Kräften  der  Entwurzelung  andererseits  hat  dem 
politischen  Geschehen  der  letzten  zwei  Jahrhunderte  das  Ge¬ 
präge  gegeben. 

Die  Darstellung  des  hier  vorliegenden  Nachschlagewerks  muß 
weit  in  die  Zeit  vor  dem  XX.  Jahrhundert  zurückgreifen,  um  die 
Zusammenhänge  verständlich  werden  zu  lassen.  Sie  beginnt 
rund  ein  Vierteljahrhundert  vor  der  anfangs  glückhaften  Wie¬ 
dererrichtung  eines  Deutschen  Reiches,  und  sie  beginnt  mit  einer 
eindrucksvollen  Demonstration  derjenigen  Kräfte,  an  deren  Wir¬ 
ken  dieses  neu  gegründete  Reich  von  innen  und  außen  wieder 
zerstört  werden  wird.  Denn  diese  Kräfte  waren  schon  lange  zu¬ 
vor  erkennbar  geworden,  schon  vor  der  Französischen  Revolu¬ 
tion,  die  nur  eine  ihrer  Wirkungen  darstellt.  Sie  zielten  von  An¬ 
fang  an  auf  die  Auflösung  der  natürlich  gewachsenen  Völker- 


gemeinschaften  und  der  ebenso  natürlich  entstandenen  hierarchi¬ 
schen  Ordnungen  hin.  Sie  taten  es  teils  aus  einem  ihnen  inne¬ 
wohnenden  Destruktionstrieb,  der  ihrem  eigenen  schicksalhaften 
Entwurzeltsein  entsprang,  teils  um  an  die  Stelle  der  zerstörten 
Gemeinschaften  und  Ordnungen  die  eigene  erdumspannende 
Herrschaft  zu  setzen,  sei  sie  nun  angeblich  gottverheißen  oder 
angeblich  wirtschaftsgeschichtlich  vorbestimmt. 

Liest  man  die  Vorgänge  des  Jahres  1848,  mit  dem  wir  dieses 
Nachschlagewerk  aus  guten  Gründen  beginnen  lassen,  in  Dar¬ 
stellungen  nach,  die  den  Ereignissen  noch  näherstehen  (etwa  in 
Georg  Webers  Lehrbuch  der  Weltgeschichte,  Leipzig  1888,  II. 
Band),  so  bleibt  wenig  von  dem  seither  zielbewußt  geschaffenen 
Nimbus  einer  angeblich  „Deutschen  Revolution“.  Sie  erweist  sich 
als  ein  französischer  Import,  der  in  Frankfurt,  Wien,  Berlin  und 
anderenorts  die  niedrigsten  Instinkte  von  Agitatoren  aufgehetz¬ 
ter  Pöbelmassen  sich  austoben  ließ.  Die  Sehnsucht  einer  kleinen 
Gruppe  von  Idealisten  nach  einem  Staat,  der  damals  schon  das 
gesamte  deutsche  Volk  in  sich  zusammenschließen  könne,  mußte 
von  Anfang  an  der  freimaurerischen  planmäßigen  Zersetzung 
jedweden  Volks-,  Staats-  und  Nationalbewußtseins  unterliegen 
und  ging  in  dem  zügellosen  Treiben  unter.  Vollends  wirklich¬ 
keitsfremd  mutet  uns  heute  die  Vorstellung  jener  Kreise  von 
einer  deutschen  „Demokratie“  an,  angesichts  der  damals  allent¬ 
halben  zutage  tretenden  Nachahmung  von  ekelerregenden  Vor¬ 
gängen  der  zweiten  Französischen  Revolution. 

Man  muß  sich  die  Reihenfolge  der  Ereignisse  wieder  vor  Augen 
rufen,  die  dem  Jahr  1848  unmittelbar  vorausgingen,  um  das, 
was  dann  geschieht,  besser  zu  verstehen:  1842  wird  Karl  Hein¬ 
rich  Marx  (Mardochai),  dessen  beide  Eltern  aus  Rabbinerfami¬ 
lien  stammen,  Redakteur  der  „Rheinischen  Zeitung“  in  Düssel¬ 
dorf.  Er  gibt,  in  Verbindung  mit  Rüge,  Feuerbach  und  Moses 
Hess,  dem  liberalen  Blatt  eine  derart  radikal-demokratische 
Note,  daß  es  1843  verboten  wird.  Marx  geht  nach  Paris  und 
trifft  dort  mit  Heinrich  (Harry)  Heine  zusammen,  der  sich  frei¬ 
maurerisch  betätigt,  wie  aus  einem  Pariser  Brief  Hebbels  an 
Elise  Lensing  eindeutig  hervorgeht.  Außerdem  verkehrt  Heine 
im  Hause  des  Pariser  Bankiers  Baron  James  de  Rothschild,  eines 
der  durch  das  österreichische  Kaiserhaus  geadelten  Enkel  von 
Meyer  Amschel  Rothschild  in  Frankfurt. 

Es  liegt  nahe,  wenn  auch  keine  Dokumente  darüber  beizubrin¬ 
gen  sind,  daß  Heine  in  der  darauffolgenden  Zeit  zwischen  Marx 
und  Rothschild  vermittelt  hat.  Jeder  war  dem  anderen  inter¬ 
essant  genug,  aber  ein  direkter  Kontakt  Marx-Rothschild  nach 
Lage  der  Dinge  kaum  denkbar.  Marx  seinerseits  wird  es  mit 


einiger  Mühe  gelingen,  Heine  von  seinen  demokratischen  Vor¬ 
urteilen  gegenüber  dem  Kommunismus  zu  befreien,  indem  er 
ihn  darüber  beruhigt,  daß  der  rohe  französische  Kommunismus 
eines  Francois  Babeuf  nicht  der  wirkliche  wissenschaftliche  Kom¬ 
munismus  sei.1 

1844  gibt  Marx  gemeinsam  mit  Arnold  Rüge  in  Paris  die 
„Deutsch-Französischen  Jahrbücher“  heraus,  an  denen  auch 
Heine  mitarbeitet2,  und  veröffentlicht  darin  ein  kulturgeschicht¬ 
liches  Schlüsseldokument  ersten  Ranges,  nämlich  seine  Ausein¬ 
andersetzung  mit  Bruno  Bauers  Essay  „Zur  Judenfrage“.  Es 
geht  dort  im  II.  Abschnitt  um  die  innere  Abhängigkeit  von  bür¬ 
gerlicher  Gesellschaft,  Christentum  und  Judentum,  und  die  Ab¬ 
handlung  gipfelt  in  den  klassischen  Sätzen:  „Der  Christ  war  von 
vornherein  der  theoretisierende  Jude,  der  Jude  ist  daher  der  prak¬ 
tische  Christ,  und  der  praktische  Christ  ist  wieder  Jude  gewor¬ 
den  . . .  Das  Christentum  ist  der  sublime  Gedanke  des  Juden¬ 
tums,  das  Judentum  ist  die  gemeine  Nutzanwendung  des  Chri¬ 
stentums,  aber  diese  Nutzanwendung  konnte  erst  zu  einer  all¬ 
gemeinen  werden,  nachdem  das  Christentum  als  die  fertige  Reli¬ 
gion  die  Selbstentfremdung  des  Menschen  von  sich  und  der  Na¬ 
tur  theoretisch  vollendet  hatte.  Nun  erst  konnte  das  Judentum 
zur  allgemeinen  Herrschaft  gelangen  . .  .“3 

In  demselben  Jahr  1844,  in  dem  dies  in  den  „Deutsch-Französi¬ 
schen  Jahrbüchern“  in  Paris  gedruckt  wird,  erscheint  dann  auch 
Heines  zersetzende  Satire  „Deutschland,  ein  Wintermärchen“. 

1845  wird  Marx  aus  Paris  ausgewiesen,  geht  nach  Brüssel  und 
tritt  dort  zwei  Jahre  später,  1847,  dem  „Bund  der  Kommuni¬ 
sten“  bei.  Für  ihn  schreibt  er  gemeinsam  mit  Engels  das  „Kom¬ 
munistische  Manifest“,  das  im  Februar  1848  in  London  in  deut¬ 
scher  Sprache  veröffentlicht  werden  wird  (vgl.:  noch  Februar 
1848  und  1.  Juni  1848). 

Dies  ist  die  unmittelbare  Vorgeschichte  der  Dinge,  die  sich  dann 
im  weiteren  Verlauf  des  Jahres  1848  und  1849  allenthalben  in 
Europa  abspielen  werden  und  mit  denen  wir  unsere  Darstellung 
auf  den  folgenden  Seiten  beginnen.  Nur  sehr  harmlose  Gemüter 
können  darin  ausgerechnet  eine  „deutsche  Revolution“  erkennen 
wollen.  Es  ist  vielmehr  der  mannigfache  Beginn  einer  interna¬ 
tionalen  kommunistischen  Weltrevolution,  in  den  die  zentral 
gelenkte  liberale  Freimaurerrevolution  nahtlos  überleitet.  Dar¬ 
um  läßt  sich  in  solchem  Zusammenhang  die  vielgeschmähte  „Re¬ 
aktion“  der  Jahre  1849  und  1850  —  nüchtern  betrachtet  —  nur 
als  eine  Rückkehr  zu  Gesetz  und  staatlicher  Ordnung,  zum  eige¬ 
nen  Wesen  der  Völker  erkennen.  Preußen  zum  Beispiel  fand  sich 
nach  der  langen  Kette  von  Peinlichkeiten  und  Schändlichkeiten 


erst  wieder  selber.  Es  kehrte  allmählich  zu  seinen  besten  Über¬ 
lieferungen  zurück. 

Wenn  man  von  einer  „Deutschen  Revolution“  im  XIX.  Jahrhun¬ 
dert  sprechen  will,  so  ist  es  die  von  Friedrich  Wilhelm  Raiffeisen 
herbeigeführte  Selbstbesinnung  und  Selbstbefreiung  der  in 
Schuldknechtschaft  gelähmten  deutschen  Landbevölkerung.  Sie 
vollzieht  sich  unmittelbar  im  Anschluß  an  die  „Reaktion“  (vgl.: 
noch  1854)  und  wird  nicht  von  den  Pöbclmassen  der  Städte,  auch 
nicht  von  entwurzelten  und  volksfremden  Intellektuellen  getra¬ 
gen,  sondern  vom  eigentlichen  Kern  des  Volkes,  der  Bauern¬ 
schaft.  Und  sie  vollzieht  sich  nicht  in  Exzessen  des  Blutrausches, 
sondern  in  aufbauender  genossenschaftlicher  Zusammenarbeit. 
Doch  war  mit  dieser  Selbstbesinnung  die  Gefahr  der  Auflösung 
noch  keineswegs  überwunden.  Vielmehr  bedeutete  es  eine  uner¬ 
hörte  Herausforderung  der  destruktiven  Kräfte,  acht  Jahr¬ 
zehnte  nach  der  Französischen  Revolution,  zwei  Jahrzehnte 
nach  deren  Überspringen  auf  Mitteleuropa  gerade  dort  einen 
Nationalstaat  von  der  Einwohnerzahl,  Ausdehnung  und  Macht 
des  Bismarckreiches  zu  errichten.  Der  Sohn  des  nach  Amerika 
ausgewanderten  Historikers  Epstein  hat  das  im  Jahre  1963  in 
einem  Vortrag  in  der  Universität  Tübingen  sehr  klar  zum  Aus¬ 
druck  gebracht  und  seinen  Zuhörern  auf  das  eindringlichste  ver¬ 
sichert,  daß  „man“  so  etwas  nicht  noch  einmal  dulden  werde.  Die 
Herausforderung  wog  um  so  schwerer,  als  die  Reichsgründung, 
von  Fürsten  getragen,  einem  alten  biologisch  gewachsenen  Vol¬ 
ke  mitten  in  seinem  ureigensten  Ursprungsgebiet  wieder  eine 
Heimstatt  gab,  einen  Kraft  ausstrahlenden  Mittelpunkt.  Und 
das  schien,  im  letzten  Drittel  des  XIX..  Jahrhunderts,  in  jeder 
Hinsicht  unzeitgemäß. 

Es  schien  denjenigen  unzeitgemäß,  die  den  Begriff  des  „Zeit¬ 
geistes“  erfanden  und  diesen  Zeitgeist  von  sich  aus  diktierten. 
Doch  einem  solchen  Diktat  beugten  sich  die  Männer  noch  nie,  die 
zu  allen  Zeiten  ihren  Völkern  die  angemessene  Lebensform  schu¬ 
fen.  Sie  folgten  einem  anderen  Gesetz,  das  nicht  von  Menschen 
gemacht  ist,  dem  unverändert  gültigen  Gesetz  des  ewigen  Le¬ 
bens.  Es  hält  jedem  Lebewesen  —  und  dazu  gehören  auch  die 
gewachsenen  Völker  —  sein  „Revier“  bereit,  das  verteidigt  und 
gegebenenfalls  zurückerobert  werden  will. 

Eine  knappe  aber  treffende  Würdigung  der  unwiederholbaren 
—  nicht  nur  für  Deutschland  unwiederholbaren  —  Gestalt  und 
Leistung  Bismarcks  hat  erst  unlängst  Wilhelm  Hartlieb  gegeben. 
Sie  sei  hier  aufgenommen: 

„Bismarck  war  Deutschland.  Seine  Genialität  beruhte  auf  einer 
unvergleichlichen  Mischung  von  außerordentlicher  Kühnheit  und 


weiser  Mäßigung.  Für  den  richtigen  Augenblick  hatte  er  ein 
untrügliches  Gespür  .  .  .  Bismarcks  Kanzlerschaft  umfaßt  die 
einzige  Periode  der  neuen  Geschichte,  in  der  die  Deutschen  große 
konstruktive  Politik  machten,  eine  Zeitlang  sogar  eine  Art  kon¬ 
tinentaler  Schiedsrichterschaft  ausübten  und  sich,  gemessen  an 
ihrer  von  Natur  aus  begrenzten  Machtstellung,  einer  verhältnis¬ 
mäßig  weitgehenden  Handlungsfreiheit  erfreuten.“4 
So  liegen  also  die  Fronten  in  dem  Zeitraum,  der  hier  betrachtet 
wird.  Auf  der  einen  Seite  stehen  die  naturgegebenen  Völker  mit 
ihren  geschichtlich  gewordenen  Staaten  und  ihren  von  Jahrhun¬ 
derte  alter  Überlieferung  geprägten  Staatsmännern,  auf  der  an¬ 
deren  Seite  die  Entwurzelten  in  ihrem  Bestreben,  die  gewachse¬ 
nen  Ordnungen  aufzuheben  und  alle  „Revier‘‘-Grenzen  zu  be¬ 
seitigen,  um  darüber  ihre  eigene  erdumfassende  Herrschaft  zu 
errichten,  die  Herrschaft  der  Wurzellosen.  Dabei  kommt  ihnen 
der  Instinktverlust  der  zivilisierten  Menschen  zunutze.  Er  äu¬ 
ßert  sich  in  mannigfacher  Weise,  im  XIX.  und  zu  Beginn  des 
XX.  Jahrhunderts  insbesondere  im  hemmungslosen  Drang  der 
Mächte  nach  „Revier“-Erweiterung.  Dieser  Drang  breitet  sich 
wie  ein  Fieber  aus,  erfaßt  nicht  nur  die  Pioniere  des  Kolonialis¬ 
mus,  die  ganze  Erdteile  „erschließen“,  nicht  nur  die  Missionare 
der  christlichen  Kirchen,  die  in  allen  Erdteilen  „Seelen  retten“ 
wollen,  sondern  weitgehend  auch  die  Völker  selbst. 

Je  mehr  aber  die  Kräfte  der  Völker,  der  Nationen  nach  außen 
drängen,  über  die  Grenzen  des  angestammten,  naturgegebenen 
„Reviers“  hinaus,  desto  anfälliger  wird  die  Mitte,  der  heimat¬ 
liche  Raum,  für  die  Gegenkräfte  der  Zersetzung,  der  Auflösung 
zugunsten  und  a  conto  der  künftigen  „Einen  Welt".  So  hat  ge¬ 
rade  die  größte  Macht-  und  Kraftentfaltung  der  Nationen  nach 
außen  hin  den  Grund  gelegt  zu  ihrer  inneren  Zerstörung.  Noch 
heute  läßt  sich  der  gleiche  Vorgang  unter  dem  Namen  „Ent¬ 
wicklungshilfe“  und  angesichts  der  Ersdreinung  der  „multinatio¬ 
nalen  Konzerne“  beobachten.  Ehemals  nationale  Industrieunter¬ 
nehmen  entfalten  eine  rege  Tätigkeit  in  fernen  Erdteilen,  und 
zu  Hause  gehen  derweil  die  letzten  Bauern  von  ihren  Höfen.  Die 
Mitte,  das  Herz  der  Völker  verödet. 

Möge  darum  in  letzter  Stunde  die  Betrachtung  und  das  Verständ¬ 
nis  der  Vergangenheit  einen  Anstoß  geben  zu  einem  lebensrich¬ 
tigeren  Verhalten  in  der  Zukunft,  um  das  Leben  unserer  Völker 
und  damit  des  Menschen  überhaupt  zu  retten!  Er  kann  nur  in 
der  Vielfalt  der  Völker  gedeihen. 


Schleswig,  15.  Juli  1975 


Dieter  Vollmer 


weiser  Mäßigung.  Für  den  richtigen  Augenblick  hatte  er  ein 
untrügliches  Gespür  .  .  .  Bismarcks  Kanzlerschaft  umfaßt  die 
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Mitte,  das  Herz  der  Völker  verödet. 

Möge  darum  in  letzter  Stunde  die  Betrachtung  und  das  Verständ¬ 
nis  der  Vergangenheit  einen  Anstoß  geben  zu  einem  lebensrich¬ 
tigeren  Verhalten  in  der  Zukunft,  um  das  Leben  unserer  Völker 
und  damit  des  Menschen  überhaupt  zu  retten!  Er  kann  nur  in 
der  Vielfalt  der  Völker  gedeihen. 


Schleswig,  15.  Juli  1975 


Dieter  Vollmer 


1848 


12.  Januar  1848 

In  Palermo  auf  Sizilien  erhebt  sich  die  Partei  der  Liberalen  mit 
Unterstützung  Großbritanniens  gegen  die  Herrschaft  des  Königs 
beider  Sizilien,  Ferdinand  II.,  und  sagt  sich  von  Neapel  los. 
Wenige  Wochen  später  bricht  auch  in  Neapel  selbst  ein  Aufstand 
aus.  Großbritannien  interveniert  und  zwingt  Ferdinand,  dem 
Königreich  beider  Sizilien  eine  Verfassung  zu  geben.  Sie  wird 
am  29.  Januar  verkündet  werden.  Auch  Großherzog  Leopold 
von  Toscana  und  König  Albert  von  Piemont  und  Sardinien 
werden  Verfassungen  gewähren,  der  Herzog  von  Modena  wird 
fliehen.  Ausgelöst  wird  die  Bewegung  zum  Teil  durch  eine  Reihe 
rasch  aufeinanderfolgender  und  weitgehender  liberaler  Refor¬ 
men,  die  der  neue  Papst  Pius  IX.  (seit  Juni  1846  im  Amt)  in 
seinem  Kirchenstaat,  insbesondere  in  Rom  durchgeführt  hat.  Sie 
werden  in  Kürze  zur  Unterminierung  seiner  eigenen  Position 
führen  und  ihn  schließlich  zur  Flucht  nötigen.  Auch  die  italieni¬ 
sche  Nationalbewegung,  die  Pius  IX.  mit  seinen  Maßnahmen 
eingeleitet  hat,  wird  sich  gegen  ihn  wenden.  In  den  österreichi¬ 
schen  Besitzungen  Italiens  wird  der  Widerstand  so  wachsen,  daß 
sich  die  österreichische  Regierung  zur  Erklärung  des  Kriegszu¬ 
standes  in  der  Lombardei  (am  22.  Februar  1 848)  veranlaßt  se¬ 
hen  wird.1 
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2.  Februar  1848 

In  Guadeloupe-Hidalgo  unterzeichnen  Trist,  Cuevas,  Couto 
und  Atristain  den  Diktatfrieden  zwischen  den  USA  und  dem 
vollständig  besetzten  Mexiko,  dem  die  USA  Texas,  das  obere 
Kalifornien,  Neu-Mexiko,  Nevada,  Arizona,  Utah,  Teile  von 
Wyoming  und  Colorado  abnehmen.  Sie  zahlen  dafür  dem  ver¬ 
bleibenden  Reststaat  Mexiko  15  Millionen  Dollar  (!).  Die  Ein¬ 
wohner  der  abgetretenen  Gebiete  sind  zunächst  staatenlos  und 
sollen  ein  Jahr  nach  Austausch  der  Ratifikationsurkunden  (30. 
Mai  1848)  wählen,  ob  sie  bleiben  und  Bürger  der  USA  werden 
oder  auswandern  wollen.  Der  Vertrags-Ploetz  (Helmut  K.  G. 
Rönnefarth,  1958)  feiert  diesen  primitiven  Gewaltakt  mit  den 
überschwenglichen  Worten:  „Die  USA  vollzogen  eine  geschicht¬ 
liche  Sendung,  geleitet  von  der  Politik  der  Stärke  einer  auf¬ 
wärts-  und  vorwärtsstrebenden  Nation“.  Man  vergleiche  die¬ 
sen  Kommentar  etwa  mit  dem  zum  deutschen  Polenfeldzug 
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IN  BADEN, 
WÜRTTEMBERG, 


1939.  Es  ist  seltsam,  wie  verschieden  das  gleiche  Verhalten  be¬ 
wertet  wird,  je  nachdem,  wer  es  zeigt.  Bei  den  USA  ist  das  „ge¬ 
schichtliche  Sendung  einer  aufwärts-  und  vorwärtsstrebenden 
Nation“,  bei  Deutschland  ein  Überfall  und  eine  brutale  Verge¬ 
waltigung.  Wer  setzt  eigentlich  diese  Maßstäbe?2 

Mitte  Februar  1848 

In  London  erscheint  in  deutscher  Sprache  die  erste  Ausgabe  des 
„Kommunistischen  Manifests “,  die  Programmschrift  des  inter¬ 
nationalen  Kommunismus,  die  den  nächsten  zwei  Jahrhunderten 
weltweit  ihren  Stempel  aufdrücken  wird.  (Vollständiger  Text 
vgl.  Politisches  Lexikon  a.a.O.,  Teil  III.)  Abschnitt  I  beginnt 
mit  dem  Satz:  „Die  Geschichte  aller  bisherigen  Gesellschaft  ist 
die  Geschichte  von  Klassenkämpfen.“  Der  letzte  Satz  des  Mani¬ 
fests  lautet:  „Proletarier  aller  Länder,  vereinigt  euch!“  Die  Ver¬ 
fasser  dieses  Manifests  sind  der  deutsche  Jude  Karl  Heinrich 
Marx  (ursprünglich  Mardochai),  dessen  Eltern  beide  aus  Rabbi¬ 
ner-Familien  stammen  (vgl.  Politisches  Lexikon  a.a.O.,  Teil  II), 
und  der  deutsche  Unternehmer  und  Industrielle  Friedrich  En¬ 
gels,  der  in  England  (Manchester)  Tuchwebereien  besaß  und 
Marx  finanziell  unterstützte.  (Vgl.  auch  1.  Juni  1848.)  Später 
wird  vor  allem  Lenin  sich  auf  das  Kommunistische  Manifest  be¬ 
rufen  und  seine  Gedanken  weiterführen:  „Die  Grundfrage  der 
Arbeiterbewegung  kann  nur  durch  Gewalt,  durch  direkten 
Kampf  der  proletarischen  Massen  auf  dem  Wege  des  Aufstandes 
entschieden  werden.“ 

24.  Februar  1848 

In  Paris  bricht  die  Revolution  aus.  Die  Massen  stürmen  das 
königliche  Palais,  dringen  in  den  Sitzungssaal  der  Kammer  ein. 
König  Louis  Philippe  muß  dem  Terror  weichen  und  abdanken. 
Es  wird  die  Republik  ausgerufen  und  eine  provisorische  Regie¬ 
rung  gebildet,  der  der  Sozialist  Louis  Blanc  angehört.  Tags  dar¬ 
auf  wird  ein  von  Blanc  formuliertes  Gesetz  erlassen,  das  allen 
Staatsbürgern  Arbeit  garantiert.  Zur  Durchführung  werden  die 
Nationalwerkstätten  errichtet,  die  nach  drei  Monaten  ihres  Be¬ 
stehens  vor  dem  Bankrott  stehen  werden. 

27.  Februar  1848 

In  der  Nähe  von  Mannheim  (Baden)  versammelt  sich  eine  Volks¬ 
menge  und  „fordert“  —  nach  entsprechender  agitatorischer  Be¬ 
arbeitung  —  Pressefreiheit,  Schwurgerichte,  Vereinsrecht,  Volks¬ 
bewaffnung  und  außerdem  —  im  gleichen  Atemzug  —  auch  ein 
gesamtdeutsches  Parlament.  Der  Vorgang  wiederholt  sich  in 
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ähnlicher  Form  in  Württemberg,  Hessen-Darmstadt  und  Nassau 
und  anderen  Frankreich  nahegelegenen  Staaten.  Binnen  vier  Ta¬ 
gen  ist  die  revolutionäre  Unruhe  von  Paris  bis  über  den  Rhein 
verpflanzt  worden,  zwei  bzw.  drei  Wochen  später  wird  sie  auch 
in  Wien,  Berlin  und  München  entflammt  werden.  Es  kommt  zu 
Zusammenstößen  der  Aufständischen  mit  Regierungstruppen, 
und  die  Regierungen  weichen  zunächst  zurück.  Der  Bundestag  in 
Frankfurt  wird  ebenfalls  von  der  Bewegung  erfaßt.  Er  be¬ 
schließt,  die  Zensur  für  Druckschriften  aufzuheben  (was  der  Ver¬ 
breitung  des  Kommunistischen  Manifests  zustatten  kommt),  und 
den  alten  Reichsadler  zum  Bundeswappen,  die  Farben  Schwarz- 
Rot-Gelb  zu  Bundesfarben  zu  machen.  Der  seit  acht  Jahrzehn¬ 
ten  von  den  Logen  betriebenen  liberalen  Auflösung  wird  ein 
nationalistischer  Mantel  umgehängt,  wie  in  Frankreich  so  nun 
auch  in  den  deutschen  Ländern.  Das  geschieht  angeblich  im  Na¬ 
men  des  „Volkes“.  Aber  das  Volk  spielt  dabei  nur  die  Rolle  des 
Echos:  wie  man  in  den  Wald  hineinruft,  so  schallt’s  heraus. 
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4.  März  1848 

In  Frankreich  wird  das  allgemeine  und  gleiche  Wahlrecht  ver¬ 
kündet.  Bei  dessen  Durchführung  anläßlich  der  Wahlen  zur  Na¬ 
tionalversammlung  (am  23.  April)  wird  sich  aber  keine  radikale 
Mehrheit  ergeben,  sondern  eine  Mehrheit  der  gemäßigten  Repu¬ 
blikaner.  Mit  dieser  Entwicklung  sind  die  Sozialisten,  die  Min¬ 
derheit  also,  keineswegs  einverstanden.  Die  Revolution  schwelt 
unter  der  Decke  weiter  (vgl.  15.  Mai  und  26.  Juni  1848).  Gleich¬ 
zeitig  mit  der  Verkündung  des  Wahlrechts  wird  in  den  west¬ 
afrikanischen  Besitzungen  die  Sklaverei  abgeschafft  und  ein  Ab¬ 
geordneter  von  dort  in  die  Nationalversammlung  aufgenom¬ 
men. 
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13.  März  1848 

Die  zweite  französische  Revolution  greift  auf  Wien  über.  Die 
Menge  hat  sich  Waffen  beschafft,  woher,  steht  nicht  in  den  Ge¬ 
schichtsbüchern,  und  bildet  eine  „Bürgerwehr“.  Der  Staatskanz¬ 
ler  Fürst  Metternich  versucht  nicht,  der  Lage  Herr  zu  werden, 
sondern  flieht  nach  England.  Gleichzeitig  erheben  sich  auch  die 
unter  der  österreichischen  Krone  vereinten  Nationen.  Die  italie¬ 
nischen  wie  die  ungarischen  Besitzungen  lösen  sich  von  Öster¬ 
reich  und  Böhmen  fordert  einen  eigenen  Landtag.  Der  Nationa¬ 
lismus  wirkt  hier  nicht  einigend  wie  in  Italien  und  Deutschland, 
sondern  verstärkt  noch  die  liberalen  Auflösungstendenzen.3 
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18.  März  1848 

Die  zweite  französische  Revolution,  genauer  gesagt:  der  von  der 
internationalen  Freimaurerei  vorbereitete  und  getragene  libera- 
listische  Anschlag  auf  die  bestehende  europäische  Ordnung  er¬ 
reicht  Berlin.  Auch  hier  haben  die  Massen  plötzlich  Waffen  in 
der  Hand.  Obgleich  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  bereits  am 
6.  März  die  seit  langem  geforderte  Periodizität  des  Vereinigten 
Landtags  und  nunmehr  auch  die  Pressefreiheit  bewilligt  hat, 
kommt  es  zu  blutigen  Straßenkämpfen.  Das  Militär  setzt  sich 
durch,  aber  der  König  hat  nicht  die  Nerven,  die  Sache  durchzu¬ 
stehen  und  befiehlt  tags  darauf  den  Truppen,  Berlin  zu  räumen. 
Gegen  den  Widerspruch  seines  Bruders,  des  Prinzen  Wilhelm  (des 
späteren  Wilhelm  I.)  vertraut  der  König  sich  selbst,  das  Schloß 
und  die  Stadt  der  revolutionären  „Bürgerwehr“  an,  muß  auf 
deren  Verlangen  am  21.  März  mit  einer  schwarz-rot-gelben 
Schärpe  angetan  durch  Berlin  reiten,  eine  Amnestie  für  alle  poli- 
tisdien  Vergehen  verkünden  und  eine  Erklärung  abgeben,  daß 
er  sich  „zur  Rettung  Deutschlands  an  die  Spitze  des  Gesamt¬ 
vaterlandes  stelle“.  Die  neue  liberale  Regierung  Camphausen 
beruft  eine  preußische  Nationalversammlung  ein.4 

Mailand  und  Venedig  erheben  sich  gegen  die  österreichische 
Herrschaft.  Nach  tagelangen  Kämpfen  um  Mailand  werden  die 
Österreicher  beide  Städte  räumen.  In  diesem  Augenblick  (24. 
März)  wird  König  Karl  Albert  von  Piemont  und  Sardinien  in 
den  Kampf  gegen  Österreich  eintreten  und  verkünden:  „Italia 
farä  da  se“,  aber  lediglich  um  ein  Jahr  später  nach  der  endgül¬ 
tigen  Niederlage  abdanken  zu  müssen  (vgl.  23.  März  1 849). 

20.  März  1848 

In  Bayern  dankt  König  Ludwig  I.  zugunsten  seines  Sohnes 
Maximilian  II.  ab.  Er  hat  der  revolutionären  Unruhe  selber 
Nahrung  gegeben  durch  die  Weigerung,  das  Staatswohl  über 
seine  privaten  Neigungen  zu  stellen  und  sich  von  seiner  Mä¬ 
tresse,  Lola  Montez,  zu  trennen.  In  Baden,  Württemberg,  Hes¬ 
sen-Darmstadt,  Hannover  und  in  Sachsen  sind  inzwischen  unter 
dem  Druck  der  überall  geschürten  Unruhen  die  Regierungen 
umgebildet  und  liberale  „Märzministerien“  eingerichtet  wor¬ 
den.5 

21.  März  1848 

König  Friedrich  VII.  von  Dänemark  verkündet  die  Einverlei¬ 
bung  des  Herzogtums  Schleswig  in  den  dänischen  Staat  und  be¬ 
ruft  die  Führer  der  Schleswiger  dänischen  Minderheit,  Monrad, 
Tscherning  und  Lehmann,  in  die  Regierung.  Demgegenüber  ver- 


14 


tritt  Schleswig-Holstein  für  Schleswig  das  Erbfolgerecht  des 
Herzogs  Christian  von  Sonderburg-Augustenburg.  Es  wird  eine 
provisorische  Regierung  unter  dem  ehemaligen  Statthalter 
Friedrich  Prinz  von  Augustenburg-Noer,  dem  Grafen  Revent- 
low-Preetz  und  W.  Beseler  gebildet,  die  das  Frankfurter  Parla¬ 
ment  als  rechtmäßig  anerkennt  (vgl.  12.  April  1848). 6 

31.  März  1848 

In  Frankfurt/Main  tritt  mit  Zustimmung  des  Bundestages,  des¬ 
sen  Abgeordnete  inzwischen  auch  gegen  Liberalisten  ausge¬ 
tauscht  worden  sind,  in  der  Paulskirche  ein  sogenanntes  „Vor¬ 
parlament“  zusammen.  Es  ist  durch  einen  Siebener-Ausschuß 
aus  deutschen  Ständeversammlungen  berufen  worden  und  beauf¬ 
tragt  seinerseits  einen  Fünfziger-Ausschuß  mit  der  Vorbereitung 
der  Wahlen  zu  einer  deutschen  Nationalversammlung.  Vor  die¬ 
sem  „Vorparlament“  läßt  der  badische  Abgeordnete  Friedrich 
Hecker  die  Katze  aus  dem  Sack  und  beantragt  die  Proklamation 
der  Republik.  Der  Antrag  wird  abgelehnt.  Daraufhin  wird 
Hecker  mit  Gustav  von  Struve  und  Georg  Herwegh  zusammen 
in  Südbaden  einen  erneuten  Aufstand  organisieren,  der  nunmehr 
eindeutig  im  Sinne  des  internationalen  Liberalismus  und  Logen- 
tums  gegen  die  Monarchien  gerichtet  ist.  Der  Aufstand  wird 
durch  Bundestruppen  in  kurzer  Zeit  niedergeworfen,  doch  fällt 
dabei  in  einem  Gefecht  bei  Kandern  der  General  von  Gagern 
(nicht  zu  verwechseln  mit  dem  liberalen  hessisch-darmstädtischen 
Minister  Heinrich  von  Gagern,  vgl.  18.  Mai  1848). 7 

12.  April  1848 

Das  Frankfurter  Parlament  des  Deutschen  Bundes  nimmt  das 
Herzogtum  Schleswig  (vgl.  21.  März  1848)  in  den  Deutschen 
Bund  auf  und  beauftragt  Preußen,  eine  bewaffnete  Interven¬ 
tion  gegen  den  König  von  Dänemark  durchzuführen,  der  das 
Herzogtum  annektieren  will.  Bereits  12  Tage  später  wird  Feld¬ 
marschall  von  Wrangel  mit  seinen  Siegen  am  Danewerk  und  bei 
översee  die  Dänen  aus  Schleswig  vertreiben,  am  2.  Mai  die  Fe¬ 
stung  Fredericia  erobern.  England  und  Rußland  werden  gegen 
das  Vorgehen  Preußens  Einspruch  erheben.  Vgl.  26.  August 
1 848  !8 

15.  Mai  1848 

In  Paris  veranstalten  die  Sozialisten  auf  Veranlassung  von  Louis 
Adolphe  Blanqui  einen  Massenaufmarsch  und  fordern  eine  Re¬ 
gierungsumbildung.  Dabei  ist  es  Blanqui  besonders  um  den 
Sturz  des  republikanischen  Kriegsministers,  des  Generals  Eugene 
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Louis  Cavaignac,  zu  tun,  von  dem  er,  wie  sich  zeigen  wird  mit 
Recht,  entschlossenen  Widerstand  gegen  eine  weitere  Radikali¬ 
sierung  erwartet.  Auch  die  Schließung  der  Nationalwerkstätten 
(vgl.  24.  Februar  1848)  wird  gefordert. 

Auch  in  Wien  wird  die  zweite  Welle  des  Aufstandes  inszeniert 
(vgl.  13.  März  1848).  Diesmal  geht  es  den  Rädelsführern  um  die 
Einberufung  eines  allgemeinen  österreichischen  Reichstages.  In¬ 
zwischen  hat  am  26.  April  der  österreichische  Innenminister 
Franz  Freiherr  von  Piliersdorf  eine  Verfassungsurkunde  ver¬ 
öffentlicht,  in  der  „allen  Volksstämmen  die  Unverletzlichkeit 
ihrer  Nationalität  und  Sprache  gewährleistet“  wird  (§  4).  Kaiser 
Ferdinand  I.,  der  geistig  zurückgeblieben  und  daher  regierungs¬ 
unfähig  ist,  verläßt  Wien  und  zieht  sich  nach  Innsbruck  zurück. 

18.  Mai  1848 

In  Frankfurt/Mai,  in  der  Paulskirche,  wird  die  inzwischen  ge¬ 
wählte  Deutsche  Nationalversammlung,  sozusagen  das  Unter¬ 
haus  des  Deutschen  Bundes,  eröffnet.  Da  die  tschechischen  Wahl¬ 
kreise  in  Böhmen  nicht  mitgewählt  haben,  fehlen  für  diese  Kreise 
die  Abgeordneten.  Von  den  fast  600  Mitgliedern  der  National¬ 
versammlung  sind  319  Juristen  und  Verwaltungsbeamte,  104 
Wissenschaftler,  38  Kaufleute  und  Industrielle  und  einer  Bauer. 
Heinrich  Freiherr  von  Gagern,  liberaler  Minister  in  Hessen- 
Darmstadt,  wird  zum  Präsidenten  der  Versammlung  gewählt. 
Er  verkündet  als  Grundlage  einer  zu  schaffenden  deutschen  Ver¬ 
fassung  die  „Souveränität  der  Nation“,  einer  „Nation“,  die  als 
solche  noch  gar  nicht  existiert. 

22.  Mai  1848 

In  Berlin  wird  die  preußische  Nationalversammlung  eröffnet, 
die  gleichzeitig  mit  der  Frankfurter  Deutschen  Nationalver¬ 
sammlung  gewählt  wurde.  Auch  sie  nimmt  die  Stellung  einer 
zweiten  Kammer,  also  eines  Unterhauses  im  Parlament  ein.  In 
ihrem  Zustandekommen  erblickt  man  in  liberalen  Kreisen  einen 
Fortschritt  auf  dem  Wege  zur  Demokratie.  Prinz  Wilhelm,  der 
diese  Entwicklung  für  verhängnisvoll  hält,  geht  auf  Befehl  sei¬ 
nes  Bruders,  des  Königs  Friedrich  Wilhelm  IV.,  nach  England. 

1.  Juni  1848 

In  Köln  erscheint  die  erste  Ausgabe  der  radikal-sozialistischen 
„Neuen  Rheinischen  Zeitung“.  Sie  wird  von  dem  nunmehr  auch 
aus  Belgien  ausgewiesenen  Karl  Marx  und  Friedrich  Engels  her¬ 
ausgegeben,  den  Verfassern  des  im  Februar  in  London  erschiene- 
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nen  Kommunistischen  Manifests  (vgl.:  Februar  1848),  und 
nimmt  die  Tendenz  der  1843  verbotenen  „Rheinischen  Zeitung“ 
wieder  auf.  Marx  und  Engels  versuchen  mit  ihrem  Blatt,  wach¬ 
senden  Einfluß  auf  die  revolutionäre  Entwicklung  zu  nehmen. 
Es  wird  aber  nur  bis  zum  Mai  1849  erscheinen. 

2.  Juni  1848 

In  Prag  tritt  ein  Slawenkongreß  zusammen,  an  dem  Polen  und 
Südslawen  aus  Österreich  und  Polen  aus  Preußen  (Posen)  teil¬ 
nehmen.  Als  einziger  Russe  ist  der  Anarchist  Michail  Alexandro- 
witsch  Bakunin  anwesend.  Es  wird  ein  von  Palacky  ausgearbei¬ 
tetes  Manifest  angenommen,  das  die  Umformung  des  österreichi¬ 
schen  Kaiserreiches  „in  einen  Bund  von  gleichberechtigten  Völ¬ 
kern“  vorsieht.  Als  solchen  will  Palacky  die  Donaumonarchie 
erhalten  wissen,  einerseits  als  Gegengewicht  gegen  die  russische 
Zarenherrschaft,  andererseits  um  die  Vereinigung  der  Deutsch- 
österreicher  mit  Deutschland  zu  verhindern. 


26.  Juni  1848 

In  Paris  wirft  der  Kriegsminister  Cavaignac  (vgl.  15.  Mai  1848) 
nach  dreitägiger  blutiger  Straßenschlacht  den  Aufstand  der  So¬ 
zialisten  nieder.  Die  Verluste  bei  diesen  Kämpfen  werden  auf 
4000  bis  5000  Tote  geschätzt.  Damit  ist  die  Kraft  der  Sozialisten 
zunächst  gebrochen  und  es  gehen  aus  der  zweiten  französischen 
Revolution  die  gemäßigten  Republikaner  zunächst  als  Sieger 
hervor.  Zwei  Tage  später  wird  Cavaignac  Ministerpräsident 
werden  und  eine  Militärdiktatur  errichten,  die  sich  etwa  ein  hal¬ 
bes  Jahr  lang  behaupten  kann  (vgl.  1 0.  Dezember  1848). 


27.  Juni  1848 

Die  Deutsche  Nationalversammlung  in  Frankfurt  wählt  auf  Vor¬ 
schlag  ihres  Präsidenten  Heinrich  von  Gagern  den  österreichischen 
Erzherzog  Johann  zum  Reichsverweser.  Der  Bundestag  überträgt 
daraufhin  seine  Vollmachten  auf  den  Erzherzog,  der  seinerseits 
ein  Reichsministerium  beruft.  Dieses  wird  jedoch  ein  Schatten¬ 
kabinett  bleiben,  da  die  Entwicklung  weder  innen-  noch  außen¬ 
politisch  für  die  Errichtung  eines  deutschen  Reiches  reif  ist.  Die 
revolutionären  Umtriebe,  teils  liberalistischer,  teils  radikalsozia¬ 
listischer  Prägung,  bilden  schon  gar  keinen  tragbaren  Grund  für 
eine  neue  Reichsgründung. 
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25.  Juli  1848 

Der  österreichische  Oberbefehlshaber  in  Italien,  der  81jährige 
Feldmarsdhall  Joseph  Graf  Radetzky,  besiegt  bei  Custozza  die 
Truppen  König  Karl  Alberts  von  Piemont-Sardinien  entschei¬ 
dend.  Zwölf  Tage  später  wird  er  auch  Mailand  für  Österreich 
zurückgewonnen  haben  und  seinen  Einzug  in  die  Stadt  halten. 
Mit  Karl  Albert  wird  ein  Waffenstillstand  geschlossen  werden, 
den  dieser  im  darauffolgenden  Jahre  wieder  kündigen  wird 
(vgl.  23.  März  1849).  In  Venedig,  das  sich  noch  verteidigt,  wird 
die  Republik  ausgerufen  (vgl.  noch  August  1849). 

23.  August  1848 

In  Berlin  tritt  der  Erste  Allgemeine  Deutsche  Arbeiterkongreß 
zusammen,  an  dem  die  Vertreter  von  31  Arbeitervereinen  und 
drei  Arbeiterkomitees  aus  25  Städten  teilnehmen.  Es  werden 
Selbsthilfemaßnahmen  beschlossen  und  eine  ansehnliche  Reihe 
sozialer  und  politischer  Forderungen  aufgestellt,  u.  a.  die  Zulas¬ 
sung  gewerkschaftlicher  Organisationen.  Treibende  Kraft  in  die¬ 
sem  Kongreß  ist  Stephan  Born  aus  Lissa/Posen,  Schriftsetzer, 
Journalist  seit  1846  in  Kontakt  mit  Marx  und  Engels,  seit  April 
1848  Leiter  des  „Zentralkomitees  der  Gewerke“  in  Berlin. 

26.  August  1848 

In  Malmö  unterzeichnen  von  Below  für  Preußen  und  von  Bille 
sowie  von  Reedtz  für  Dänemark  einen  auf  sieben  Monate  befri¬ 
steten  Waffenstillstand,  den  England  vermittelt  hat  (vgl.  12. 
April  1848).  Binnen  12  Tagen  sind  danach  die  Herzogtümer 
Schleswig  und  Holstein  von  dänischen  sowie  von  deutschen 
Bundestruppen  zu  räumen,  ausgenommen  die  in  den  Herzog¬ 
tümern  beheimateten  Truppen.  Für  beide  Herzogtümer  wird 
eine  gemeinsame  Regierungsbehörde  eingesetzt,  für  die  Dauer 
des  Waffenstillstandes,  die  im  Namen  des  Königs  von  Dänemark 
in  seiner  Eigenschaft  als  Herzog  von  Schleswig  und  Holstein  die 
Regierungsgewalt  ausübt.  Die  Mitglieder  dieser  Regierungsbe¬ 
hörde  werden  zur  Hälfte  vom  König  von  Dänemark,  zur  Hälfte 
vom  König  von  Preußen  ernannt.  Über  den  Präsidenten  haben 
sich  die  beiden  Monarchen  zu  einigen.  England  wird  ersucht,  die 
Garantie  für  die  Durchführung  der  Waffenstillstandsbedingun¬ 
gen  zu  übernehmen.  Die  Ratifizierungsurkunden  werden  am  1. 
September  in  Malmö  ausgetauscht  werden.  Darauf  werden  Frie¬ 
densverhandlungen  in  London  folgen  (vgl.  12.  Dezember  1848), 
die  aber  scheitern.  Am  3.  April  1849  wird  der  Kampf  wieder 
aufgenommen  werden.9 
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18.  September  1848 

In  Frankfurt/Main  spielt  ein  von  politischen  Agitatoren  aufge¬ 
wiegelter  Pöbelhaufen  „Französische  Revolution“  und  schlachtet 
unter  nicht  wiederzugebenden  Mißhandlungen  auf  der  Born- 
heimer  Heide  die  Abgeordneten  der  Nationalversammlung,  den 
Fürsten  Felix  von  Lichnowski  und  den  General  Hans  von  Auers¬ 
wald,  buchstäblich  ab.  Die  sogenannte  „Deutsche  Revolution“, 
die  in  Wirklichkeit  nur  ein  Abklatsch  der  französischen  ist,  tritt 
nunmehr  in  das  Stadium,  in  dem  sie  nur  noch  Ekel  erregen 
kann.10 

5.  Oktober  1848 

In  Wien  wird  die  1794  geschlossene  Freimaurerloge  „Zum  heili¬ 
gen  Joseph“  von  dem  jüdischen  Freimaurer  Ludwig  Lewis  unter 
dem  alten  Namen  wieder  neu  gegründet.  Angesichts  der  Ereig¬ 
nisse,  die  noch  am  gleichen  Abend  beginnen  (siehe  unten)  schließt 
sich  ein  Zufall  aus.  Diese  Neugründung  macht  noch  einmal  ganz 
deutlich,  daß  1848  als  Fortsetzung  von  1789  zu  verstehen  ist,  in 
der  Zielsetzung,  in  der  Motivation  und  nicht  zuletzt  in  den  ekel¬ 
erregenden  Begleiterscheinungen.  Hier  scheiden  sich  die  Geister, 
damals  wie  heute.11 

6.  Oktober  1848 

Wien  erlebt  die  dritte  Welle  der  von  Paris  importierten  Revo¬ 
lution  mit  Barrikadenkämpfen  und  mit  der  Ermordung  des 
österreichischen  Kriegsministers  Theodor  Graf  Baillet  von  La¬ 
tour.  Der  Sadismus  des  aufgehetzten  Mobs  tobt  sich  zügellos  aus, 
wie  wenige  Wochen  zuvor  in  Frankfurt  (vgl.  18.  September 
1848).  Die  Massen  stürmen  das  Zeughaus  und  bemächtigen  sich 
der  dort  aufbewahrten  historischen  Waffen.  Der  geistesschwache 
Kaiser  Ferdinand  weicht  mit  dem  Hof  nach  Olmütz  aus,  der 
österreichische  Reichstag  nach  Kremsier  in  Mähren,  wo  er  im 
Palast  des  Erzbischofs  von  Olmütz  vom  22.  November  bis  zum 

7.  März  1 849  tagen  wird.12 

27.  Oktober  1848 

Die  Frankfurter  Nationalversammlung  stimmt  für  einen  Ver¬ 
fassungsentwurf,  der  die  Vereinigung  eines  Teiles  des  Deutschen 
Reiches  mit  nichtdeutschen  Ländern  untersagt.  Lediglich  eine 
Personalunion  soll  künftig  deutsche  und  nichtdeutsche  Länder 
miteinander  verbinden  dürfen.  Für  Österreich  würde  eine  solche 
Reichsverfassung  eine  grundlegende  Umgestaltung  seines  Staats¬ 
verbandes  erforderlich  machen.  Es  wird  den  Entwurf  daher  ab¬ 
lehnen  (vgl.  27.  November  1848). 
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31.  Oktober  1848 

Wien  wird  von  den  Truppen  des  Fürsten  Windischgrätz  und 
dem  wilden  Kroatenheer  des  Ban  Jellachich  nach  achttägigen 
blutigen  Kämpfen  mit  den  fanatischen  Revolutionären  erobert 
und  sofort  von  der  Außenwelt  abgeschlossen.  Die  Einwohner 
werden  entwaffnet,  die  Häuser  durchsucht,  Schuldige  und  Ver¬ 
dächtige  verhaftet,  Messenhauser,  Becher,  Jellinek  und  Robert 
Blum,  der  Führer  der  Frankfurter  Linken,  werden  standrechtlich 
erschossen.  Felix  Fürst  zu  Schwarzenberg  übernimmt  die  Regie¬ 
rung  (vgl.  27.  November  1848). 13 

4.  November  1848 

Die  französische  Nationalversammlung  beschließt  eine  neue  Ver¬ 
fassung  mit  betont  republikanischem  Gepräge.  Die  Regierung 
wird  künftig  vom  Präsidenten  der  Republik  geleitet  werden, 
der  unmittelbar  vom  Volke  gewählt  wird,  jeweils  für  eine  Amts¬ 
periode  von  vier  Jahren.  Eine  Wiederwahl  ist  nach  dieser  Ver¬ 
fassung  ausgeschlossen.  Die  erste  Präsidentenwahl  wird  am  10. 
Dezember  durchgeführt  werden  (vgl.  dort)  und  das  zweite  fran¬ 
zösische  Kaiserreich  anbahnen  wie  die  1.  französische  Revolution 
das  1.  Kaiserreich  angebahnt  hat. 

9.  November  1848 

Der  neuernannte  preußische  Ministerpräsident  Friedrich  Wil¬ 
helm  Graf  von  Brandenburg  (ein  Sohn  König  Friedrich  Wil¬ 
helms  II.)  und  der  Innenminister  Otto  von  Manteuffel  vertagen 
auf  Befehl  des  Königs  die  preußische  Nationalversammlung  und 
verlegen  gleichzeitig  deren  Sitz  nach  Brandenburg,  um  sie  dem 
seit  fünf  Monaten  anhaltenden  Terror  des  revolutionären  Pöbels 
in  Berlin  zu  entziehen.  Anlaß  zu  diesem  Schritt  ist  ein  neuer 
Verfassungsentwurf,  der  ebenso  hemmungslos  wie  unrealistisch 
die  Grundlagen  der  Monarchie  in  Preußen  antastet,  und  ein 
Antrag,  zugunsten  der  Revolution  in  Wien  zu  intervenieren.14 

10.  November  1848 

Da  die  preußische  Nationalversammlung  ihre  Sitzungen  entge¬ 
gen  dem  Verbot  des  Ministerpräsidenten,  des  Grafen  von  Bran¬ 
denburg,  fortsetzt,  rückt  der  Oberbefehlshaber  des  Heeres,  Ge¬ 
neral  von  Wrangel,  mit  einem  starken  Truppenkontingent  in 
Berlin  ein,  läßt  das  Sitzungsgebäude  besetzen,  den  bewaffneten 
Pöbel,  „Bürgerwehr“  genannt,  entwaffnen  und  auseinanderja¬ 
gen,  alle  Klubs  und  Vereine  schließen  und  ein  strenge  polizei¬ 
liche  Überwachung  in  der  Stadt  einrichten.  Das  alles  wäre  nicht 
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notwendig,  wenn  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  am  18.  März 
1848  (vgl.  dort)  dem  Rate  seines  Bruders,  des  Prinzen  Wilhelm, 
gefolgt  wäre  und  mehr  Standfestigkeit  gegenüber  den  Anfängen 
des  revolutionären  Aufruhrs  bewiesen  hätte.  Es  zeigt  sich  wieder¬ 
um,  daß  Nachgiebigkei  am  Anfang  später  zu  um  so  größerer 
Härte  zwingt.  Die  Furcht,  unpopulär  zu  erscheinen,  macht  spä¬ 
ter  den  Mut  zu  weit  größerer  Unpopularität  notwendig.  Diese 
Erfahrung  beginnt,  dem  König  sein  Amt  zu  verleiden.15 

15.  November  1848 

In  Rom  wird  der  Ministerpräsident  des  Kirchenstaates,  den  ROM 
Papst  Pius  IX.  in  dieses  Amt  berufen  hat,  der  Rechtsgelehrte 
Rossi  bei  der  Eröffnung  des  Ständeparlaments  auf  den  Stufen  ERMORDUNG 
zum  Ständehaus  erdolcht,  darauf  der  Quirinal  vom  aufgebrach-  ROSSIS 
ten  römischen  Stadtpöbel  unter  Führung  des  „Fürsten“  von 
Canino  (Bonaparte)  umstellt  und  der  Papst  unter  Drohungen  MINISTERIUM 
gezwungen,  ein  radikales  Ministerium  unter  Leitung  Mamianis  MAMIANI 
zu  ernennen.  Neun  Tage  später  wird  Pius  IX.  verkleidet  aus 
Rom  nach  Gaeta  fliehen,  dort  eine  andere  Regierung  bilden  und  PIUS  IX. 
gegen  alles,  was  in  Rom  geschieht,  Protest  einlegen,  freilich  FLIEHT  NACH 
vergeblich.  Die  übereilten  liberalen  Reformen,  die  der  Papst  zu  GAETA 
Beginn  seiner  Amtszeit  durchführte  (vgl.  12.  Januar  1848),  wur¬ 
den  ihm  nicht  gedankt,  sondern  reizten  den  Pöbel  und  die  Agi¬ 
tatoren  der  Revolution  nur  zu  immer  weitergehenden,  hem¬ 
mungslosen  Forderungen.  Unter  anderem  hatte  man  verlangt, 
der  Papst  solle  Österreich  den  Krieg  erklären  (!),  was  er  natür¬ 
lich  ablehnen  mußte.  Auch  die  Ausweisung  der  Jesuiten  und  die 
Gewährung  einer  ständischen  Verfassung  genügten  den  Aufrüh¬ 
rern  nicht.  Der  ermordete  Rossi  zog  sich  ihren  Zorn  zu,  als  er 
Maßnahmen  ergriff,  die  vollständige  Anarchie  im  Kirchenstaat 
zu  verhindern.115 

27.  November  1848 

Der  österreichische  Ministerpräsident  Felix  Fürst  zu  Schwarzen-  ÖSTERREICH 
berg  (vgl.  31.  Oktober  1848)  lehnt  den  Verfassungsentwurf 
der  Frankfurter  Nationalversammlung  (vgl.  27.  Oktober  1848)  SC  HW  ARTEN  - 

ab  und  erklärt:  „Österreichs  Fortbestand  in  staatlicher  Einheit  BERG  LEHNT 
ist  ein  deutsches  wie  ein  europäisches  Bedürfnis.“  FRANKFURTER 

Damit  ist  die  spätere  „kleindeutschc  Lösung“  bei  der  Bismarck-  VERFASSUNGS- 
schen  Reichsgründung  im  wesentlichen  schon  vorgezeichnet,  zu-  ENTWURF  AB 
mal  der  österreichische  Reichstag  in  Kremsier  sich  voll  und  betont 
hinter  Schwarzenbergs  Erklärung  stellt  und  den  bestehenden 
Vielvölkerstaat  einer  Vereinigung  mit  Deutschland  vorzieht.17 
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In  der  Domkirche  von  Brandenburg  wird  die  preußische  Natio¬ 
nalversammlung  von  neuem  eröffnet.  Doch  reicht  die  Zahl  der 
dort  erschienenen  Mitglieder  zur  Beschlußfassung  nicht  aus.  Ein 
Teil  der  oppositionellen  Abgeordneten  erscheint  nur,  um  noch¬ 
mals  gegen  die  Verlegung  von  Berlin  nach  Brandenburg  zu  pro¬ 
testieren,  unterstützt  durch  Aufruhr  und  drohende  Erklärungen 
in  den  preußischen  Provinzen  Sachsen,  Schlesien,  Westfalen  und 
Rheinland.  Daraufhin  wird  die  Regierung  die  preußische  Natio¬ 
nalversammlung  endgültig  auflösen  (vgl.  5.  Dezember  1848). 18 

2.  Dezember  1848 

In  Österreich  dankt  Kaiser  Ferdinand  I.  im  Alter  von  55  Jahren 
nach  14  Regierungsjahren  ab.  Man  hat  dem  geistig  zurückgeblie¬ 
benen  Monarchen  die  Abdankung  nahegelegt,  da  angesichts  der 
revolutionären  Wirren  das  Regentschaftssystem  sich  als  nicht 
wirksam  genug  erweist.  (Der  Regentschaftsrat  setzte  sich  aus 
vier  Personen  zusammen,  zwei  Erzherzogen  und  zwei  Ministern.) 
Die  Nachfolge  tritt  der  18jährige  Neffe  des  Kaisers,  Franz 
Joseph,  an,  nicht  in  Wien,  sondern  noch  in  Olmütz,  und  unter 
wenig  verheißungsvollen  Vorzeichen.  Seine  68jährige  (!)  Regie¬ 
rungszeit  wird  vom  Unglück  gezeichnet  sein. 

5.  Dezember  1848 

König  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preußen  befiehlt,  die  preußi¬ 
sche  Nationalversammlung  in  Brandenburg  aufzulösen,  da  sie 
ohnehin  nicht  beschlußfähig  ist  und  die  Abgeordneten  der  Oppo¬ 
sition,  soweit  sie  überhaupt  in  Brandenburg  erschienen  sind,  wei¬ 
terhin  gegen  die  Verlegung  aus  Berlin  protestieren.  Die  neue 
preußische  Staatsverfassung,  die  eigentlich  von  dieser  National¬ 
versammlung  erarbeitet  werden  sollte,  wird  nunmehr  vom  König 
verkündet.  Sie  sieht  neben  dem  Herrenhaus  ein  nach  dem  Drei- 
klassenwahlrecht  gewähltes  Abgeordnetenhaus  vor  und  wird  am 
31.  Januar  1850  in  Kraft  treten. 

10.  Dezember  1848 

In  Frankreich  werden  zum  erstenmal  Präsidentenwahlen  auf¬ 
grund  der  neuen  Verfassung  vom  4.  November  (vgl.  dort)  un¬ 
mittelbar  durch  das  Volk  durchgeführt.  Dabei  erleidet  der  bis¬ 
herige  Ministerpräsident  und  Militärdiktator  Cavaignac,  der 
sich  auf  die  gemäßigten  Republikaner  stützt,  eine  empfindliche 
Niederlage  gegen  den  Prinzen  Louis  Napoleon,  einen  Neffen 
Kaiser  Napoleons  I.  Dieser  hat  seine  Kindheit  zum  Teil  im 
Ausland  verbracht  und  später  einige  mißglückte  Putschversuche 
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gegen  den  Bürgerkönig  Louis  Philippe  unternommen.  Nunmehr 
erhält  er  bei  den  Wahlen  5,4  Millionen  Stimmen,  Cavaignac  nur 
1,4  Millionen. 

12.  Dezember  1848 

Bei  den  Friedensverhandlungen  zwischen  Dänemark  und  Preu¬ 
ßen  bzw.  dem  Deutschen  Bund  in  London  (vgl.  26.  August  1848) 
schlägt  Lord  Palmerston  vor,  das  Herzogtum  Schleswig  solle 
eine  eigene  Verfassung  erhalten  und  sowohl  von  Dänemark  als 
auch  von  Holstein  unabhängig  werden.  Preußen  sowie  das  pro¬ 
visorische  deutsche  Reichsministerium  stimmen  dem  Vorschlag 
zu.  Dänemark  lehnt  ihn  ab,  verläßt  sich  dabei  auf  die  Unter¬ 
stützung  Rußlands,  Frankreichs  sowie  Österreichs  und  wird  den 
Waffenstillstand  von  Malmö  (vgl.  26.  August  1848)  am  23.  Fe¬ 
bruar  1 849  kündigen.  Vgl.  3.  April  1 849. 19 

15.  Dezember  1848 

Der  österreichische  Oberbefehlshaber  Fürst  Windisch-Grätz 
bricht  zu  einem  Feldzug  gegen  Ungarn  auf,  da  der  ungarische 
Reichstag  die  Thronbesteigung  Kaiser  Franz  Josephs  (vgl.  2.  De¬ 
zember  1848)  nicht  anerkennt  und  sich  gegen  alle  Regierungs¬ 
handlungen  des  neuen  Kaisers  verwahrt,  solange  dieser  nicht 
traditionsgemäß  in  Budapest  gekrönt  ist  und  die  ungarische  Ver¬ 
fassung  sowie  die  Rechte  der  ungarischen  Stände  beschworen  hat. 
Das  österreichische  Heer  nimmt  die  Städte  Oedenburg,  Preßburg, 
Raab  u.  a.  und  wendet  sich  gegen  Budapest  (vgl.  5.  Januar 
1849). 20 
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1849 


5.  Januar  1849 

Fürst  Windisch-Grätz  (vgl.  15.  Dezember  1848)  hält  seinen 
Einzug  in  Budapest,  das  tags  zuvor  von  der  ungarischen  Armee 
unter  Mitnahme  aller  Kriegsvorräte,  der  Stephanskrone  und 
anderen  Reichsinsignien  sowie  der  Banknotenpresse  geräumt 
wurde.  Der  Sprecher  der  ungarischen  Unabhängigkeitsbewegung, 
der  Rechtsanwalt  Ludwig  Kossuth  weicht  nach  Debreczin  aus, 
mit  ihm  der  Landesverteidigungsausschuß  und  die  Deputierten 
des  ungarischen  Reichstages.  Unter  den  Deutschen  Siebenbürgens 
richten  Ungarn  und  Rumänen  ein  Blutbad  an.1 

29.  Januar  1849 

Die  französische  Nationalversammlung  faßt  den  Beschluß,  ihre 
Sitzungsperiode  bis  zum  Mai  1849  zu  befristen  und  sich  dann 
aufzulösen.  Hinter  diesem  Beschluß  steht  der  Einfluß  der  Armee, 
die  sich  von  den  Neuwahlen  eine  Wiederherstellung  der  Ära 
Cavaignac,  d.  h.  eine  neue  Militärdiktatur  verspricht,  wenn 
nicht  sogar  die  Wiederherstellung  der  Monarchie,  auf  jeden  Fall 
ein  stärkeres  Frankreich  als  es  das  nachrevolutionäre  darstellt. 

Februar  1849 

In  Rom  beruft  nach  der  Flucht  Pius  IX.  nach  Gaeta  (vgl.  15.  No¬ 
vember  1848)  die  republikanische  Partei  eine  neue  konstitu¬ 
ierende  Versammlung  ein.  Diese  proklamiert  in  ihrer  ersten 
Sitzung  eine  römische  Republik  und  erkennt  dem  Papst  die  welt¬ 
liche  Macht  ab,  damit  also  auch  seine  Stellung  als  Staatsober¬ 
haupt  des  Kirchenstaates.  Pius  antwortet  mit  dem  Kirchenbann, 
was  den  demokratischen  Volksclub  zu  einem  satirischen  Umzug 
durch  die  Straßen  Roms  veranlaßt.  Das  Papsttum  erfährt  seine 
tiefste  Erniedrigung  und  Pius  IX.  muß  sich  sagen,  daß  er  diese 
liberalen  Geister  selber  gerufen,  zumindest  ermutigt  hat  (vgl. 
12.  Januar  1848).  Eine  Dreimännerregierung  (Triumvirat)  über¬ 
nimmt  die  Verwaltung  des  ehemaligen  Kirchenstaates,  der  sich 
jetzt  „Freistaat“  nennt,  um  ihn  gleichzeitig  zum  Kristallisations¬ 
zentrum  der  Einigung  Italiens  und  zum  Mittelpunkt  eines  re¬ 
volutionären  Terrorismus  zu  machen.  Kirchengut  wird  in  kleine 
Pachtgüter  für  die  Armen  aufgeteilt.  Der  Marineoffizier  Guisep- 
pe  Garibaldi  aus  Nizza,  Anhänger  des  Demokratenführers  Maz- 
zini,  organisiert  eine  starke  Volkswehr.2 
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4.  März  1849 

Wie  in  Preußen  (vgl.  5.  Dezember  1848),  so  wird  nunmehr  auch 
in  Österreich  der  Reichstag  zu  Kremsier  in  Mähren  aufgelöst 
und  die  neue  Verfassung  des  österreichischen  Gesamtstaates  durch 
den  jungen  Kaiser  Franz  Joseph  (vgl.  2.  Dezember  1848)  ver¬ 
kündet.  Danach  sollen  innerhalb  des  Gesamtstaates  alle  Volks¬ 
stämme  gleichberechtigt  sein  und  jeder  Volksstamm  ein  unver¬ 
letzliches  Recht  auf  Wahrung  und  Pflege  seiner  Nationalität 
und  Sprache  haben  (§  5).  Diese  Verfassung  wird  allerdings  nur 
zwei  Jahre  in  Kraft  bleiben. 
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23.  März  1849 

Nachdem  König  Karl  Albert  von  Piemont-Sardinien  den  Waf¬ 
fenstillstand  mit  Österreich  (vgl.  25.  Juli  1848)  gekündigt  hat, 
fügt  ihm  der  greise  Feldmarschall  Radetzky  bei  Mortara  und 
insbesondere  bei  Novara  erneut  entscheidende  Niederlagen  bei. 
Daraufhin  wird  Karl  Albert  zugunsten  seines  Sohnes  Viktor 
Emanuel  II.  (1849—1878)  abdanken  und  am  29.  Juli  desselben 
Jahres  sterben.  Die  österreichischen  Streitkräfte  werden  nach 
schweren  Kämpfen  Bologna  und  Ancona  erobern  und  ein  neapo¬ 
litanisches  Heer  wird  vom  Süden  her  in  den  ehemaligen  Kirchen¬ 
staat  eindringen.'* 
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28.  März  1849 

Die  Frankfurter  Nationalversammlung  beschließt,  unberührt 
von  den  soeben  in  Österreich  und  Preußen  verkündeten  Staats¬ 
verfassungen,  eine  Reichsverfassung.  Danach  soll  an  der  Spitze 
des  Reiches  ein  erblicher  Kaiser  stehen  (für  die  Erblichkeit  kam 
nur  eine  Mehrheit  von  vier  Stimmen  zustande),  neben  ihm  ein 
Reichstag  mit  zwei  Kammern,  dem  Staatenhaus  und  dem  Volks¬ 
haus,  das  in  allgemeinen  und  direkten  Wahlen  gewählt  werden 
soll.  Gleichzeitig  mit  dem  Beschluß  dieser  Verfassung  wird  auch 
bereits  eine  Kaiserwahl  durchgeführt.  König  Friedrich  Wilhelm 
IV.  von  Preußen  erhält  290  Stimmen  bei  248  Enthaltungen.  Vgl. 
3.  April  1849. 

3.  April  1849 

Nachdem  Dänemark  den  Waffenstillstand  von  Malmö  (vgl. 
26.  August  1848)  am  23.  Februar  1849  gekündigt  hat  (vgl.  12. 
Dezember  1848,)  wird  der  Kampf  gegen  die  Truppen  des  Deut¬ 
schen  Bundes  wieder  aufgenommen.  Die  beiderseitigen  Streit¬ 
kräfte  haben  die  Stellungen  wieder  bezogen,  die  sie  bei  Abschluß 
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des  Waffenstillstandes  innehatten.  Es  werden  mehrere  Gefechte 
stattfinden,  bis  am  10.  Juli  1849,  wiederum  in  Malmö,  ein  neuer 
Waffenstillstand  zustande  kommt.  Ihm  wird  ein  Jahr  später,  am 
2.  Juli  1850  der  Friede  von  Berlin  folgen,  mit  dem  Preußen  bzw. 
der  Deutsche  Bund  die  Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein 
ihrem  Schicksal  allein  überlassen.  Sie  werden  den  Kampf  gegen 
Dänemark  allein  weiterführen,  so  lange  sie  können  (vgl.  2.  Au¬ 
gust  1850). 4 


Auf  mit  knapper  Mehrheit  gefaßten  Beschluß  der  Deutschen 
Nationalversammlung  in  Frankfurt  (Paulskirche)  vom  28.  März 
(vgl.  dort)  bietet  eine  Abordnung  unter  Leitung  von  Eduard 
Simson  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preußen  die  deutsche 
Kaiserkrone  an.  Der  König  erklärt  der  Delegation,  er  könne 
diese  Würde  nur  mit  Zustimmung  aller  deutschen  Fürsten  an¬ 
nehmen.  Augenscheinlich  ist  er  der  Auffassung,  daß  ein  Simson 
allenfalls  die  Krone  König  Davids  anzubieten  hat,  aber  nicht 
eine  deutsche  Kaiserkrone.  Auch  muß  es  ihn  befremden,  mit  wel¬ 
cher  Aufdringlichkeit  ausgerechnet  dieser  Simson  eine  Rolle  in 
der  deutschen  Nationalpolitik  zu  spielen  sucht.  Und  schließlich 
ist  dem  König  nach  der  selbstverschuldeten  Demütigung  im  Vor¬ 
jahre  alles  zutiefst  verdächtig,  was  aus  der  Frankfurter  Pauls¬ 
kirche  kommt.  In  seinen  Augen  ist  dieses  Angebot  eine  Zumu¬ 
tung.  Aus  solchen  Händen  nimmt  man  keine  Krone  an,  will  man 
sich  nicht  von  neuem  erniedrigen  und  den  Zudringlichkeiten 
dieser  Sorte  von  Leuten  aussetzen.  Die  Schmach  von  1848  muß 
endlich  ein  Ende  haben.  Er  wird  seine  Konsequenzen  ziehen. 
Sechs  Wochen  später  wird  er  sie  der  Öffentlichkeit  mitteilen  (vgl. 
15.  Mai  1849). 5 
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14.  April  1849 

Der  ungarische  Reichstag  in  Debreczin  (vgl.  5.  Januar  1849) 
verkündet  die  Unabhängigkeit  Ungarns  von  Österreich  und 
setzt  eine  provisorische  Regierung  ein.  Auf  Antrag  Ludwig  Kos- 
suths  erklärt  er  das  Haus  Habsburg-Lothringen  in  Ungarn  für 
abgesetzt.  Kossuth  selber  wird  zum  Gouverneur  bzw.  Reichs¬ 
verweser  gewählt.  Der  ungarische  Oberbefehlshaber  Arthur  Gör¬ 
gey  wird  zum  Kriegsminister  ernannt,  verfolgt  jedoch  aufgrund 
seiner  entscheidenden  militärischen  Erfolge  gegen  Österreich  eige¬ 
ne  Ziele.  Neun  Tage  später,  am  23.  April,  wird  er  Budapest 
nehmen,  am  25.  das  kaiserliche  Belagerungsheer  von  Komorn 
zum  Rückzug  zwingen.® 
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28.  April  1849 

Der  Beauftragte  für  die  Deutschlandpolitik  Preußens,  General 
Radowitz,  lädt  im  Aufträge  König  Friedrich  Wilhelms  IV.  die 
deutschen  Regierungen  zu  Verhandlungen  über  die  Bildung  eines 
deutschen  Bundesstaates  nach  Berlin  ein.  Das  Ziel  dieser  preußi¬ 
schen  Bestrebungen  ist  eine  Union  der  regierenden  deutschen 
Fürsten  ohne  Österreich.  Ausschlaggebend  dafür  ist  weniger  ein 
Konkurrenzkampf  Hohenzollern — Habsburg,  als  vielmehr  die 
Erkenntnis,  daß  die  außerdeutschen  Besitzungen  Österreichs 
einer  deutschen  Einigung  eher  hinderlich  als  förderlich  sind.  Vgl. 
26.  Mai  1849. 7 
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3.  Mai  1849 

In  Dresden  bricht  unter  Führung  des  Demokraten  O.  L.  Heub- 
ner,  des  linksradikalen  Advokaten  S.  F..  Tzschirner  und  des  russi¬ 
schen  Anarchisten  Bakunin  ein  Aufstand  aus,  angeblich,  um  die 
Anerkennung  der  Frankfurter  Reichsverfassung  vom  28.  März 
(vgl.  dort)  zu  erzwingen.  In  Wirklichkeit  werden  schon  zu  Be¬ 
ginn  rote  Fahnen  gezeigt,  und  verwilderte  Pöbelmassen  geben 
dem  Aufruhr  das  gleiche  Gesicht  wie  im  Jahre  zuvor  in  Frank¬ 
furt,  Wien  und  Berlin.  Auch  sind  weder  Tzschirner  noch  Bakunin 
an  einer  deutschen  Reichsverfassung  interessiert.  Tags  darauf 
weichen  König  und  Regierung  in  die  Festung  Königstein  aus 
und  fordern  preußische  Militärhilfe  an,  die  sogleich  gewährt 
wird.  Vom  6.  bis  zum  9.  Mai  werden  preußische  Truppen  in 
Dresden  in  Barrikadenkämpfen  dem  roten  Spuk  ein  Ende  be¬ 
reiten.  Belagerungszustand,  Kriegsgerichte  und  Ausnahmegesetze 
werden  in  Kürze  die  Ordnung  wiederherstellen.  Auf  seiten  der 
Aufrührer  haben  auch  der  Hofbaumeister  Gottfried  Semper  und 
der  Hofkapellmeister  Richard  Wagner  gekämpft.  Ihres  Bleibens 
ist  danach  in  Dresden  länger  nicht  mehr.8 

15.  Mai  1849 

König  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preußen  legt  in  einer  Prokla¬ 
mation  die  Gründe  dar,  die  ihn  zur  Ablehnung  der  von  der 
Nationalversammlung  in  Frankfurt  unter  Simson  angebotenen 
Kaiserkrone  bewogen  haben.  (Vgl.  3.  April  1849.)  Gleichzeitig 
beruft  er  die  preußischen  Abgeordneten  aus  der  Nationalver¬ 
sammlung  ab,  was  deren  Auflösung  zur  Folge  hat,  und  kündigt 
dem  von  der  Nationalversammlung  bestellten  Reichsverweser, 
dem  Erzherzog  Johann,  die  Unterstellung  der  preußischen  Diplo¬ 
matie  und  Truppen  auf.  Er  legt  ihm  sogar  nahe,  das  Amt  des 
Reichsverwesers  an  Preußen  übergehen  zu  lassen.  Das  wird  der 
Erzherzog  am  24.  Mai  ablehnen.  Friedrich  Wilhelm  will  die 
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weitere  Entwicklung  der  deutschen  Einigung  von  Berlin  aus  ge¬ 
steuert  sehen.  Doch  widersetzen  sich  einem  Bundesstaat  unter 
Führung  Preußens  gerade  Bayern,  Sachsen  und  Hannover,  die 
für  den  Gedanken  einer  „Deutschen  Union“  durchaus  zu  haben 
sind.  So  kommt  es  zunächst  nur  zu  dem  Provisorium  des  „Drei¬ 
königsbündnisses“  vom  26.  Mai  1849  (vgl.  dort).9 

17.  Mai  1849 

In  Klausenburg/Siebenbürgen  verurteilt  ein  ungarisches  Kriegs¬ 
gericht  den  deutschstämmigen  Pfarrer  und  Pädagogen  Stephan 
Ludwig  Roth,  einen  Schüler  und  Mitarbeiter  Pestalozzis,  wegen 
„Feindbegünstigung“  zum  Tode.  Roth  hatte  sich  gegen  die  Ma- 
gyarisierung  Siebenbürgens  gewandt  und  sieben  Jahre  zuvor 
in  seiner  Schrift  „Der  Sprachenkampf  in  Siebenbürgen“  für  den 
Behördenschriftverkehr  die  Beibehaltung  des  Lateinischen  als 
neutraler  Sprache  gefordert.  Darin  erblicken  die  fanatisch-natio¬ 
nalen  Ungarn  eine  Begünstigung  Österreichs. 

21.  Mai  1849 

Während  ungarische  Truppen  unter  dem  Oberbefehl  Görgeys 
(vgl.  14.  April  1849)  auch  die  Stadt  Ofen  erobern  und  Ludwig 
Kossuth  als  ungarischer  Reichsverweser  seinen  Einzug  in  Buda¬ 
pest  hält,  treffen  in  Warschau  der  junge  Kaiser  Franz  Joseph  I. 
und  Zar  Nikolaus  I.  zusammen  und  vereinbaren  eine  russische 
Intervention  gegen  Ungarn.  Der  Zar  erkennt  in  der  Erhebung 
Ungarns  gegen  Österreich  eine  Verkoppelung  republikanischer 
mit  nationalistischen  Bestrebungen,  die  auch  die  russische  Mo¬ 
narchie  gefährden  kann.  Bereits  zehn  Tage  später  werden  zwei 
russische  Armeen  mit  zusammen  etwa  120  000  Mann  unter  dem 
Befehl  von  Paskiewitsch  und  Graf  Rüdiger  über  Krakau  und 
Dukla  die  ungarische  Grenze  überschreiten.  Die  Österreicher 
rücken  unter  dem  General  Julius  Freiherrn  von  Haynau,  einem 
Sohn  des  Kurfürsten  Wilhelm  I.  von  Hessen-Kassel,  von  ihrer 
Grenze  aus  ostwärts  und  der  Ban  Jellachin  dringt  von  Süden  her 
in  Ungarn  ein.  Kaiser  Franz  Joseph  I.  begibt  sich  persönlich  an 
die  Front,  um  seinen  Truppen  neuen  Mut  zu  machen.10 

26.  Mai  1849 

In  Berlin  schließen  Preußen,  Sachsen  und  Hannover  das  soge¬ 
nannte  Dreikönigsbündnis,  von  vornherein  nur  als  ein  Proviso¬ 
rium  gedacht  und  auf  ein  Jahr  befristet,  das  den  Grund  zu  einem 
engeren  Staatenbund  innerhalb  einer  Deutschen  Union  legen 
soll.  Allen  Mitgliedern  des  Deutschen  Bundes  steht  der  Beitritt 
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zu  diesem  Bündnis  frei.  Zugleich  wird  ein  Verfassungsentwurf 
vorgelegt,  der  einen  Zweikammer-Reichstag  vorsieht  sowie  ein 
Fürstenkollegium  mit  sechs  Mitgliedern  und  dem  König  von 
Preußen  als  Reichsvorstand  (ohne  Kaisertitel).  Noch  am  selben 
Tage  werden  diese  Vorschläge  allen  deutschen  Regierungen  durch 
ein  Rundschreiben  der  preußischen  Regierung  (Graf  von  Bran¬ 
denburg)  mitgeteilt.  Sie  werden  aber  keine  Zustimmung  finden, 
sondern  eine  Gegengründung  hervorrufen  (vgl.  27.  Februar 
1850). 11 

noch  Mai  1849 

Bei  den  Neuwahlen  zur  französischen  Nationalversamlung,  die 
sich  nach  ihrem  Beschluß  vom  29.  Januar  1849  (vgl.  dort)  selbst 
aufgelöst  hat,  erleiden  die  gemäßigten  Republikaner  eine  emp¬ 
findliche  Niederlage.  Es  kommt  eine  eindrucksvolle  Mehrheit 
der  vereinigten  konservativen  Fraktionen  zustande.  Anderer¬ 
seits  nehmen  auch  die  Stimmen  der  Sozialisten  wieder  zu.  Die 
Hoffnungen,  die  die  Armee  in  die  Neuwahlen  gesetzt  hat,  er¬ 
füllen  sich  vorerst  noch  nicht  (vgl.  31.  Oktober  1849). 

18. Juni  1849 

Die  württembergische  Regierung  läßt  die  Reste  der  Frankfurter 
Nationalversammlung,  die  sich  als  „Rumpfparlament“  in  Stutt¬ 
gart  niedergelassen  haben,  auseinandersprengen.  Zuvor  hatten 
Österreich  und  Preußen  ihre  Abgeordneten  aus  Frankfurt  ab¬ 
berufen.  Zahlreiche  andere  Abgeordnete  waren  nach  Ablehnung 
der  Reichsverfassung  durch  Österreich  und  Preußen  freiwillig 
aus  der  Versammlung  ausgeschieden.  Die  Verquickung  des  Reichs¬ 
gedankens  mit  demokratischen  Utopien  nichtdeutscher  Herkunft 
und  mit  geheimbündlerischem  Hintergrund  hat  sich  als  unzu¬ 
träglich  erwiesen.12 

3.  Juli  1849 

Ein  französisches  Heer  unter  dem  Befehl  von  General  Oudinot, 
das  auf  den  Hilferuf  des  Papstes  hin  bereits  im  April  in  Civita- 
vecchia  gelandet  ist,  dringt  nach  zwei  Monate  währender  Ein¬ 
schließung  Roms,  blutigen  Kämpfen  und  wiederholten  Rück¬ 
schlägen  unter  schweren  Verlusten  endlich  in  die  Stadt  ein.  Die 
provisorische  Regierung  dort  wird  aufgelöst  und  eine  französi¬ 
sche  Militärherrschaft  errichtet.  Mazzini  und  Garibaldi  (vgl.  noch 
Februar  1849)  gelingt  die  Flucht.  Der  Papst  bleibt  vorerst  in 
Gaeta.  Der  ehemalige  Kirchenstaat  wird  von  Räuberbanden 
unsicher  gemacht.13 
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12.  Juli  1849 

Der  österreichische  Oberbefehlshaber  General  von  Haynau  er¬ 
obert  die  ungarischen  Städte  Ofen  und  Budapest  zurück  und  ver¬ 
hängt  ein  hartes  Strafgericht  über  die  Hauptstadt,  insbesondere 
über  die  Judengemeinden,  die  den  ungarischen  Aufstand  gegen 
die  Habsburger  Monarchie  gefördert  haben.  Besitz,  Ausgabe 
oder  Annahme  der  ungarischen  Banknoten,  die  Kossuth  hat 
drucken  lassen,  werden  unter  Todesstrafe  gestellt.  Da  diese 
Banknoten  monatelang  als  vollgültiges  Geld  im  Umlauf  waren, 
entstehen  erhebliche  Vermögensverluste.14 


23.  Juli  1849 

Preußische  Truppen  unter  dem  Befehl  des  aus  England  zurück¬ 
gekehrten  Prinzen  Wilhelm  (des  späteren  Königs  und  Kaisers 
Wilhelm  I.)  erobern  die  Festung  Rastatt  und  werfen  den  repu¬ 
blikanischen  Aufstand  in  Baden  und  der  Pfalz  nieder.  Der  Groß¬ 
herzog  Leopold  von  Baden  ist  nach  Frankfurt  geflohen  und  hat 
dort  die  preußisdie  und  Bundes-Militärhilfe  angefordert.  Wie 
in  Dresden  (vgl.  3.  Mai  1849),  so  wird  auch  hier  mit  der  gebote¬ 
nen  Härte  die  Ordnung  wiederhergestellt.  Preußische  Stand¬ 
gerichte  verhängen  im  Namen  des  badischen  Landesherrn  27 
Todesurteile.15 
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6.  August  1849 

Zwischen  Österreich  und  dem  jungen  König  Victor  Emanuel 
von  Piemont-Sardinien  wird  Frieden  geschlossen.  Großbritan¬ 
nien  und  Frankreich  haben  dabei  vermittelt,  nachdem  der  Waf¬ 
fenstillstand  vom  26.  März  von  der  piemontesischen  Abgeord¬ 
netenkammer  abgelehnt  worden  war  und  in  Genua  sogar  einen 
Aufruhr  zur  Folge  hatte.  Die  aufgebrachte  Menge  wollte  den 
Krieg  gegen  Österreich  trotz  der  eindeutigen  Niederlage  fort¬ 
setzen.  Die  Kammer  mußte  erst  aufgelöst,  der  Aufstand  nieder¬ 
geschlagen  werden,  bevor  der  Friede  Zustandekommen  konnte.10 
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13.  August  1849 

Zwei  Tage  nach  der  Abdankung  des  ungarischen  Reichsverwesers 
Ludwig  Kossuth  in  Arad,  wohin  er  mit  seiner  Regierung  ausge¬ 
wichen  war,  und  nach  der  Übernahme  der  diktatorischen  Gewalt 
durch  Görgey  kapituliert  dieser  mit  30  000  Mann  und  120  Ka¬ 
nonen  vor  dem  russischen  General  Graf  Rüdiger  in  Vilagos. 
Er  hat  bereits  zuvor  mit  den  Russen  in  geheimer  Verbindung 
gestanden,  nicht  mit  den  Österreichern,  und  wird  nach  der  Ka- 
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pitulation  in  Klagenfurt  unbehelligt,  wenn  auch  interniert,  leben 
können.  Kossuth  und  andere  Führer  des  Aufstandes  fliehen  in 
die  Türkei.  Vgl.  6.  Oktober  184917 

30.  August  1849 

Der  greise  österreichische  Feldmarschall  Radetzky  hält  seinen 
Einzug  in  Venedig,  nachdem  die  Stadt  fünf  Tage  zuvor  nach 
dreizehn  Monate  währendem  Widerstand  kapituliert  hat.  Daniel 
Manin,  die  Seele  der  Verteidigung  Venedigs,  flieht  nach  Frank¬ 
reich.  Damit  hat  Österreich  das  gesamte  lombardisch-veneziani¬ 
sche  Königreich  wieder  fest  in  der  Hand.  In  Mittel-  und  Unter¬ 
italien  sind  die  legitimen  Herrscher  wieder  voll  in  ihre  Rechte 
eingetreten.  Papst  Pius  IX.  bereut  bitter  die  Liaison  mit  dem 
Liberalismus  in  seinen  ersten  Regierungsjahren.  In  ganz  Europa 
ist  die  Freimaurerrevolte  von  1848/49,  die  sich  des  aufkommen¬ 
den  Nationalismus  als  Vorspann  bediente,  vorerst  noch  einmal 
abgeschlagen.  Auch  nationale  Führer  mußten  dabei  fallen,  weil 
sie  sich  mit  den  Kräften  der  Auflösung  und  Zersetzung  einge¬ 
lassen  hatten.  Diese  eigentlich  treibenden  Kräfte  aber  sind  noch 
weitgehend  unerkannt  geblieben.  Sie  werden  weiterwirken.18 

6.  Oktober  1849 

In  der  ungarischen  Festung  Arad  werden  am  Jahrestag  der  Er¬ 
mordung  des  österreichischen  Kriegsministers  Latour  (vgl.  6.  Ok¬ 
tober  1848)  neun  ungarische  Generale  erhängt  und  vier  erschos¬ 
sen,  unter  ihnen  Träger  ältester  ungarischer  Adelsnamen.  Hun¬ 
derte  weiterer  Todesurteile  werden  verhängt  und  vollstreckt.  In 
Budapest  wird  der  frühere  Ministerpräsident  Graf  Batthyäny, 
ebenfalls  zum  Galgentode  verurteilt,  nach  einem  Selbstmord¬ 
versuch  erschossen.  Die  Ungarn  büßen  nicht  nur  für  ihren  eigenen 
Aufstand  sondern  auch  stellvertretend  für  die  ganze  von  Frank¬ 
reich  eingeschleppte  Revolution  von  1 848/49. 19 

31.  Oktober  1849 

Die  französische  Regierung,  die  aus  den  Maiwahlen  hervorge¬ 
gangen  ist,  wird  umgebildet.  Dabei  verlieren  die  gemäßigten 
Republikaner  vollends  an  Einfluß,  da  der  Außenminister  Alexis 
Cl^rel  Tocqueville,  ein  bedeutender  Historiker  und  Staatsmann 
(1805 — 1859)  seinen  Abschied  nehmen  muß.  Er  erkannte  die 
Schwächen  der  parlamentarischen  Demokratie  ebenso  deutlich 
wie  die  Unzulänglichkeit  des  Bürgerkönigs  Louis  Philippe,  aber 
auch  des  derzeitigen  Präsidenten  der  Republik,  des  Prinzen 
Louis  Napoleon.  Dieser  wird  nun,  nach  dem  Sturz  Tocquevilles 
sein  Amt  in  zunehmend  diktatorischer  Manier  versehen.20 
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noch  Dezember  1849 

Der  von  der  Frankfurter  Nationalversammlung  am  27.  Juni 
1848  (vgl.  dort)  gewählte  Reichsverweser,  Erzherzog  Johann, 
legt  dieses  Amt  nieder,  nachdem  er  und  die  Minister  des  Schat¬ 
tenkabinetts  („Reichsregierung“)  ein  halbes  Jahr  lang  ohne  Na¬ 
tionalversammlung  auf  ihren  Sesseln  ausgeharrt  haben.  Der  Sinn 
dieser  stillen  Demonstration  war  die  Aufrechterhaltung  des  An¬ 
spruchs  Österreichs  auf  die  Reichsführung  und  der  Widerstand 
gegen  die  Bestrebungen  Preußens,  diese  Würde  ohne  Österreich 
an  sich  zu  ziehen. 

noch  1849  (ohne  nähere  Datierung) 

Der  neue  britische  Gouverneur  in  Indien,  Lord  Dalhousie,  liqui¬ 
diert  das  Reich  der  Sikhs  am  oberen  Indus,  nachdem  General 
Gough  einen  Versuch  dieses  Volkes,  die  britische  Herrschaft  ab¬ 
zuschütteln,  in  zwei  Feldzügen  in  Lahore  und  Kaschmir  nieder¬ 
geworfen  hat.  Der  Schatz  des  greisen  Herrschers  Rundschid  Sing 
geht  in  britischen  Besitz  über,  damit  auch  der  berühmte  Diamant 
Kohinor  („Lichtberg“),  der  in  den  britischen  Kronschatz  wan¬ 
dert.  Bis  1856  wird  der  gesamte  Pandschab  in  britischer  Hand 
sein.21 
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1850 


6.  Februar  1850 

König  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preußen  legt  in  feierlicher 
Regierungssitzung  den  Eid  auf  ein  am  31.  Januar  zwischen 
Volksvertretung  und  Regierung  vereinbartes  konstitutionelles 
Staatsgrundgesetz  ab.  Daran  hat  der  neugewählte  preußische 
Landtag  mitgewirkt,  in  dem  die  Demokraten  nicht  vertreten 
sind,  da  sie  sich  an  den  Wahlen  nach  dem  Drei-Stände-Wahl- 
recht  nicht  beteiligt  haben.  Zur  selben  Zeit  erwirbt  Preußen  die 
Hohenzollernschen  Stammlande  in  Schwaben,  die  von  den  Für¬ 
sten  von  Sigmaringen  und  Hechingen  vertraglich  abgetreten 
werden.1 

27. Februar  1850 

Als  Gegengründung  gegen  das  Dreikönigsbündnis  vom  26.  Mai 
1849  (vgl.  dort)  schließen  Bayern  und  Württemberg  ebenfalls 
mit  Sachsen  und  Flannover  ein  „Vierkönigsbündnis“.  Auch  die¬ 
ser  Zusammenschluß  soll  den  Kern  eines  erneuerten  Deutschen 
Bundes  bilden,  kann  es  aber  ohne  Preußen  ebensowenig  wie  das 
Dreikönigsbündnis  ohne  Bayern.2 

11.  März  1850 

In  Preußen  wird  ein  umfassendes  Organisationsgesetz  erlassen, 
durch  das  „ein  harmonisches  Gesamtgefüge  aller  Kräfte  der 
Selbstverwaltung“  von  der  Gemeindeordnung  bis  zur  höchsten 
Staatsgewalt  erzielt  werden  soll.  Die  Gemeindeordnung  hebt 
alle  persönlichen  Befreiungen  und  Privilegien  innerhalb  der  Ge¬ 
meinde  auf  und  stellt  die  Gleichberechtigung  aller  Bürger  fest. 
Die  Gemeinden  wählen  die  Kreisversammlungen,  diese  die  Re¬ 
gierungsbezirksräte,  denen  jeweils  eine  Provinzialvertretung 
übergeordnet  ist.  Vgl.  noch  Mai  1851. 3 
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15.  März  1850 

König  Wilhelm  I.  von  Württemberg  bezeichnet  in  seiner  Thron¬ 
rede  die  Idee  eines  deutschen  Einheitsstaates  als  „das  gefähr¬ 
lichste  aller  Traumbilder“  und  das  Bündnis  zwischen  Preußen, 
Sachsen  und  Hannover  vom  26.  Mai  1849  (vgl.  dort)  als  einen 
„künstlichen  Sonderbundsversuch,  auf  den  politischen  Selbst¬ 
mord  der  Gesamtheit  berechnet“.  Gegen  Preußen  wird  er  so 
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ausfallend,  daß  die  Regierung  in  Berlin  die  diplomatischen  Be¬ 
ziehungen  zu  Württemberg  für  einige  Zeit  abbrechen  wird. 
Stuttgart  stellt  sich  ganz  auf  die  Seite  Österreichs  und  stellt  die 
Verfassung  von  1819  wieder  her.4 

In  Kurhessen  spricht  die  Kammer  dem  vom  Kurfürsten  Fried¬ 
rich  Wilhelm  wieder  berufenen  ehemaligen  Minister  Hasse n- 
pflug  das  Mißtrauen  aus  und  verweigert  ihm  die  geforderte  Kre¬ 
ditbewilligung  zur  Aufnahme  einer  erheblichen  Anleihe.  Darauf¬ 
hin  läßt  der  Kurfürst  die  Kammer  auf  unbestimmte  Zeit  ver¬ 
tagen.  Infolgedessen  werden  die  hessischen  Gerichte  und  Ver¬ 
waltungsbehörden  der  Regierung  wegen  ihres  verfassungswidri¬ 
gen  Verhaltens  den  Gehorsam  verweigern.  Auch  die  Steuerzah¬ 
lung  wird  eingestellt  werden.  Hassenpflug  wird  mit  Verhän¬ 
gung  des  Belagerungszustandes  antworten  und  die  Intervention 
des  deutschen  Bundestages  anrufen.  Vgl.  weiter  9.  Oktober 
1850.s 

20.  März  1850 

In  der  Augustinerkirche  in  Erfurt  tritt  das  Parlament  der  Deut¬ 
schen  Union  zusammen  (vgl.  26.  Mai  1849),  der  inzwischen  alle 
deutschen  Staaten  außer  Bayern,  Holstein,  Liechtenstein,  Luxem¬ 
burg,  Österreich  und  Württemberg  beigetreten  sind,  aus  der  sich 
aber  Hannover  und  Sachsen  wieder  zurückgezogen  haben.  Die 
Wahlen  zum  Volkshaus  des  Erfurter  Parlaments  wurden  am  31. 
Januar  1850  durchgeführt.  Dabei  hat  die  bundesstaatliche  oder 
Gothaer  Partei,  die  für  ein  Erbkaisertum  eintritt,  mit  100  Abge¬ 
ordneten  die  Mehrheit  erhalten.  Sie  setzt  sich  für  Annahme  der 
Frankfurter  Reichsverfassung  von  28.  März  1849  (vgl.  dort)  ein. 
Ihr  gegenüber  steht  die  äußerste  Rechte  unter  Führung  des  Juden 
Friedrich  Julius  Stahl  (eigentlich  Jolson  oder  auch  Schlesinger), 
der  sowohl  das  Recht  als  auch  den  Staat  in  seiner  Rechtsphiloso¬ 
phie  unmittelbar  von  Jehova  herleitet.  Sie  lehnt  die  Frankfurter 
Verfassung  ab,  da  sie  dem  monarchischen  Prinzip  zuwiderlaufe, 
und  befindet  sich  damit  im  scharfen  Gegensatz  zum  Präsidenten 
des  Hauses,  dem  Juden  Eduard  Simson  (vgl.  3.  April  1849). 
Bismarck  als  gewählter  Schriftführer  hat  die  Meinungsverschie¬ 
denheiten  der  beiden  jüdischen  Juristen  in  diesem  „deutschen“ 
Parlament  zu  protokollieren.« 

19.  April  1850 

In  Washington  unterzeichnen  Clayton  für  die  USA  und  Bulwer 
für  Großbritannien  den  „Clayton-Bulwer-Vertrag“,  eine  Kon¬ 
vention  zur  Sicherung  und  Neutralität  der  Landenge  von  Pa¬ 
nama  für  den  geplanten  Kanal  zwischen  Atlantischem  und  Pazi- 
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fischem  Ozean.  Keiner  der  beiden  Vertragspartner  soll  Exklusiv¬ 
rechte  an  dem  zu  bauenden  Kanal  erstreben,  Befestigungen  an- 
legen  oder  ein  Protektorat  über  die  Anliegerstaaten  errichten. 
Die  Kanalzone  soll  Neutralität  besitzen.  Die  Vertragspartner 
werden  den  Kanal  „schützen  vor  Störung,  Besitznahme  oder 
ungerechter  Konfiskation  und  sie  werden  seine  Neutralität  in 
der  Weise  garantieren,  daß  der  genannte  Kanal  für  immer  offen 
und  frei  bleibt . .  .“  (Art.  5).  Er  soll  „gebaut  und  erhalten  wer¬ 
den  ...  als  Schiffsverbindung  zwischen  den  zwei  Ozeanen  zum 
Nutzen  der  Menschheit,  bei  gleichen  Bedingungen  für  alle  .  . .“ 
(Art.  6).  Die  privaten  Unternehmer  des  Kanalbaus  sollen  bis  zur 
Fertigstellung  unter  dem  Schutz  der  vertragschließenden  Mächte 
stehen  (Art.  7).  Der  Vertrag  wird  bis  zum  18.  November  1901 
(vgl.  dort)  in  Kraft  bleiben  und  dann  durch  den  „Hay-Paunce- 
fote-Vertrag“  abgelöst  werden,  mit  dem  die  USA  Großbritan¬ 
nien  aus  dem  Projekt  hinausdrängen.7 


27.  April  1850 

Im  Erfurter  Volks-  und  Staatenhaus,  den  beiden  Kammern  der 
von  Preußen  betriebenen  Union  (vgl.  20.  März  1850),  wird  dem 
Verfassungsentwurf  vom  26.  Mai  1849  (vgl.  dort)  unter  Berück¬ 
sichtigung  aller  Änderungswünsche  der  beteiligten  Regierungen 
zu  den  einzelnen  Punkten  seine  endgültige,  abschließende  For¬ 
mulierung  gegeben.  Den  entscheidenden  Beitrag  zum  erfolg¬ 
reichen  Abschluß  der  Verhandlungen  hat  die  „Gothaer  Partei“ 
(die  „erbkaiserliche“  Partei  der  Frankfurter  Nationalversamm¬ 
lung  vom  18.  Mai  1848)  geleistet.  Der  Entwurf  bedarf  nun  noch 
der  Annahme  durch  die  beteiligten  Regierungen  (vgl.  8.  Mai 
1850).« 
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8.  Mai  1850 

In  Berlin  beginnt  der  von  Preußen  einberufene  Fürstenkongreß 
der  an  der  „Union“  (vgl.  26.  Mai  1849)  beteiligten  deutschen 
Staaten.  Er  soll  über  die  in  Erfurt  beschlossene  Verfassung  (vgl. 
27.  April  1850)  entscheiden.  Insbesondere  Kurfürst  Friedrich 
Wilhelm  von  Hessen-Kassel  (Kurhessen)  und  sein  Minister  Has¬ 
senpflug  werden  die  Annahme  hintertreiben.  Letzterer  hat  es 
sich  zum  Ziel  gesetzt,  „die  Union  von  inner  heraus  zu  spren¬ 
gen“.  Bis  zum  Ende  des  Kongresses  am  16.  Mai  wird  man  sich 
lediglich  auf  ein  provisorisches  Fürstenkollegium  oder  Unions¬ 
ministerium  einigen,  d.  h.  auf  eine  provisorische  Verlängerung 
des  Dreikönigsbündnisses  ohne  feste  Form.9 
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2.  Juli  1850 

Preußen  schließt  für  den  Deutschen  Bund  mit  Dänemark  den 
Frieden  von  Berlin  (vgl.  3.  April  1849).  Danach  bleibt  es  dem 
König  von  Dänemark  überlassen,  alle  zur  Bewältigung  des  Wi¬ 
derstandes  in  Schleswig-Holstein  dienlichen  Mittel  anzuwen¬ 
den.  Auch  sagt  Preußen  darin  seine  Mitwirkung  bei  der  Einfüh¬ 
rung  einer  alle  Staaten  des  dänischen  Königreiches  umfassenden 
Erbfolgeordnung  zu.  Daraufhin  knüpfen  die  beiden  Herzog¬ 
tümer  direkte  Verhandlungen  mit  Dänemark  an  und  entschlie¬ 
ßen  sich  nach  dem  Scheitern  dieses  Versuches,  den  Kampf  allein 
weiterzuführen  (vgl.  24725.  Juli  1850). 10 

In  London  stirbt  der  konservative  Staatsmann  Sir  Robert  Peel, 
vier  Jahre  nachdem  die  Aufhebung  der  Getreidezölle  den  Sturz 
seiner  Regierung  herbeiführte.  Er  hat  1842  in  England  die  Ein¬ 
kommensteuer  eingeführt  und  1844  die  Bankakte  durchgesetzt, 
die  gesetzliche  Grundlage  für  die  Errichtung  der  Bank  von 
England  und  den  Banknoten-Umlauf.  Sie  trägt  seinen  Namen 
(Peelsakte)  und  schränkt  die  Ausgabe  nicht  durch  Gold  gedeck¬ 
ter  Banknoten  erheblich  ein.  Wenn  dieses  Gesetz  auch  später  sehr 
aufgelockert  werden  wird,  kann  Peel  dennoch  als  der  Begründer 
des  Finanzwesens  im  britischen  Weltreich  gelten.11 

19.  Juli  1850 

Veranlaßt  durch  das  Scheitern  des  Berliner  Fürstenkongresses 
(vgl.  8.  Mai  1850)  versendet  die  österreichische  Regierung  ein 
Rundschreiben  an  die  Regierungen  aller  deutschen  Staaten,  in 
dem  sie  die  Wiedereröffnung  des  Bundestages  für  den  1.  Sep¬ 
tember  ankündigt,  „da  in  der  Rückkehr  zu  einem  durch  die  bis¬ 
herigen  Vorgänge  nur  verdunkelten,  aber  nicht  verschütteten 
Rechtsboden  das  einzige  Mittel  zur  Lösung  der  Verfassungsfrage 
in  Deutschland  erkannt  werden  müsse“.  Vgl.  1.  September 
185072 

24725.  Juli  1850 

Bei  Idstedt  (Schleswig)  erleiden  die  schleswig-holsteinischen 
Streitkräfte,  die  den  Kampf  gegen  Dänemark  nach  dem  Frieden 
von  Berlin  (vgl.  unter  2.  Juli  1850)  allein  wieder  aufgenom¬ 
men  haben,  eine  entscheidende  Niederlage.  Damit  erlischt  der 
Widerstand  Schleswigs  gegen  die  dänische  Herrschaft.  Holstein 
kann  sich  aufgrund  seiner  Zugehörigkeit  zum  Deutschen  Bund 
dem  totalen  Zugriff  Dänemarks  vorerst  noch  entziehen  (vgl. 
2.  August  1850,  29.  November  1850  und  18.  Februar  1852). 13 
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noch  Juli  1850 

Im  Großherzogtum  Hessen-Darmstadt  (nicht  zu  verwechseln 
mit  Hessen-Kassel  [Kurhessen])  entläßt  Großherzog  Ludwig III. 
die  Regierung  Jaup,  die  im  Mai  1848  berufen  wurde.  Jaup 
führte  ein  neues  liberales  Wahlgesetz  für  beide  Kammern  ein 
und  schloß  1849  Hessen-Darmstadt  der  preußischen  Unions¬ 
politik  (vgl.  26.  Mai  1849)  an.  Nunmehr  wird  er  durch  von 
Dalwigk  ersetzt,  der  eine  nach  Österreich  orientierte  Außen¬ 
politik  treiben  und  1854  eine  Konvention  mit  dem  Bischof  von 
Mainz,  v.  Ketteier,  schließen  wird,  die  den  Forderungen  der 
Katholischen  Kirche  weitgehend  entgegenkommt.14 

2.  August  1850 

In  London  unterzeichnen  Vertreter  Dänemarks,  Großbritan¬ 
niens,  Frankreichs,  Rußlands  und  Schwedens  ein  Protokoll 
(„1.  Londoner  Protokoll“),  mit  dem  sie  sich  für  die  Erhaltung 
und  Integrität  des  dänischen  Gesamtstaates,  also  einschließlich 
der  Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein,  aussprechen,  ohne 
diese  jedoch  zu  garantieren,  wie  es  Dänemark  und  Rußland 
wünschten.  Preußen  unterzeichnet  das  Protokoll  nicht.  Öster¬ 
reich  tritt  ihm  nur  unter  dem  Vorbehalt  bei,  daß  die  Rechte  des 
Deutschen  Bundes  (in  Holstein)  gewahrt  bleiben.  Diesem  Vorbe¬ 
halt  wird  in  Artikel  2  des  Protokolls  ausdrücklich  stattgegeben.15 

25.  August  1850 

Auf  die  Ankündigung  der  Wiedereröffnung  des  deutschen  Bun¬ 
destages  durch  Österreich  hin  (vgl.  19.  Juli  1850)  lehnt  es  die 
preußische  Regierung  nochmals  ab,  „zur  Wiederherstellung  der 
alten  Bundesverfassung,  die  sich  als  unzureichend  für  die  Bedürf¬ 
nisse  der  Nation  erwiesen  habe  und  den  feierlichen  Verheißun¬ 
gen  so  vieler  Regierungen  entgegen  sei,  die  Hand  zu  bieten“ 
(Weber).  Infolgedessen  werden  vom  1.  September  an  (vgl.  dort) 
zwei  deutsche  Bundesregierungen  ohne  allgemeine  Anerkennung 
nebeneinander  bestehen,  das  Fürstenkollegium  (ohne  die  beiden 
Hessen)  unter  preußischer  und  der  Bundestag  in  Frankfurt  unter 
österreichischer  Führung.  Doch  wird  dieser  Zustand  schon  ein 
Vierteljahr  später  durch  die  Olmützer  Punktuation  (vgl.  29.  No¬ 
vember  1850)  zugunsten  Österreichs  und  des  Bundestages  in 
Frankfurt  wieder  beendet  werden.16 

1.  September  1850 

In  Frankfurt  wird  der  Bundestag  des  Deutschen  Bundes  von 
neuem  eröffnet,  nachdem  die  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten 
diesem  gegenüber  den  Unionsbestrebungen  Preußens  den  Vorzug 
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gegeben  haben.  Die  österreichische  Regierung  des  Fürsten 
Schwarzenberg  hat  nach  der  endgültigen  Niederwerfung  des  un¬ 
garischen  Aufstandes  (vgl.  6.  Oktober  1849)  der  preußischen 
Deutschlandpolitik  entschieden  entgegengewirkt,  eine  Konferenz 
der  Österreich  zuneigenden  Staaten  nach  Frankfurt  einberufen 
und  zur  Wiedereröffnung  des  Bundestages  eingeladen,  der  kein 
Parlament  ist  wie  die  Nationalversammlung,  sondern  sich  aus 
Vertretern  der  Regierungen  zusammensetzt. 

12.  September  1850 

Die  schleswig-holsteinische  Armee  unter  dem  Befehl  von  Gene¬ 
ralleutnant  von  Willisen  unternimmt  einen  Sturm  auf  die  däni¬ 
sche  Verschanzung  am  Schlei-Übergang  bei  Missunde,  wird  aber 
zurückgeschlagen  und  zieht  sich,  wie  nach  der  Schlacht  bei  Idstedt 
(vgl.  24./25.  Juli  1850),  in  die  Festung  Rendsburg  zurück.  Da¬ 
nach  weicht  anhaltendes  Regenwetter  alle  Wege  derart  auf,  daß 
die  militärischen  Operationen  eingestellt  werden  müssen.  Zwar 
will  die  Truppe  trotzdem  kämpfen,  aber  Willisen  hält  jede  Un¬ 
ternehmung  angesichts  der  Bodenverhältnisse  für  aussichtslos. 
Vgl.  4.  Oktober  1850. 17 

21.  September  1850 

Der  „engere  Rat“  der  Frankfurter  Bundesversammlung,  von 
der  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten  noch  nicht  wieder  aner¬ 
kannt  (vgl,  1.  September  1850),  beschließt  auf  Betreiben  des 
kurhessischen  Innenministers  Flassenpflug,  daß  das  Verfahren 
der  kurhessischen  Ständeversammlung  einer  Steuerverweigerung 
gleichkomme,  daß  hinfort  allen  Anforderungen  der  Regierung 
Folge  zu  leisten  sei  und  daß,  falls  der  Widerstand  fortdauere, 
der  Bundesversammlung  die  Verpflichtung  obliege,  der  Landes¬ 
regierung  die  zur  „Wiederherstellung  der  Ordnung“  erforder¬ 
liche  Hilfe  zu  leisten.18 

4.  Oktober  1850 

Der  Befehlshaber  der  schleswig-holsteinischen  Armee,  General¬ 
leutnant  von  Willisen  (vgl.  12.  September  1850)  unternimmt 
einen  letzten  Versuch,  eine  Waffenentscheidung  gegen  Däne¬ 
mark  herbeizuführen  und  stürmt  die  von  dänischen  Truppen 
besetzte  Stadt  Friedrichstadt.  Es  gelingt  auch,  in  die  Stadt  einzu¬ 
dringen,  aber  dann  wird  Willisen  wie  bei  Idstedt  und  Missunde 
zurückgeschlagen.  Die  Schleswig-Holsteiner  verlieren  dabei  700 
Mann.  Die  Statthalterschaft  der  beiden  Herzogtümer  ersetzt 
daraufhin  von  Willisen  durch  den  General  von  der  Horst.  Doch 
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wird  die  Punktuation  von  Olmütz  (vgl.  29.  November  1850)  die 
Fortsetzung  des  Kampfes  gegen  Dänemark  unmöglich  machen. 
Vgl.  11.  Januar  1851. 19 

9.  Oktober  1850 

Unter  dem  Einfluß  seines  Innen-  und  Justizministers  Hassen¬ 
pflug  (vgl.  15.  März  1850)  setzt  Kurfürst  Friedrich-Wilhelm 
von  Hessen  den  verfassungstreuen  Oberbefehlshaber  der  hessi¬ 
schen  Streitkräfte,  General  Bauer,  ab.  Daraufhin  reicht  das  ge¬ 
samte  hessische  Offizierskorps  geschlossen  seinen  Abschied  ein 
und  begründet  diesen  Schritt  mit  der  Weigerung,  verfassungs¬ 
widrigen  Maßnahmen  seinen  Beistand  zu  leihen.  Hassenpflug 
ruft  abermals  die  Intervention  des  deutschen  Bundestages  an, 
diesmal  die  bewaffnete  Intervention,  die  dann  auch  erfolgen 
wird.  Vgl.  1.  November  1850. 20 

11.  Oktober  1850 

In  Bregenz  am  Bodensee  treffen  Kaiser  Franz  Joseph  von 
Österreich  und  die  Könige  von  Bayern  und  Württemberg  zu¬ 
sammen,  um  sich  ihrer  gegenseitigen  Unterstützung  gegen  Preu¬ 
ßen  zu  versichern.  Der  Konflikt  scheint  einem  Kriege  entgegen¬ 
zureifen.  Sowohl  das  Nebeneinander  von  Fürstenkollegium 
(der  preußischen  Unionsbestrebungen)  und  Bundestag  als  auch 
der  Verfassungskampf  in  Kurhessen  und  der  Krieg  in  Schleswig- 
Holstein  verschärfen  diesen  Konflikt.  In  beiden  Angelegenhei¬ 
ten  hat  die  Frankfurter  Bundesversammlung  bereits  —  ohne 
Preußen  —  ihre  Entscheidungen  getroffen.21 

1.  November  1850 

In  Hessen-Kassel  (Kurhessen)  rückt  auf  die  Anrufung  der  be¬ 
waffneten  Intervention  des  Deutschen  Bundestages  durch  den 
Minister  Hassenpflug  hin  (vgl.  9.  Oktober  1850)  ein  bayerisch¬ 
österreichisches  Korps,  begleitet  vom  Grafen  Rechberg  als  Bun¬ 
deskommissar,  in  Hanau  ein.  Gleichzeitig  besetzen  preußische 
Truppen  Kassel  und  Fulda,  da  Kurhessen  noch  zur  Union  des 
„Dreikönigsbündnisses“  (vgl.  26.  Mai  1849)  gehört,  der  es  am 
7.  August  1849,  also  noch  vor  der  Wiederberufung  Hassen¬ 
pflugs,  beitrat.  Am  8.  November  wird  es  bei  Bronzell  zu  einer 
Gefechtsberührung  der  beiden  Interventionsarmeen  kommen. 
Ein  Krieg  Preußen-Österreich  scheint  unvermeidlich.  Doch  wird 
drei  Wochen  später  Preußen  in  Olmütz  (vgl.  29.  November 
1850)  auf  seine  Unionspolitik  und  damit  auch  auf  die  Interven¬ 
tion  in  Kurhessen  verzichten  und  das  Land  den  „Strafbayern“ 
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überlassen.  Der  Bundeskommissar  Graf  Rechberg  wird  die  hes¬ 
sischen  Truppen  entlassen,  die  Bürgerwehren  entwaffnen,  die 
Steuern  durch  Bundesexekutive  eintreiben  lassen.  Die  gesetz¬ 
mäßige  Justiz  wird  durch  Kriegsgerichte  ersetzt,  die  Behörden 
und  Gerichte  durch  Strafeinquartierungen  zur  Anerkennung  der 
Regierungspolitik  Hassenpflugs  gezwungen.  Vgl.  weiter:  noch 
April  1852.22 
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29.  November  1850 

In  Olmütz  unterzeichnen  der  österreichische  Staatskanzler  Fürst 
Schwarzenberg  und  für  die  preußische  Regierung  von  Manteuffel 
die  sogenannte  Olmützer  Punktuation,  mit  der  Kurhessen  und 
Holstein  der  Verfügung  Preußens  entzogen  und  wieder  dem 
Mitspracherecht  der  in  Frankfurt  vertretenen  Mitglieder  des 
Deutschen  Bundes  zugänglich  gemacht  werden.  Das  bedeutet  für 
Holstein  praktisch  die  Auslieferung  an  Dänemark  (vgl.  18.  Fe¬ 
bruar  1852),  für  Preußen  den  Verzicht  auf  die  Pläne  einer 
„Deutschen  Union“  unter  Führung  Preußens.  Der  Vertrag 
kommt  auf  Drängen  Rußlands  und  durch  russische  Vermittlung 
(von  Meyendorff)  zustande.  Schwarzenberg  sowohl  wie  der 
preußische  Außenminister  von  Radowitz  waren  bereit,  es  über 
dem  Streit  um  die  Vorherrschaft  im  Deutschen  Bund  zum  Kriege 
kommen  zu  lassen,  und  Preußen  hat  bereits  die  Mobilmachung 
verkündet.  Doch  weiß  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  seine  Armee 
auf  einen  solchen  Kampf  nicht  vorbereitet,  läßt  Radowitz  fallen, 
gibt  dem  russischen  Druck  nach  und  entsendet  von  Manteuffel 
nach  Olmütz.  Österreich  wird  gegen  Holstein,  das  sich  dem  1. 
Londoner  Protokoll  (vgl.  2.  August  1850)  nicht  fügen  will,  die 
Bundesexekutive  durchsetzen.23 
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21.  Dezember  1850 

österreichische  und  bayerische  Bundestruppen  ziehen  in  das  von 
den  Preußen  geräumte  Kassel  ein  und  geben  dem  Bundeskom¬ 
missar,  dem  Grafen  Rechberg,  den  nötigen  Rückhalt,  um  durch 
Einquartierungen  und  Amtsenthebungen  dem  Kurfürsten  und 
seiner  Regierung  Hassenpflug  zur  Durchsetzung  ihrer  Absichten 
zu  verhelfen.  Eine  Woche  später,  am  27.  Dezember,  werden 
diese  daher  aus  Wilhelmsbad  bei  Hanau,  wohin  sie  am  13.  Sep¬ 
tember  ausgewichen  sind,  nach  Kassel  zurückkehren.  Die  Mit¬ 
glieder  des  hessischen  Landesausschusses  werden  zu  mehrjähriger 
Festungshaft  verurteilt.24 
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23.  Dezember  1850 

Entsprechend  den  Vereinbarungen  von  Olmütz  (vgl.  29.  Novem¬ 
ber  1850)  eröffnet  der  österreichische  Staatskanzler  Fürst 
Schwarzenberg  die  Dresdener  Konferenzen,  Ministerialkonfe- 
renzen  der  deutschen  Bundesstaaten,  bei  denen  über  eine  Ver¬ 
fassungsreform  des  Deutschen  Bundes  beraten  wird.  Uber  die 
Ergebnislosigkeit  dieser  Konferenzen  vgl.:  noch  Januar  1851. 
Sie  ziehen  sich  bis  zum  15.  Mai  1851  hin.  Am  Ende  einigen  sich 
Österreich  und  Preußen  auf  eine  Wiederherstellung  des  Bundes¬ 
tages  in  seiner  alten  Form.25 

noch  1850  (ohne  nähere  Datierung) 

Die  belgische  Regierung  Frere-Orban  muß  den  Plan  einer  Ver¬ 
größerung  der  Armee  und  einer  Erneuerung  der  Befestigungs¬ 
anlagen,  wie  sie  besonders  Brialmont  fordert,  wieder  fallen  las¬ 
sen.  Die  liberale  Mehrheit  in  der  Kammer  will  die  dafür  not¬ 
wendigen  Gelder  nicht  bewilligen.  Sie  vertritt  die  Auffassung, 
die  Sicherheit  Belgiens  sei  durch  die  von  den  Großmächten  ga¬ 
rantierte  Neutralität  hinreichend  gewährleistet.  Die  Regierung, 
von  den  Liberalen  gebildet,  wird  hier  von  ihrer  eigenen  Partei 
im  Stich  gelassen.  Acht  Jahre  später  wird  sich  der  gleiche  Vor¬ 
gang  noch  einmal  wiederholen..26 

Im  Gesamtgebiet  der  deutschen  Länder  sind  zu  dieser  Zeit  noch 
etwa  zwei  Drittel  der  Berufstätigen  in  der  Land-  und  Forstwirt¬ 
schaft  beschäftigt.  Doch  nimmt  ihr  Anteil  rasch  ab  und  wird  um 
1880  nur  noch  knapp  die  Hälfte  der  Berufstätigen  ausmachen. 
Damit  verändert  sich  auch  die  Lebensauffassung  breiter  Schich¬ 
ten,  die  seelische  Grundstimmung  und  damit  auch  das  politische 
Bewußtsein.  Die  innere  Unzufriedenheit  wächst  auch  dann, 
wenn  sich  die  materielle  Situation  bessert.  Zwar  heißt  es:  „Stadt¬ 
luft  macht  frei“,  aber  sie  zerstört  auch  bei  sehr  vielen  das  innere 
Gleichgewicht.27 

In  Preußen  gehören  um  1850  noch  drei  Viertel  der  Einwohner 
zur  Landbevölkerung.  Doch  hat  sich  auch  in  dieser  durch  die 
Bauernbefreiung  ein  grundlegender  Strukturwandel  vollzogen. 
Von  den  ursprünglichen  sogenannten  Kossätenfamilien  im  ost¬ 
elbischen  Raum,  Kätnern,  die  zum  Frondienst  verpflichtet  wa¬ 
ren,  aber  über  ein  eigenes  Heim  mit  Hausacker,  Garten,  Kuh 
und  Schwein  verfügten,  sind  nun  70  Prozent  sowohl  vom  Fron¬ 
dienst  als  auch  von  ihrem  Eigentum  „befreit“.  Die  Hälfte  der 
ostelbischen  Landbevölkerung  sind  „freie“,  landlose  Arbeiter 
geworden,  20  Prozent  Tagelöhner  mit  eigenem  Land  und  30 
Prozent  Vollbauern.  Diese,  das  konservative  Element,  sind  poli- 
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tisch  eine  Minderheit  gegenüber  Großgrundbesitzern  und  Land¬ 
arbeitern,  die  beide  zum  Liberalismus  tendieren.  Denn  ein  gro¬ 
ßer  Teil  des  Großgrundbesitzes  ist  in  bürgerliche  Hände  über¬ 
gegangen,  beinahe  zwei  Drittel,  und  durchaus  liberal  eingestellt. 
Die  „ostelbischen  Junker“  stellen  nur  noch  eine  sehr  kleine  Min¬ 
derheit  dar.  Claaßen  schreibt  sogar:  „Bereits  1848  waren  es  diese 
liberalen  Großgrundbesitzer,  die  in  erster  Linie  die  Revolution 
machten.“  Sie  haben  sich  dem  „Fortschritt“  verschrieben.28 

noch  1850  (ohne  nähere  Datierung) 

In  Ecuador  setzt  eine  Junta,  die  sich  in  Guayaquil  gebildet  hat, 
den  Staatspräsidenten  der  klerikalen  Partei,  Diego  Noboa,  ab, 
läßt  ihn  gefangennehmen  und  ausweisen.  An  seiner  Stelle  wird 
der  Führer  der  Radikalen  Partei,  General  Josö  Maria  Urbina 
Präsident  und  Diktator.  Er  nimmt  seinen  Sitz  nicht  in  Neu¬ 
granada,  der  Residenz  der  Konservativen,  sondern  in  Guaya¬ 
quil.  Ein  totaler  Wandel  in  den  innenpolitischen  und  kirchlichen 
Verhältnissen  ist  die  Folge  und  wird  die  Konservativen  zu  dem 
Versuch  veranlassen,  die  Macht  wieder  an  sich  zu  reißen  (vgl.: 
noch  März  1852).29 
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1851 


5.  Januar  1851 

Der  Präsident  der  französischen  Republik,  Prinz  Louis  Napo¬ 
leon,  setzt  den  Kommandeur  der  Pariser  Nationalgarde,  den 
General  Nicolas  Theodule  Changarnier  ab,  da  dieser  einerseits 
großen  Einfluß  auf  die  Armeeführung  hat,  andererseits  sich  der 
Nationalversammlung  gegenüber  loyal  verhält.  Es  wird  dem 
Präsidenten  gelingen,  sich  der  Armeeführung  zu  versichern  und 
die  Präfekturen  sowie  andere  einflußreiche  Ämter  nach  und  nach 
mit  Männern  zu  besetzen,  die  ihm  ergeben  oder  von  ihm  abhän¬ 
gig  sind.1 
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11. Januar  1851 

Die  schleswig-holsteinische  Landesversammlung  erklärt  ihre  Un¬ 
terwerfung  unter  die  Beschlüsse  des  Deutschen  Bundes.  Unmittel¬ 
bar  zuvor  haben  Österreich  sowohl  wie  auch  Preußen  die  Ein¬ 
stellung  der  Feindseligkeiten  gegen  Dänemark  gefordert  und 
den  beiden  Herzogtümern  mit  der  Bundesexekutive  gedroht, 
wie  sie  gerade  in  Kurhessen  zugunsten  des  Kurfürsten  und  der 
Regierung  Hassenpflug  zur  Anwendung  kam.  Die  Regierungen 
in  Wien  und  Berlin  erblicken  in  dem  deutschen  Nationalismus 
der  Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein  lediglich  den  Aus¬ 
druck  revolutionärer  Gesinnung  gegen  den  monarchischen  Ge¬ 
danken.  Das  Prestige  des  Königs  von  Dänemark  erscheint  ihnen 
wichtiger  als  das  Nationalbewußtsein  der  Bevölkerung  in  den 
betroffenen  Herzogtümern.  Die  schleswig-holsteinische  Armee 
wird  aufgelöst.  Die  Statthalter  legen  ihr  Amt  nieder.  An  ihre 
Stelle  tritt  eine  Regierung,  die  von  Dänemark,  Österreich  und 
Preußen  gemeinsam  ernannt  wird.  Zahlreiche  Offiziere  und 
Mannschaften  der  aufgelösten  Armee  werden  nach  Brasilien  aus¬ 
wandern.  Holstein  wird  von  Hamburg  bis  Rendsburg  durch 
österreichische  Truppen  besetzt.  Schleswig  wird  vollständig  Dä¬ 
nemark  überlassen.  Unter  der  Regierung  von  Tillisch  wird  dort 
jede  Verbindung  zu  Holstein  unterbrochen,  entgegen  dem  alten 
Gelöbnis  König  Christians  I.  von  Dänemark  (seit  1460),  daß  die 
Lande  blieben  „ewich  tosamende  ungedelet“.  Das  gemeinsame 
Oberappellationsgericht  wird  beseitigt,  an  der  Eider  eine  Zoll¬ 
grenze  geschaffen,  in  den  Städten  Apenrade,  Hadersleben,  Son¬ 
derburg  und  Tondern  sowie  in  etwa  dreißig  großenteils  rein 
deutschsprachigen  Kirchspielen  zwangsweise  die  dänische  Spra- 
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che  im  Kirchen-  und  Schulgebrauch  eingeführt.  Auch  dänische 
Pfarrer  und  Lehrer  werden  dort  eingesetzt.  Vgl.  weiter  18.  Fe¬ 
bruar  und  8.  Mai  1852. 2 

noch  Januar  1851 

In  Ausführung  der  Punktuation  von  Olmütz  (vgl.  29.  Novem¬ 
ber  1850)  treffen  der  österreichische  Minister  von  Schwarzenberg 
und  der  preußische  Minister  Manteuffel  zu  den  „Dresdener  Kon¬ 
ferenzen“  zusammen,  kommen  aber  dort  zu  keinem  Ergebnis  hin¬ 
sichtlich  einer  Neuorganisation  des  Deutschen  Bundes.  Als  einzi¬ 
ger  Ausweg  bleibt  die  Wiederherstellung  des  alten  Bundestages, 
zu  der  sich  die  preußische  Regierung  nunmehr  bereitfindet.  Sie 
wird  dort  künftig  wieder  vertreten  sein,  auch  um  von  dieser 
Basis  aus  weiteren  Verfassungskämpfen  Vorbeugen  zu  können.3 

2.  Februar  1851 

In  Zentralamerika,  dessen  Föderation  schon  seit  1842  nur  noch 
dem  Namen  nach  besteht,  erringt  der  Halbindianer  Carrera  in 
seinem  seit  1838  geführten  Rassenkrieg  gegen  die  Herrschaft  der 
Weißen  bei  Arada  einen  Sieg  über  die  Streitkräfte  der  Föderali¬ 
sten.  Damit  ist  die  Wiederherstellung  der  Föderation  auf  lange 
Sicht  unmöglich  geworden  und  es  werden  nur  noch  zweiseitige 
Verträge  zwischen  den  einzelnen  zentralamerikanischen  Staaten 
Zustandekommen,  von  mannigfachen  Rivalitäten  untereinander 
und  Parteienkämpfen  im  Inneren  unwirksam  gemacht.4 

15. Februar  1851 

In  Mecklenburg  beschließt  der  Landtag  von  Malchin ,  in  dem  die 
Ritterschaft  über  die  Mehrheit  verfügt,  das  in  den  Revolutions¬ 
jahren  1848/49  eingeführte  Staatsgrundgesetz  wieder  abzuschaf¬ 
fen.  An  die  Stelle  der  Abgeordnetenkammer  tritt  wieder  der 
Landtag  als  Vertretung  der  Stände,  in  dem  der  Großgrundbesitz, 
die  Verwaltungsbeamtenschaft  und  die  lutherische  Kirche  die 
Atmosphäre  bestimmen.  In  der  Folgezeit  werden  in  Mecklen¬ 
burg  liberale  und  demokratische  Bestrebungen  unter  Verfolgung 
gestellt  und  mit  Härte  unterdrückt  werden.  Die  Folge  ist  eine 
anwachsende  Auswanderung.5 

27.  März  1851 

Im  Zuge  der  scheiternden  Dresdener  Konferenzen  zur  Reform 
der  deutschen  Bundesverfassung  (vgl.  23.  Dezember  1850  und: 
noch  Januar  1851)  fordert  die  preußische  Regierung  die  ehe¬ 
maligen  Mitglieder  der  auf  preußische  Initiative  hin  entstande- 
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nen  kleindeutschen  Union  (vgl.  26.  Mai  1849)  auf,  künftig  wieder 
Delegierte  in  den  deutschen  Bundestag  in  Frankfurt  zu  entsen¬ 
den.  Damit  ist  nicht  nur  der  Gedanke  der  Union  endgültig  auf¬ 
gegeben,  sondern  auch  Brucks  Plan  zu  einer  mitteleuropäischen 
Wirtschaftseinheit  aus  Deutschem  Zollverein  und  österreichisch¬ 
ungarischer  Doppelmonarchie.6 


14.  April  1851 

In  Preußen  wird  ein  neues  Strafgesetzbuch  ausgegeben.  Es  nennt 
als  Strafbestände  u.  a.  „Widerstand  gegen  die  Staatsgewalt“, 
„Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung“,  „ein  hochverräteri¬ 
sches  Unternehmen  vorbereitende  Handlung“,  Vergehen  „gegen 
die  Heiligkeit“  und  „gegen  die  Sittlichkeit“  sowie  das  Vergehen 
der  „Gotteslästerung“.  Das  Gesetzbuch  erfährt  scharfe  Kritik 
von  seiten  der  Liberalen.  Insbesondere  werden  die  darin  zum 
Ausdruck  kommenden  „puritanischen  Anschauungen“  gerügt. 
Daraufhin  wird  ein  neues  Pressegesetz  folgen  (vgl.  12.  Mai 
1851). 7 

20.  April  1851 

Im  Zuge  der  Erneuerung  der  absolutistischen  Regierungsweise  in 
Österreich  ( „N eoabsolutismus“ )  wird  der  Reichstag  durch  einen 
Reichsrat  mit  nur  noch  beratender  Funktion  ersetzt.  Seine  Mit¬ 
glieder  werden  nicht  gewählt  sondern  ernannt.  Den  Vorsitz 
führt  Kiibeck.  Mit  der  Bildung  dieser  Körperschaft  beginnt  der 
planmäßige  Abbau  der  an  die  Revolutionäre  gemachten  Zuge¬ 
ständnisse  und  der  vorgetäuschten  Repräsentation  einer  denk¬ 
unselbständigen  Volksmenge  durch  internationalistische,  anti¬ 
monarchistische  Demagogen.  Vgl.  weiter  17.  August  1851. 8 


12.  Mai  1851 

Die  preußische  Regierung  erläßt  ein  neues  Pressegesetz,  das  sogar 
vorbeugende  Polizeimaßnahmen  und  erhebliche  Strafen  vorsieht. 
Es  kommt  einer  Zensurvorschrift  nahe.  Gleichzeitig  werden  für 
die  Beamtenschaft  einschneidende  Disziplinarbestimmungen  ver¬ 
fügt.  Für  Staatsverbrechen  wird  ein  besonderer  Staatsgerichtshof 
errichtet.  Die  Schwurgerichte  sind  dafür  nicht  mehr  zuständig. 
Die  Bestimmungen  eines  eventuell  zu  verhängenden  Belagerungs¬ 
zustandes  werden  ebenfalls  durch  ein  strenges  Gesetz  festgelegt. 
Kurz:  man  tut  alles,  um  die  Vorgänge  von  1848  unwiederhol¬ 
bar  zu  machen  (vgl.  Vorwort  zu  diesem  Bande).9 
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Gleichzeitig  wird  durch  ein  neues  Bergbaugesetz  das  Recht  des 
Staates  an  aufgefundenen  unterirdischen  Bodenschätzen  formal 
eingeschränkt.  Alle  dem  Grundeigentümer  nicht  ausdrücklich 
vorenthaltenen  Mineralien  werden  damit  theoretisch  jeder¬ 
mann  zur  Aufsuche  und  Gewinnung  freigegeben.  Da  aber  buch¬ 
stäblich  alle  überhaupt  in  Betracht  kommenden  Mineralien  und 
Salze  dem  Grundeigentümer  vorenthalten  bleiben,  gibt  es  die 
durch  das  Gesetz  formal  gebotene  Bergbaufreiheit  tatsächlich 
auch  fernerhin  nicht.  Auch  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1860  wird 
daran  nichts  ändern.  Lediglich  in  der  Provinz  Sachsen  ist  die 
Gewinnung  der  Kohle,  in  Schlesien  die  der  Eisenerze  und  in 
Hannover  die  der  Salze  und  Solquellen  dem  Grundeigentümer 
freigegeben.10 

23.  Mai  1851 

Friedrich  Engels  richtet  einen  Brief  an  Karl  Marx,  in  dem  es 
unter  anderem  heißt,  nach  dem  Untergang  des  Zarismus  in  Ruß¬ 
land  werde  „Polen  absolut  keine  raison  d’etre  mehr“  haben. 
Dann  müsse  man  „den  Polen  im  Westen  abnehmen,  was  man 
kann,  ihre  Festungen  unter  dem  Vorwand  des  Schutzes  mit 
Deutschen  okkupieren  . . .,  sie  ins  Feuer  schicken,  ihr  Land  aus¬ 
fressen“.  —  Die  imperialistische  Denkweise  sitzt  offenbar  auch 
den  Schöpfern  des  wissenschaftlichen  Sozialismus  im  Kopfe,  eine 
bemerkenswerte  Begleiterscheinung  zum  Kommunistischen  Mani¬ 
fest.11 

noch  Mai  1851 

In  Preußen  wird  auf  Antrag  der  Ersten  Kammer  das  Organi¬ 
sationsgesetz  vom  11.  März  1850  (vgl.  dort)  mit  Hilfe  von  drei 
Ministerial-Verordnungen  wieder  außer  Kraft  gesetzt  und  die 
alte  ständische  Kreis-  und  Provinzialordnung  mit  den  Vorrech¬ 
ten  der  Rittergutsbesitzer  wiederhergestellt.  Für  die  verschiede¬ 
nen  Landesteile  werden  drei  verschiedene  Städteordnungen  ge¬ 
schaffen,  bei  den  Gemeindewahlen  wieder  die  Drei-Stände- 
Wahl  eingeführt  und  in  der  Gemeindebesteuerung  auch  wieder 
die  alten  Befreiungen  und  Bevorzugungen  zugelassen.12 

4.  Juli  1851 

In  Preußen  regelt  ein  neues  Gesetz  die  Bedingungen  des  Belage¬ 
rungszustandes.  Es  wird  zwanzig  Jahre  später  vom  Deutschen 
Reich  übernommen  werden,  ausgenommen  von  Bayern,  und  legt 
fest,  inwieweit  die  allgemeinen  Menschenrechte  und  bürgerlichen 
Freiheiten  für  die  Dauer  des  erklärten  Belagerungszustandes 
außer  Kraft  gesetzt  werden  und  welche  Eingriffe  sich  der  einzelne 
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Staatsbürger  in  seine  Persönlichkeits-  und  Eigentumsrechte  ge¬ 
fallen  lassen  muß,  die  sonst  durch  die  Verfassung  strikt  verboten 
sind.  Der  Belagerungszustand  kann  nicht  nur  im  Kriegsfälle  son¬ 
dern  auch  bei  inneren  Unruhen  verhängt  werden.13 

26.  Juli  1851 

Die  französische  Nationalversammlung  lehnt  eine  Revision  der 
bestehenden  Verfassung  ab.  Diese  Revision  wird  von  den  An¬ 
hängern  des  Präsidenten  Louis  Napoleon  gefordert  und  soll  des¬ 
sen  Wiederwahl  ermöglichen,  da  seine  Amtszeit  im  darauffol¬ 
genden  Jahr  ablaufen  wird  und  nach  der  bestehenden  Verfassung 
eine  Wiederwahl  nicht  möglich  ist.  Mit  der  Ablehnung  der  ge¬ 
forderten  Revision  spricht  sich  die  Nationalversammlung  ihr 
Todesurteil.  Sie  wird  nur  noch  vier  Monate  bestehen  (vgl.  2.  De¬ 
zember  1851). 14 

17.  August  1851 

In  Österreich  wird  im  Zuge  des  sich  anbahnenden  „Neoabsolu¬ 
tismus“  (vgl.  20.  April  1851)  die  Ministerverantwortlichkeit 
aufgehoben,  d.  h.  die  politische  Verantwortungspflicht  der  Res¬ 
sortminister  gegenüber  der  Volksvertretung.  Da  der  Reichsrat 
seit  dem  20.  April  1851  (vgl.  dort)  nur  noch  beratende  Funktion 
hat,  war  diese  Ministerverantwortlichkeit  ihm  gegenüber  ohne¬ 
hin  nicht  mehr  gegeben.  Sie  wird  aber  nunmehr  ausdrücklich  als 
nicht  mehr  in  Kraft  erklärt.  Damit  wird  der  Aufhebung  der  Ver¬ 
fassung  durch  die  Sylversterpatente  vom  31.  Dezember  1851 
(vgl.  dort)  schon  vorgegriffen.15 

1.  September  1851 

In  Havanna  auf  Kuba  wird  von  den  spanischen  Behörden  der 
General  Lopez  dem  Scharfrichter  übergeben  und  hingerichtet. 
Er  hat  versucht,  mit  Waffengewalt  die  Insel  Kuba  zum  Abfall 
von  Spanien  und  zum  Anschluß  an  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  zu  zwingen.  Doch  ist  das  Unternehmen  gescheitert 
und  Lopez  ergriffen  worden.  Seine  Hinrichtung  führt  zu  einem 
gefährlichen  Spannungsverhältnis  zwischen  Spanien  und  den 
Vereinigten  Staaten,  während  gleichzeitig  die  spanische  Regie¬ 
rung  mit  Großbritannien  einen  Ausgleich  sucht.16 

7.  September  1851 

Preußen  schließt  nach  geheimen  Verhandlungen  mit  Hannover 
ein  Handelsabkommen  und  gewährt  ihm  darin  Vorteile  hinsicht¬ 
lich  der  Einfuhrzölle.  Diesem  Abkommen  werden  sich  in  Kürze 
auch  die  Mitglieder  des  „Steuervereins“  anschließen,  der  1834 
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als  Gegengründung  gegen  den  von  Preußen  geschaffenen  Zoll¬ 
verein  entstand,  nämlich  Oldenburg,  Braunschweig,  Lippe- 
Schaumburg.  Das  wiederum  erregt  den  Unwillen  der  süddeut¬ 
schen  Länder,  die  Preußen  die  Absicht  unterstellen,  die  deutsche 
Zolleinheit  zu  zerstören,  und  daher  versuchen,  Österreich  mit 
einzubeziehen.  Das  aber  kann  Preußen  nicht  zulassen,  schon  der 
zerrütteten  österreichischen  Finanzen  wegen  nicht.  Vgl.  noch: 
April  1852. 17 

Oktober  1851 

In  Hannover  erwirken  die  rittcrschaftlichen  Großgrundbesitzer 
einen  Beschluß  des  deutschen  Bundestages,  „daß  vorerst  mit  Ge¬ 
setzen  und  Verfügungen  gegen  die  bestehenden  Provinzialland¬ 
schaften  innezuhalten  sei“.  Im  Geiste  der  Revolution  von  1848 
war  eine  Umgestaltung  dieser  Provinziallandschaften  (Stände¬ 
tage  in  den  Provinzen)  beschlossen  worden  aber  noch  nicht  durch¬ 
geführt.  Die  Hannoversche  Regierung  kann  den  beabsichtigten 
Einspruch  gegen  die  Einmischung  des  Bundestages  in  die  inneren 
Angelegenheiten  des  Landes  nicht  mehr  erheben,  da  sich  durch 
den  Tod  König  Ernst  Augusts  die  Verhältnisse  in  Hannover 
grundlegend  ändern  werden  (vgl.  18.  November  1851). 18 

noch  Oktober  1851 

Spanien  schließt  ein  Konkordat  mit  dem  Vatikan  in  Rom,  das 
der  Kurie  und  dem  Klerus  in  Spanien  selbst  weitgehende  Befug¬ 
nisse  einräumt.  Damit  wird  eine  Entwicklung  eingeleitet,  die 
bis  zum  Jahresende  der  Hofcamarilla  um  die  Königin-Mutter 
Maria  Christina  zu  entscheidendem  innenpolitischen  Einfluß 
verhilft  und  schließlich  zum  Sturz  des  Ministers  Narvaez,  Her¬ 
zog  von  Valencia,  führen  wird.  Königin  Isabella  II.  steht  dieser 
Entwicklung  um  so  hilfloser  gegenüber,  als  sie  ihrer  Niederkunft 
entgegensieht.  Vgl.  auch:  noch  Februar  1852. 19 

18.  November  1851 

In  Hannover  stirbt  König  Ernst  August.  Sein  blinder  Sohn 
folgt  ihm  als  Georg  V.  auf  den  Thron.  Als  überzeugter  Anhänger 
einer  aristokratischen  Staatsordnung  steht  dieser  natürlich  allen 
Errungenschaften  der  Revolution  von  1848  ablehnend  gegen¬ 
über.  Infolgedessen  werden  nicht  nur  die  Provinziallandschaften 
(vgl.  Oktober  1851)  unangetastet  bleiben,  sondern  es  wird  sich 
eine  Entwicklung  anbahnen  können,  die  mit  der  Außerkraft¬ 
setzung  der  Verfassung  von  1848  enden  wird.  Vgl.  12.  April 
1855, 16.  Juni  1855  und  1.  August  1855. 20 
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2.  Dezember  1851 

Der  Präsident  der  französischen  Republik,  Prinz  Louis  Napo¬ 
leon,  löst  die  Nationalversammlung  unter  Bruch  seines  Eides 
auf  die  bestehende  Verfassung  auf  und  läßt  ihre  angesehensten 
Mitglieder  verhaften,  unter  ihnen  die  Generäle  Cavaignac  und 
Changarnier  sowie  den  Dichter  Victor  Hugo.  Sie  werden  aus 
Frankreich  verbannt  werden.  In  Paris,  Lyon  und  einigen  ande¬ 
ren  Städten  erheben  sich  die  Republikaner  und  die  Sozialisten 
gegen  diese  Gewaltaktion.  Doch  wird  es  der  Armee,  die  hinter 
dem  Prinzen  steht,  am  3.  und  4.  Dezember  gelingen,  die  Auf¬ 
ständischen  in  Barrikadenkämpfen  niederzuwerfen.21 
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8.  Dezember  1851 

In  Frankreich  bricht  ein  allgemeiner  Aufstand  aus,  der  durch 
den  Staatsstreich  des  Prinzen  Napoleon  (vgl.  2.  Dezember  1851) 
ausgelöst  wurde.  Er  wird  blutig  niedergeworfen.  Mehr  als  tau¬ 
send  überzeugte  Republikaner,  die  sich  nicht  noch  einmal  einer 
Diktatur  unterwerfen  wollen,  bezahlen  ihren  Widerstand  mit 
dem  Leben.  Zahlreiche  Deputierte  müssen  das  Land  verlassen. 
Andere,  66  an  der  Zahl,  werden  verbannt,  noch  andere  auf  die 
Teufelsinsel  deportiert.  Aber  die  Mehrheit  des  Volkes  und  die 
Kirche  stehen  hinter  dem  Prinzen.22 
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31.  Dezember  1851 

In  Österreich  setzen  die  kaiserlichen  Patente  die  Reichsverfassung 
außer  Kraft,  die  Kaiser  Franz  Joseph  ohnehin  noch  nicht  be¬ 
schworen  hat.  Mit  diesen  Patenten  wird  Österreich  wieder  eine 
absolute  Monarchie.  Die  Minister  sind  wieder  nur  noch  dem 
Kaiser  verantwortlich,  und  der  Staatsrat  wird  zum  Rat  des 
Kaisers  und  der  Krone  erklärt.  Die  Restauration  wird  keine 
Unruhe  in  den  Völkern  der  Donaumonarchie  hervorrufen.  Die 
Agitatoren  sind  fort  und  die  Massen  aus  sich  heraus  an  der 
Staatsform  nicht  sonderlich  interessiert.  —  Zugleich  mit  der  Ver¬ 
fassung  vom  März  1849  und  den  Grundrechten  werden  durch  die 
„Sylvesterpatente“  auch  das  öffentliche  Gerichtsverfahren,  die 
Geschworenengerichte  sowie  die  vom  Grafen  Stadion  geschaffene 
Gemeindeverfassung  beseitigt.  Von  den  „Errungenschaften“  der 
Revolution  von  1848  in  Österreich  bleiben  lediglich  die  Gleich¬ 
heit  aller  Bürger  vor  dem  Gesetz  und  die  Aufhebung  der  Grund¬ 
lasten,  d.  h.  der  an  das  Eigentum  an  Grund  und  Boden  gebunde¬ 
nen  Frondienste  und  Zehntenabgaben.  Vgl.  auch  5.  April  1852. 23 
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noch  1851  (ohne  nähere  Datierung) 

In  Australien  findet  der  Engländer  Edward  H.  Hargraves  Gold¬ 
felder  im  Bathurst  district  von  Neusüdwales.  Noch  im  selben 
Jahre  werden  auch  im  Süden  von  Victoria  reiche  Edelmetall¬ 
funde  gemacht.  Infolgedessen  wird  die  Bevölkerung  Australiens 
in  den  folgenden  zehn  Jahren  von  405  000  auf  1  146  000  an- 
wachsen.  Danach  wird  sich  dieses  schnelle  Wachstum  aufgrund 
der  Goldfunde  in  Tasmanien,  Queensland  und  Nordwestaustra¬ 
lien  weiter  fortsetzen  und  die  Erforschung  und  Erschließung  des 
Erdteils  wesentlich  fördern  (vgl.  noch  1861). 

In  China  tritt  nach  dem  Tode  Kaiser  Toa-kuangs  (1821  — 1851) 
aus  der  Mandschu-Dynastie  der  19jährige  Prinz  Hsien-feng  die 
Nachfolge  an.  Unter  seiner  Regierung  weitet  sich  der  seit  1850 
wütende  Taiping- Auf stand  des  religiösen  Fanatikers  Tien-te 
immer  weiter  aus.  (Vgl  auch:  noch  März  1853.)  Er  wird  bis  zum 
Jahre  1865  nahezu  drei  viertel  Chinas  verwüsten,  während 
gleichzeitig  im  Norden  des  Reiches  eine  Anarchie  von  Räuber¬ 
banden  um  sich  greift.  Eine  wirksame  Bekämpfung  des  Taiping- 
Aufstandes  wird  erst  1860  mit  Hilfe  einer  aus  europäischen 
Abenteurern  gebildeten  Truppe  unter  Führung  des  britischen 
Obersten  Charles  George  Gordon  (vgl.  26.  Januar  1885),  der 
„ever  victorious  arrny“  möglich  werden.24 

noch  1851  (ohne  nähere  Datierung) 

Paul  Julius  Reuter  (eigentlich  I.  B.  Josaphat,  geb.  1816  in  Kas¬ 
sel)  verlegt  sein  1849  in  Paris  gegründetes  und  noch  im  selben 
Jahr  nach  Aachen  überführtes  Telegraphenbüro  nach  London. 
Die  geschäftlichen  und  politischen  Erwartungen,  die  er  an  die 
Revolution  in  Frankreich  und  Preußen  geknüpft  hat,  erfüllten 
sich  dort  nicht.  So  folgt  er  dem  Karl  Heinrich  Marx,  der  schon 
zwei  Jahre  früher,  nach  dem  Scheitern  an  der  „Neuen  Rheini¬ 
schen  Zeitung“  in  Köln,  nach  London  gegangen  ist.  Dort  wird 
sich  Reuter  alias  Josaphat  mit  Dr.  Engländer  verbinden,  der 
durch  geschickte  Ausnutzung  der  Nachricht  von  der  Ermordung 
des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten,  Abraham  Lincoln,  dem 
Reuterschen  Nachrichtenbüro  zum  entscheidenden  Durchbruch 
verhelfen  wird  (vgl.  15.  April  1865).  Gleichzeitig  entwickelt  sich 
auch  das  ebenfalls  1849  gegründete  Telegraphenbüro  des  Dr. 
Bernhard  Wolf}  in  Berlin  zur  maßgebenden  Nachrichtenzentrale 
aller  Berliner  Zeitungen  und  Wirtschaftskreise.  In  kurzer  Zeit 
wird  sich  der  gesamte  internationale  Nachrichtenmarkt,  d.  h. 
die  Informationslenkung  aller  Völker  fest  in  jüdischen  Händen 
befinden.25 
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In  Nordbelgien  wird  der  Willemsfonds  begründet,  eine  Ein¬ 
richtung  der  flämischen  Literatur.  Er  ist  nach  dem  eigentlichen 
Urheber  der  flämischen  Bewegung,  Jan  Frans  Willems,  benannt. 
Diese  Bewegung  trägt  das  flämische  Volksbewußtsein  gegenüber 
den  systematischen  Französisierungsmaßnahmen  des  belgischen 
Staates  und  knüpft  an  die  Jahre  von  1815  bis  1830  an,  in  denen 
der  seitdem  belgische  Teil  Flanderns  mit  den  Niederlanden  zum 
Vereinigten  Königreich  der  Niederlande  verbunden  war.  Der 
Willemsfonds  wird  auch  nach  dem  2.  Weltkrieg  weiterbeste¬ 
hen20 
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1852 


14.  Januar  1852 

Der  Präsident  der  französischen  Republik,  Prinz  Louis  Napo¬ 
leon,  verkündet  eine  neue  Verfassung,  die  der  des  Kaiserreiches 
unter  Napoleon  I.  ähnelt  und  neben  einem  Senat  eine  gesetz¬ 
gebende  Körperschaft  vorsieht.  Zuvor  hat  der  Prinz  nach  seinem 
Staatsstreich  vom  2.  Dezember  1851  (vgl.  dort)  und  Nieder¬ 
werfung  der  darauffolgenden  Aufstände  in  einem  von  ihm  an¬ 
geordneten  Volksentscheid  sieben  Millionen  Stimmen  für  die 
Verlängerung  seiner  Präsidentschaft  um  zehn  Jahre  erhalten. 
Die  neue  Verfassung  stattet  ihn  mit  der  Machtfülle  eines  Monar¬ 
chen  aus  (vgl.  2.  Dezember  1852).1 

17.  Januar  1852 

In  der  Sandriver-Konvention  erkennt  Großbritannien  die  Un¬ 
abhängigkeit  der  aus  Natal  an  den  Vaalfluß  abgewanderten 
Burengemeinden  an.  Die  Konvention  ist  allerdings  erst  nach 
voraufgegangenen  Kämpfen  zustandegekommen,  da  die  briti¬ 
sche  Regierung  grundsätzlich  die  Auffassung  vertritt,  daß  die 
Buren  britische  Untertanen  bleiben,  auch  wenn  sie  britisches  Ge¬ 
biet  verlassen  (Cape  of  Good  Hope  Punishment  Act,  1836). 
Zwei  Jahre  später  wird  auch  die  Unabhängigkeit  des  Oranje¬ 
freistaates  anerkannt  werden,  einer  ebenfalls  burischen  Grün¬ 
dung,  die  1848  von  den  Briten  annektiert  wurde. 

22. Januar  1852 

Der  Präsident  der  Republik  Frankreich,  Louis  Napoleon,  der 
am  2.  Dezember  1851  (vgl.  dort)  durch  einen  Staatsstreich  die 
gesamte  Regierungsgewalt  an  sich  gebracht  und  diesen  Schritt 
inzwischen  durch  eine  Volksabstimmung  legalisiert  hat,  läßt  das 
Privateigentum  der  Familie  Orleans  beschlagnahmen  und  alle 
ihre  in  Frankreich  gelegenen  Güter,  Schlösser  und  sonstigen  Be¬ 
sitzungen  verkaufen.  Die  Maßnahme  wird  vielfach  als  „Anwen¬ 
dung  kommunistischer  Grundsätze“  gepriesen,  schafft  anderer¬ 
seits  Napoleon  neue  Gegner.  Seine  Ratgeber,  insbesondere  Per- 
signy  (Fialin),  erhalten  Ehrenstellungen  und  Ämter.2 

3.  Februar  1852 

In  Argentinien  werden  die  Streitkräfte  des  Diktators  Manuel 
Ordez  de  Rosas  in  der  Schlacht  von  Monte-Caseros  entscheidend 
geschlagen.  Der  Gouverneur  von  Entre  Rios,  Jose  de  Urquiza, 

10.  Lieferung,  ©  K.  W.  Schütz  Verlag,  4994  Prcuß.  Oldendorf,  Oktober  1975 


FRANKREICH 

NEUE 

VERFASSUNG 

VORBEREITUNG 

DES 

KAISERREICHES 

VOLKS¬ 

ABSTIMMUNG 


SÜDAFRIKA 

SANDRIVER¬ 
KONVENTION 
GROSS¬ 
BRITANNIEN 
ANERKENNT 
UNABHÄNGIG¬ 
KEIT  TRANS¬ 
VAALS 


FRANKREICH 

EINZIEHUNG 
DES  ORLE ANS¬ 
VERMÖGENS 

VERKAUF 
ZUGUNSTEN 
DER  STAATS¬ 
KASSE 


ARGENTINIEN 

SCHLACHT 

55 


VON  MONTE 
CASEROS 
ROSAS 
ENTSCHEIDEND 
GESCHLAGEN 
URQUIZA 
NEUER 
PRÄSIDENT 
ANERKENNUNG 
DER  UNAB¬ 
HÄNGIGKEIT 
PARAGUAYS 


ÖSTERREICH 

ÜBERLÄSST 

HOLSTEIN 

DÄNEMARK 


SPANIEN 

ATTENTAT 
AUF  KÖNIGIN 
ISABELLA 

AUFLÖSUNG 
DER  CORTES 


UNGARN 

FÜHRER  DER 
REVOLUTION 
WERDEN 
FREIMAURER 


hat  sich  mit  Brasilien,  Paraguay  und  Uruguay  gegen  Rosas  ver¬ 
bündet,  nachdem  dieser  Argentinien  in  den  uruguayischen  Bür¬ 
gerkrieg  zwischen  Oribe  und  Ribera  hineingezogen  und  in  Kon¬ 
flikt  mit  Frankreich  und  Großbritannien  gebracht  hat.  Nun¬ 
mehr  muß  Rosas  das  Land  verlassen  und  mit  seiner  Familie  in 
England  Zuflucht  suchen.  Sein  Riesenvermögen  an  Grundbesitz 
und  Viehherden  wird  vom  argentinischen  Staate  unter  dem 
neuen  Präsidenten  Urquiza  konfisziert.  Dieser  wird  die  Unab¬ 
hängigkeit  Paraguays  als  eines  selbständigen  Staates  anerkennen 
und  die  freie  Schiffahrt  auf  allen  Quellflüssen  des  La  Plata- 
Stromes  zusichern,  wird  sich  aber  selber  nur  ein  halbes  Jahr  an 
der  Regierung  halten  können  (vgl.:  noch  September  1 852). 3 

18. Februar  1852 

Der  Deutsche  Bund,  genauer  gesagt:  Österreich  liefert  Holstein 
an  Dänemark  aus,  nachdem  der  Holsteinische  Widerstand  durch 
Bundesexekutive  gebrochen,  Preußen  durch  die  Punktuation  von 
Olmütz  (vgl.  29.  November  1850)  ausgeschaltet  und  Dänemark 
zu  der  Zusage  veranlaßt  worden  ist,  Holstein  innerhalb  des  dä¬ 
nischen  Gesamtstaates  einen  eigenen  Status  einzuräumen.  Der 
noch  verbleibende  Widerstand  Herzog  Christian  Augusts,  des 
Hauptes  der  älteren  Augustenburger  Linie,  wird  durch  die  neue 
dänische  Thronfolgerregelung  im  2.  Londoner  Protokoll  (vgl. 
8.  Mai  1852)  beseitigt  werden.4 

noch  Februar  1852 

Königin  Isabella  von  Spanien  wird  bei  ihrem  ersten  Kirchgang 
nach  der  Niederkunft  von  einem  offenbar  geistesgestörten  Prie¬ 
ster  namens  Martin  Merino  angefallen  und  verwundet.  Die  Hof- 
camarilla  nimmt  den  Vorfall  zum  Anlaß,  Einschränkung  der 
Pressefreiheit,  Auflösung  der  Cortes  und  Verfassungsänderun¬ 
gen  im  absolutistischen  Sinne  durchzusetzen.  Karlisten  und  Kle¬ 
rikale  erhalten  einflußreiche  Positionen  in  Staat  und  Armee.  Das 
wiederum  wird  eine  Sammlung  der  Liberalen,  eine  Vereinigung 
der  Gemäßigten  und  der  Fortschrittlichen  zur  Folge  haben  (vgl.: 
noch  Juli  1854). 5 

Die  Führer  der  ungarischen  Revolution  von  1848,  Ludwig  Kos- 
suth,Graf  Bethlen  und  PaulHajnik  treten  nach  geglückter  Flucht 
in  Cincinnati/Ohio  (USA)  öffentlich  in  eine  Freimaurerloge 
ein.  In  Ungarn  bestand  dazu  noch  keine  Gelegenheit.  Im  April 
desselben  Jahres  wird  sich  auch  Graf  Andrassy  in  Paris  der  Loge 
Mont  Sinai  anschließen,  Georg  Klapka  in  Turin  der  Loge  Dante 
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Alighieri.  Bischof  Hyazinth  Ronay  wird  in  London,  Bischof 
Michael  Horvath  in  der  Schweiz  Freimaurer  werden.  Die  erste 
offizielle  Loge  in  Ungarn  wird  erst  im  Jahre  1868  gegründet 
werden,  und  zwar  dank  den  Bemühungen  des  jüdischen  Frei¬ 
maurers  Ludwig  Lewis  (vgl.  5.  Oktober  1848).® 

27.  März  1852 

Auf  Veranlassung  des  kurhessischen  Ministers  Hassenpflug  er¬ 
klärt  der  deutsche  Bundestag  in  Frankfurt  die  hessische  Verfas¬ 
sung  von  1831,  auf  die  sich  der  allgemeine  Widerstand  in  Kur¬ 
hessen  beruft,  für  unvereinbar  mit  den  Bundesgesetzen  und  er¬ 
teilt  dem  Kurfürsten  den  Auftrag,  im  Einvernehmen  mit  den 
Landständen  ein  neues  Staatsgrundgesetz  zu  schaffen.  Genau 
das  wollte  Hassenpflug  erreichen  und  wird  unverzüglich,  wäh¬ 
rend  noch  der  Kriegszustand  im  Lande  andauert,  eine  neue,  sei¬ 
nen  Zwecken  entsprechende  Verfassung  ausarbeiten.  Vgl.  13. 
April  1852. 7 

noch  März  1852 

Die  radikale  Diktatur  des  Generals  Urbina  in  Ecuador  (vgl.: 
noch  1850)  flößt  dem  alten  Mitkämpfer  Bolivars  und  früheren 
Präsidenten  Juan  Jose  de  Flores  die  Hoffnung  ein,  mit  Hilfe  der 
Konservativen  und  Klerikalen  den  Präsidentensessel  zurück¬ 
erobern  zu  können.  Er  stellt  in  Mittelamerika  und  in  Peru  ein 
kleines  Geschwader  zusammen  und  landet  unter  dem  Vorwand, 
den  rechtmäßigen  Präsidenten  Noboa  (vgl.:  noch  1850)  wieder 
einsetzen  zu  wollen,  im  Hafen  von  Guayaquil,  wird  aber  durch 
Verrat  in  der  eigenen  Mannschaft  erneut  zur  Flucht  gezwungen.8 

5.  April  1852 

In  Wien  verstirbt  der  österreichische  Staatskanzler  bzw.  Mini¬ 
sterpräsident  Felix  Fürst  zu  Schwarzenberg,  die  stärkste  Persön¬ 
lichkeit  neben  dem  Kaiser  Franz  Joseph,  der  im  wesentlichen 
das  Abfangen  der  Revolution  von  1848/49  gelang.  Ihr  letztes 
und  entscheidendes  Werk  waren  die  „Sylvesterpatente“  vom 
31.  Dezember  1851  (vgl.  dort).  Nach  diesem  plötzlichen  Tode 
Schwarzenbergs  herrscht  der  jugendliche  Kaiser  im  Rahmen  des 
österreichischen  „Neoabsolutismus“  buchstäblich  unumschränkt. 
Die  Minister  sollen  nur  noch  als  Beamte  seinen  Willen  vollzie¬ 
hen.  Nachfolger  Schwarzenbergs  als  Ministerpräsident  und  Au¬ 
ßenminister  wird  Graf  von  Buol-Schaucnstein,  das  Innenmini¬ 
sterium  übernimmt  wiederum  Bach.  Er  führte  es  schon  im  letz¬ 
ten  Jahr  unter  Schwarzenberg  und  übt  einen  bestimmenden  Ein- 
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fluß  aus.  Bach  wird  planmäßig  ein  neues,  im  wesentlichen  deut¬ 
sches  Beamtenkorps  schaffen  und  durch  Errichtung  von  Kreis¬ 
ämtern  die  Lokalverwaltung  neu  ordnen.  Dabei  wird  er  die 
durch  einen  seiner  Vorgänger,  den  Grafen  Stadion,  vorbereitete 
Selbstverwaltung  der  Gemeinden  und  Länder  zugunsten  einer 
starken  Zentralgewalt  ganz  unterdrücken.  Die  Gesetzgebung  für 
die  verschiedenen  Länder  und  die  Ernennung  der  Beamten  (auch 
der  Bürgermeister)  bleiben  der  Regierung  in  Wien  Vorbehalten. 
Vgl.  weiter  27.  Mai  1852.® 

13.  April  1852 

Nachdem  im  März  die  Bundestagstruppen  Kurhessen  wieder 
verlassen  haben  (vgl.  1.  November  1850)  und  gleichzeitig  die 
hessische  Verfassung  von  1831  mit  den  Zusätzen  von  1848 — 49 
durch  den  Bundestag  außer  Kraft  gesetzt  wurde  (vgl.  27.  März 
1852),  wird  nunmehr  eine  neue  Verfassung  bekanntgemacht,  die 
in  Kurhessen  das  Zweikammersystem  einführt.  Doch  wird  der 
Innenminister  Hassenpflug  bereits  1853  auch  mit  den  neuge¬ 
wählten  Kammern  in  Konflikt  geraten.  Er  wird  den  Landtag 
auflösen  und  sich  damit  eine  Verfassungsklage  zuziehen.  Erst 
daraufhin  wird  ihn  der  Kurfürst  1855  entlassen.10 

noch  April  1852 

Auf  dem  Berliner  Zollkongreß  erhebt  Preußen  die  Forderung, 
daß  alle  Mitglieder  des  Zollvereins  die  Übereinkunft  Preußens 
mit  dem  „Steuerverein“  (vgl.  7.  September  1851)  anerkennen, 
droht,  anderenfalls  den  Zollverein  aufzulösen  und  erklärt,  es 
werde  erst  in  Handelsverhandlungen  mit  Österreich  eintreten, 
nachdem  die  deutsche  Zolleinigung  wiederhergestellt  sei.  Auf 
diese  unerwartet  feste  Haltung  Preußens  war  der  Kongreß  nicht 
gefaßt.  Die  süddeutschen  Länder  lenken  ein.  Ein  Gesamtzoll¬ 
verein  einschließlich  Österreichs  kommt  nicht  zustande.11 

8.  Mai  1852 

Im  2.  Londoner  Protokoll  einigen  sich  Dänemark,  England, 
Frankreich,  Norwegen,  Österreich,  Preußen,  Rußland  und 
Schweden  auf  eine  Neuregelung  der  Erbfolge  in  Dänemark.  Da 
König  Friedrich  VII.  von  Dänemark  keine  männlichen  Nach¬ 
kommen  hat,  soll  die  Thronfolge  an  den  Prinzen  Christian  zu 
Schleswig-Holstein-Sonderburg-Glücksburg  und  an  die  männ¬ 
lichen  Nachkommen  aus  seiner  Ehe  mit  der  Prinzessin  Luise  von 
Hessen  übergehen.  Das  „Prinzip  der  Integrität  der  dänischen 
Monarchie“  wird  nochmals  ausdrücklich  hervorgehoben,  ebenso 
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die  dem  König  von  Dänemark  zustehenden  Rechte  bezüglich  der 
Herzogtümer  Holstein  und  Lauenburg.  Aufgrund  dieses  Proto¬ 
kolls  muß  Herzog  Christian  August,  das  Haupt  der  älteren 
Augustenburger  Linie  und  die  Seele  des  Widerstandes  gegen  Dä¬ 
nemark,  Holstein  verlassen.  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  von 
Preußen  bezeichnet  das  Protokoll  als  ein  „Machwerk  von  Un¬ 
gerechtigkeit  oder  Torheit“.  König  Friedrich  VII.  von  Däne¬ 
mark  wird  aufgrund  dieses  Protokolls  am  31.  Juli  1853  das  neue 
Thronfolgegesetz  erlassen,  mit  dem  die  auch  weibliche  Erbfolge 
des  Königsgesetzes  vom  14.  November  1665  aufgehoben  wird.12 

27.  Mai  1852 

In  Österreich  wird  unter  dem  maßgeblichen  Einfluß  des  Innen¬ 
ministers  Bach  (vgl.  5.  April  1852)  ein  neues  Strafgesetzbuch 
herausgegeben.  Damit  vollendet  Bach  seine  bereits  1849  begon- 
gene  Ausarbeitung  eines  für  die  gesamte  Doppelmonarchie  ein¬ 
heitlichen  Gerichtsverfahrens,  das  grundlegend  die  eigentliche 
Justiz  von  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  trennt.  Das  Werk 
wird  im  darauffolgenden  Jahr  1853  durch  eine  neue  Strafpro¬ 
zeßordnung  abgeschlossen  werden.  Über  das  Rechtsverhältnis 
zur  Kirche  vgl.  18.  August  1855. 13 

noch  September  1852 

Während  sich  der  neue  Präsident  von  Argentinien,  Urquiza 
(vgl.  3.  Februar  1852)  zum  Kongreß  nach  Santa-Fe  begibt,  bricht 
in  seiner  Abwesenheit  in  Buenos  Aires  ein  Aufruhr  aus.  Valentin 
Alsina  wird  zum  Gouverneur  gewählt,  löst  die  Stadt  aus  der 
argentinischen  Konföderation  und  erklärt  sie  zum  selbständigen 
Staat.  Die  anderen  Teilstaaten  der  Föderation  beauftragen  dar¬ 
aufhin  Urquiza,  den  Aufstand  mit  Waffengewalt  niederzuschla¬ 
gen.  Doch  wird  es  dazu  vorerst  nicht  kommen,  sondern  die  Re¬ 
gierung  der  Bundesrepublik  Argentinien  wird  sich  in  Bajada  del 
Parana  in  Entre  Rios  einen  neuen  Sitz  wählen  müssen.14 

21.  November  1852 

Eine  vom  Prinzen  Louis  Napoleon  veranlaßte  dritte  Volksab¬ 
stimmung  in  Frankreich  ergibt  7,8  Millionen  Ja-Stimmen  für 
den  Beschluß  des  Senats,  dem  Prinzen  die  erbliche  Kaiserwürde 
anzutragen.  Etwa  zwei  Millionen  enthalten  sich  der  Stimme  und 
nur  253  000  stimmen  mit  Nein.  An  einen  Aufstand  wie  noch  im 
Jahre  zuvor  denkt  niemand  mehr.  Der  Gedanke  der  Republik 
scheint  wieder  vergessen  oder  wird  von  dem  Strahlenglanz  des 
Kaisertums  in  Erinnerung  an  Napoleon  I.  überstrahlt.  Er  wird 
erst  1870  wieder  zu  neuem  Leben  erwachen.15 

10.  Lieferung,  ©  K.  W.  Schütz  Verlag,  4994  Preuß.  Oldendorf,  Oktober  1975 
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2.  Dezember  1852 

In  Frankreich  besteigt  Prinz  Louis  Napoleon  als  Kaiser  Napo¬ 
leon  III.  den  verlassenen  Thron  seines  Onkels.  Zuvor  hat  der 
aufgrund  der  neuen  Verfassung  vom  14.  Januar  1852  (vgl.  dort) 
gebildete  Senat  einen  entsprechenden  Beschluß  gefaßt  und  eine 
dritte  Volksabstimmung  eine  noch  größere  Mehrheit  für  die 
Thronbesteigung  ergeben,  als  davor  für  die  Verfassung.  Die  an¬ 
deren  Großmächte  werden  die  neue  Kaiserwürde  binnen  kurzer 
Zeit  anerkennen.  Nur  der  Zar  Nikolaus  I.  von  Rußland  wird 
dem  Emporkömmling  die  traditionelle  Anrede  „Fr£re“  verwei¬ 
gern.10 
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30.  Dezember  1852 

Der  Herzog  von  Holstein-Augustenburg,  Christian  August  (vgl. 
8.  Mai  1852),  wird  von  Dänemark  durch  Entziehung  seiner  Gü¬ 
ter  und  Androhung  weiterer  Verfolgungen  gezwungen,  sich  für 
seinen  Anspruch  auf  die  Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein 
mit  Geld  abfinden  zu  lassen.  Er  muß  sich  verpflichten,  nichts  ge¬ 
gen  die  neue  Thronfolgeordnung  (vgl.  auch  31.  Juli  1853)  zu 
unternehmen.  Doch  verzichten  weder  er  selber  noch  sein  volljäh¬ 
riger  Sohn  Friedrich  auf  ihre  Rechte  an  den  Herzogtümern.  Der 
Bruder  des  Herzogs,  der  Prinz  von  Noer,  wird  sogar  im  März 
1853  ausdrücklich  auf  seinem  Anrecht  bestehen.17 
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noch  Dezember  1852 

In  Montenegro  folgt  Fürst  (Vladika)  Danilo ,  ein  Nachfahre  des 
Metropoliten  und  Vladika  von  Cetinje  (17.  Jahrhundert)  sei¬ 
nem  Vater  in  der  Regierung  und  reist  sogleich  nach  Petersburg, 
um  sich  von  Zar  Nikolaus  I.  in  seinem  Streben  nach  Unabhän¬ 
gigkeit  von  der  ottomanischen  Vorherrschaft  beraten  zu  lassen. 
Nach  seiner  Rückkehr  wird  er  Montenegro  zum  weltlichen  Für¬ 
stentum  erklären  und  die  geistliche  Würde  des  Metropoliten  von 
der  weltlichen  trennen.  Damit  will  er  die  griechischen  Christen 
seines  Landes  der  Aufsicht  des  Patriarchen  von  Konstantinopel 
entziehen  und  russischer  Kirchenaufsicht  unterstellen.  Gleich¬ 
zeitig  läßt  Danilo  auch  einen  Kriegs-  und  Raubzug  in  das  be¬ 
nachbarte  türkische  Gebiet  unternehmen.  Es  soll  ein  Signal  zum 
allgemeinen  Aufstand  der  slawischen  Christen  gegen  das  Osma- 
nische  Reich  sein  und  wird  in  Konstantinopel  auch  als  solches 
gewertet.  Vgl.:  noch  Januar  1853. 18 
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noch  1852  (ohne  nähere  Datierung) 

Großbritannien  beginnt  den  zweiten  Krieg  gegen  Burma,  in  des-  BURMA 

sen  Verlauf  es  nunmehr  auch  das  untere  Burma  annektieren 

wird.  Nach  einem  damit  ausgelösten  Regierungswechsel  wird  ZWEITER 

Mindon  Min  neuer  König  von  Burma  werden  (1853 — 1878).  BRITISCHER 

Neun  Jahre  später  wird  Unterburma  mit  den  bereits  im  ersten  FELDZUG 

britischen  Burmakrieg  (1824 — 1836)  annektierten  Gebieten  Ara- 

kan  und  Tenasserim  zu  Britisch  Burma  vereinigt  werden.  Haupt-  „BRITISCH 

Stadt  wird  1857  Mandalay  werden.  BURMA 

In  Frankreich  wird  das  erste  „livre-jaune“,  das  erste  Gelbbuch  FRANKREICH 
mit  Akten  der  kurz  zuvor  geführten  diplomatischen  Verhand¬ 
lungen  veröffentlicht.  Solche  nach  ihren  farbigen  Umschlägen  ERSTES 
benannten  diplomatischen  Aktenwiedergaben  waren  zunächst  „GELBBUCH“ 
ausschließlich  für  den  internen  Amtsgebrauch  bei  den  auswär¬ 
tigen  Ämtern  der  Staaten  in  Gebrauch.  Großbritannien  begann 
1836  mit  der  Veröffentlichung.  Dieser  Weg  wird  von  den  Regie-  VERÖFFENT- 
rungen  künftig  dann  beschritten  werden,  wenn  die  Gefahr  be-  EICHUNG 
steht,  daß  die  eigene  Bevölkerung  durch  ausländische  Propa-  DIPLO- 
ganda  ein  falsches  Bild  von  den  stattgehabten  Verhandlungen  MATISCHER 
erhalten  kann.  Andererseits  werden  natürlich  auch  diese  „Färb-  AKTEN 
bücher“  oder  „Buntbücher“  in  der  Regel  keine  vollständige,  son¬ 
dern  nur  eine  gesiebte  Aktenwiedergabe  enthalten,  vielfach  die 
dem  jeweiligen  Parlament  zugänglich  gemachten  Papiere.  Die 
Farben  der  Umschläge  verteilen  sich,  von  gelegentlichen  Aus¬ 
nahmen  abgesehen,  wie  folgt:  China  und  Frankreich  gelb,  Groß¬ 
britannien  blau,  Italien  grün,  Japan  grau,  Mexiko  grün,  Öster¬ 
reich-Ungarn  rot,  Rumänien  wieder  grün,  Rußland  orange,  Spa¬ 
nien  und  die  Vereinigten  Staaten  wieder  rot.  Das  Deutsche 
Reich  wird  nach  seiner  Entstehung  Weißbücher  veröffentlichen.19 

noch  1852  (ohne  nähere  Datierung) 

In  Kalifornien  beginnt  die  systematische  Ausrottung  der  Indi-  KALIFORNIEN 

aner,  insbesondere  der  Yana- Stämme  östlich  des  Sacramento- 

Flusses.  Sie  werden  so  gründlich  beseitigt,  daß  sie  in  den  offi-  AUSROTTUNG 

ziehen  Geschichtsbüchern  der  nordamerikanischen  Indianer  gar  DER 

nicht  mehr  genannt  werden.  Unter  den  allmählich  in  das  Gebiet  INDIANER 

der  Yanas  eindringenden  weißen  Siedlern  gibt  es  solche,  die  sich 

einen  Sport  daraus  machen,  ganze  Indianerdörfer  abzuschießen.  BEISPIEL: 

Bis  zum  Jahre  1867  werden  in  Kalifornien  zwischen  drei-  und  DIE  Y  AN  AS 

viertausend  Indianerkinder  als  Sklaven  verkauft  oder  als  Ar¬ 
beitskräfte  gehalten,  deren  Eltern  entweder  ermordet  wurden 
oder  in  noch  nicht  von  Weißen  besiedelte  Gebiete  geflüchtet  sind. 
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Der  Gegenwehr  der  Indianer  fallen  etwa  zwei  Prozent  Weiße 
zum  Opfer.  Jeder  solche  Fall  hat  weitere  Vernichtungsaktionen 
gegen  die  Indianer  zur  Folge.  Das  offen  zugegebene  Ziel  ist  ihre 
vollständige  Ausrottung.  Soweit  die  Behörden  diesem  Ziel  nicht 
zustimmen,  sind  sie  doch  machtlos  gegen  das,  was  tatsächlich  ge¬ 
schieht.  Dabei  sind  die  Namen  der  Hauptschuldigen  durchaus 
bekannt.  Aber  niemand  wagt,  sie  zur  Verantwortung  zu  ziehen. 
Vgl.  auch:  noch  1857.20 


1853 


30.  Januar  1853 

Kaiser  Napoleon  III.  von  Frankreich  (vgl.  2.  Dezember  1852) 
heiratet  Eugenia  Montijo,  Herzogin  von  Theba,  eine  Spanierin. 
Sie  wird  entscheidenden  Einfluß  auf  die  französische  Politik 
nehmen.  Anläßlich  des  Vermählungsfestes  läßt  der  Kaiser  eine 
Botschaft  verbreiten,  „daß  ein  Souverän,  welcher  durch  ein  neues 
Prinzip  [die  Revolution]  erhoben  worden,  diesem  Prinzip  treu 
bleiben  und  dem  übrigen  Europa  gegenüber  offen  die  Stellung 
eines  Parvenü  [Emporkömmlings]  einnehmen  solle.  „Dies  sei 
ein  ruhmvoller  Titel,  wenn  er  durch  die  freie  Abstimmung  eines 
großen  Volkes  erlangt  werde.1 

noch  Januar  1853 

Auf  den  provozierenden  Angriff  und  Überfall  Montenegros  hin 
(vgl.:  noch  Dezember  1852)  rücken  aus  mehreren  Richtungen 
türkische  Truppen  an  die  Grenze.  Omer  Pascha  dringt  von  Sku- 
tari  aus  in  die  Täler  Montenegros  ein,  verwüstet  das  Land  und 
läßt  schwere  Gewalttaten  gegen  die  Bevölkerung  zu.  Daraufhin 
wird  der  österreichische  Feldmarschalleutnant  von  Leiningen 
nach  Konstantinopel  reisen  und  im  Namen  seiner  Regierung  die 
sofortige  Einstellung  der  Feindseligkeiten  fordern.  Die  Pforte 
erkennt,  daß  Österreich  mit  dieser  Forderung  Rußland  einen 
Anlaß  zur  Intervention  nehmen  will,  und  wird  daher  nach¬ 
geben.  Bereits  im  Februar  werden  die  türkischen  Truppen  aus 
Montenegro  zurückgezogen  werden,  und  Fürst  Danilo  wird  per¬ 
sönlich  der  Wiener  Regierung  für  die  geleistete  diplomatische 
Hilfe  seinen  Dank  abstatten.  Natürlich  sind  damit  die  Spannun¬ 
gen  zwischen  Montenegro  und  der  Türkei  nicht  ausgeräumt.  Es 
wird  in  den  folgenden  Jahren  zu  neuen  Feindseligkeiten  kom¬ 
men,  ausgelöst  durch  den  fanatischen  Haß  der  montenegrischen 
Bevölkerung  auf  die  Türken  und  den  Islam.2 


4.  Februar  1853 

Die  Schweiz  erläßt  ein  Bundesgesetz  über  das  Bundesstrafrecht 
der  Eidgenossenschaft.  Darin  ist  in  Artikel  2,  Absatz  5  als  Straf¬ 
maßnahme  auch  die  Verbannung  auf  Grund  gerichtlichen  Urteils 
vorgesehen.  Sie  setzt  natürlich  voraus,  daß  irgendein  anderer 
Staat  den  Verurteilten  aufzunehmen  bereit  ist  (vgl.  22.  April 
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1855),  umso  mehr,  als  die  Schweiz  keine  Kolonien  besitzt,  die 
als  Verbannungsort  in  Betracht  kommen.  Auch  muß  damit  ge¬ 
rechnet  werden,  daß  die  Verbannten,  Ausgewiesenen  und  politi¬ 
schen  Emigranten  sich  im  Auslande  sammeln  und  ihren  jeweili¬ 
gen  Aufenthaltsstaat  gegen  ihren  Heimatstaat  aufzuwiegeln  su¬ 
chen.3 

18.  Februar  1853 

Ein  Ungar,  Joseph  Libenyi,  unternimmt  einen  Attentatsversuch 
auf  Kaiser  Franz  Joseph  von  Österreich,  während  dieser  auf  den 
Festungswällen  von  Wien  spazierengeht.  Dem  Täter  kann  keine 
Zugehörigkeit  zu  irgendeiner  Organisation  nachgewiesen  wer¬ 
den.  Er  hat  den  mißlungenen  Versuch  im  Alleingang  unternom¬ 
men.  Aber  seine  Geistesverfassung  ist  doch  kennzeichnend  für 
die  seit  1848  immer  noch  nicht  zur  Ruhe  gekommene  allgemeine 
Aufregung  und  besonders  gegen  die  Kaiserreiche  aufgewiegelte 
revolutionäre  Tendenz.  Die  Regierung  wird  ihr  durch  Verbesse¬ 
rung  der  Rechtslage  entgegenzuwirken  suchen.4 

noch  Februar  1853 

Angesichts  des  wachsenden  Auswandererstromes  aus  dem  Kaiser¬ 
lich  österreichischen  Lombardo-Venetien  in  das  liberale  König¬ 
reich  Piemont-Sardinien  unter  Victor  Emanuel  verschärft  Öster¬ 
reich  nach  einem  mißlungenen  Aufstand  in  Mailand  seine  Maß¬ 
nahmen.  Es  verlangt  von  Piemont-Sardinien,  daß  die  Flücht¬ 
linge  aus  dem  lombardo-venetischen  Raum  dort  von  der  Grenze 
entfernt  untergebracht  werden,  und  beschlagnahmt  zugleich  de¬ 
ren  zurückgelassene  Güter,  um  von  weiterer  Auswanderung  ab¬ 
zuschrecken  und  der  sardinischen  Regierung  die  Last  der  Unter¬ 
haltung  aufzubürden.  Das  führt  zum  Abbruch  des  diplomati¬ 
schen  Verkehrs.5 

2.  März  1853 

Der  russische  Admiral  Fürst  Menzikow  reist  als  außerordent¬ 
licher  Gesandter  des  Zaren  Nikolaus  I.  nach  Konstantinopel, 
verlangt  unter  Übergehung  des  Außenministers  Fuad  Effendi 
eine  Audienz  beim  Sultan,  die  ihm  auch  gewährt  wird,  und  er¬ 
scheint  zu  dieser  Audienz  im  Reiseanzug.  Er  fordert  für  den 
Zaren  das  Protektorat  über  alle  griechischen  Christen  im  Otto- 
manischen  Reich,  d.  h.  praktisch  die  Mitregierung  des  Zaren.  Die 
Forderung  wird  natürlich  abgelehnt.  Auch  ein  Ultimatum  Men- 
zikows  wirdkeinen  Erfolg  haben.  Vgl.  21.  Mai  1853.° 
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CHINA 


noch  März  1853 

In  China  wird  die  Stadt  Nanking  von  den  aufständischen  An¬ 
hängern  der  religiösen  Taiping- Bewegung  erobert  und  großen¬ 
teils  zerstört.  Der  Aufstand  wütet  schon  seit  1850  und  richtet 
sidi  gegen  die  Mandschu-Dynastie.  Der  Gründer  der  Taiping- 
Bewegung,  der  sich  Tien-te  nennt,  hat  christliche  Vorstellungen 
mit  altdiinesischen  vermengt  und  predigt  ein  „himmlisches  Reich 
des  höchsten  Friedens“,  um  dessentwillen  er  bis  zum  Jahre  1866 
zahlreiche  blühende  Provinzen  Chinas  verwüstet  haben  wird. 
Nur  im  Norden  kann  er  nicht  Fuß  fassen,  sondern  wird 
dort  eine  Niederlage  erleiden,  die  den  Elan  der  Bewegung 
bridit.7 

5.  April  1853 

König  Georg  V.  von  Hannover  (vgl.  18.  November  1851)  be¬ 
ruft  die  Commissarien  der  Hannoverschen  Ritterschaften  zu  sich 
und  teilt  ihnen  mit,  wieweit  die  Regierung  ihren  Wünschen  ent¬ 
gegenzukommen  bereit  sei:  Revision  der  Verfassung,  Umgestal¬ 
tung  der  Ersten  Kammer,  also  des  Oberhauses  im  Interesse  des 
Großgrundbesitzes,  Änderung  des  Wahlrechts.  Der  Schatzrat  von 
Bothmer  antwortet,  die  Pflichten  gegenüber  der  Monarchie  und 
gegenüber  dem  Glauben,  in  dem  sie  aufgewachsen,  gegenüber 
dem  Land  und  dessen  Wohlfahrt  verwehre  es  der  Ritterschaft, 
auf  dieses  Anerbieten  einzugehen.  Das  bedeutet,  daß  die  Ritter¬ 
schaft:  die  Verfassung  gänzlich  beseitigt  sehen  will.  Doch  wird 
das  nur  mit  Hilfe  des  deutschen  Bundes  möglich  sein.  Vgl.  12. 
April  1855. 8 

15.  Mai  1853 

Argentinien  gibt  sich  eine  neue  Bundesverfassung,  nachdem 
Buenos  Aires  aus  der  Konföderation  ausgeschieden  ist  (vgl.: 
noch  September  1852).  Auch  Buenos  Aires  gibt  sich  eine  Verfas¬ 
sung  als  selbständige  Republik.  Doch  ist  in  beiden  Verfassungen 
der  Weg  zu  einer  Wiedervereinigung  offengelassen,  ohne  aller¬ 
dings  beschritten  zu  werden.  Die  unvereinbaren  Auffassungen 
von  der  künftigen  argentinischen  Staatsform  machen  das  un¬ 
möglich.  In  Buenos  Aires  herrscht  die  „unitarische“,  in  Bajada 
del  Parana  die  „föderalistische“  Vorstellung,  und  es  wird  des¬ 
wegen  zu  erbitterten  Bürgerkriegen  kommen.9 

21.  Mai  1853 

Der  außerordentliche  Gesandte  des  russischen  Zaren,  Admiral 
Fürst  Menzikow  (vgl.  2.  März  1853)  verläßt  Konstantinopel 
unverrichteter  Dinge,  d.  h.  ohne  das  geforderte  Protektorat  des 
Zaren  über  alle  griechisch-orthodoxen  Christen  im  Ottomani- 

10.  Lieferung,  ©  K.  W.  Schütz  Verlag,  4994  Prcuß.  Oldendorf,  Oktober  1975 
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sehen  Reich  durchgesetzt  zu  haben.  Bei  der  Abreise  droht  er,  er 
werde  bald  in  Uniform  wiederkommen.  Daraufhin  wird  drei 
Wochen  später  ein  britisches  und  ein  französisches  Geschwader 
in  der  Besikabai  vor  den  Dardanellen  vor  Anker  gehen,  eine 
deutliche  Warnung  an  Rußland.  Vgl.  weiter  7.  Juli  1 853. 10 

30.  Mai  1853 

Preußen  gibt  sich  eine  neue  Städteordnung.  In  ihr  ist  u.  a.  die 
Amtsdauer  der  Kommunalbeamten  auf  eine  bestimmte  Anzahl 
von  Jahren  begrenzt.  Ihre  Anstellung  erfolgt  also  nicht  auf 
Lebenszeit,  wie  sie  sonst  gemeinhin  den  Status  des  Beamten 
kennzeichnet.  Daran  wird  sich  auch  in  den  folgenden  Jahrzehn¬ 
ten  nichts  ändern.  Noch  in  der  preußischen  Kreisordnung  vom 
13.  Dezember  1872  und  in  der  Landgemeindeordnung  vom  3. 
Juli  1891  wird  die  Amtsdauerbegrenzung  auf  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Jahren  beibehalten  werden.11 

7.  Juli  1853 

Unbeeindruckt  von  der  britisch-französischen  Flottendemon¬ 
stration  vor  den  Dardanellen  (vgl.  21.  Mai  1853)  erteilt  Zar 
Nikolaus  I.  dem  Fürsten  Michael  Gortschakow  den  Befehl,  mit 
zwei  Heeresabteilungen  zu  je  etwa  40  000  Mann  unter  dem  Be¬ 
fehl  von  den  Generalen  Lüders  und  Danneberg  über  den  Pruth 
zu  setzen  und  die  Donaufürstentümer  (Moldau  und  Walachei, 
das  spätere  Rumänien)  für  Rußland  in  Besitz  zu  nehmen  als 
„materielles  Unterpfand“,  bis  die  Pforte  seine  Forderungen  (vgl. 
2.  März  1853)  befriedigt  haben  werde.  Bevor  der  Flußübergang 
stattfindet,  wird  der  Zar  in  Petersburg  eine  Militärparade  und 
einen  feierlichen  Gottesdienst  in  der  Isaakskirche  veranstalten, 
wo  er,  das  griechische  Kreuz  in  der  Hand,  als  Patriarch  der 
russisch-orthodoxen  Kirche  den  Beistand  des  Himmels  für  den 
„Heiligen  Kampf“  erfleht.  Beim  Eindringen  der  russischen  Trup¬ 
pen  in  die  Donaufürstentümer  wird  ein  Manifest  des  Zaren 
verkünden,  daß  die  Intervention  nur  zur  Verteidigung  des  ortho¬ 
doxen  Glaubensbekenntnisses  geschehe.  Der  Sultan  Abdul  Med- 
schid  hingegen  wird  seinerseits  einen  Ferman  erlassen,  in  dem 
den  Christen  im  Ottomanischen  Reich  ihre  Rechte  noch  einmal 
ausdrücklich  bestätigt  werden.  Dafür  werden  der  Patriarch  von 
Konstantinopel  und  die  armenisch-christliche  Geistlichkeit  dem 
Sultan  ihren  Dank  bekunden,  ein  Zeichen  dafür,  daß  sie  sich 
lieber  dem  Schutze  des  Sultans  als  dem  des  russischen  Zaren  an¬ 
vertrauen.  Das  erscheint  auch  verständlich  angesichts  des  russi¬ 
schen  Vorgehens  in  der  Moldau  und  Walachei.  Sie  werden  sich 
dort  der  öffentlichen  Kassen  bemächtigen,  den  Bauern  Vieh  und 
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Getreide  fortnehmen  und  sie  obendrein  mit  schweren  Abgaben 
belasten.  Sie  werden  schließlich  die  einheimische  Miliz  zwingen, 
in  russische  Dienste  zu  treten.  Vgl.  4.  Oktober  1853. 12 


8.  Juli  1853 

Der  amerikanische  Commodore  Matthew  C.  Perry  ankert  mit 
einem  Geschwader  von  vier  Schiffen  in  der  Bucht  Ye-do  bei 
Ugara/Japan  und  setzt  es  trotz  Landeverbot  durch,  daß  ein 
japanischer  Regierungsbeamter  die  Sonderbotschaft  des  Präsi¬ 
denten  der  USA,  Fillmore,  die  Perry  mitgebracht  hat,  entgegen¬ 
nimmt.  Sie  enthält  das  Verlangen  nach  sofortigem  Abschluß  eines 
Handelsvertrages.  Perry  kündigt  an,  er  werde  sich  in  einem 
Jahr  die  Antwort  holen,  und  wird  tatsächlich  am  13.  Februar 
1854,  diesmal  mit  sieben  Schiffen,  zurückkehren  und  in  der  To¬ 
kyo-Bucht  vor  Kanagawa  (Yokahama)  Anker  werfen.  Vgl.  31. 
März  1854.« 


31.  Juli  1853 

Der  dänische  Reichstag  in  Kopenhagen  nimmt  die  neue  Thron¬ 
folgeordnung  an,  wie  sie  durch  das  Londoner  Traktat  vom  8. 
Mai  1852  (vgl.  dort)  bestimmt  wurde.  Durch  sie  wird  der  Prinz 
Christian  von  Sonderburg-Glücksburg  (geb.  8.  April  1818)  däni¬ 
scher  Thronfolger.  Auch  wird  ihm  die  künftig  anfallende  Herr¬ 
schaft  in  den  Herzogtümern  Schleswig  und  Holstein  zugesichert. 
Doch  hat  das  für  die  Herzogtümer  keine  Rechtsgültigkeit,  da  die 
neue  Thronfolgeordnung  dort  den  Ständen  nicht  zur  Beschluß¬ 
fassung  Vorgelegen  hat  und  von  dem  nächstberechtigten  Hause 
Holstein- Augustenburg  abgelehnt  wird.14 


8.  September  1853 

Die  ungarische  Königskrone  und  die  Kronjuwelen,  die  Kossuth 
vor  seiner  Flucht  hat  vergraben  lassen,  werden  wiedergefunden 
und  Kaiser  Franz  Joseph  wieder  übergeben.  Dessen  ungeachtet 
bleibt  in  den  ungarischen  Adelsfamilien  die  Erinnerung  an  das 
blutige  Strafgericht  vom  6.  Oktober  1849  (vgl.  dort)  lebendig 
und  macht  eine  Aussöhnung  mit  dem  Hause  Habsburg-Lothrin¬ 
gen  unmöglich.  Erst  im  Februar  desselben  Jahres  hat  auf  den 
Festungswällen  in  Wien  der  Ungar  Joseph  Libenyi  einen  Mord¬ 
anschlag  auf  Kaiser  Franz  Joseph  versucht  (vgl.  18.  Februar 
1853). 15 
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4.  Oktober  1853 

Die  Regierung  des  Osmanischen  Reiches,  die  Pforte,  richtet  ein 
Ultimatum  an  Rußland:  wenn  nicht  sogleich  die  Donaufürsten- 
tümer  wieder  geräumt  würden,  betrachte  sie  sich  im  Kriegszu¬ 
stand  mit  dem  russischen  Reich.  Auffallend  ist  die  Bereitwillig¬ 
keit,  mit  der  nunmehr  in  allen  Teilen  des  türkischen  Herrschafts¬ 
raumes  der  Steuerpflicht  und  der  Wehrpflicht  genügt  wird. 
Offensichtlich  wird  die  Sache  des  Sultans  als  gerecht  empfunden, 
auch  von  den  Christen.  Zahlreiche  Freiwillige  melden  sich  zur 
Armee,  sogar  Ägypten  und  Tunis  leisten  Hilfe.  In  kurzer  Zeit 
steht  eine  starke  Streitmacht  unter  dem  Befehl  von  Omer  Pa¬ 
scha  am  Südufer  der  Donau  bei  Widdin  und  Kalafat  den  russi¬ 
schen  Truppen  am  anderen  Ufer  gegenüber.  Der  Sultan  ist  durch 
die  alttürkische  Partei  in  Konstantinopel  gezwungen  worden, 
eine  österreichische  Note,  die  zwisdien  Rußland  und  der  Türkei 
zu  vermitteln  suchte,  und  zwar  auf  Kosten  der  Letzteren,  abzu¬ 
lehnen.  Er  hätte  anderenfalls  abdanken  müssen.  So  ist  dann  der 
Krieg  unvermeidlich  geworden  (vgl.  1.  November  1853,  12. 
März  1854). 16 


ZAR 
NIKOLAUS 
ERKLÄRT  DEM 
SULTAN 
DEN  KRIEG 


1.  November  1853 

Zar  Nikolaus  I.  von  Rußland  erklärt  dem  Sultan  des  Osmani¬ 
schen  Reiches  den  Krieg.  Zuvor  hat  er  die  Schutzherrschaft  über 
die  im  Osmanischen  Reich  lebenden  griechisch-orthodoxen  Chri¬ 
sten  für  sich  beansprucht  und  die  Zurücknahme  eines  Erlasses 
gefordert,  mit  dem  der  Sultan  Frankreich  den  Schutz  des  Heili¬ 
gen  Grabes  in  Jerusalem  überließ.  Außerdem  verlangte  der  Zar 
40  Millionen  Piaster  Entschädigung  für  die  von  Rußland  und 
der  Türkei  gemeinsam  durchgeführte  Besetzung  der  Walachei 
(Süd-Rumänien).  Türkischer  Widerstand  gegen  diese  Forderun¬ 
gen  hat  die  Kriegserklärung  zur  Folge.17 
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5.  November  1853 

Prinz  Friedrich  Wilhelm  von  Preußen,  der  Sohn  des  Prinzen 
Wilhelm,  der  1858  die  Regentschaft  übernehmen  wird,  und 
Neffe  König  Friedrich  Wilhelms  IV.,  wird  in  eine  Freimaurer¬ 
loge  aufgenommen,  22  Jahre  alt.  Zu  dieser  Zeit  läßt  sich  noch 
nicht  voraussehen,  daß  er  35  Jahre  später,  bereits  tödlich  er¬ 
krankt,  als  Friedrich  III.  deutscher  Kaiser  werden  wird.  In  der 
langen  Zeit  seiner  Kronprinzenschaft  wird  er  bestrebt  sein,  die 
deutsche  Freimaurerei  fest  in  der  Hand  zu  behalten,  wie  es  auch 
das  Ziel  seines  Vaters  war.  Vgl.  1.  März  1874.1S 
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15.  November  1853 

In  Portugal,  wo  sich  die  beiden  Parteien  der  Chartisten  (abso¬ 
lute  Monarchisten)  und  der  Septembristen  (Konstitutionelle)  in 
ihren  Parteiführern  leidenschaftlich  bekämpfen,  reißt  der  Sep- 
tembristenführer  Marschall  Saldanha  die  Regierung  an  sich  und 
errichtet  eine  Diktatur,  die  er  vier  Jahre  lang,  über  den  Tod  der 
Königin  Maria  da  Gloria  und  die  Thronbesteigung  Dom  Pe¬ 
dros  V.  (1853 — 1861)  hinaus  aufrecht  erhalten  wird.  Da  Dom 
Pedro  noch  minderjährig  ist,  wird  sein  Vater  Ferdinand  die  Re¬ 
gentschaft  führen.  1857  wird  der  Marquis  v.  Loule  Saldanha  ab- 
lösen  und  eine  Mehrparteienregierung  bilden.19 

30.  November  1853 

Der  russische  Admiral  Nacbimow  greift  mit  den  bei  Sewastopol 
liegenden  Flotteneinheiten  ein  türkisdies  Geschwader  im  Hafen 
von  Sinope  (Südküste  des  Schwarzen  Meeres)  an  und  zerstört 
fast  sämtliche  türkischen  Schiffe.  Die  Mannschaften  kommen  in 
dem  Gefecht  zum  größten  Teil  um,  der  Befehlshaber,  Osman 
Pascha,  gerät  verwundet  in  russische  Gefangenschaft.  Frankreich 
und  Großbritannien  fühlen  sich  durdi  diese  russische  Aktion 
brüskiert.  Insbesondere  in  England  erfährt  die  Regierung  hef¬ 
tige  Angriffe  wegen  zu  großer  Nachgiebigkeit  gegenüber  Ruß¬ 
land,  und  Lord  Palmerston  erlangt  großen  Einfluß  (vgl.  28.  März 
1854). 20 

noch  Dezember  1853 

Auf  Veranlassung  von  König  Oskar  I  von  Schweden  erklären 
sich  Schweden/Norwegen  und  Dänemark  für  neutral.  Dieser 
völkerrechtliche  Status  der  Neutralität  wird  kurze  Zeit  später 
von  den  anderen  europäischen  Mächten  anerkannt  werden,  von 
seiten  Rußlands  allerdings  nur  ungern,  da  er  sich  bei  einem 
britisch-russischen  Konflikt,  wie  er  vier  Monate  später  mit  dem 
Krimkrieg  bereits  gegeben  sein  wird,  zum  Nachteil  Rußlands 
auswirken  muß  (vgl. :  noch  August  1 854).21 

In  Rom  beschließt  ein  Konzil  unter  Vorsitz  Papst  Pius  IX.  das 
Dogma  von  der  unbefleckten  Empfängnis  Mariä.  Die  Lehr¬ 
meinung,  daß  Maria  den  Jesusknaben  ohne  Zeugung  empfangen 
habe,  bestand  vorher  nicht  und  ist  also  nicht  auf  die  mittelalter¬ 
liche  Körperfeindlichkeit  des  Klerus  zurückzuführen.  Vielmehr 
stellt  der  Beschluß  dieses  späten  Dogmas  eine  bewußte  Heraus¬ 
forderung  der  Aufklärung  und  ihrer  Verfechter  dar.  Sie  ist  als 
eine  Attacke  im  Kampf  zwischen  Kirche  und  Freimaurerei  zu 
verstehen.  Allerdings  wird  diese  Attacke  der  Kirche  selber  mehr 
schaden  als  den  Logen.22 


10.  Lieferung,  ©  K.  W.  Schütz  Verlag,  4994  Prcuß.  Oldendorf,  Oktober  1975 
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noch  1853  (ohne  nähere  Datierung) 

Die  Verschickung  von  Verbrechern  von  Großbritannien  nach 
Neusüdwales  im  Südosten  Australiens  wird  offiziell  aufgeho¬ 
ben,  zwei  Jahre  nachdem  sich  das  südlich  angrenzende  Victoria 
aufgrund  der  großen  Goldfunde  zur  unabhängigen  Kolonie  er¬ 
klärt  hat.  In  der  Praxis  waren  die  Verbrecherverschickungen 
nach  Neusüdwales  bereits  1840  eingestellt  worden.  Nunmehr, 
dreizehn  Jahre  später,  werden  sie  auch  für  die  Zukunft  abge¬ 
schafft.  Die  erste  Verbrecherkolonie  war  im  Jahre  1788  durch 
Kapitän  Phillip  in  der  Gegend  des  heutigen  Sidney  angelegt 
worden.23 
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1854 


13. Januar  1854 

In  Uruguay  wird  Oberst  Flores  «ach  dem  Tode  des  ehemaligen 
Präsidenten  Ribera  zum  Präsidenten  gewählt.  Er  hat  in  dem 
voraufgegangenen  Triumvirat  bereits  großen  Einfluß  ausgeübt, 
sieht  sich  nun  aber  einem  Aufruhr  gegenüber,  den  der  alte  Ge¬ 
genspieler  Riberas,  Oribc,  gegen  ihn  auslöst.  Durch  eine  Blok- 
kade,  die  Oribe  über  die  Hauptstadt  Montevideo  verhängt,  wird 
Flores  1855  zur  Abdankung  gezwungen  werden,  was  wiederum 
eine  Intervention  brasilianischer  Truppen  zur  Folge  haben  wird. 
Vgl.  weiter  31.  Januar  1858. 1 

12.  März  1854 

In  Konstantinopel  wird  zwischen  England,  Frankreich  und  dem 
Sultan  des  Osmanischen  Reiches  ein  Vertrag  unterzeichnet,  in 
dem  die  beiden  westeuropäischen  Mächte  dem  Sultan  gemein¬ 
samen  Schutz  gegen  den  russischen  Angriff  in  Europa  und  Asien 
zusichern  und  damit  auf  türkischer  Seite  in  den  Krimkrieg  (vgl. 
1.  November  1853)  eingreifen.  Sie  werden  die  Feindseligkeiten 
am  28.  März  beginnen.  Die  Vertragspartner  vereinbaren,  daß 
keiner  von  ihnen  einen  Separatfrieden  mit  Rußland  schließen 
wird,  und  daß  die  britisch-französischen  Hilfstruppen  das  Ge¬ 
biet  des  Osmanischen  Reiches  spätestens  40  Tage  nach  Abschluß 
eines  Friedensvertrages  verlassen  werden.2 

15.  März  1854 

Der  russische  Oberbefehlshaber  Fürst  Paskewitsch  führt  die  Ar¬ 
mee  unweit  der  Pruthmündung  über  die  Donau  in  die  Dobrud- 
scha  — •  entgegen  der  russischen  Zusage  an  Österreich  und  Preu¬ 
ßen,  die  Donau  nicht  zu  überschreiten.  General  Luders  wird  die 
Dobrudscha  besetzen  und  sich  vor  Silistria  mit  der  Heeresabtei¬ 
lung  des  Generals  Schilder  vereinigen.  Omer  Pascha  wird  sich 
vor  der  russischen  Übermacht  auf  die  Festung  Schumla  zurück¬ 
ziehen.  Vgl.  weiter  28.  März  1854.3 

28.  März  1854 

Großbritannien  und  Frankreich  erklären  Rußland  den  Krieg, 
nachdem  Zar  Nikolaus  sich  geweigert  hat,  die  von  Rußland  be¬ 
setzten  Donaufürstentümer  (vgl.  7.  Juli  1853)  wieder  räumen 
zu  lassen.  Die  beiden  Mächte  erfüllen  mit  ihrem  Kriegseintritt 
die  Bündnisverpflichtung,  die  sie  zwei  Wochen  zuvor  (vgl.  12. 
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März  1854)  der  Türkei  gegenüber  eingegangen  sind.  Österreich 
hält  sich  vorläufig  noch  zurück  und  stellt  lediglich  ein  Beobach¬ 
tungskorps  an  die  serbische  Grenze.  Preußen  hält  sich  neutral 
und  versucht  vergeblich,  den  Zaren  zum  Einlenken  zu  bewe¬ 
gen.4 

31.  März  1854 

In  Kanagawa  (Yokahama)  unterzeichnen  der  amerikanische 
Commodore  Matthew  C.  Perry  (vgl.  8.  Juli  1853)  für  die  USA 
und  der  Fürst  von  Hikone,  Ii  Nao-suke,  einen  Warenaustausch¬ 
vertrag  (kein  freier  Handel),  der  erstmalig  seit  1622  die  strenge 
Abschließung  Japans  vom  Auslande  durchbricht.  Er  öffnet  den 
Amerikanern  die  beiden  japanischen  Häfen  Shimoda  auf  der 
Halbinsel  Izu  und  Hakodate  an  der  Südküste  der  Insel  Hok- 
Kaido,  damals  Ezo.  Japanische  Waren  und  Güter  werden  nur 
durch  japanische  Beamte  und  auf  keinem  anderen  Wege  geliefert. 
Schiffbrüchige  und  andere  Amerikaner,  die  zeitweise  in  einem 
der  genannten  Häfen  leben,  dürfen  sich  im  Umkreis  von  sieben 
japanischen  Meilen  (etwa  dreißig  Kilometer)  frei  bewegen. 
Schiffbrüchigen  anderenorts  gestrandeter  amerikanischer  Schiffe 
wird  Hilfe  und  persönliche  Freiheit  zugesichert.  Der  Handel  in 
offenen  Städten  unterliegt  den  Vorschriften  der  japanischen  Re¬ 
gierung.  Bei  Abschluß  von  Handelsverträgen  zwischen  Japan 
und  anderen  Staaten  wird  den  USA  Meistbegünstigung  zuge¬ 
sagt,  doch  ohne  Gewährung  fester  Handelsrechte.  —  Die  Ratifi¬ 
zierungsurkunden  zu  diesem  Vertrag  werden  erst  am  21.  Februar 
1855  ausgetauscht  werden.  Vgl.  auch  15.  Oktober  1854. 5 

noch  März  1854 

In  der  Hauptstadt  Parma  des  gleichnamigen  Herzogtums  in 
Norditalien  wird  Herzog  Karl  III.,  aus  einer  Nebenlinie  der 
Habsburger  stammend  und  erklärter  Gegner  der  italienischen 
Einigungsbestrebungen,  auf  offener  Straße  ermordet.  Die  Täter 
können  untertauchen.  Die  Herzogin  Marie  Louise,  die  für  ihren 
minderjährigen  Sohn  Robert  die  Regentschaft  übernimmt,  muß 
in  den  darauffolgenden  Jahren  über  Parma  den  Kriegszustand 
verhängen,  nachdem  zwei  hohe  Regierungsbeamte  ebenfalls  er¬ 
mordet  worden  sind.  Im  übrigen  Italien  geht  es  nicht  anders  zu. 
In  Mailand  werden  österreichische  Soldaten  einzeln  erdoIcht.w 

20.  April  1854 

In  Berlin  unterzeichnen  der  preußische  Außenminister  Th.  von 
Manteuffel  und  für  Österreich  Graf  Thun-Hohenstein  sowie 
General  von  Heß  einen  österreichisch-preußischen  Defensiv- 
Allianz-Vertrag  für  die  Dauer  des  Krimkrieges  (der  allerdings 


zu  dieser  Zeit  diese  Bezeichnung  noch  nicht  führen  kann,  da  die 
Landung  der  Alliierten  auf  der  Krim  erst  im  September  erfolgen 
wird).  In  dem  Allianztraktat  garantieren  sich  die  beiden  Mächte 
gegenseitig  ihren  derzeitigen  Besitzstand,  verpflichten  sich  zur 
gemeinsamen  Abwehr  jeden  Angriffs  auf  „Rechte  und  Interessen 
Deutschlands  ...  zu  bestimmten  Epochen  und  auf  zu  bestimmen¬ 
den  Punkten  einen  Teil  ihrer  Streitmacht  in  voller  Kriegsbereit¬ 
schaft  zu  halten  . .  .“  sowie  für  die  Dauer  des  Bündnisses  keine 
Separatbündnisse  mit  anderen  Mächten  einzugehen,  die  dem 
Charakter  dieses  Vertrages  widersprechen  würden.  In  einem  Zu¬ 
satzartikel  wird  die  gemeinsame  militärische  Abwehr  jedes 
russischen  Angriffs  auf  einen  der  beiden  Vertragspartner  verein¬ 
bart,  ein  offensives  Vorgehen  nur  im  Falle  einer  russischen  An¬ 
nexion  der  Donaufürstentümer  (Moldau,  Walachei  und  Serbien). 
Die  Ratifizierungsurkunden  werden  bereits  am  2.  Mai  in  Berlin 
ausgetauscht  werden.7 

22.  April  1854 

Britische  und  französische  Artillerie  beschießen  von  See  her  die 
russische  Handelsstadt  Odessa,  um  den  Ernst  der  Kriegserklä¬ 
rung  vom  28.  März  (vgl.  dort)  zu  demonstrieren.  Zuvor  sind  ein 
britisches  Heer  in  Stärke  von  etwa  20  000  Mann  unter  dem  Be¬ 
fehl  Lord  Raglans  und  eine  mehr  als  doppelt  so  starke  französi¬ 
sche  Armee  unter  Marschall  St.  Arnaud  in  Galipoli  in  den  Dar¬ 
danellen  gelandet.  Der  Krimkrieg  hat  seinen  Anfang  genom¬ 
men.  Er  wird  allen  Beteiligten  schwere  Verluste  abverlangen 
und  das  politische  Gewicht  der  Mächte  neu  verteilen.8 

3.  Mai  1854 

Durch  Beschluß  des  französischen  Senats  wird  das  westafrikani¬ 
sche  Kolonialgebiet  in  das  „Empire“,  in  das  Kaiserreich  Frank¬ 
reich  einbezogen  und  künftig  von  Paris  aus  durch  Dekrete  re¬ 
giert.  Gleichzeitig  beginnt  unter  dem  neuen  französischen  Gou¬ 
verneur  in  Senegal,  Oberst  Louis  Leon  C^sar  Faidherbe,  eine 
neue  Etappe  kolonialer  Erwerbungen  in  Zentralafrika.  Faid¬ 
herbe  vertritt  die  Auffassung,  daß  die  Eingeborenen  selber  zur 
Anlage  und  Unterhaltung  von  Pflanzungen  veranlaßt  werden 
müssen.  Sein  Kampf  gilt  vor  allem  den  arabischen  Herrschern 
in  Zentralafrika.  In  der  Zeit  von  1857  bis  1859  wird  er  dem 
mächtigsten  unter  ihnen,  El  Hadschi  Omar  Saidu  Tall,  der  seit 
1 848  in  einem  Religionskrieg  die  Negerstämme  der  Mandingo 
und  Bambara  niedergekämpft  hat,  entscheidende  Niederlagen 
beibringen  und  einen  Teil  des  islamischen  Fulbe-Volkes  der  fran¬ 
zösischen  Kolonialherrschaft  unterwerfen. 
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24.  Mai  1854 

In  Nordamerika  wird  durch  Gesetz  die  Entscheidung  über  Zu¬ 
lassung  oder  Nichtzulassung  der  Sklavenhaltung  auch  in  den 
Süd-Territorien  von  dem  Ergebnis  einer  Volksabstimmung  ab¬ 
hängig  gemacht  („Kansas-Nebraska-Bill“).  An  diesem  Gesetz 
wird  sich  von  neuem  die  Wut  der  Parteien  entzünden  und  zu 
schweren  Kämpfen  in  Kansas  und  dem  angrenzenden  Teil  des 
Staates  Missouri  zwischen  Sklavenhaltern  und  den  sogenannten 
„Freiboden-Männern"  führen.  Letztere  werden  schließlich  sie¬ 
gen  und  beschließen,  Kansas  als  Freistaat  der  Union  einzuglie¬ 
dern.  Doch  wird  die  Gegenseite  die  Durchführung  dieses  Be¬ 
schlusses  hintertreiben.9 

30.  Mai  1854 

In  Bamberg  finden  die  Bamberger  Konferenzen  ihr  Ende,  bei 
denen  Vertreter  der  deutschen  Mittelstaaten,  insbesondere  Bay¬ 
erns,  versuchen,  eine  selbständige  Politik  des  Deutschen  Bundes 
in  der  orientalischen  Frage,  d.  h.  im  Rahmen  des  Krimkrieges, 
festzulegen,  unabhängig  von  Österreich  und  Preußen.  Doch  zei¬ 
tigen  diese  Bestrebungen  keinen  Erfolg.  Vielmehr  wird  sich  der 
Deutsche  Bund  der  österreichisch-preußischen  Defensiv-Allianz 
vom  20.  April  1854  (vgl.  dort)  anschließen,  und  Bayern  kann 
sich  mit  seiner  eigenwilligen  Politik  nicht  durchsetzen.10 

10.  Juni  1854 

In  7 eschen  treffen  Kaiser  Franz  Joseph  von  Österreich  und  Kö¬ 
nig  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preußen  zusammen  und  verein¬ 
baren  eine  gemeinsame  Note  an  Rußland,  in  der  sie  die  Räu¬ 
mung  der  Donaufürstentümer  fordern.  Anlaß  zu  diesem  Schritt 
ist  die  Befürchtung,  im  Gang  der  Ereignisse  von  Frankreich  und 
Großbritannien  gänzlich  überspielt  und  ausgeschaltet  zu  wer¬ 
den.  Dodi  wird  Preußen  keine  weiteren  Konsequenzen  aus  die¬ 
ser  Demarche  ziehen,  im  Gegensatz  zu  Österreich,  das  sich  vier 
Tage  später  vertraglich  zum  Beistand  gegenüber  der  Pforte  ver¬ 
pflichten  wird  (vgl.  14.  Juni  1854). 11 

14. Juni  1854 

In  Boyadji-Köi  bei  Konstantinopel  unterzeichnen  Freiherr  von 
Bruck  für  Österreich  und  Reschid  Pascha  für  die  Pforte  einen 
Vertrag,  in  dem  sich  Österreich  verpflichtet,  Rußland  notfalls 
auch  mit  Waffengewalt  zur  Räumung  der  Donaufürstentümer 
(Moldau,  Walachei,  Serbien)  zu  veranlassen,  keinen  Vergleich 
mit  Rußland  einzugehen,  bei  dem  nicht  die  Integrität  des  Osma- 
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nischen  Reiches  unangetastet  bleibt,  und  nach  dem  Friedenschluß 
die  österreichischen  Truppen  wieder  aus  den  Donaufürstentü- 
mern  zurückzuziehen.  Deren  Privilegien  innerhalb  des  Osmani- 
schen  Reiches  sollen  von  der  Pforte  aufrechterhalten,  die  gesetz¬ 
liche  Ordnung  wieder  hergestellt  werden.  Der  Vertrag  wird  von 
Sultan  Abdul  Medschid  am  17.  Juni,  von  Kaiser  Franz  Joseph 
am  30.  Juni  ratifiziert  werden.  Rußland  wird  daraufhin  die 
Donaufürstentümer  tatsächlich  räumen.  Sic  werden  unmittelbar 
darauf  von  österreichischen  Truppen  besetzt  werden,  ein  Vor¬ 
gang,  der  in  Rußland  nie  wieder  vergessen  werden  wird.12 

24.  Juli  1854 

Der  französische  Außenminister  Drouyn  de  Lhuys  richtet  eine 
Note  an  die  Regierungen  in  Wien  und  Berlin  und  nennt  darin 
vier  Bedingungen,  die  für  England  und  Frankreich  Vorausset¬ 
zung  zum  Friedensschluß  mit  Rußland  sind:  1.  Das  Protektorat 
des  russischen  Zaren  über  die  Donaufürstentümer  (Moldau,  Wa¬ 
lachei  und  Serbien)  ist  aufzuheben;  2.  Die  Schiffahrt  auf  der 
Donau  muß  bis  ins  Schwarze  Meer  von  allen  Behinderungen  be¬ 
freit  werden;  3.  Rußlands  Machtbefugnisse  im  Schwarzen  Meer 
müssen  eingeschränkt  werden  (Revision  des  Dardanellenvertra¬ 
ges  vom  13.  Juli  1841);  über  Untertanen  des  Sultans,  gleich 
welchen  Bekenntnisses,  soll  künftig  keine  Macht  mehr  Anspruch 
auf  eine  Schutzherrschaft  haben.12 

noch  Juli  1854 

In  Spanien  vereinigen  sich  die  Gemäßigten  und  die  Fortschritt¬ 
lichen  (vgl.:  noch  Februar  1852)  zur  „Liberalen  Union“.  Der 
angesehene  General  Leopold  O’Donell  wehrt  sich  erfolgreich 
gegen  die  ihm  zugedachte  Verbannung.  Auch  in  Barcelona  und 
Umgebung  wird  gekämpft  und  in  Madrid  drohen  Barrikaden¬ 
kämpfe.  Daraufhin  übernimmt  Espartcro  die  Bildung  einer 
neuen  Regierung,  in  der  O’Donell  Kriegsminister  wird.  Die  Kö¬ 
nigin-Mutter,  Maria  Christina,  die  sich  mit  Hilfe  des  jüdischen 
Bankiers  Salamanca  auf  Kosten  des  Landes  bereichert  hat,  wird 
unter  militärischer  Begleitung  über  die  Grenze  nach  Portugal 
gebracht,  ihr  Besitz  beschlagnahmt.14 

8.  August  1854 

Der  britische  und  der  französische  Gesandte  in  Wien  richten  an 
den  österreichischen  Außenminister,  den  Grafen  Buol-Schauen- 
stein,  eine  Note,  die  den  gemeinsamen  Standpunkt  der  drei 
Mächte  im  Sinne  der  Note  des  französischen  Außenministers 
vom  24.  Juli  1854  (vgl.  dort)  zur  Verhandlungsgrundlage  für 
künftige  Friedensverhandlungen  macht.  Zusätzlich  zu  dem  Vier- 
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Punkte-Programm  der  Juli-Note  wird  noch  ein  Zusammenwir¬ 
ken  aller  beteiligten  Mächte  gefordert,  um  von  der  ottomani- 
schen  Regierung  die  Bestätigung  und  Beobachtung  der  religiösen 
Privilegien  aller  christlichen  Glaubensgemeinschaften  im  Herr¬ 
schaftsbereich  des  Sultans  zu  erlangen,  ohne  daß  dessen  „Würde 
und  die  Unabhängigkeit  seiner  Krone“  angetastet  wird.  Vgl. 
auch  8.  Februar  1855. 15 

10.  August  1854 

In  Warna  an  der  bulgarischen  Schwarzmeerküste,  von  wo  aus 
eine  französische  Heeresabteilung  in  die  russisch  besetzte  Do- 
brudscha  einzudringen  sucht,  bricht  ein  Großfeuer  aus,  das  die 
Stadt  in  Asche  legt.  Gleichzeitig  wütet  auch  die  Cholera  in  dem 
französischen  Lager  und  verursacht  schwere  Verluste.  Zweitau¬ 
send  Franzosen  kommen  dort  um.  Das  militärische  Unternehmen 
muß  erfolglos  abgebrochen  werden.  Daraufhin  beschließen  der 
bereits  erkrankte  St.  Arnaud  und  Lord  Raglan  den  Angriff  auf 
Sewastopol  (vgl.  1.  September  1854). ,K 

16.  August  1854 

Eine  gemischte  britisch-französische  Flotte  unter  Führung  des 
Admirals  Charles  Napier  erobert  die  kleine  russische  Festung 
Bomarsund  auf  den  Aalandsinseln  in  der  Ostsee,  nachdem  alle 
Angriffe  auf  Kronstadt  abgewiesen  wurden  und  Schweden  sich 
nicht  verleiten  ließ,  seine  neutrale  Haltung  aufzugeben.  Das  ein¬ 
zige  Ergebnis  der  Unternehmung  sind  einige  verbrannte  Städte 
und  Dörfer  an  der  Küste  Finnlands,  ein  paar  zerstörte  russische 
Holz-  und  Teerlager  und  eine  Anzahl  gekaperter  Handelsfahr¬ 
zeuge.17 

1.  September  1854 

Obgleich  Zar  Nikolaus  I.  auf  die  drohende  Haltung  Österreichs 
hin  bereits  seit  dem  Juli  mit  der  Räumung  der  Donaufürsten¬ 
tümer  hat  beginnen  lassen,  landen  starke  britische  und  franzö¬ 
sische  Truppenverbände  auf  der  Halbinsel  Krim  mit  dem  Ziel, 
die  Festung  Sewastopol,  den  Kriegshafen  der  russischen  Schwarz¬ 
meerflotte,  zu  erobern.  Es  geht  hier  nicht  mehr  um  die  Donau¬ 
fürstentümer  und  die  Verhältnisse  im  Ottomanischen  Reich,  son¬ 
dern  um  die  Seeherrschaft  im  Schwarzen  Meer.  Im  Oktober  wird 
die  Belagerung  Sewastopols  beginnen,  das  vom  Grafen  Eduard 
Totleben  verteidigt  und  weiter  befestigt  wird.  Die  Belagerung 
wird  fast  ein  Jahr  dauern  (vgl.  8./9.  September  1855)  und  bei¬ 
derseits  hohe  Verluste  kosten,  auch  durch  Krankheiten  bedingt. 
Die  hier  erstmals  geübte  weibliche  Verwundetenpflege  wird  von 


76 


der  Großfürstin  Helene  Pawlowna,  einer  geborenen  Prinzessin 
von  Württemberg,  organisiert  und  von  der  Engländerin  Flo- 
rence  Nightingale,  der  Begründerin  neuzeitlicher  Kriegskran¬ 
kenpflege.18 

20.  September  1854 

Auf  der  Elalbinsel  Krim  im  Schwarzen  Meer  greifen  britisch- 
französische  Truppen  die  30  000  Mann  starke  Armee  des  Für¬ 
sten  Menzikow  an,  der  auch  Gouverneur  der  Halbinsel  ist.  Ein 
unerwarteter  Flankenangriff  des  französischen  Generals  Bosquet 
mit  arabischer  leichter  Infanterie  (Zuaven)  am  Alma-Fluß  ent¬ 
scheidet  das  Treffen  und  zwingt  Menzikow  zum  Rückzug.  Da 
die  Angreifer  sehr  schwere  Verluste  erleiden  und  mangels  Rei¬ 
terei  die  Verfolgung  nicht  aufnehmen  können,  wird  es  Menzi¬ 
kow  gelingen,  die  Besatzungstruppen  in  Sewastopol  zu  verstär¬ 
ken  und  die  Stadt  mit  zusätzlichen  Befestigungsanlagen  verse¬ 
hen  zu  lassen.19 

15.  Oktober  1854 

In  Nagasaki  wird  zwischen  Japan  und  Großbritannien  ein  Wa¬ 
renaustauschvertrag  geschlossen  nach  Vorgang  und  Bedingun¬ 
gen  des  amerikanisch-japanischen  Vertrages  von  Kanagawa  (vgl. 
31.  März  1854).  Darin  werden  dieselben  beiden  japanischen  Hä¬ 
fen  zur  Verfügung  gestellt,  die  auch  den  USA-Schiffen  offen¬ 
stehen.  Der  Warenaustausch  steht  auch  hier  unter  Aufsicht  der 
japanischen  Regierung.  Entsprechende  Verträge  wird  Japan 
dann  im  Februar  1S55  mit  Rußland  (in  Shimoda)  und  im  No¬ 
vember  1855  mit  den  Niederlanden  schließen.  Diese  Öffnung 
wird  eine  gewaltige  und  erstaunlich  rasche  Entwicklung  des  ja¬ 
panischen  Wirtschaftslebens  wie  auch  der  japanischen  Rüstung 
auslösen  und  die  Machtverhältnisse  auf  der  Erde  binnen  fünf 
Jahrzehnten  weitgehend  verändern.  Es  werden  auch  hier,  wie 
so  oft,  Kräfte  freigesetzt,  über  deren  Ausmaß  und  Wirkung  man 
sich  zuvor  wenig  oder  gar  keine  Vorstellungen  gemacht  hat.  Der 
Vergleich  zur  militärischen  Verwendung  der  Atomenergie  liegt 
nahe.  Auch  hier  war  Japan  zunächst  das  Opfer.  Zunächst.  Und 
die  USA  spielten  auch  dabei  die  Rolle  des  törichten  Zauber¬ 
lehrlings.20 

5.  November  1854 

Auf  der  Halbinsel  Krim  im  Schwarzen  Meer  liefern  die  britisch¬ 
französischen  Invasionstruppen  dem  Fürsten  Menzikow  (vgl. 
20.  September  1854)  in  Anwesenheit  der  beiden  Großfürsten 
Nikolaus  und  Michael  die  beiderseits  wieder  äußerst  verlust- 
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reiche  Schlacht  von  Inkerman.  Sie  wird  nach  langandauernden, 
harten  Kämpfen  zugunsten  der  Alliierten  entschieden,  ändert 
aber  nichts  an  der  Gesamtlage  auf  der  Krim  und  erschüttert  auch 
nicht  die  Uneinnehmbarkeit  Sewastopols.  Auf  seiten  der  Alliier¬ 
ten  nehmen  der  Herzog  von  Cambridge  und  Prinz  Napoleon, 
der  Sohn  des  ehemaligen  Westfalenkönigs  Jerome,  an  der 
Schlacht  teil.21 

2.  Dezember  1854 

In  Wien  unterzeichnen  de  Bourqueney  für  Frankreich,  West- 
morland  für  Großbritannien  und  Graf  Buol-Schauenstein  für 
Österreich  einen  Bündnisvertrag,  das  sogenannte  „Dezember- 
Bündnis“,  in  dem  Österreich  sich  verpflichtet,  die  Fürstentümer 
Moldau  und  Walachei  „gegen  jede  Rückkehr  der  russischen 
Streitkräfte  zu  verteidigen“.  Sollte  es  darüber  zum  Kriege  zwi¬ 
schen  Österreich  und  Rußland  kommen  (noch  ist  Österreich  ja 
„neutral“),  so  versprechen  die  Monarchen  der  drei  Mächte  „ein¬ 
ander  ihre  gegenseitige  Schutz-  und  Trutz-Allianz  im  gegen¬ 
wärtigen  Kriege“  unter  Einsatz  der  jeweils  erforderlichen  Land- 
und  Seestreitkräfte.  Sie  versprechen  sich  weiter  für  diesen  Fall, 
auf  keinerlei  russische  Waffenstillstandsvorschläge  einzugehen, 
ohne  sich  vorher  darüber  gegenseitig  verständigt  zu  haben.  Alle 
drei  Mächte  werden  gemeinsam  den  preußischen  Hof  zum  Bei¬ 
tritt  zu  diesem  Vertrag  einladen,  „falls  derselbe  seine  Mitwir¬ 
kung  zur  Erreichung  des  gemeinsamen  Ziels  verspridrt“.  —  Nach¬ 
dem  diese  Einladung  erfolgt  ist,  wird  Otto  von  Bismarck  als 
preußischer  Gesandter  im  Bundestag  des  Deutschen  Bundes  das 
Hineinziehen  Preußens  und  des  Deutschen  Bundes  in  den  Krim¬ 
krieg  und  in  die  Feindschaft  gegen  Rußland  verhindern.22 

9.  Dezember  1854 

In  einer  „Allokution“  des  Papstes  Pius  IX.  findet  die  unter  ka¬ 
tholischen  Theologen  übereinstimmend  vertretene  Auffassung 
eine  Stütze,  daß  der  Zugang  zur  ewigen  Seligkeit  auch  denjeni¬ 
gen  offenstehe,  die  sich  ans  Unkenntnis  der  Kirche  fernhalten. 
Doch  hebt  diese  liberal  wirkende  Feststellung  den  alten  Satz 
„Extra  ecclesiam  nulla  salus“  (Außerhalb  der  Kirche  kein  Heil) 
ebensowenig  auf  wie  den  Schlußsatz  der  Bulle  „Unam  sanc- 
tam  .  .  .“  das  Papstes  Bonifaz  VIII.  aus  dem  Jahre  1302,  daß  es 
für  jeden  Menschen  heilsnotwendig  sei,  dem  römischen  Bischof 
unterworfen  zu  sein.  Bartmann  legt  das  so  aus,  daß  „nach  Gottes 
Willen  jeder,  der  die  Kirche  als  seine  Stiftung  kennenlernt,  auch 
die  Pflicht  hat,  in  sie  einzutreten,  und  daß  es  ihm  nicht  freisteht, 
außerhalb  derselben  entweder  für  sich  allein  oder  in  einer  anderen 
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Religion  sein  Heil  zu  wirken“.  An  diesem  Anspruch  ändert  die 
erwähnte  „Allokution“  Pius  IX.  also  nichts,  und  an  eben  diesem 
Anspruch  scheiden  sich  nach  wie  vor  die  Geister.  Vor  ihm  kann 
keine  Auslegung  des  Begriffes  „Freiheit“  bestehen.  Für  selbstän¬ 
dig  denkende  Menschen  ist  er  unannehmbar.23 

noch  1854  (ohne  nähere  Datierung) 

Die  Auswanderung  aus  deutschen  Ländern  in  das  Gebiet  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  erreicht  in  diesem  Jahr 
mit  215  000  Auswanderern  ihren  Flöhepunkt.  Insgesamt  wan¬ 
dern  in  den  Jahren  1820 — 1870,  also  in  einem  halben  Jahrhun¬ 
dert,  2  368  483  Deutsche  in  die  USA  ein.  Sie  machen  dort  einen 
so  hohen  Prozentsatz  der  gesamteuropäischen  Einwanderung 
aus,  daß  eine  Zeitlang  die  Möglichkeit  bestand,  Deutsch  zur  offi¬ 
ziellen  Sprache  in  den  USA  zu  erheben.24 

Friedrich  Wilhelm  Raiffeisen  entwickelt  in  dem  Gebiet  zwischen 
Sieg  und  Westerwald  (damals  südlidtstes  Westfalen)  aus  dem 
1849  gegründeten  „Flammersfelder  Hilfsverein  zur  Unterstüt¬ 
zung  unbemittelter  Landwirte“  den  „Heddesdorfer  Darlehns¬ 
kassenverein“  und  legt  damit  den  Grund  zu  der  nach  ihm  be¬ 
nannten  bedeutenden  Selbsthilfeorganisation  des  deutschen 
Bauerntums,  dem  „Generalverband  der  deutschen  Raiffeisen- 
Genossenschaften“.  Den  Anlaß  zu  dieser  Entwicklung,  zu  der. 
ersten  Hilfsvereinen  und  Darlehnskassen  gibt  im  Westerwald¬ 
gebiet  wie  im  benachbarten  Hessen  die  ausweglose  Verschuldung 
der  Bauern  bei  jüdischen  Händlern,  wie  sie  der  oberhessische 
Pfarrer  Otto  Glaubrecht  (=  Rudolf  Ludwig  öser)  in  seinem 
zeitgenössischen  Buch:  Das  Volk  und  seine  Treiber  darstellt. 
Zahlreiche  Bauern  arbeiten  nur  noch  für  das  Aufbringen  der  je¬ 
weils  fälligen  Zinsen.  Ganze  Dörfer  sind  einzelnen  Juden  ver¬ 
schuldet,  die  über  sie  verfügen.  Selbst  in  die  Nachbarschaftshilfe 
mischen  und  drängen  sich  die  jüdischen  Händler  hinein.  Ver¬ 
zweiflung  und  Lethargie  unter  der  Landbevölkerung  sind  die 
Folge.  Vgl.  hierzu  auch  Gustav  Freytag,  Soll  und  Haben,  1855. 
Das  Werk  Raiffeisens  öffnet  unter  solchen  Umständen  den  Weg 
zu  einem  vollständigen  Neubeginn.  Da  zu  dieser  Zeit  die  Land¬ 
bevölkerung  noch  75  Prozent  der  Gesamtbevölkerung  ausmacht, 
bedeutet  die  wirtschaftliche  Selbsthilfe  der  total  verschuldeten 
Bauern  eine  stille  aber  um  so  schwerer  wiegende  bedeutungsvolle 
Revolution.  Sie  führt  zu  einem  neuen  Volksbewußtsein.  Bezeich¬ 
nenderweise  wird  später  die  Raiffeisen-Organisation  auch  ent¬ 
scheidende  Hilfe  für  das  Auslandsdeutschtum  leisten.  Sie  kann  in 
Aufbau  und  Tätigkeit  als  Vorbild  dienen.25 
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noch  1854  (ohne  nähere  Datierung) 

In  Turin  begründet  Guglielmo  Stefani  die  Agenzia  Stefani,  die 
erste  italienische  Depeschenagentur.  Sie  hat  halbamtlichen  Cha¬ 
rakter  und  wird  im  Zuge  der  Ausdehnung  des  italienischen  Na¬ 
tionalstaates  über  die  Apenninhalbinsel  zunächst  nach  Florenz, 
später  dann  nach  Rom  verlegt  werden.  Die  Leitung  wird  in  der 
Familie  des  Gründers  bleiben.  Später  werden  Kartellvereinba¬ 
rungen  mit  den  Agenturen  Reuter,  Havas,  Wolff,  Agence  Beige 
u.  a.  getroffen  werden.26 

In  Rußland  wird  die  Bareinlösung  des  1839  eingeführten  Pa¬ 
piergeldes,  der  sogenannten  „Reichskreditbillets“,  eingestellt. 
Damit  sinkt  der  Kurswert  dieses  Geldes  unter  den  Nennwert 
(Disagio)  und  entsprechend  sinkt  der  Rubelkurs  an  den  Börsen 
in  London  und  Berlin.  Die  Wirkung  der  „Devalvation“  vom 
1.  Juli  1839  (Herabsetzung  des  Nennwertes,  der  „Geltung“  des 
Rubel),  wird  fünfzehn  Jahre  später  wieder  aufgehoben.  Man 
wird  das  Verfahren  von  1839  nicht  wiederholen,  sondern  im 
Jahre  1897  wird  der  Minister  Witte  anstatt  des  Nennwertes  die 
Goldparität  des  Rubel  ändern.27 

Der  russische  Schriftsteller  Feodor  Michailowitsch  Dostojewski 
wird  aus  einem  sibirischen  Zuchthaus  entlassen  und  als  Soldat 
im  Kaukasus  eingesetzt.  Er  wurde  1849  als  28 jähriger  wegen 
Beteiligung  an  einem  revolutionären  Kreis  verhaftet,  zum  Tode 
verurteilt  und  dann —  bereits  auf  dem  Schafott  —  begnadigt. 
1855  wird  er  zum  Offizier  befördert,  1859  endgültig  in  die  Frei¬ 
heit  entlassen  werden  und  sich  in  Petersburg  niederlassen.  Auch 
längere  Auslandsreisen  wird  er  dann  unternehmen  können,  als 
eifriger  Verkünder  eines  russisch-slawischen  Sendungsbewußt¬ 
seins.28 
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1855 


26.  Januar  1855 

ln  Turin  schließt  das  Königreich  Piemont-Sardinien,  vertreten 
durch  den  Grafen  Camillo  Cavour,  eine  Militärkonvention  mit 
England  und  Frankreich.  Es  stellt  für  den  Krimkrieg  ein  Armee¬ 
korps  von  15  000  Mann,  bestehend  aus  fünf  Brigaden,  unter  dem 
Befehl  eines  sardinischen  Generals  (La  Marmora),  marschbereit 
baldmöglichst  nach  Ratifizierung  der  Konvention.  Dafür  ga¬ 
rantieren  Frankreich  und  Großbritannien  die  Integrität  der 
Staaten  des  Königreichs  von  Piemont  und  Sardinien  „und  ver¬ 
pflichten  sich,  sie  gegen  jeden  Angriff  während  der  Dauer  des 
gegenwärtigen  Krieges  zu  verteidigen“.1 

noch  Januar  1855 

Die  Bundesrepublik  Argentinien  und  der  aus  dieser  ausgeschie¬ 
dene  Stadtstaat  Buenos  Aires  (vgl.:  noch  September  1852)  schlie¬ 
ßen  ein  Bündnis  zu  gegenseitigem  Schutz  gegen  auswärtige  Fein¬ 
de  und  gewährleisten  sich  darin  ihren  beiderseitigen  Territorial¬ 
bestand  sowie  Zollfreiheit  im  Handelsverkehr  untereinander. 
Das  Bündnis  kommt  unter  der  Bedrohung  durch  die  Seeräuber 
der  westindischen  Inseln  (Flibustier)  zustande,  kann  aber  nicht 
die  grundlegenden  Gegensätze  zwischen  den  „Unitariern“  in 
Buenos  Aires  und  den  Föderalisten  im  übrigen  Argentinien 
überbrücken  (vgl.:  noch  1856). 2 

8. Februar  1855 

Der  deutsche  Bundestag  in  Frankfurt  beschließt,  im  Krimkriege 
neutral  zu  bleiben.  Er  entscheidet  sich  damit  für  den  Standpunkt 
Preußens,  genauer  gesagt:  des  preußischen  Bundestagsabgeord¬ 
neten  Otto  von  Bismarck,  und  gegen  die  verhängnisvolle  öster¬ 
reichische  Außenpolitik,  die  sich  von  den  Westmächten  in  eine 
rußlandfeindliche  Haltung  hat  hineinmanövrieren  lassen  (vgl. 
10.  Juni  1854,  14.  Juni  1854  und  8.  August  1854).  Kaiser  Franz 
Joseph  und  seine  Berater  zerstören  damit  die  Heilige  Allianz  im 
Interesse  Großbritanniens  und  Frankreichs.3 

2.  März  1855 

In  Petersburg  stirbt  Zar  Nikolaus  I.  Pawlowitsch,  mitten  in  dem 
für  ihn  unglücklich  verlaufenden  Krimkrieg.  Sein  Sohn  Alexan¬ 
der  tritt  als  Alexander  II.  die  Nachfolge  an  und  setzt  den  Kampf 
gegen  die  Türkei,  Großbritannien,  Frankreich  und  Piemont- 
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Sardinien  fort.  Österreich  nimmt  weiterhin  eine  drohende  Hal¬ 
tung  gegenüber  Rußland  ein  und  erregt  damit  in  der  russischen 
Führungsschicht  eine  tiefe,  langanhaltende  Verbitterung.  Man 
hat  nicht  vergessen,  daß  Österreich  1849  den  revolutionären 
Aufruhr  in  Ungarn  nur  mit  russischer  Hilfe  niederschlagen 
konnte. 


12.  April  1855 

Auf  eine  Beschwerde  der  Hannoverschen  Ritterschaft  beim  Deut¬ 
schen  Bundestag  hin,  ihr  sei  die  Standescigenschaft  in  der  ersten 
Kammer  entzogen  worden,  richtet  der  Bundestag  an  die  Hanno¬ 
versche  Regierung  die  Aufforderung,  die  bestehende  Verfassung 
und  Gesetzgebung  dahingehend  abzuändern,  daß  sie  mit  dem 
Grundgesetz  des  Bundes  übereinstimme  und  den  Beschwerden 
der  Ritterschaft  Rechnung  getragen  werde.  Zur  Durchführung 
dieser  Auflage  wird  in  Hannover  eine  neue  Regierung  unter  dem 
Vorsitz  von  Borries  gebildet.  Vgl.  weiter  16.  Juni  1855. 4 


18.  April  1855 

König  Rama  IV.  von  Siam,  seit  1851  an  der  Regierung,  schließt 
einen  Freundschaftsvertrag  mit  Großbritannien  und  leitet  damit 
ein  umfassendes  Vertragswerk  ein,  das  Frankreich,  die  deutschen 
Hansestädte,  die  Niederlande,  Portugal,  Preußen  und  die  USA 
einbeziehen  wird.  Darüber  hinaus  führt  der  König  ein  umfang¬ 
reiches  Reformprogramm  durch  und  beruft  Europäer  in  seine 
Dienste.  Sein  Nachfolger,  Chulalongkorn  (Rama  V.)  wird  ab 
1868  die  Modernisierung  fortsetzen.  Doch  wird  Siam  schließlich 
trotz  alledem  großenteils  dem  britisch-französischen  Kolonial¬ 
hunger  zum  Opfer  fallen  (vgl.  2.  Oktober  1893). 


22.  April  1855 

In  den  Niederlanden  wird  ein  Gesetz  über  die  Verantwortlich¬ 
keit  der  Minister  verabschiedet,  in  dem  als  Strafmaßnahme  auch 
die  Ausweisung  bzw.  Verbannung  ins  Ausland  vorgesehen  ist. 
Voraussetzung  ist  natürlich,  daß  irgendein  anderes  Land  bereit 
ist,  den  oder  die  Ausgewiesenen,  wenn  auch  nur  vorübergehend, 
bei  sich  aufzunehmen.  Denn  es  ist  ein  allgemein  anerkannter 
völkerrechtlicher  Grundsatz,  daß  der  ausweisende  Staat  seine 
ausgewiesenen  Staatsangehörigen  auf  Verlangen  des  Aufent¬ 
haltsstaates  wieder  übernehmen  muß.5 


82 


16.  Mai  1855 

Während  vor  und  um  Sewastopol  ununterbrochen  gekämpft 
wird  und  der  französische  Oberbefehl  von  General  Canrobert 
auf  den  rücksichtsloseren  General  Pelissier  übergeht,  der  die 
Laufgräben,  Schanzen  und  Batterien  bis  unmittelbar  vor  die 
russischen  Befestigungen  vorantreiben  läßt,  segelt  ein  Teil  der 
britisch-französischen  Flotte  ins  Asowsche  Meer  und  vernichtet 
die  Vorratslager  in  den  Hafenstädten  Kertsch,  Jenikale,  Mario¬ 
pol,  Taganrog  und  Anapa.  Dabei  kommt  es  zu  einer  Kette  von 
hemmungslosen  Gewalttätigkeiten.  Unter  anderem  geht  die 
unersetzlich  wertvolle  Altertümersammlung  in  Kertsch  in  Flam¬ 
men  auf.6 

16. Juni  1855 

In  Hannover  werden  die  Stände  einberufen.  Es  geht  um  die  Ver¬ 
fassungsänderung  im  Sinne  der  Bundesauflage  (vgl.  12.  April 
1855).  Die  Regierung  legt  einen  Revisionsentwurf  vor,  der  den 
eigentlichen  Sinn  der  Verfassung  von  1848  aufhebt.  Daraufhin 
wird  ein  Ausschuß  unter  Vorsitz  des  Göttinger  Liberalen  Adolf 
Ellissen  am  10.  Juli  eine  Adresse  an  den  König  richten  mit  der 
Bitte,  er  möge  dazu  helfen,  die  Souveränität  der  Krone,  die 
Selbständigkeit  des  Königreiches  und  die  Rechtsbeständigkeit 
der  Verfassung  sicherzustellen.  Das  wiederum  führt  zunächst 
zur  Vertagung,  später  zur  Auflösung  der  Ständeversammlung. 
Vgl.  weiter  1.  August  1855. 7 

18. Juni  1855 

Am  Gedenktag  der  Schlacht  von  Waterloo  treten  die  französi¬ 
schen  und  die  britischen  Belagerungstruppen  zu  einem  allgemei¬ 
nen  Sturm  auf  die  Festung  Sewastopol  an,  nachdem  zehn  Tage  zu¬ 
vor  einzelne  Festungswerke  wie  der  „grüne  Mamelon“  erstürmt 
werden  konnten.  Aber  der  allgemeine  Angriff  wird  unter  unver¬ 
hältnismäßig  hohen  Verlusten  abgeschlagen.  Hinzu  kommen  die 
ununterbrochenen  zahlreichen  Todesfälle  durch  die  Cholera  und 
andere  Seuchen,  die  auf  mangelhafte  Ernährung,  Ausrüstung 
und  auf  die  Versumpfung  des  Geländes  durch  andauernde  Re¬ 
genfälle  zurückzuführen  sind.0 

1.  August  1855 

In  Hannover  wird  nach  Auflösung  der  Ständeversammlung  (vgl. 
16.  Juni  1855)  durch  königlicher  Verordnung  eine  Reihe  von  Ge¬ 
setzen  verkündet,  die  im  wesentlichen  die  staatliche  Ordnung 
von  1840  wieder  hersteilen  und  die  Verfassung  von  1848  außer 
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Kraft  setzen.  Im  einzelnen  werden  die  Ministerverantwortlich- 
keit  aufgehoben,  die  Machtbefugnisse  des  Königs  vermehrt,  die 
Erste  Kammer  in  eine  Adclskammer  verwandelt,  die  Wahlbe¬ 
rechtigung  für  die  zweite  Kammer  eingeschränkt  und  die  Rechte 
der  Landstände  vermindert.9 


SEWASTOPOL 

VERSUCH 
ZUM  ENTSATZ 
GESCHEITERT 


16.  August  1855 

Um  den  zunehmenden  Druck  auf  die  Festung  Sewastopol  zu 
vermindern,  unternimmt  der  russische  Kommandant  Gortscha- 
kow  einen  Versuch,  von  der  Tschernaja  aus  die  Linien  der  Bela¬ 
gerer  zu  durchbrechen.  Aber  der  französische  General  Faucheux 
kann  das  Flußufer  und  die  Brücke  über  die  Tschernaja  im  Rücken 
der  Russen  gewinnen,  so  daß  Gortschakow  einen  verlustreichen 
Rückzug  antreten  muß,  den  die  Franzosen  ihrerseits  durch  pau¬ 
senlose  Angriffe  auf  Sewastopol  auch  den  ganzen  nächsten  Tag 
über  ausnutzen.  Die  Russen  verlieren  in  der  Folgezeit  täglich 
mehrere  tausend  Tote.10 
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18.  August  1855 

Zwischen  dem  Vatikan  und  Österreich-Ungarn  wird  ein  Kon¬ 
kordat  abgeschlossen,  das  der  Katholischen  Kirche  einen  weit¬ 
reichenden  Einfluß  auf  das  kulturelle  Leben  und  insbesondere 
auf  das  Schulwesen  in  Österreich  und  in  Ungarn  einräumt.  Es 
wird  daher  in  den  folgenden  Jahren  mehrfach  zu  Krisensituatio¬ 
nen  führen,  insbesondere  dort,  wo  die  Rechte,  die  der  Staat  den 
protestantischen  Kirchen  einräumt,  mit  diesem  Konkordat  in 
Widerspruch  stehen.  Am  Ende  wird  es  in  der  praktischen  Durch¬ 
führung  an  Gewicht  und  Bedeutung  verlieren.11 
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noch  August  1855 

In  Mexiko  unterzeichnet  der  seit  zwei  Jahrzehnten  wiederholt 
amtierende  Präsident  und  Führer  der  demokratischen  „Yor- 
kinos“,  Santa  Anna,  seine  Abdankung  und  reist  nach  Kuba.  Die 
Folge  ist  ein  Zustand  nahezu  vollständiger  Anarchie,  bis  endlich 
mit  Hilfe  der  Liberalen  und  Radikalen  (Puros)  General  Alvarez, 
indianischer  Abstammung  und  im  Süden  Mexikos  beheimatet, 
die  Präsidentenwürde  erlangt.  Seine  Regierung  wird,  wie  nach 
den  vorangegangenen  Zuständen  nicht  anders  zu  erwarten,  will¬ 
kürlich  und  gewalttätig  sein.  Aus  der  Anarchie  läßt  sich  nicht 
von  einem  Tag  zum  anderen  ein  Rechtsstaat  machen.12 
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noch  August  1855 

In  Bolivien  wird  Präsident  Belzu  durch  einen  Militäraufstand  BOLIVIEN 
gestürzt,  auf  dieselbe  Weise,  auf  die  er  selbst,  der  ehemalige 
Kriegsminister,  1848  zur  Präsidentenwürde  gekommen  ist.  Doch  STURZ  BELZUS 
hat  er  immerhin  sieben  Jahre  lang  sein  Amt  ausüben  können, 
trotz  mehrerer  Verschwörungen,  hat  auf  ein  geordnetes  Staats¬ 
wesen  hingewirkt  und  ebenso  den  Handel  wie  auch  Landwirt¬ 
schaft  und  Industrie  tatkräftig  gefördert.  Nach  seinem  Sturz  wird 
eine  Jahre  andauernde  Anarchie  das  Erreichte  wieder  zerstören,  ANARCHIE 
wie  es  für  südamerikanische  Verhältnisse  seit  eh  und  je  kenn¬ 
zeichnend  ist.13 

5.  September  1855 

Zur  Vorbereitung  des  endgültigen  und  letzten  Sturmes  auf  Se-  SEWASTOPOL 
wastopol  (vgl.  8.  September  1855)  setzt  eine  Tag  und  Nacht 
andauernde  schwerste  Beschießung  ein,  die  für  damalige  Ver-  SCHWERSTE 
hältnisse  ungewohnte  Verheerungen  anrichtet.  Etwa  5000  Rus-  BESCHIESSUNG 
sen  fallen  auf  den  Schanzen  und  in  der  Stadt  allein  dieser  Be-  BEREITET 
schießung  zum  Opfer.  Für  den  folgenden  Hauptangriff  werden  HAUPT  ANGRIFF 
die  Franzosen  sich  den  Malakow-Turm,  die  Engländer  den  söge-  VOR 
nannten  Redan  zum  Ziel  wählen.  Er  wird  sie  2400,  die  Franzo¬ 
sen  7300  Tote  kosten.  Die  Russen  werden  noch  einmal  etwa 
13  000  Mann  verlieren.14 

8.  September  1855 

Auf  der  Halbinsel  Krim  im  Schwarzen  Meer  erstürmen  franzö-  EROBERUNG 
sische  Truppen  unter  dem  Befehl  von  Mac-Mahon  die  Haupt-  SEWASTOPOLS 
befestigung  der  Stadt  Sewastopol,  den  Malakov-Kurgan,  und 
zwingen  damit  die  russische  Besatzung  zur  Übergabe  der  seit  fast  MAC-MAHON 
einem  Jahr  belagerten  Stadt  (vgl.  1.  September  1854)  und  des 

Kriegshafens  der  russischen  Schwarzmeerflotte.  Damit  ist  die  ENTSCHEIDUNG 
Entscheidung  im  Krimkrieg  gefallen,  der  von  der  Besetzung  der  IM  KRIMKRIEG 
Donaufürstentümer  Moldau  und  Walachei  durch  Rußland  seinen 
Ausgang  nahm.  Vgl.  weiter  28.  Dezember  1855. 15 

noch  Oktober  1855 

Die  österreichische  Regierung  überläßt  ihrer  Nationalbank  ÖSTERREICH 
Staatsgüter  im  Werte  der  angelaufenen  Staatsverschuldung.  ST AATSVER- 

Doch  vermag  auch  diese  Maßnahme  keinen  Finanzausgleich  her-  SCHULDUNG 
beizuführen.  Trotz  vielfacher  und  hoher  Steuern  übersteigen  die  STAATS- 
staatlichen  Ausgaben  die  Einnahmen  um  erhebliche  Millionen-  ANLEIHEN 
betrüge.  Die  Auflegung  von  Staatsanleihen  führt  angesichts  des  WENIG 
Vielvölkerstaates  mit  wenig  ausgeprägtem  Nationalbewußtsein  ERFOLGREICH 
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nur  zu  mäßigem  Erfolg.  Die  Überlassung  der  Eisenbahnen  an 
französische  Gesellschaften  bringt  nur  vorübergehende  Erleich¬ 
terung.16 

21.  November  1855 

König  Oskar  I.  von  Schweden  und  Norwegen  nutzt  die  russi¬ 
sche  Niederlage  im  Krimkrieg,  um  über  die  bereits  erreichte  Neu¬ 
tralität  hinaus  (vgl.:  noch  Dezember  1853)  ein  Schutzbündnis 
mit  Frankreich  und  Großbritannien  zu  schließen.  Das  soge¬ 
nannte  November-Traktat  wird  in  Stockholm  unterzeichnet. 
Darin  verpflichten  sich  Schweden  und  Norwegen,  nicht  den  ge¬ 
ringsten  Teil  ihres  Gebietes  an  Rußland  abzutreten,  von  Ruß¬ 
land  besetzen  zu  lassen  oder  auszutauschen,  auch  keinerlei 
Weidenutzungs-  oder  Fischerei  rechte  Rußland  einzuräumen.  Für 
den  Fall,  daß  Rußland  ein  derartiges  Ansinnen  an  Schweden 
oder  Norwegen  stellt,  wird  die  schwedisch-norwegische  Regie¬ 
rung  dies  sogleich  den  Vertragspartnern  mitteilen.  Diese,  Frank¬ 
reich  und  Großbritannien,  sagen  ihrerseits  zu,  den  König  von 
Schweden  und  Norwegen  zu  Lande  und  zu  Wasser  zu  unterstüt¬ 
zen  und  jedem  russischen  Anspruch  oder  Angriff  an  oder  auf 
Schweden/Norwegen  Widerstand  zu  leisten.  Die  militärische 
Seite  des  Bündnisses  soll  durch  eine  besondere  Konvention  ge¬ 
regelt  werden.  Der  Austausch  der  Ratifizierungsurkunden  wird 
am  17.  Dezember  1855  erfolgen.17 

27.  November  1855 

Die  türkische  Festung  Kars ,  südöstlich  von  Trebisonde,  im  Zuge 
des  Krimkrieges  seit  Monaten  vom  russischen  General  Mura- 
wiew  belagert,  von  Wassif  Pascha,  Williams  und  dem  ungari¬ 
schen  General  Kmethy  verteidigt,  muß  sich  infolge  Aushunge¬ 
rung  ergeben.  Dieser  verhältnismäßig  geringe  Erfolg  erleichtert 
es  der  russischen  Regierung,  in  Friedensverhandlungen  einzu¬ 
treten.  Mit  dem  Fall  von  Sewastopol  (vgl.  5.  und  8.  September 
1855)  ist  nicht  die  gesamte  Halbinsel  Krim  in  die  Hände  der 
Engländer  und  Franzosen  gefallen.  Im  Norden  kann  Gortscha- 
kow  sich  weiterhin  halten.18 

28.  Dezember  1855 

In  Petersburg  wird  der  russischen  Regierung  ein  britisch-fran¬ 
zösisches  Ultimatum  übermittelt,  das  die  Fortsetzung  der 
Kampfhandlungen  (nach  dem  Fall  Sewastopols,  vgl.  8.  Septem¬ 
ber  1855)  androht,  wenn  Rußland  nicht  das  Vier-Punkte-Pro- 
gramm  vom  8.  August  1854  (vgl.  dort  und  24.  Juli  1854)  an¬ 
nimmt,  Bessarabien  abtritt  und  in  die  Neutralisierung  des 
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Schwarzen  Meeres  einwilligt.  Angesichts  der  zerrütteten  Finan¬ 
zen,  unzulänglichen  Verwaltung  und  mangelhaften  Verkehrs¬ 
wege  sieht  sich  Zar  Alexander  II.  gezwungen,  das  Ultimatum 
anzunehmen  (vgl.  10.  Januar  1856). 19 

noch  1855  (ohne  nähere  Datierung) 

In  Abessinien  (Äthiopien),  das  bis  dahin  von  Königen  des  Vol¬ 
kes  der  Amharer,  koptischer  Christen,  beherrscht  wurde,  gelingt 
es  erstmalig  einem  Kasei  von  Tigre,  dem  nördlichen  Abessinien, 
ein  Übergewicht  an  Macht  zu  erringen.  Er  nimmt  unter  dem 
Namen  Theodor  den  Titel  eines  Königs  der  Könige  („Negus 
Negesti“)  von  Äthiopien  an.  Dreizehn  Jahre  später,  1868,  wird 
er  sich  anläßlich  der  Belagerung  der  Festung  Magdala  durch  die 
Engländer  erschießen.  Vgl.  auch:  noch  1872. 20 

In  London  wird  die  zunächst  liberale  Zeitung  „Daily  Telegraph“ 
gegründet.  Sie  wird  später  von  einem  deutschen  Juden,  Edward 
Levy-Lawson,  geadelt  als  Lord  Burnham,  einem  Freund  König 
Eduards  VII. ,  aufgekauft  und  zu  einem  gemäßigt  konservativen 
Blatt  gemacht  werden,  das  sich  vor  allem  für  die  britischen  Ko¬ 
lonialinteressen  einsetzt.21 
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1856 


10.  Januar  1856 

Zar  Alexander  II.  von  Rußland  nimmt  das  britisch-französische 
Ultimatum  vom  28.  Dezember  1855  (vgl.  dort)  an  und  beendet 
damit  den  Krimkrieg.  In  Paris  werden  Friedensverhandlungen 
eingeleitet.  Kaiser  Napoleon  III.  hat  den  Sieg  Zar  Alexanders  I. 
über  seinen  Onkel,  Napoleon  I.,  wieder  wettgemacht.  Allerdings 
ist  ihm  dieser  Triumph  weitgehend  durch  das  Bündnis  mit  Groß¬ 
britannien  und  vor  allem  durch  den  Frontwechsel  Österreichs 
von  der  russischen  auf  die  britisch-französische  Seite  ermöglicht 
worden.  Preußen  hat  sich  ferngehalten,  und  das  wird  Napoleon 
III.  nicht  vergessen.1 

16.  Januar  1856 

Nachdem  Zar  Alexander  das  britisch-französische  Ultimatum 
(siehe  oben)  angenommen  hat,  tritt  der  Bevollmächtigte  Öster¬ 
reichs,  Fürst  Esterhazy,  mit  dem  russischen  Staatsmann  Graf 
Nesselrode  in  Verbindung.  Es  gelingt  ihnen,  ein  Übereinkom¬ 
men  in  mehreren  Fragen  zu  erzielen,  das  als  Grundlage  für  die 
kommenden  Friedensverhandlungen  in  Paris  dienen  kann.  Eine 
weitere  Voraussetzung  ist  die  vertragliche  Zusicherung  von  sei¬ 
ten  der  Pforte  gegenüber  Frankreich,  Großbritannien  und  Öster¬ 
reich,  künftig  die  Christen  im  Osmanischen  Reich  rechtlich  den 
Mohammedanern  gleichzustellen.2 

1. Februar  1856 

Der  Tod  des  russischen  Statthalters  in  Polen,  des  Fürsten  Pas- 
kewitsch,  führt  den  Verteidiger  von  Sewastopol  im  Krimkriege, 
den  Fürsten  Alexander  Michailowitsch  Gortschakow,  an  dessen 
Stelle.  Ein  Amnestieerlaß  wird  zahlreichen  polnischen  Flücht¬ 
lingen  die  Rückkehr  ermöglichen  und  sie  in  ihre  bürgerlichen 
Rechte  wiedereinsetzen.  Auch  werden  im  darauffolgenden  Jahr 
Kurse  zur  Einführung  in  polnisches  Recht  eingerichtet  werden. 
Doch  hat  alles  nur  eine  Stärkung  des  polnischen  Nationalis¬ 
mus  und  Unabhängigkeitsstrebens  zur  Folge  (vgl.  22.  Januar 
1863). 3 

Fürst  Gortschakow  wird  noch  in  demselben  Jahr  russischer 
Außenminister  und  wird  es  über  ein  Vierteljahrhundert  lang 
bleiben  (bis  1882),  von  1862  an  mit  dem  Titel  eines  „Reichs¬ 
kanzlers“.  1859  wird  er  ein  persönliches  Interesse  an  dem  preu¬ 
ßischen  Gesandten  in  Petersburg,  Otto  von  Bismarck,  nehmen, 
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diesen  in  den  folgenden  Jahren  als  seinen  politischen  Schüler  be¬ 
trachten  und  entsprechend  fördern,  auch  noch  nachdem  Bismarck 
an  die  Spitze  der  preußischen  Regierung  getreten  ist,  aber  nicht 
mehr  seit  dem  deutsch-französischen  Krieg  1870/71.  Von  diesem 
Zeitpunkt  an  wird  er  ihn  bekämpfen.4 

18.  Februar  1856 

Sultan  Abdul  Medsdiid  I.  erläßt  das  Hatt-I-Humayun-Reform- 
edikt,  mit  dem  die  von  einer  Gesandtenkonferenz  der  West¬ 
mächte  und  Österreichs  in  Konstantinopel  ausgearbeiteten  21 
Punkte  eines  Reformprogramms  für  die  innere  Verwaltung  des 
Osmanischen  Reiches  genehmigt  und  für  die  Durchführung  frei¬ 
gegeben  werden.  Sie  sollen  künftig  Rußland  jeden  Anlaß  neh¬ 
men,  sich  in  die  inneren  Angelegenheiten  der  Türkei  einzumi¬ 
schen.  Der  weitreichendste  Reformvorschlag  ist  dabei  die  Zulas¬ 
sung  von  Christen  zu  allen  Staatsämtern  und  einer  eigenen 
christlichen  Gerichtsbarkeit  sowie  Straffreiheit  für  Konfessions¬ 
wechsel  vom  Islam  zum  Christentum  und  die  Gleichstellung  aller 
Kulte  und  Nationalitäten  im  Osmanischen  Reich.  Solche  Refor¬ 
men  können  natürlich  nicht  die  Zustimmung  der  strenggläubigen 
Moslems  und  der  Priesterschaft  finden.  Sie  werden  daher  auch 
nicht  praktiziert  werden,  wie  noch  vier  Jahrzehnte  später  an 
den  blutigen  Massakern  gegen  die  christlichen  Armenier  deutlich 
werden  wird.  Der  Sultan  geht  nur  zum  Schein  auf  die  Reform¬ 
vorstellungen  der  europäischen  Mächte  und  ihrer  Gesandtenkon¬ 
ferenz  in  Konstantinopel  ein.  Was  im  weiten  Lande  tatsächlich 
geschieht,  steht  auf  einem  anderen  Blatt.5 

25. Februar  1856 

In  Paris  beginnt  der  Friedenskongreß  zur  Beendigung  des  Krim¬ 
krieges.  Daran  nehmen  teil  Frankreich,  Großbritannien,  Öster¬ 
reich,  Piemont-Sardinien,  Rußland,  die  Türkei  und  schließlich 
auch  noch  Preußen.  Aufgrund  umfassender  Vorbereitungsarbei¬ 
ten  (vgl.  16.  Januar  1856)  kann  der  Vertragstext  für  den  Frie¬ 
densvertrag  binnen  weniger  Wochen  fertiggestellt  werden.  Be¬ 
reits  am  30.  März  (vgl.  dort)  wird  er  von  den  Vertretern  der 
beteiligten  Mächte  unterzeichnet  werden.0 

30.  März  1856 

In  Paris  wird  der  Friedensvertrag  unterzeichnet,  der  den  Krim¬ 
krieg  offiziell  beendet.  Unterzeichnermächte  sind  Frankreich, 
Großbritannien,  Österreich,  Preußen,  Rußland,  Sardinien  und 
die  Türkei  (Osmanisches  Reich).  Die  beiderseits  eroberten  Ge¬ 
biete  werden  zurückgegeben  (Art.  2 — 4).  Die  Hohe  Pforte  wird 
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ausdrücklich  in  das  Konzert  der  europäischen  Mächte  aufge¬ 
nommen,  ihre  Unabhängigkeit  und  ihr  Territorialbestand  ga¬ 
rantiert,  ausgenommen  durch  Rußland  (vgl.  15.  April  1856) 
(Art.  7).  Der  Sultan  seinerseits  verpflichtet  sich  zu  Reformen 
(Art.  9,  vgl.  auch  18.  Februar  1856).  Das  Schwarze  Meer  wird 
neutralisiert,  für  Flandelsschiffe  aller  Nationen  geöffnet,  für 
Kriegsschiffe  gänzlich  gesperrt  (Ausnahme  siehe  Konvention  b) 
(Art.  13).  Rußland  verliert  die  bisherige  Kontrolle  über  die 
Donauschiffahrt.  Diese  wird  für  frei  erklärt  und  dafür  eine 
Donaukommission  gebildet  (Art.  15 — 19).  Rußland  tritt  die 
Donaumündungen  und  einen  Teil  Bessarabiens  am  linken  Do¬ 
nauufer  an  das  Fürstentum  Moldau  ab,  das  ebenso  wie  die  Wa¬ 
lachei  unter  der  Souveränität  der  Pforte  verbleibt  und  damit 
unter  die  Garantie  der  vertragschließenden  Mächte  fällt  (Art. 
20 — 22).  Zu  diesem  Vertragswerk  gehören  drei  Konventionen: 
In  der  Konvention  a  erhält  der  Sultan  die  Sperre  des  Bosporus 
und  der  Dardanellen  für  alle  fremden  Kriegsschiffe  aufrecht.  In 
der  Konvention  b  verpflichten  sich  der  Sultan  und  Rußland,  im 
Schwarzen  Meer  nicht  mehr  als  sechs  Kriegsschiffe,  nicht  länger 
als  50  Meter,  und  vier  leichte  Dampf-  oder  Segelschiffe,  nicht 
über  200  t,  zu  halten.  In  der  Konvention  c  verpflichtet  sich  Ruß¬ 
land  gegenüber  Frankreich  und  Großbritannien,  auf  den  Aa- 
landsinseln  (vor  der  finnischen  Küste)  keine  Befestigungen  an¬ 
zulegen.  (Vgl.  hierzu  13.  Juli  1878. )7 

noch  März  1856 

Im  dänischen  Reichstag  fordern  elf  deutsche  Abgeordnete,  an 
ihrer  Spitze  Scheel-Plessen,  „daß  die  Gesamtverfassung  [Däne¬ 
marks]  den  Ständen  der  Herzogtümer  [Schleswig  und  Holstein] 
vorgelegt  und  auf  Grund  ihrer  Gutachten  ein  neuer  Entwurf 
aufgestellt  werde“.  Nachdem  diese  Forderung  abgelehnt  worden 
ist,  fechten  die  elf  die  Gültigkeit  der  Verfassung  an.  Das  wird 
einen  Notenwechsel  zwischen  Preußen,  Österreich  und  der  däni¬ 
schen  Regierung  zur  Folge  haben  (vgl.:  noch  September  1857). s 

15.  April  1856 

Da  die  russische  Regierung  sich  bei  den  Pariser  Friedensverhand¬ 
lungen  geweigert  hat,  an  der  Garantie  des  türkischen  Territorial¬ 
bestandes  teilzunehmen  (vgl.  30.  März  1856,  Art.  7),  schließen 
Frankreich,  Großbritannien  und  Österreich  in  Paris  einen  be¬ 
sonderen  Garantievertrag  über  Wahrung  der  Integrität  und  Un¬ 
abhängigkeit  des  Osmanischen  Reiches.  Jede  Verletzung  des  Pa¬ 
riser  Friedens  soll  für  die  drei  vertragschließenden  Mächte  den 
Kriegsfall  bedeuten.9 
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16.  April  1856 

In  Fortsetzung  der  Pariser  Verhandlungen  (siehe  oben)  wird 
auch  das  Seerecht  neu  geregelt.  Man  einigt  sich  u.  a.  auf  eine 
Deklaration,  deren  erster  Satz  lautet:  „Die  Kaperei  ist  und 
bleibt  abgeschaffl .“  Da  aber  nicht  auch  zugleich  das  Seebeute¬ 
recht  aufgehoben  wird,  werden  mehrere  Staaten  künftig  dazu 
übergehen,  Handelsschiffe  in  die  Kriegsmarine  ein-  oder  ihr  an¬ 
zugliedern,  etwa  als  „Hilfskreuzer“,  mit  getarnter  Bewaffnung, 
um  mit  ihnen  im  Kriege  feindliche  oder  dem  Prisenrecht  unter¬ 
liegende  neutrale  Handelsschiffe  zu  jagen.  Die  2.  Haager  Frie¬ 
denskonferenz  wird  1907  dieses  Verfahren  völkerrechtlich  re¬ 
geln.10 

12.  Juli  1856 

In  Südafrika  wird  Natal  von  der  Kapprovinz  abgetrennt.  Es 
wurde  1839  von  Buren  des  „Großen  Trecks“  unter  Andries  Pre- 
torius  gegründet  und  am  8.  August  1843  von  Großbritannien 
annektiert.  Nunmehr  wird  es  Siedlungsgebiet  britischer  Aus¬ 
wanderer,  die  vier  Jahre  später,  ab  1860,  beginnen  werden,  ein¬ 
gewanderte  Inder  als  Arbeitskräfte  zu  verpflichten.  Sie  werden 
großenteils  im  Lande  bleiben  und  dem  Bild  der  Bevölkerung 
zunehmend  das  Gepräge  geben.  Die  burischen  Gründer  sind  zum 
Teil  schon  vorher  in  das  Gebiet  des  Vaalflusses  weitergewandert. 

noch  Juli  1856 

In  Spanien  bricht  die  Regierungspartei,  die  „Liberale  Union“ 
(vgl.:  noch  Juli  1854),  wieder  auseinander,  die  beiden  Flügel, 
Gemäßigte  und  Fortschrittliche,  trennen  sich.  Espartero  tritt  aus 
der  Regierung  aus.  Aufstände  und  Straßenkämpfe  in  Barcelona 
und  Madrid  werden  vom  Kriegsminister  O’Donell  (vgl.:  noch 
Juli  1854)  blutig  unterdrückt,  die  im  November  1854  neuge¬ 
wählten  „verfassunggebenden  Cortes“  nach  Verkündung  des 
Belagerungszustandes  wieder  aufgelöst.  Vgl.  weiter:  noch  Sep¬ 
tember  1856. 11 
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August  1856 

In  Japan  trifft  der  erste  nordamerikanische  Konsul  ein,  Town- 
send  Harris.  Er  wird  sich  allmählich  das  Vertrauen  der  japani¬ 
schen  Behörden  erwerben  und  ein  Jahr  nach  seinem  Eintreffen, 
am  25.  September  1857,  die  Erlaubnis  erhalten,  die  Stadt  Yedo 
zu  betreten.  Am  7.  Dezember  1857  wird  er  vom  Shogun,  dem 
Vertreter  des  Kaisers  und  wirklichen  Machthaber  in  Japan,  emp¬ 
fangen  werden.  In  zähen  Verhandlungen  wird  er  einen  Han¬ 
delsvertrag  vorbereiten  (vgl.  17.  Juni  1857  und  29.  Juli  1858). 12 
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6.  September  1856 

Im  Großherzogtum  Hessen  (Hessen-Darmstadt,  nicht  zu  ver¬ 
wechseln  mit  dem  Kurfürstentum  Hessen-Kassel)  wird  durch 
ein  neues  Wahlgesetz  das  Dreiklassenwahlrecht  wieder  abge¬ 
schafft.  Es  war  —  nach  preußischem  Vorbild  —  am  9.  Oktober 
1850  auf  dem  Wege  der  Notverordnung  eingeführt  worden, 
nachdem  im  Zuge  der  von  Frankreich  importierten  Revolution 
am  3.  September  1849  vorübergehend  für  beide  Kammern  des 
Parlaments  die  unmittelbare  Wahl  durchgesetzt  worden  war. 
Nunmehr  wird  die  Wählbarkeit  wieder  von  einem  bestimmten 
Vermögensstand  (Census)  abhängig  gemacht.13 

7.  September  1856 

In  Moskau  finden  die  Krönungsfeierlichkeiten  für  Zar  Alexan¬ 
der  II.  (vgl.  2.  März  1855)  statt.  Aus  diesem  Anlaß  gestattet  der 
Zar  vielen  unter  der  Regierung  seines  Vaters  Verbannten  die 
Heimkehr  und  setzt  sie  in  ihre  früheren  Rechte  ein.  In  der  Thron¬ 
rede  verspricht  er,  „das  ererbte  Reich  zum  Boden  eines  wichtigen 
Aufstrebens  zu  machen,  wo  der  Fortschritt  in  Förderung  des 
Volkswohles  und  Bildung  des  Volksgeistes  bestehen  soll“.  Vor¬ 
dringliche  Aufgabe  wird  die  Überwindung  der  verheerenden 
Folgen  des  Krimkrieges  in  Handel  und  Finanzen  sein.  Vgl.  27. 
September  1857.14 

noch  September  1856 

In  Spanien  bildet  nach  dem  Auseinanderbrechen  der  „Liberalen 
Union“  (vgl.:  noch  Juli  1856)  Narvaez,  Herzog  von  Valencia 
(vgl.:  noch  Oktober  1851),  eine  Regierung  der  Gemäßigten.  Sie 
wird  das  Übergewicht  des  Parlaments  durch  „konstitutionelle 
Reformen“  zu  besdiränken  suchen  und  mit  einem  strengen 
Pressegesetz  den  Übergriffen  der  Fortschrittlichen  und  der  Re¬ 
publikaner  entgegenwirken.  Doch  wird  ihr  das  in  den  Reihen 
der  eigenen  Partei  als  Hinneigung  zur  „Reaktion“  ausgclegt 
werden,  und  so  wird  es  zu  einer  Wiederannäherung  der  Gemä¬ 
ßigten  und  der  Fortschrittlichen  kommen.  Vgl.:  noch  Juni 
1858. 15 


8.  Oktober  1856 

In  Kanton  halten  die  chinesischen  Behörden  das  Schiff  „Arrow“ 
fest,  das  unter  britischer  Flagge  segelt,  aber  zwölf  Piraten  an 
Bord  hat.  Die  Piraten  werden  verhaftet,  die  britische  Flagge  ge¬ 
waltsam  niedergeholt.  Dafür  wird  Großbritannien  Genugtu¬ 
ung  fordern,  obgleich  die  Flagge  ohne  Berechtigung  geführt 
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wurde.  Der  chinesische  Provinz-Vizekönig  Ye  wird  die  Genug¬ 
tuung  verweigern,  Verhandlungen  werden  nicht  zum  Ziele  füh¬ 
ren.  Die  Engländer  werden  daraufhin  Feindseligkeiten  eröffnen, 
und  Frankreich  wird  sich  in  dieser  Sache  mit  Großbritannien 
solidarisch  erklären,  nachdem  wiederum  ein  französischer  Mis¬ 
sionar  ermordet  ist.  Ein  Jahr  später,  am  28729.  Dezember  1857, 
(vgl.  dort!)  wird  Kanton  beschossen  und  erobert  werden.  Vgl. 
weiter  25.  Mai  1858.16 

noch  Oktober  1856 

Frankreich  und  Großbritannien  brechen  die  diplomatischen  Be¬ 
ziehungen  zum  Königreich  beider  Sizilien  ab,  nachdem  ihre 
Vorstellungen  hinsichtlich  des  Terror-Regimes,  das  König  Ferdi¬ 
nand  II.  von  Neapel  aus  führt,  ergebnislos  geblieben  sind.  Der 
britische  Schatzkanzler  William  E.  Gladstone  hat  das  König¬ 
reich  bereist  und  die  Öffentlichkeit  mit  den  Zuständen  dort  be¬ 
kannt  gemacht.  Politische  Gefangene,  insbesondere  die  Liberalen 
der  Revolution  von  1848,  werden  mit  großer  Flärte  behandelt.17 

4.  November  1856 

Bei  den  Präsidentenwahlen  in  Nordamerika  siegt  James  Bucha- 
nan,  der  Kandidat  der  Sklavenhalterpartei  und  der  Demokra¬ 
ten.  Auch  im  Kongreß  erzielen  sie  die  Mehrheit  und  werden  die 
von  den  Republikanern,  den  Gegnern  der  Sklavenhaltung,  be¬ 
schlossene  Eingliederung  des  Staates  Kansas  in  die  nordamerika¬ 
nische  Union  noch  um  volle  fünf  Jahre  hinauszögern.  Der  Haß 
der  beiden  feindlichen  Parteien  wird  sich  in  diesen  Jahren  bis 
zur  Schlägerei  im  Kongreß  steigern  und  die  Sezession  der  Süd¬ 
staaten  mit  ihrer  Bevölkerung  mehrheitlich  spanischer  Abstam¬ 
mung  psychologisch  vorbereiten.  Das  Haus  Rothschild  wird  — 
wie  stets  —  beide  finanzieren  und  damit  auch  kontrollieren,  den 
Norden  durch  August  Beimont,  den  Süden  durch  die  Erlangers.18 

16.  Dezember  1856 

Die  Buren-Gemeinden  der  aus  Natal  an  den  Vaalfluß  weiter¬ 
gewanderten  Siedler,  denen  Großbritannien  am  17.  Januar 
1852  (vgl.  dort)  die  Unabhängigkeit  zuerkannt  hat  (Sand-River- 
Konvention),  schließen  sich  zusammen  und  gründen  den  Buren¬ 
staat  Transvaal.  Die  Siedlungen  dort  können  sich,  ebenso  wie  in 
dem  gleichfalls  von  Buren  gegründeten  Oranje-Freistaat,  nur 
unter  ständigen  Kämpfen  gegen  die  Eingeborenen,  Zulu  bzw. 
Bantu,  entwickeln,  die  etwa  gleichzeitig  mit  den  Buren  in  diese 
Gebiete  vorgestoßen  sind. 
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noch  1856  (ohne  nähere  Datierung) 

Die  Gegensätze  zwischen  den  „Unitariern“  in  Buenos  Aires,  die 
eine  argentinische  Zentralregierung  anstreben  und  für  sich  bean¬ 
spruchen,  und  den  Föderalisten  in  den  übrigen  argentinischen 
Bundesstaaten  (vgl.:  noch  Januar  1855)  verschärfen  sich  zum 
Bürgerkrieg,  nachdem  der  Kongreß  beschließt,  auf  alle  über 
Buenos  Aires  importierten  Waren  einen  Ausgleichszoll  zu  erhe¬ 
ben.  Die  Kämpfe  werden  sich  über  Jahre  hinziehen  und  nach 
einem  vorübergehenden  Erfolg  der  Föderalisten  (vgl.  23.  Okto¬ 
ber  1859)  schließlich  Buenos  Aires  die  Oberhand  gewinnen  las¬ 
sen.19 

Der  Generalgouverneur  der  britischen  „Ostindischen  Kompa¬ 
nie“,  Lord  Dalhousie,  verfügt  im  letzten  Jahr  seiner  Amtsfüh¬ 
rung  (seit  1848),  daß  mit  dem  Tode  des  1837  zur  Regierung  ge¬ 
kommenen  indischen  Großmoguls  Akbar  II.  die  indische  Kaiser¬ 
würde  überhaupt  erlöschen  und  die  entsprechende  Machtbefug¬ 
nis  auf  die  Ostindische  Kompanie,  also  auf  Großbritannien 
übergehen  soll.  Bisher  hat  der  Großmogul  noch  als  oberster 
Lehnsherr  der  indischen  Fürsten  gegolten.  Weiter  bestimmt  Dal¬ 
housie,  daß  die  Reiche  kinderloser  indischer  Fürsten  nach  ihrem 
Tode  an  die  Kompanie  fallen  sollen.  Die  Folge  dieses  Vorgehens 
ist  eine  tiefgehende  Empörung  in  allen  Schichten  der  indischen 
Bevölkerung,  einschließlich  der  im  Dienst  der  Kompanie  stehen¬ 
den  Eingeborenentruppen.  Sie  wird  sich  im  darauffolgenden 
Jahr  blutig  entladen.  Vgl.  9.  Mai  1857. 20 

noch  1856  (ohne  nähere  Datierung) 

Die  1847  gegründete  Hamburg- Amerikanische  Paketfahrt  Ak- 
tiengesellschaft  (HAPAG),  die  bisher  die  Linie  Hamburg — New 
York  mit  drei  kleinen  Segelschiffen  von  500  bis  700  Tonnen 
betrieben  hat,  stellt  sich  auf  Dampfer  um  und  erweitert  allmäh¬ 
lich  ihr  Liniennetz.  Bis  zum  Beginn  des  1.  Weltkrieges  wird  sie 
sich  zur  größten  Schiffahrtsgesellschaft  der  Erde  entwickeln, 
nachdem  sie  zu  Beginn  der  achtziger  Jahre  vorübergehend  vom 
Norddeutschen  Llody  in  Bremen  überflügelt  worden  ist.  Den 
entscheidenden  Auftrieb  wird  die  Reederei  druch  das  Zwischen¬ 
decksgeschäft  mit  Auswanderern  erhalten.21 

Auf  der  Insel  Haiti,  der  größten  unter  den  Großen  Antillen, 
wird  zwischen  dem  Negerfreistaat  Haiti  (seit  1803,  zuvor  fran¬ 
zösisch)  im  Westen  und  der  Republik  Santo  Domingo  im  Osten 
ein  Grenzvertrag  geschlossen.  Letztere  hat  sich  erst  1844  als  Mu- 
latten-Freistaat  von  dem  westlichen  Haiti  getrennt,  in  dem  seit 
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1847  der  ehemalige  Neger-„General“  Soulouque  als  „Kaiser 
Faustin  I.“  herrscht.  Der  Grenzvertrag  vermag  den  tatsächlichen 
Verlauf  der  Grenze  zwischen  den  beiden  Staaten  keineswegs 
festzulegen  und  wird  1874  —  ebenso  unzulänglich  —  erneuert 
werden.22 


1857 


5.  Januar  1857 

Im  Hafen  von  Neapel  wird  ein  Dampfschiff,  das  Waffen  für  die 
Regierungstruppen  des  Königreichs  beider  Sizilien  geladen  hat, 
nachts  gesprengt.  Die  Explosion  verursacht  zahlreiche  Todes¬ 
opfer.  Der  Anschlag  steht  offensichtlich  im  Zusammenhang  mit 
der  Hinrichtung  des  Attentäters  Milano,  der  den  König  Ferdi¬ 
nand  II.  im  Dezember  1856  bei  einer  Parade  verwundet  hat  und 
dem  Geheimbund  des  Genuesen  Mazzini,  „Bund  der  Tat“  ange¬ 
hört.  König  Ferdinand  verläßt  die  Stadt  und  bezieht  mit  seiner 
Familie  das  hermetisch  abgeschlossene  Schloß  Caserta.  Dort  wird 
er  am  22.  Mai  1859  an  den  Folgen  der  Verwundung  von  1856 
sterben.1 

22.  Januar  1857 

In  Baden  übernimmt  Großherzog  Leopold  Friedrich  anstelle  sei¬ 
nes  verstorbenen  älteren  Bruders  Ludwig  die  Regierung.  Er  wird 
mit  dem  Vatikan  eine  Konvention  schließen,  die  der  Kirche  eine 
von  der  Staatsregierung  nahezu  unabhängige  Selbständigkeit 
einräumt  und  die  Wissenschaften,  den  Unterricht  sowie  das  ge¬ 
samte  geistige  Leben  unter  die  Aufsicht  und  Zensur  des  Klerus 
stellt.  Allerdings  wird  der  Großherzog  diese  Konvention  den 
Ständen  im  Landtag  vorlegen,  die  sich  mit  überwiegender  Mehr¬ 
heit  dagegen  aussprechen  werden,  und  wird  sie  daraufhin  1860 
wieder  aufheben.2 

2.  Mai  1857 

Ein  Brief,  den  Otto  von  Bismarck  an  den  Generaladjutanten 
König  Friedrich  Wilhelms  IV.,  Leopold  von  Gerlach,  schreibt, 
gibt  Aufschluß  über  seine  Auffassung  von  der  Politik.  Er  wen¬ 
det  sich  darin  ausdrücklich  gegen  eine  Politik  aus  dem  Gefühl. 
Das  Wort  „Realpolitik“  kommt  zwar  in  diesem  Schreiben  noch 
nicht  vor,  wird  aber  inhaltlich  vorweggenommen  als  ein  sorg¬ 
sames  Abwägen  der  Interessen  der  jeweils  beteiligten  Staaten. 
Zehn  Jahre  später,  in  einer  Rede  vom  12.  Dezember  1867,  wird 
Bismarck  sich  auch  gegen  eine  „Tendenzpolitik“,  heute  würde 
man  sagen:  eine  ideologisch  festgelegte  Politik  wenden,  da  auch 
diese  sich  von  anderen  Gesichtspunkten  als  einzig  von  den  rea¬ 
len  Interessen  der  Staaten  bestimmen  läßt.  Auf  das  zielstrebige 
Hinarbeiten  auf  ein  «Verstaatliches  Weltregiment  ist  Bismarck 
zu  dieser  Zeit  noch  nicht  aufmerksam  geworden,  obgleich  es 

10.  Lieferung,  ©  K.  W.  Schütz  Verlag,  4994  Prcuß.  Oldendorf,  Oktober  1975 


NEAPEL 

WAFFEN¬ 

TRANSPORTER 

GESPRENGT 

ATTENTAT  AUF 
FERDINAND  II. 


BADEN 

GROSSHERZOG 

LEOPOLD 

FRIEDRICH 

KONVENTION 
MIT  DEM 
VATIKAN 


BISMARCK 
AN  GERLACH 

ÜBER 

REALPOLITIK 

NUR  VON  DEN 
INTERESSEN 
DER  STAATEN 
BESTIMMT 


97 


1848  wieder  deutlich  erkennbar  wurde.  Es  liegt  seinem  Denken 
zu  fern.3 
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VERTRAG 
MIT  DEN  USA 
(TOWNSEND 
HARRIS) 


9.  Mai  1857 

In  Mirut  im  oberen  Gangesgebiet  weigern  sich  einige  indische 
Soldaten  (Sipahis),  die  in  britischen  Diensten  stehen,  mit  tieri¬ 
schem  Fett  eingeölte  Munition  entgegenzunehmen.  Die  Verwen¬ 
dung  tierischer  Fette  verstößt  gegen  ihre  religiösen  Vorschriften. 
Sie  werden  verhaftet,  aber  sofort  von  ihren  Kameraden  wieder 
befreit.  Daraus  entwickelt  sich  in  kürzester  Zeit  ein  Aufstand, 
der  die  britische  Herrschaft  in  Indien  ernstlich  gefährdet.  Be¬ 
reits  nach  zwei  Tagen  wird  ganz  Delhi  in  wildem  Aufruhr  sein. 
Zahlreiche  Engländer,  auch  Frauen  und  Kinder,  werden  grau¬ 
sam  umgebracht.  Auch  in  den  bengalischen  Garnisonstädten 
werden  britische  Offiziere  und  ihre  Familien  zu  Tode  gemartert, 
die  Häuser  in  Brand  gesteckt.  Am  schlimmsten  wütet  der  Auf¬ 
ruhr  in  Cawnpore.  Hier  setzt  sich  Nana  Sahib  an  die  Spitze  der 
Empörer  und  belagert  mit  den  aufständischen  Sipahi-Regimen- 
tern  ein  leicht  befestigtes  Lager,  in  dem  der  britische  General 
Wheeler  alle  britischen  Einwohner  gesammelt  hat.  Vgl.:  noch 
Juni  1857. 4 

5. Juni  1857 

Das  Konkordat,  das  Österreich  am  18.  August  1855  mit  der 
katholischen  Kirche  geschlossen  hat  (vgl.  dort),  wird  auch  von 
dem  größtenteils  protestantischen  Königreich  Württemberg 
übernommen,  obgleich  darin  der  Kirche  die  Selbstverwaltung 
ihres  Vermögens,  dem  Klerus  die  Leitung  des  religiösen  Unter¬ 
richts  und  die  Zensur  aller  religiösen  Schriften,  den  Bischöfen 
der  freie  Verkehr  mit  Rom  und  die  ausschließliche  Leitung  der 
Priesterseminare  und  dem  Jesuitenorden  die  Errichtung  eigener 
Lehranstalten  zugestanden  ist.  Die  Regierung  von  Hessen-Darm- 
stadt  wird  eine  ähnlich  lautende  Konvention  mit  dem  Bischof 
von  Mainz  abschließen.5 

17. Juni  1857 

In  der  japanischen  Stadt  Goyosso  (auf  Shimoda)  schließt  der 
nordamerikanische  Konsul  Townsend  Harris  (vgl.:  noch  August 
1856)  einen  Handels-  und  Konsularvertrag  mit  dem  Vertreter 
des  Shogun.  Demzufolge  wird  der  Hafen  von  Nagasaki  für 
amerikanische  Schiffe  freigegeben,  in  Hakodate  ein  Vizekonsu¬ 
lat  der  USA  errichtet  und  bestimmt,  daß  Amerikaner  nur  nach 
amerikanischen  Gesetzen  bestraft  werden  sollen.  Als  Verkehrs¬ 
sprache  zwischen  den  beiden  vertragschließenden  Mächten  wird 
das  Niederländische  vereinbart  (vgl.  auch  29.  Juli  1 858). 6 
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noch  Juni  1857 

Bei  Cawnpore  in  Indien  verspricht  der  Führer  des  Aufstandes 
gegen  die  britische  Herrschaft,  Nana  Sahib  (vgl.  9.  Mai  1857) 
dem  General  Wheeler  für  alle  Engländer  freien  Abzug  aus  dem 
befestigten  Lager  am  Ufer  des  Ganges,  wo  Fahrzeuge  zum  Ab¬ 
transport  bereitliegen.  Dort  angelangt,  werden  sie  teils  zusam¬ 
mengeschossen,  teils  in  den  in  Brand  geschossenen  Barken  ver¬ 
nichtet,  teils  auch  nach  Cawnpore  zurückgebracht  und  dort  von 
den  in  Blutrausch  geratenen  Indern  abgeschlachtet.  Die  Leichen 
von  etwa  130  Frauen  und  Kindern  werden  verstümmelt  in  einen 
großen  Brunnen  geworfen.” 


13.  Juli  1857 

Britische  Infanterie,  etwa  1400  Mann,  unter  dem  Befehl  von 
General  Havelock ,  der  sich  von  Kalkutta  aus  in  Monate  wäh¬ 
rendem  Marsch  in  das  aufständische  Gebiet  am  oberen  Gan¬ 
ges  durchgeschlagen  und  drei  Tage  zuvor  Fattihpore  genom¬ 
men  hat,  schlägt  vor  Cawnpore  die  Hauptmacht  Nana  Sahibs 
und  findet  die  Spuren  des  grausigen  Massakers,  dem  die  Eng¬ 
länder  und  ihre  Familien  dort  kurz  zuvor  zum  Opfer  gefallen 
sind.  Es  werden  detaillierte  Berichte  veröffentlicht,  auf  deren 
Wiedergabe  hier  verzichtet  werden  soll,  die  aber  das  Klima  der 
Vergeltung  nachhaltig  und  verhängnisvoll  beeinflussen  werden 
(vgl.  15.  September  1857).K 


6.  August  1857 

Kaiser  Napoleon  III.  von  Frankreich  trifft  auf  einer  England¬ 
reise  in  Osborne  mit  der  Königin  Viktoria  zusammen.  An  dem 
Gespräch  nehmen  auch  die  beiden  Minister  Walewski  und  Pal¬ 
merston  teil.  Es  geht  darum,  die  britisch-französische  Allianz  zu 
erneuern  und  zu  festigen.  Gleichzeitig  bemüht  sich  Napoleon  III. 
auch  um  engere  Beziehungen  zu  Rußland  (vgl.  27.  September 
1857).  Dem  Zaren  Alexander  II.  fällt  der  Umgang  mit  einem 
Kaiser  von  Frankreich,  wenn  auch  von  eigenen  Gnaden,  leichter 
als  mit  einer  Revolutionsregierung.  Ziel  Napoleons  ist  es,  die 
durch  den  Krimkrieg  ohnehin  schwer  erschütterte  Heilige  Alli¬ 
anz  zwischen  den  beiden  altüberlieferten  Kaiserreichen  Öster¬ 
reich  und  Rußland  gänzlich  unwirksam  zu  machen  und  Öster¬ 
reichs  Stellung  in  Norditalien  diplomatisch  zu  unterminieren. 
Dennoch  gilt  er  in  den  Augen  seiner  ehemaligen  Mitverschwore¬ 
nen  im  italienischen  Geheimbund  der  Carbonari  als  Verräter, 
der  den  Tod  verdient  hat  (vgl.  14.  Januar  1858).9 
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5.  September  1857 

In  Paris  stirbt  Auguste  Comte,  Sdiüler  Saint  Simons  und  einer 
der  Begründer  des  Positivismus,  insbesondere  aber  der  von  ihm 
selber  „Soziologie“  genannten  Gesellschaftslehre.  Comte  erblick¬ 
te  in  ihr  die  höchste  Form  der  Wissenschaft,  nämlich  Ableitung 
von  Gesetzmäßigkeiten  aus  der  Beobachtung  der  gegebenen  Da¬ 
seins-  und  Entwicklungsformen  der  „Gesellschaft“.  Diese  ver¬ 
steht  er  als  Abstraktion  der  natürlichen  Gemeinschaften,  erkennt 
aber  immerhin  noch  die  Familie  als  den  Ausgangspunkt  an.  Die 
Grundlage  der  gesellschaftlichen  Entwicklung  bilden  nach  Comte 
die  von  ihm  unter  der  Bezeichnung  „Altruismus"  zusammenge¬ 
faßten  sozialen  Triebe,  der  Geselligkeitstrieb  und  das  natür¬ 
liche  Wohlwollen.  Vom  Kräfteverhältnis  der  sozialen  zu  den 
egoistischen  Trieben  und  von  der  geistigen  Regsamkeit  hängt 
demnach  die  Gestaltung  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse  ab. 
Erziehung  und  Unterricht  wünscht  Comte  in  die  Hände  von 
Männern  der  Wissenschaft  gelegt  zu  sehen,  unabhängig  von  den 
staatlichen  Behörden.  Die  sonstige  Leitung  der  öffentlichen  An¬ 
gelegenheiten  glaubt  er  am  besten  bei  Industriellen  und  Bankiers 
aufgehoben.10 
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15.  September  1857 

Der  britische  General  Wilson  gibt  nach  drei  Monate  währender 
Belagerung,  während  derer  drei  seiner  Vorgänger  der  Cholera 
zum  Opfer  fielen,  Befehl  zum  Sturm  auf  Delhi,  das  von  den  auf¬ 
ständischen  Sipahis  verteidigt  wird.  Er  wird  erst  nach  mehr¬ 
tägigen  Kämpfen  zum  Erfolg  führen  und  das  britische  Belage¬ 
rungsheer  schwere  Verluste  kosten.  Nach  der  Eroberung  der 
Stadt  werden  die  Sieger  in  maßlosen  Vergeltungsakten  wüten. 
Das  gesamte  Herrscherhaus  der  Barbcriden  wird  ausgerottet, 
vierundzwanzig  Mitglieder  dieses  Geschlechtes  umgebracht  wer¬ 
den.  Die  flüchtenden  Sipahis  werden  verfolgt  und  massenweise 
niedergemacht  werden.  Der  britische  General  Coopcr  wird  spä¬ 
ter  darüber  berichten:  „Die  Sipahis  wurden  truppweise,  zehn  zu 
zehn,  herbeigeführt.  Nachdem  ihre  Namen  aufgeschrieben,  ließ 
ich  sie  fesseln,  zusammenbinden  und  auf  den  Richtplatz  führen, 
wo  eine  Schützenabteilung  ihrer  harrte.  Ungefähr  150  waren 
bereits  erschossen,  da  ist  einer  der  ältesten  Henker  in  Ohnmacht 
gefallen.  Die  Verzweiflung,  die  Wut,  das  Geheul  und  die  ra¬ 
sende  Tollheit  der  dem  Tode  entgegengeschleppten  Sipahis  hatte 
ihn  angegriffen.  Man  mußte  eine  Pause  machen.  Die  Hinrich¬ 
tungen  haben  bald  von  neuem  begonnen;  es  lagen  237  Leichen 
auf  dem  Platze,  als  gemeldet  wurde,  die  Gefangenen  weigerten 
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sich,  ihre  Kerker  zu  verlassen.  Ich  befahl,  ihre  Gefängnistore 
gewaltsam  zu  sprengen  ...  es  wurden  45  Leichen  herausgezo¬ 
gen;  die  Leute  konnten  in  dem  engen  heißen  Raume  nicht  mehr 
atmen,  fielen  nieder  und  sind  den  erschrecklichen  Tod  der  Er¬ 
stickung  gestorben.  Alle  Leichen,  die  Erstickten  wie  die  Erschos¬ 
senen,  wurden  von  den  Gassenkehrern  in  dieselbe  große  Grube 
geworfen.  Nur  einen  Sipahi  hatte  man  gleichsam  als  „Zeugen 
der  Königin“  geschont,  er  konnte  wegen  starker  Verwundung 
nicht  zum  Richtplatz  gebracht  werden.  Mit  vierzig  anderen, 
welche  man  unterwegs  aufgelesen  hatte,  wurde  der  Mann  von 
Amretsir  nach  Lahore  abgeführt,  wo  sie  dann  sämtlich,  in  Ge¬ 
genwart  einiger  verdächtiger  Regimenter  aus  Mian-Mir,  welche 
der  Rebellion  geneigt  schienen,  von  den  Kanonen  weggeblasen 
wurden.  So  habe  ich  ungefähr  fünfhundert  in  kurzer  Zeit  vom 
Leben  zum  Tode  befördert.“  —  Die  blutigen  Grausamkeiten, 
die  zuvor  von  den  Indern  in  ihrem  religiösen  Fanatismus  began¬ 
gen  worden  waren,  werden  von  der  christlichen  Kolonialmacht 
mit  gleicher  Münze  heimgezahlt.  Und  die  Ausführenden  wie 
Cooper  sind  offensichtlich  sehr  stolz  darauf.11 

26.  September  1857 

Die  britischen  Generäle  Havelock  und  Outram  kämpfen  sich  mit 
2600  Mann  durch  den  etwa  50  000  Mann  starken  Belagerungs¬ 
ring  der  Inder  um  Lucknow  und  gelangen  unter  schweren  Ver¬ 
lusten  in  den  Festungsraum  hinein.  Sie  müssen  aber  erkennen, 
daß  ein  Ausbruch  mit  den  dort  eingeschlossenen  Engländern  un¬ 
möglich  ist,  insbesondere  mit  Frauen,  Kindern  und  Kranken  so¬ 
wie  Verwundeten.  Es  muß  daher  trotz  der  bedrohlichen  Lebens¬ 
mittelknappheit  weitere  Verstärkung  abgewartet  werden,  wäh¬ 
rend  unter  den  Eingeschlossenen  die  Cholera  grassiert  (vgl.  wei¬ 
ter  14.  November  1857). 12 

27.  September  1857 

In  Stuttgart  treffen  Kaiser  Napoleon  III.  von  Frankreich  und 
Zar  Alexander  II.  von  Rußland  zusammen,  anderthalb  Jahre 
nach  der  Beendigung  des  Krimkrieges  durch  den  Pariser  Frieden 
(vgl.  30.  März  1856),  in  dem  sich  der  „Parvenü“  Napoleon  zum 
Schiedsrichter  in  Europa  aufgeworfen  hat.  Es  ist  nicht  länger 
mehr  möglich,  ihn  als  „Parvenü“  zu  behandeln.  So  anrüchig  in 
den  Augen  des  Zaren  Napoleons  Weg  auf  den  Thron  seines  On¬ 
kels  erscheinen  mag,  er  muß  ihn  nun  als  seinesgleichen  anerken¬ 
nen,  um  ein  ersprießliches  Verhältnis  zwischen  den  beiden  Mäch¬ 
ten  wiederherzustellen. 1:1 
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Im  Anschluß  an  das  Stuttgarter  Treffen  wird  in  Weimar  eine 
Begegnung  des  Zaren  Alexander  mit  Kaiser  Franz  Joseph  von 
Österreich  stattfinden.  Audi  hier  ist  es  das  Ziel  des  Zaren,  die  im 
Krimkrieg  unter  seinem  Vater  erstarrten  diplomatischen  Fron¬ 
ten  wieder  beweglich  zu  machen  und  damit  dem  russischen  Au¬ 
ßenhandel  neue  Wege  zu  öffnen,  um  die  daniederliegcnde  Wirt¬ 
schaft  wieder  Ingangsetzen  zu  helfen.  Unter  anderem  soll  diese 
Deutschlandreise  auch  den  Abschluß  von  Verträgen  mit  den  gro¬ 
ßen  westeuropäischen  Bankhäusern  anbahnen  (vgl.  die  Thron¬ 
rede  am  7.  September  1 856). 14 

noch  September  1857 

Zar  Alexander  II.  von  Rußland  erläßt  ein  Manifest,  in  dem  die 
polnischen  Großgrundbesitzer  aufgefordert  werden,  sich  in  den 
folgenden  fünf  Jahren  mit  ihren  Bauern  über  die  Ablösung  der 
Fronarbeit  auseinanderzusetzen.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  werde 
die  Regierung  von  sich  aus  dort,  wo  das  bis  dahin  noch  nicht  ge¬ 
schehen  sei,  die  Ablösung  der  Fronarbeit  vornehmen.  Gleich¬ 
zeitig  mit  diesem  Manifest  wird  die  Aushebung  zum  Militär¬ 
dienst  für  mehrere  Jahre  in  Polen  ausgesetzt.  Doch  können  diese 
Maßnahmen  das  zunehmende  nationalpolnische  Unabhängig¬ 
keitsstreben,  das  sich  in  vielfacher  Unruhe  äußert,  nicht  dämp¬ 
fen.15 

Die  dänische  Regierung  erklärt  sich  aufgrund  des  Notenwechsels 
mit  Preußen  und  Österreich  (vgl.:  noch  März  1856)  bereit,  den 
Ständen  des  Herzogtums  Holstein  die  dänische  Gesamtstaats¬ 
verfassung  zur  Beschlußfassung  vorzulegen.  Diese  aber  weigern 
sich,  über  diese  Verfassung  zu  verhandeln,  „solange  nicht  die 
politische  Stellung  Holsteins  in  der  Gesamtmonarchie  [Däne¬ 
mark]  in  einer  dem  gerechten  Anspruch  auf  Selbständigkeit  und 
Gleichberechtigung  entsprechenden  Weise  geregelt  ist“.  Vgl.  wei¬ 
ter  11.  Februar  1858. 16 

Oktober  1857 

Da  der  Geisteszustand  König  Friedrich  Wilhelms  IV.  von  Preu¬ 
ßen  ihn  offensichtlich  der  Regierungsfähigkeit  beraubt,  über¬ 
nimmt  sein  Bruder,  Prinz  Wilhelm,  zunächst  die  Stellvertre¬ 
tung.  Ein  Jahr  später  (vgl.  8.  Oktober  1858)  wird  er  die  Re¬ 
gentschaft  übernehmen.  In  den  vorausgegangenen  Jahren  hat 
der  König  zunehmend  unter  dem  Einfluß  einer  vom  General 
Leopold  von  Gerlach  geleiteten  Hofkamarilla  gestanden,  und 
dieser  Zustand  ist  für  die  Regierung  Manteuffel  sowie  für  die 
außenpolitischen  Beziehungen  unerträglich  geworden.17 
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14.  November  1857 

Sir  Colin  Campbell,  der  neue  britische  Oberbefehlshaber  in  den 
vom  Aufruhr  erfaßten  Teilen  Indiens,  erreicht  mit  etwa  7000 
Mann  frischer  Truppen  Lucknow  (vgl.  26.  September  1857),  er¬ 
stürmt  den  Zugang  zu  den  Befestigungen  und  befreit  die  dort 
eingeschlossenen  Engländer.  In  die  Stadt  Lucknow  dringt  er 
nicht  ein.  Dazu  reichen  seine  Kräfte  nicht  aus.  Das  wird  erst  im 
März  1858  (vgl.  dort)  gelingen.  Eine  Woche  nach  der  Befreiung 
wird  General  Havelock  der  Cholera  erliegen,  mit  der  er  sich 
während  der  Einschließung  in  Lucknow  angesteckt  hat.  Indessen 
dauert  der  Aufstand  in  den  Gebieten  Gwalior  und  Audh  noch 
den  ganzen  Winter  über  an.  Dort  werden  die  Inder  u.  a.  den  bri¬ 
tischen  General  Windham  eine  Niederlage  beibringen  und  sein 
Zeltlager  (mit  3000  Zelten)  erobern.  Erst  im  Frühjahr  1858  wer¬ 
den  neue  britische  Verstärkungen  vom  Pendschab  und  von  Kal¬ 
kutta  aus  im  Aufstandsgebiet  eintreffen,  um  dem  Aufruhr  ein 
Ende  zu  bereiten.  Vgl.  weiter:  noch  März  1858. 18 

30.  November  1857 

Felice  Orsini  trifft  im  Zuge  der  sorgsamen  Vorbereitung  seines 
Attentats  auf  Napoleon  III.  in  Brüssel  ein  und  bezieht  dort  un¬ 
ter  dem  Namen  Thomas  Alsopp  ein  Appartement  im  Hotel  de 
l’Europe  an  der  Place  Royal.  Die  Mittel  für  ein  derart  aufwen¬ 
diges  Auftreten  stammen  vermutlich  aus  der  Kasse  des  italieni¬ 
schen  Geheimbundes  der  „Carbonari“,  dessen  Mitglieder  Napo¬ 
leon  seinen  „Verrat“  an  ihren  Zielen  nicht  verzeihen.  Wenig 
später  trifft  auch  Dr.  Bernard  in  Brüssel  ein,  der  zehn  Halb¬ 
kugeln  zur  Herstellung  von  fünf  Bomben  mitbringt.  Sie  werden 
durch  einen  ahnungslosen  Kellner  nach  Paris  transportiert  wer¬ 
den.10 


12.  Dezember  1857 

Der  Attentäter  vom  14.  Januar  1858  (vgl.  dort),  Felice  Orsini, 
alias  Alsopp,  trifft  in  Paris  ein.  Er  mietet  sich  in  der  Rue  St. 
Honore  im  Hotel  de  Lille  et  de  Albion  ein  und  nimmt  kaum 
eine  Stunde  später  von  dem  Kellner  Zuguero  aus  Brüssel  die 
halbfertigen  Bomben  entgegen  (vgl.  30.  November  1857).  Drei 
Tage  später  wird  er  als  Engländer  Mr.  Alsopp  in  ein  Apparte¬ 
ment  in  der  Rue  Montthabor  10  übersiedeln,  wo  er  auch  sein 
eigenes  Reitpferd  unterstellen  kann.  In  den  folgenden  Tagen 
treffen  dann  auch  die  Mitverschworenen  Pieri  und  Rudio  in 
Paris  ein.  Die  letzten  Vorbereitungen  beginnen.20 
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28.129.  Dezember  1857 

Britische  und  französische  Seestreitkräfte  beschießen  und  erobern 
die  chinesische  Stadt  Kanton.  Sie  werden  in  Fortsetzung  der 
Feindseligkeiten  in  die  Mündung  des  Pai-ho  in  Richtung  auf  Pe¬ 
king  eindringen.  Vorwand  zu  diesem  Vorgehen  gibt  das  Nieder¬ 
holen  der  britischen  Flagge  von  dem  chinesisch  getakelten  und 
mit  Piraten  bemannten  Schiff  Arrow  am  8.  Oktober  1856  (vgl. 
dort!)  durch  die  Kantoner  Hafenbehörden.  Das  Schiff  führte 
die  britische  Flagge  zu  Unrecht  und  das  Niederholen  geschah 
daher  auch  im  Interesse  Großbritanniens.  Aber  es  wurde  eben 
ein  Vorwand  gesucht.203 

noch  1857  (ohne  nähere  Datierung) 

Die  Indianerausrottung  in  Kalifornien  (die  hier  als  Beispiel  für 
die  Indianerausrottung  in  ganz  Nordamerika  erwähnt  wird, 
vgl.:  noch  1852)  weckt  den  Widerstand  der  lebenskräftigsten 
und  naturverbundensten  Stämme,  z.  B.  des  südlichsten  Yana- 
Stammes,  der  Yahi,  im  Gebiet  des  Mill  Creek-  und  Dcer  Creek- 
Flusses  (östliche  Nebenflüsse  des  Sacramento)  und  des  Mount 
Lassen.  Sie  beginnen  einen  Partisanenkrieg  gegen  ihre  Mörder, 
soweit  das  mit  ihren  steinzeitlichen  Waffen  möglich  ist.  Militär 
kann  ihnen  in  diesem  Gelände  wenig  anhaben,  wird  auch  von 
den  Siedlern  nicht  unterstützt,  da  diese  die  Massenausrottung 
der  Yanas  und  Yahi  als  Jagd  betreiben  und  selbst  zu  Ende 
führen  wollen.  Die  Armee  ist  in  diesem  Teil  der  USA  an  der 
Vernichtung  der  Indianer  nicht  beteiligt,  es  ist  vielmehr  „eine 
örtlich  zivile  und  absolut  ungesetzliche  Operation“.21 

Britische  Truppen  besetzen  die  Insel  Perim  in  der  Straße  von 
Bab  el  Mandeb.  Sie  liegt  unmittelbar  im  Zugang  zum  Roten 
Meer  und  wird  nunmehr  in  das  starke  britische  Festungssystem 
der  bereits  1839  besetzten  Halbinsel  Aden  einbezogen.  Später 
werden  auch  die  Insel  Sokotra  und  die  Kuria  Muria  Inseln  in 
den  britischen  Verwaltungsbezirk  Aden  aufgenommen  werden, 
der  dann  einen  Flächeninhalt  von  207  Quadratkilometern  er¬ 
reichen  wird.  Die  eigentliche  Stadt  Aden  entwickelt  sich  rasch 
und  wird  die  Hälfte  der  Einwohnerschaft  des  Bezirks  an  sich 
ziehen.22 

Die  Kabylei  in  Nordalgerien  (östlich  der  Stadt  Algier),  das  Land 
der  algerischen  Berber,  wird  durch  Frankreich  „befriedet“,  d.  h. 
unterworfen,  der  letzte  Widerstand  gebrochen.  Die  Eroberung 
des  übrigen  Algerien  war  schon  zehn  Jahre  zuvor  mit  der  Unter- 
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werfung  Abd  el  Kaders  (1847)  beendet.  Im  benachbarten  Tune¬ 
sien  vermag  die  neu  eingesetzte  Verfassung  nach  türkischem  Vor¬ 
bild  unter  der  Regierung  Bei  Ahmeds  der  vollständigen  Zerrüt¬ 
tung  der  Staatsfinanzen  nicht  zu  steuern.  Infolgedessen  hat  auch 
dieses  Land  kaum  Chancen,  seine  Unabhängigkeit  zu  wahren 
(vgl.  12.Mail881).23 

Die  1821  gegründete,  1847  selbständig  gewordene  Negerrepu¬ 
blik  Liberia  an  der  westafrikanischen  Südwestküste  nimmt  die 
unter  ähnlichen  Umständen  entstandene  Negerkolonie  Mary¬ 
land  am  westlichen  Ufer  des  Caval  beim  Kap  Palmas  in  sich  auf. 
Beide  sind  durch  Rücksiedlung  nordamerikanischer  freigelassener 
Negersklaven  entstanden  und  bis  zum  Jahre  1855  von  weißen 
Amerikanern  auf  ihre  Selbständigkeit  vorbereitet  worden.  Ne¬ 
ben  Äthiopien  wird  Liberia  der  einzige  afrikanische  Staat  blei¬ 
ben,  dem  der  Kolonialstatus  erspart  wird  und  der  seine  Unab¬ 
hängigkeit  ununterbrochen  bis  in  die  Gegenwart  erhalten  kann.24 
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14.  Januar  1858 

In  Paris  verübt  Felice  Orsini,  ein  Angehöriger  des  italienischen 
Geheimbundes  der  „Carbonari“,  vor  der  Oper  ein  Bomben¬ 
attentat  auf  Napoleon  III.,  bei  dem  sechs  Personen  und  die  bei¬ 
den  Pferde  der  kaiserlichen  Galakutsche  getötet  werden.  Der 
Kaiser  selbst  bleibt  unverletzt,  die  Kaiserin  Eugene  ist  nur  leicht 
verletzt.  Beide  kümmern  sich  sogleich  um  die  Verwundeten  und 
erleben  dann  in  der  Oper  einen  Triumph  ohnegleichen.  Nur  we¬ 
nige  wissen,  daß  Napoleon  III.  selbst  in  jungen  Jahren  dem 
Geheimbund  der  Carbonari  angehört  und  den  „Heiligen  Eid“ 
auf  die  Revolution  zur  Beseitigung  der  Monarchien  geleistet 
hat.1 

31.  Januar  1858 

In  Uruguay  werden  die  beiden  Anführer  eines  Aufstandes  ge¬ 
gen  den  neuen  Präsidenten  Pereira,  Freire  und  Diaz,  sowie 
fünfundzwanzig  beteiligte  Offiziere  erschossen,  nachdem  sie 
durch  den  regierungstreuen  General  Medina  bei  Quinteros  am 
Rio  Negro  geschlagen  und  gefangengenommen  wurden.  Die 
Aufständischen  erhielten  auch  Verstärkung  durch  Freiwillige  aus 
Argentinien.  Es  heißt,  daß  der  ehemalige  Präsident  Flores  (vgl. 
13.  Januar  1854)  hinter  diesem  Aufruhr  gegen  Pereira  gestan¬ 
den  habe.  Vgl.  hierzu:  noch  April  1863. 2 

11.  Februar  1858 

Der  deutsche  Bundestag  erklärt,  daß  die  dänische  Gesamtver¬ 
fassung  sowie  ein  Teil  der  Sonderverfassung  für  die  Herzog¬ 
tümer  Holstein  und  Lauenburg  nicht  als  rechtsgültig  zu  betrach¬ 
ten  seien,  da  sie  mit  den  Grundsätzen  des  Bundesrechts  und  mit 
den  Zusagen  von  1851  und  1852  im  Widerspruch  ständen.  Der 
Bundestag  verlangt  die  Aufhebung  der  beanstandeten  Verfas¬ 
sungen.  Die  dänische  Regierung  wird  den  Vollzug  dieses  Be¬ 
schlusses  dreiviertel  Jahr  hinauszögern  und  sieh  erst  auf  eine 
Drohung  mit  Bundesexekution  hin  dazu  bereitfinden.  Vgl.:  noch 
November  1858.* 

25.  Februar  1858 

Vor  dem  Schwurgericht  des  Seine-Departements  in  Paris  beginnt 
der  Prozeß  gegen  Felice  Orsini,  den  italienischen  Attentäter  auf 
Napoleon  III.  (vgl.  14.  Januar  1858).  Seit  Wochen  sind  die  Ein¬ 
trittskarten  vergriffen.  Die  Verteidigung  Orsinis  hat  Jules  Favre 
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übernommen.  Er  wird  am  Ende  seines  Schlußplädoyers,  von 
seinen  eigenen  Worten  gerührt,  schluchzend  einen  Brief  verle¬ 
sen,  den  Orsini  am  11.  Februar  im  Gefängnis  an  den  Kaiser  ge¬ 
schrieben  hat  und  in  dem  er  Napoleon  beschwört,  die  Unabhän¬ 
gigkeit  Italiens  wiederherzustcllen.  Der  Kaiser  wird  anordnen, 
diesen  Brief  Orsinis  im  Staatsanzeiger,  dem  „Moniteur“,  zu  ver¬ 
öffentlichen.  Aber  das  Todesurteil  gegen  Orsini  und  zwei  seiner 
Helfer  wird  er  dennoch  vollstrecken  lassen  und  jeden  Gnaden¬ 
erweis  ablehnen,  als  wolle  er  mit  dem  Tod  der  Attentäter  die 
Erinnerung  an  seine  eigene  revolutionäre  Jugend  auslöschen. 
Auch  wird  er  der  Kaiserin  Eugenie  verbieten,  Orsini  im  Ge¬ 
fängnis  zu  besuchen.  Sie  wird  trotzdem  darauf  bestehen  und  erst 
durch  den  Erzbischof  von  Bordeaux  von  diesem  Vorhaben  abge¬ 
bracht  werden  können.4 

13.  März  1858 

Auf  der  Place  La  Roquette  in  Paris  besteigen  Felice  Orsini  und 
einer  seiner  Helfer  beim  Attentat  auf  Napoleon  III.  (vgl.  14. 
Janaur  1858,  25.  Februar  1858),  Pieri,  das  Schafott,  barfuß,  im 
weißen  Hemd  und  schwarzen  Schleier.  Pieri  singt  im  Hinauf¬ 
steigen  ein  Lied.  Er  wird  zuerst  geköpft.  Wie  die  Henker  dann 
Orsini  ergreifen,  ruft  dieser  mit  lauter  Stimme  der  riesigen  ver¬ 
sammelten  Menge  zu:  „Es  lebe  Italien!  Es  lebe  Frankreich!“  Der 
Ruf  wird  erhört  (vgl.  20.  Juli  1858).  Aber  innenpolitisch  wird 
Napoleon  III.  mit  der  Ernennung  Espinasses  zum  Kriegs-  und 
Polizeiminister  in  Frankreich  ein  strenges  Überwachungssystem 
einrichten  lassen,  einen  Polizei-Terror,  der  mit  Verhaftungen 
und  Verbannungen  Furcht  verbreitet.  Der  Emporkömmling  mit 
revolutionärer  Vergangenheit  kann  keine  freie  Meinungsäuße¬ 
rung  in  seinem  Staate  dulden.  Alle  Machtbefugnisse  werden  in 
die  Hände  von  Beamten  gelegt,  Ständen  und  Gemeinden  wird 
jede  Selbstverwaltung  genommen  werden.3 

Ende  März  1858 

Der  preußische  Gesandte  am  Bundestag  in  Frankfurt/Main,  Otto 
von  Bismarck- Schönhausen,  schreibt  in  einer  Denkschrift,  die  für 
den  Prinzregenten,  den  späteren  König  und  Kaiser  Wilhelm  I. 
bestimmt  ist:  „Es  gibt  nichts  Deutscheres,  als  gerade  die  Ent¬ 
wicklung  richtig  verstandener  preußischer  Partikularinteressen“. 
Die  „Gesamtkraft  Preußens“  müsse  darauf  ausgerichtet  sein, 
„den  dominierenden  moralischen  Einfluß  auf  Deutschland“  aus¬ 
zuüben.  —  Es  ist  gerade  neun  Jahre  her  (vgl.  3.  April  1849),  daß 
König  Friedrich  Wilhelm  IV.  die  ihm  von  Herrn  Simson  ange¬ 
tragene  deutsche  Kaiserkrone  ablehnte.6 
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noch  März  1858 

Im  indischen  Aufstandsgebiet  am  oberen  Ganges  erobert  Sir 
Hugh  Rose  die  von  den  dort  heimischen  Gwalior-Truppenteilen 
zäh  verteidigten  Städte  Dschansi  und  Kalpi.  Er  läßt,  so  berichtet 
Weber,  „Hunderte  von  Gefangenen  vor  die  Kanonen  binden 
oder  am  Galgen  sterben.  Mit  wunderbarer  Kaltblütigkeit  ertra¬ 
gen  die  Sipahis  Marter  und  Tod.  Ohne  Aussicht  auf  Rettung 
und  Gnade  drängen  sie  sich  vor  die  Mündung  der  Mordge¬ 
schütze,  um  desto  rascher  des  vcrzweiflungsvollen  Daseins  le¬ 
dig  zu  werden“.  Auch  die  Stadt  Lucknow  (vgl.  26.  September 
1857)  wird  nunmehr  erobert.  Der  britische  Oberbefehlshaber 
läßt,  so  Weber,  seine  Truppen  „nach  Herzenslust  plündern  und 
morden.  In  jedem  Hause  liegen  Tote  oder  Sterbende,  in  manns¬ 
hohen  Haufen  sind  die  Sipahi-Leichen  aufeinander  geschichtet. 
Die  Kriegsbeute  in  Gold,  Juwelen  und  Schätzen  aller  Art,  wel¬ 
che  die  Soldaten,  Europäer,  Sikh  und  Ghorka,  aus  der  reichen 
Herrscherstadt  davontragen,  sind  unermeßliß“.  — 

Die  Königin-Witwe  des  nordindischen  Staates  Audh  reist  nach 
England,  um  dort  für  die  Unschuld  ihres  Sohnes  am  indischen 
Aufstand  gegen  die  britische  Herrschaft  einzutreten  und  ihrem 
Hause  wenigstens  den  Schein  einer  selbständigen  Herrschaft  zu 
erhalten.  Sie  wird  nach  dem  vollständigen  Scheitern  ihrer  Mis¬ 
sion  auf  der  Rückreise  sterben,  während,  nach  Weber,  „ihr  Hei¬ 
matland  von  einem  Ende  zum  anderen  von  den  feindlichen  Hee¬ 
ren  durchschritten  und  wehrlos  mit  gebundenen  Händen  dem 
anglo-indischen  Reiche  beigefügt  ward“. 

„So  lange  Tantia  Topi,  ein  strenggläubiger  Brahmane  und  Ge¬ 
fährte  Nana  Sahibs,  die  Scharen  führt,  hat  der  Aufstand  noch 
immer  Halt  und  Zusammenhang;  nachdem  aber  auch  dieser 
letzte  kühne  Rebellenführer  im  Felde  überwunden  wird  und 
bald  darauf  am  Galgen  stirbt,  werden  die  noch  übrigen  Banden 
wie  Räuber  verfolgt.  Sie  verbergen  sich  in  den  dichten  Dschun¬ 
geln  und  führen  noch  manche  kühne  Tat  aus.  Über  ein  Jahr 
wird  die  Menschenjagd  in  Audh  noch  fortdauern;  fast  alle  Re¬ 
bellenhäupter  finden  ihren  Tod,  die  einen  durch  Selbstmord,  die 
anderen,  meist  durch  Verrat  den  Engländern  ausgeliefert,  am 
Galgen.  Nur  der  Hauptschuldige  Nana  Sahib  und  die  beiden 
heroischen  Frauen,  die  Begum  von  Audh  und  die  Rani  von 
Dschansi,  entkommen  nach  Nepal.“7 

4.  Mai  1858 

In  Mexiko  übernimmt  Benito  Judrez,  ein  Indianer,  die  Regie¬ 
rungsgewalt.  Er  stammt  aus  einem  Aztekengeschlecht  und  ist 
von  der  Partei  der  Radikalliberalen,  den  Puros,  als  Gegenpräsi- 
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dent  gegen  den  von  den  Konservativen  zum  Präsidenten  ausge¬ 
rufenen  General  Felix  Zuloaga  aufgestellt.  Von  Veracruz  aus 
organisiert  Juarez  mit  Guerillabanden  den  Bürgerkrieg  gegen 
Zuloagas  General  Miramon.  Da  Zuloaga  einen  wirtschaftlichen 
Erpressungsversuch  der  Vereinigten  Staaten  (Abtretung  des 
Transitrechts  über  die  Landenge  von  Tehuantepec)  ablehnt,  er¬ 
kennt  Washington  Juarez  als  Präsidenten  an.s 

25.  Mai  1858 

Britische  und  französische  Flotteneinheiten,  die  in  die  Mündung 
des  Pai-ho  in  Richtung  auf  Peking  eingedrungen  sind,  erobern 
die  Taku-Forts,  die  Küstenbefestigung  zum  Schutze  der  Ein¬ 
fahrt.  Die  Kriegshandlung  gehört  zu  den  schon  anderthalb  Jahre 
andauernden  Feindseligkeiten,  die  von  Kanton  ihren  Ausgang 
nahmen  (vgl.  8.  Oktober  1856),  und  wird  die  chinesische  Zen¬ 
tralregierung  nunmehr  veranlassen,  auf  Friedensverhandlungen 
einzugehen.  Doch  werden  die  beiden  europäischen  Mächte  die 
Friedensbedingungen  (vgl.  27.  Juni  1858)  derartig  überziehen, 
daß  sie  nicht  eingehalten  werden  können.9 

28.  Mai  1858 

In  Aighoun  (Aihun)  am  Amur-Fluß  schließen  der  russische  Ge¬ 
neralgouverneur  für  Ost-Sibirien,  Generalleutnant  Mouraview, 
und  der  chinesische  Befehlshaber  am  Amur,  Prinz  J-Chan,  einen 
Vertrag,  der  eine  „ewige  und  sehr  intime  Freundschaft“  zwischen 
Rußland  und  China  herstellen  soll.  Tatsächlich  läuft  er  auf  eine 
einstweilige  Grenzregelung  hinaus.  Und  zwar  wird  vereinbart, 
daß  das  linke  Amurufer  vom  Argun-Fluß  bis  zur  Amur-Mün¬ 
dung  zu  Rußland,  das  rechte  Ufer  stromabwärts  bis  zum  Ussuri 
zu  China  gehören  soll.  Das  Gebiet  zwischen  dem  Ussuri  und  der 
Meeresküste  soll  solange  beiden  Kaiserreichen  gehören,  bis  die 
beiden  Kaiser  die  Grenze  endgültig  festlegen.  Dritten  Mächten 
ist  die  Schiffahrt  auf  den  Grenzflüssen  Amur,  Soungari  und 
Ussuri  untersagt.  Den  Uferbewohnern  soll  es  gestattet  sein,  un¬ 
tereinander  Handel  zu  treiben.  Die  Händler  stehen  unter  dem 
Schutz  beider  Mächte.  (Später  wird  das  Gebiet  östlich  des  Ussuri 
russisch  werden  und  dort  die  Stadt  Chabarowsk  angelegt  wer¬ 
den.)  Der  Vertrag  wird  in  russischer,  mandschurischer  und  mon¬ 
golischer  Sprache  ausgefertigt. 10 

27.  Juni  1858 

In  Tientsin  unterzeichnet  Baron  Gros  für  Frankreich  einen  Ver¬ 
trag,  der  die  Feindseligkeiten  (vgl.  8.  Oktober  1856  und  25.  Mai 
1858)  beendet.  Diplomatische  Beziehungen  zwischen  Frank¬ 
reich  und  China  werden  aufgenommen.  Ein  französischer  Ge- 
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sandter  wird  in  Peking,  ein  chinesischer  in  Paris  anerkannt  wer¬ 
den.  Französische  Konsuln  werden  in  den  Städten  Kung-Tschau, 
Chaou-Chaou,  Taiwan,  Taashi,  Tan-Tschau  und  Nanking,  die 
dem  französischen  Handel  zu  öffnen  sind,  zwischen  französi¬ 
schen  Kaufleuten  und  chinesischen  Behörden  vermitteln.  Fran¬ 
zösische  Untertanen  haben  freie  Reisegenehmigung  (mit  Paß)  in 
ganz  China,  dürfen  in  den  genannten  Städten  Grundstücke  er¬ 
werben,  genießen  freie  Religionsausübung.  Audi  Missionstätig¬ 
keit  ist  zugelassen.  Französisches  Eigentum  in  China  ist  unver¬ 
letzlich.  Frankreich  hat  das  Recht,  in  den  genannten  Häfen  ein 
Kriegsschiff  zu  stationieren,  das  als  Freund  zu  behandeln  ist.  In 
einem  Separatartikel  wird  bestimmt,  daß  Kanton  für  die  Dauer 
von  sechs  Jahren  zwei  Millionen  Taels  Schadenersatz  zu  zahlen 
hat.  Ein  gleichlautender  Vertrag  wird  auch  zwischen  Großbri¬ 
tannien  und  China  geschlossen,  aber  beide  nicht  eingehalten 
(vgl.  21.  Juni  1859). 11 

noch  Juni  1858 

In  Spanien  schließt  sich  die  „Liberale  Union“,  die  im  Juli  1856 
(vgl.  dort)  auseinandergebrochen  war,  aus  Furcht  vor  dem  an¬ 
geblich  „reaktionären  Kurs“  der  Regierung  des  gemäßigten  Flü¬ 
gels  (vgl.:  noch  September  1856)  wieder  zusammen  und  veran¬ 
laßt  damit  Königin  Isabella  II.,  den  ehemaligen  Kriegsminister 
O’Donell  mit  der  Bildung  einer  neuen  Regierung  zu  beauftra¬ 
gen.  Diese  Regierung  wird  fünf  Jahre  lang  im  Amt  bleiben  und 
außenpolitisch  in  den  Kämpfen  um  die  Einigung  Italiens  die 
Seite  des  päpstlichen  Kirchenstaates  und  des  Königs  beider  Sizi¬ 
lien  vertreten.12 

20.  Juli  1858 

In  Plombieres/Frankreich,  westlich  der  Vogesen,  treffen  Kaiser 
Napoleon  III.  und  Graf  Camille  Cavour,  Staatsmann  des  Kö¬ 
nigreiches  Piemont-Sardinien,  zusammen.  Sie  vereinbaren  einen 
Krieg  gegen  das  seit  dem  Krimkrieg  isolierte  Österreich  mit  dem 
Ziel,  Österreich  gänzlich  aus  Italien  zu  verdrängen.  Danach  soll 
in  Oberitalien  aus  dem  Po-Gebiet,  der  Romagna  und  den  Le¬ 
gationen  ein  Königreich  unter  dem  Hause  Savoyen  gebildet,  die 
päpstliche  Herrschaft  auf  Rom  und  dessen  nächste  Umgebung 
beschränkt,  aus  dem  Rest  des  Kirchenstaates  und  der  Toscana 
ein  mittelitalienisches  Königreich  unter  der  Regierung  der  Her¬ 
zogin  von  Parma  gebildet,  das  Königreich  Neapel  in  seinem  Be¬ 
stand  erhalten  werden.  Diese  vier  italienischen  Staaten  sollen 
dann  einen  Staatenbund  unter  dem  Vorsitz  des  Papstes  bilden. 
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Als  Gegenleistung  für  die  französische  Hilfe  und  Billigung  die¬ 
ses  Planes  wird  Piemont-Sardinien  Savoyen  und  Nizza  an 
Frankreich  abtreten  und  der  Vermählung  der  Tochter  König 
Victor  Emanuels,  Clothilde,  mit  dem  75jährigen  Prinzen  Jerö- 
mes  Bonaparte  (dem  jüngsten  Bruder  Napoleons  I.)  zustimmen. 
Vgl.  auch  10.  Dezember  1858. 13 
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HARRIS) 


29.  Juli  1858 

In  Yedo-Japan  unterzeichnen  Townsend  Harris  für  die  USA 
(vgl.:  noch  August  1856  und  17.  Juni  1857)  und  Fürst  Inooye 
sowie  Fürst  Iwazay  in  Vertretung  des  Shogun  einen  regulären 
Handelsvertrag,  für  den  der  vom  17.  Juni  1857  (vgl.  dort)  nur 
eine  Vorstufe  darstellte.  Die  diplomatischen  Vertretungen  bei¬ 
der  Mächte  werden  demnach  nunmehr  in  Yedo  und  in  Washing¬ 
ton  errichtet  werden.  Amerikanische  Konsuln  können  sich  in 
allen  für  amerikanische  Schiffe  geöffneten  japanischen  Häfen 
niederlassen  und  haben  volle  Bewegungsfreiheit  für  die  Dauer 
ihrer  Amtsausübung,  dasselbe  gilt  für  die  japanischen  Konsuln 
in  den  USA.  In  Streitfällen  zwischen  Japan  und  europäischen 
Mächten  wird  der  Präsident  der  USA  als  Schiedsrichter  angeru¬ 
fen  werden.  Die  Flotten  beider  Mächte  werden  sich  auf  hoher 
See  gegenseitig  Hilfe  leisten,  soweit  das  ohne  Bruch  einer  etwai¬ 
gen  Neutralität  geschehen  kann.  In  allen  Häfen  der  Erde  mit 
amerikanischen  Konsuln  sollen  diese  japanischen  Schiffen  Hilfe 
gewähren.  Für  den  4.  Juli  1859  wird  die  zusätzliche  Öffnung  der 
Häfen  Kanagawa  und  Nagasaki,  für  den  1.  Januar  1860  die 
von  Niigatu  und  für  den  1.  Januar  1863  die  von  Hyogo  (Kobe) 
vereinbart.  Tatsächlich  werden  diese  Häfen  allerdings  erst  im 
Anschluß  an  die  inneren  Reformen  in  Japan  1868/69  geöffnet 
werden.  Ab  1.  Januar  1862  soll  es  den  Amerikanern  gestattet 
sein,  in  Yedo  Handelsniederlassungen  zu  errichten,  ein  Jahr 
später  auch  in  Osaka.  Sie  dürfen  in  den  ihnen  geöffneten  Häfen 
Grundbesitz  erwerben,  Wohn-  und  Warenhäuser  bauen,  aber 
keine  militärischen  Anlagen.  Die  Einhaltung  dieser  Vorschrift 
unterliegt  japanischer  Kontrolle.  Auch  japanisches  Personal  darf 
beschäftigt  werden.  Die  Einfuhr  von  Opium  ist  grundsätzlich 
verboten.  Schiffe,  auf  denen  mehr  als  vier  Pfund  Opium  gefun¬ 
den  wird,  verfallen  der  Beschlagnahme.  Auf  alle  ein-  oder  aus¬ 
geführten  Waren  erhebt  Japan  fünf  Prozent  Zoll.  Amerikaner 
und  Japaner  unterstehen  jeweils  ihrer  eigenen  Gerichtsbarkeit. 
Die  Amerikaner  dürfen  sich  in  Japan  je  im  Umkreis  von  40 
Kilometern  um  die  ihnen  geöffneten  Städte  frei  bewegen,  aus¬ 
genommen  Kioto  und  Umgebung,  das  ihnen  verschlossen  bleibt. 
Sie  haben  freie  Religionsausübung.  Japan  kann  in  den  USA 
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Kriegsmaterial  kaufen  und  bauen  lassen,  auch  Handelsschiffe, 
und  kann  amerikanische  Wissenschaftler,  Techniker  und  Militär- 
experten  engagieren.  Die  Verträge  vom  31.  März  1854  (vgl. 
dort)  und  vom  17.  Juni  1857  werden  außer  Kraft  gesetzt.14 

5.  August  1858 

Königin  Viktoria  von  Großbritannien  nimmt  an  der  feierlichen  KÖNIGIN 
Einweihung  des  neu  befestigten  französischen  Kriegshafens  VIKTORIA 
Cherbourg  teil,  obgleich  dieser  Hafen  seiner  Lage  nach  in  erster  IN 
Linie  als  Bollwerk  gegen  England  dienen  kann.  Aber  Lord  Pal-  CHERBOURG 
merston,  der  starke  Sympathien  für  Kaiser  Napoleon  III.  hegt, 
hat  die  Königin  davon  überzeugt,  daß  ihre  Anwesenheit  als  ein 
Beweis  von  Freundschaft  und  Vertrauen  geeignet  sei,  die  ge¬ 
störte  Harmonie  zwischen  den  beiden  Staaten  wiederherzustel¬ 
len.  Verstimmend  hatte  zuvor  gewirkt,  daß  die  Atttentäter  auf  NEUBELEBUNG 
Napoleon  (vgl.  14.  Januar  1858)  ihre  Bomben  in  Birmingham  DER  ALLIANZ 
hatten  herstellen  können,  daß  ein  Mitverschworener  Orsinis,  der  FRANKREICH — 

Franzose  Bernard,  von  einem  britischen  Schwurgericht  freige-  GROSS- 
sprochen  worden  war  und  daß  sich  die  britische  Regierung  auf  BRITANNIEN 
die  Seite  Belgiens  gestellt  hatte,  als  Napoleon  dort  drohend  ver¬ 
langte,  die  Fremdenpolizei  strenger  durchgreifen  zu  lassen.  Alles 
das  soll  in  Vergessenheit  gebracht  werden,  um  die  Allianz  wieder 
wirksam  werden  zu  lassen.15 

8.  August  1858 

Das  britische  Parlament  beschließt  die  „India  bill“,  ein  Gesetz,  LONDON 
durch  das  mit  Wirkung  vom  1.  September  1858  die  Verwaltung 
Indiens  von  der  (aufzulösenden)  East  India  Company  auf  die  „ INDIA  BILL " 

britische  Krone  übertragen  und  von  dieser  ein  Vizekönig  einzu¬ 
setzen  ist.  Allerdings  werden  zugleich  alle  Beamten  der  bisheri-  ÜBERNAHME 
gen  Company  in  ihren  Stellen  bestätigt.  Erster  Vizekönig  wird  DER 
der  bisherige  Oberstatthalter.  Allen  Einwohnern  Indiens  wird  VERWALTUNG 
vollkommene  Glaubensfreiheit  und  Rechtsgleichheit  zugesichert  INDIENS 
und  eine  Amnestie  für  alle  am  Aufstand  Beteiligten  verkündet,  DURCH  DEN 
die  nicht  unmittelbar  britische  Untertanen  getötet  haben  und  STAAT 
bis  zum  Januar  1859  zum  Gehorsam  gegenüber  den  britischen 
Behörden  bzw.  Militärbefehlshabern  zurückkehren  werden.  Die 
indischen  Truppen,  die  bisher  im  Dienste  der  East  India  Com-  VEREIDIGUNG 
pany  standen,  werden  auf  die  Königin  Viktoria  vereidigt,  die-  DER  TRUPPEN 
jenigen,  die  ihren  Abschied  verlangen,  in  die  Heimat  entlassen  AUF  KÖNIGIN 
werden.  Die  indischen  Fürsten  werden  zur  britischen  Krone  in  VIKTORIA 
ein  ähnliches  Verhältnis  treten  wie  auch  die  englische  und  schot¬ 
tische  Hocharistokratie,  durch  entsprechende  Gesetze  in  ihrem 
Eigentum,  ihrem  Leben  und  ihren  Vorrechten  sichergestellt.16 
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10.  August  1858 

Rußland  schließt  mit  Japan  einen  Handels-  und  Konsularver¬ 
trag  nach  dem  Muster  des  amerikanisch-japanischen  Vertrages 
vom  29.  Juli  1858  (vgl.  dort),  der  auch  die  Grundlage  für  alle 
weiteren  derartigen  Verträge  mit  Japan  bilden  wird.  Es  folgen 
am  18.  August  die  Niederlande,  am  26.  August  Großbritannien 
und  am  7.  Oktober  Frankreich.  Mit  Preußen  wird  ein  entspre¬ 
chender  Vertrag  erst  1861  Zustandekommen,  danach  mit  Italien, 
Spanien,  Portugal,  Dänemark,  Schweden,  Belgien  und  der 
Schweiz,  denen  sich  China  und  Japan  gleichzeitig  öffnen  (vgl. 
13.  August  1862). 17 

8.  Oktober  1858 

König  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preußen  überträgt  seinem 
Bruder,  dem  Prinzen  Wilhelm,  die  volle  Regierungsgewalt  mit 
dem  Titel  eines  Prinzregenten.  Die  Verschlimmerung  des  ein 
Jahr  zuvor  aufgetretenen  Gehirnleidens  hat  diesen  Schritt  un¬ 
ausweichlich  gemacht.  Insoweit  ein  solches  Leiden  seelische  Ur¬ 
sachen  haben  kann,  hat  die  viele  Jahre  lang  nagende  Scham  über 
die  Schande  von  1848  (vgl.  18.  März  1848)  und  der  heftige  Ab¬ 
scheu  gegen  die  sich  allerorten  breitmachenden  liberalistischen 
Tendenzen  entscheidend  dazu  beigetragen.  Die  Umwelt  ist  dem 
König  widerlich  geworden.18 

Der  Prinzregent  Wilhelm  wird  unter  dem  Einfluß  seiner  Gemah¬ 
lin  Augusta  im  November  1858  die  Regierung  Manteuffel  ent¬ 
lassen  und  sie  durch  eine  Regierung  unter  dem  Fürsten  Karl  An¬ 
ton  von  Hohenzollern  ersetzen,  die  sich  aus  den  Führern  der  ge¬ 
mäßigten  liberal-konservativen  bisherigen  Opposition  zusam¬ 
mensetzt  (Bethmann-Hollweg,  Aucrswald,  Graf  Schwerin,  Pa- 
tow  u.  a.).  Diese  Regierung  wird  bei  den  Landtagswahlen  die 
Mehrheit  erhalten.  Die  Demokraten  werden  bei  dieser  Wahl  mit 
Rücksicht  auf  den  Prinzregenten  auf  die  Aufstellung  eigener 
Kandidaten  verzichten.19 

noch  November  1858 

Auf  eine  Drohung  des  deutschen  Bundestages  mit  Exekution  hin 
erklärt  die  dänische  Regierung  die  dänische  Gesamtstaatsver¬ 
fassung  sowie  den  auf  diese  bezogenen  Teil  der  Sonderverfas¬ 
sung  für  die  Herzogtümer  Holstein  und  Lauenburg  für  außer 
Kraft  (vgl.:  noch  März  1856,  11.  Februar  1858).  Sie  erklärt  aber 
gleichzeitig,  „daß  die  gedachte  Verfassung  für  die  nicht  zum 
deutschen  Bunde  gehörenden  Teile  der  Monarchie  [also  auch 
für  Schleswig]  in  ungeschwächter  Kraft  zu  bestehen  fortfahre 
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und  daß  die  [dänischen]  Minister  für  das  Auswärtige  sowie  für  SCHLESWIG 
Krieg,  Marine  und  Finanzen  auch  in  betreff  Holsteins  nur  dem  VOM 
König  verantwortlich  seien“.  Preußen,  Österreich  und  der  deut-  DEUTSCHEN 
sehe  Bundestag  geben  sich  offensichtlich  mit  dieser  Erklärung  BUND 
zufrieden  und  schreiben  damit  das  Herzogtum  Schleswig  ab.  AUFGEGEBEN 
Aber  in  Holstein  werden  die  Stände  aufs  neue  Widerstand  lei¬ 
sten  (vgl.:  noch  März  1859). 20 

10.  Dezember  1858 

Zwischen  Frankreich  und  dem  Königreich  Piemont-Sardinien  GEHEIM- 
wird  auf  der  Grundlage  der  Vereinbarungen  vom  20.  Juli  1858  BÜNDNIS 
(vgl.  dort)  ein  Geheimbündnis  geschlossen.  Die  Kriegsursache  FRANKREICH — 

gegen  Österreich  sollen  Klagen  der  Bewohner  von  Massa  und  PIEMONT  ZUM 
Carrara  gegen  den  Herzog  von  Modena  bilden,  der  ein  Gefolgs-  KRIEG  GEGEN 
mann  des  Wiener  Hofes  ist.  Napoleon  III.  verpflichtet  sich,  ÖSTERREICH 
200  000  Mann  zu  stellen  und  einen  Frieden  mit  Österreich  erst 
dann  zu  schließen,  wenn  Italien  gänzlich  von  Österreich  ge-  MILITÄR- 
räumt  ist.  Uber  den  Oberbefehl  und  das  Zusammenwirken  der  KONVENTION 
beiden  Armeen  wird  eine  Militärkonvention  geschlossen.21 

23.  Dezember  1858 

Im  serbischen  Parlament,  der  Skuptschina,  setzt  die  serbische  SERBIEN 
Nationalpartei,  die  die  Mehrheit  innchat,  die  Absetzung  des 
Fürsten  Alexander  Karagiorgiewitsch  durch.  Er  wurde  1843  ABSETZUNG 
zuni  Fürsten  erhoben  und  von  der  Pforte  bestätigt,  geriet  aber  DES  FÜRSTEN 
dann  durch  seine  Hinneigung  zu  Österreich  in  zunehmenden  KARAGIORGIE- 
Widerspruch  zur  slawischen  und  daher  rußlandfreundlichen  Na-  WITSCH 
tionalpartei.  Nunmehr,  nach  seiner  Absetzung,  flüchtet  er  sich 
auf  österreichisches  Gebiet.  Auf  den  serbischen  Thron  kehrt  aus  RÜCKKEHR 
der  Verbannung  der  greise  Fürst  Milosch  Obrenowitsch  zurück  OBRENO- 
(vgl.  September  1 859).22  WITSCHS 
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1859 


Januar  1859 

Die  beiden  Donaufürstentümer  Moldau  und  Walachei  vereini¬ 
gen  sich  auf  Beschluß  ihrer  beiderseitigen  Landstände  zu  einem 
Fürstentum  Rumänien.  Auch  wählen  die  Landstände  den  Edel¬ 
mann  Alexander  Cusa  aus  der  Moldau  zum  gemeinsamen  Herr¬ 
scher.  Alles  dies  geschieht  gegen  den  Willen  und  gegen  ausdrück¬ 
liche  Proteste  der  Pforte,  da  die  Hoheitsrechte  des  Sultans  durch 
diese  eigenmächtigen  Aktionen  der  Vasallenstaaten  zunehmend 
gegenstandslos  werden.  Sie  bestehen  nur  noch  dem  Scheine 
nach.1 

März  1859 

Die  Stände  des  Herzogtums  Holstein  weigern  sich,  die  Erklä¬ 
rung  der  dänischen  Regierung  vom  November  1858  (vgl.  dort) 
anzuerkennen  und  legen  einen  eigenen  Organisationsentwurf 
vor,  dem  die  volle  Selbständigkeit  der  einzelnen  Länder  zu¬ 
grundeliegt  und  in  dem  auch  die  Zusammengehörigkeit  von 
Schleswig  und  Holstein  in  Erinnerung  gebracht  wird.  Die  däni¬ 
sche  Regierung  wird  darauf  nidht  eingehen,  sondern  den  Haus¬ 
haltsplan  für  1860  und  1861  aufstellen,  ohne  die  Zustimmung 
der  Stände  von  Holstein  und  Lauenburg  eingeholt  zu  haben. 
Die  Folge  wird  eine  erneute  Exekutionsdrohung  des  deutschen 
Bundestages  sein.2 

23.  April  1859 

Zwischen  Österreich  einerseits  und  Frankreich  sowie  Piemont- 
Sardinien  andererseits  bricht  der  Krieg  aus,  der  von  den  beiden 
Letzteren  bereits  am  20.  Juli  1858  (vgl.  dort)  geplant  wurde 
und  den  Verzicht  Österreichs  auf  seine  italienischen  Besitzungen 
herbeiführen  soll.  Da  Österreich  sich  im  Krimkrieg  gegen  Ruß¬ 
land  gewandt  und  damit  auch  keine  Aussicht  auf  die  Hilfe  Preu¬ 
ßens  hat,  wird  es  den  vereinten  Anstrengungen  Frankreichs  und 
Piemont-Sardiniens  unterliegen  und  damit  der  Einigung  Itali¬ 
ens  den  Weg  freimachen.  Vgl.  11.  Juli  1859.3 

12.  Mai  1859 

Otto  von  Bismarck-Schönhausen  (vgl.  Ende  März  1858)  schreibt 
aus  Petersburg  an  den  preußischen  Minister  des  Äußeren,  Frei¬ 
herrn  von  Schleinitz,  die  derzeitigen  Verhältnisse  im  Deutschen 
Bund  seien  „ein  Gebrechen  Preußens,  welches  wir  früher  oder 

10.  Lieferung,  ©  K.  W.  Schütz  Verlag,  4994  Prcuß.  Oldendorf,  Oktober  1975 


MOLDAU 

UND  WALACHEI 

ZUM 

FÜRSTENTUM 

RUMÄNIEN 

VEREINIGT 

ALEXANDER 

CUSA 


HOLSTEIN 
ERKENNT 
DÄNISCHE 
REGIERUNG 
NICHT  AN 


KRIEGS¬ 

AUSBRUCH 

FRANKREICH¬ 

PIEMONT 

GEGEN 

ÖSTERREICH 


BISMARCK  AN 

SCHLEINITZ 

ÜBER 

VERHÄLTNISSE 

117 


IM 

DEUTSCHEN 

BUND 


MONTEBELLO 

ÖSTERREI¬ 

CHISCHER 

RÜCKZUG 

GYULAY 


CASERTA/ 

NEAPEL 

TOD 

FERDINANDS  II. 

NACHFOLGER 
FRANZ  II. 


MAGENTA 

NIEDERLAGE 

ÖSTERREICHS 

GYULAY 

EINZUG 
NAPOLEONS  III. 
UND  VICTOR 
EMANUELS 
IN  MAILAND 


später  ferro  et  igni  [mit  Eisen  und  Feuer]  werden  heilen  müs¬ 
sen,  wenn  wir  nicht  beizeiten  in  günstiger  Jahreszeit  eine  Kur 
dagegen  vornehmen  .  .  .  Das  Wort , deutsch“  für  .preußisch“  möch¬ 
te  ich  gern  erst  dann  auf  unsere  Fahnen  geschrieben  sehen,  wenn 
wir  enger  und  zweckmäßiger  mit  unseren  übrigen  Landsleuten 
verbunden  wären  als  bisher“.  Mit  dieser  engeren  und  zweck¬ 
mäßigeren  Bindung  ist  das  Deutsche  Reich  gemeint.  Doch  bis 
dahin  ist  es  noch  ein  weiter  Weg.4 

20.  Mai  1859 

Der  Oberbefehlshaber  der  österreichischen  Truppen  in  Italien 
(vgl.  23.  April  1859),  Franz  Gyulay,  ein  ungarischer  Graf,  hat 
den  Anmarsch  mehrerer  Abteilungen  französischer  Hilf  Struppen 
für  Piemont-Sardinien  über  die  Alpen  abgewartet,  anstatt  sie 
einzeln  anzugreifen.  Jetzt  sendet  er,  über  die  Stellung  der  geg¬ 
nerischen  Streitkräfte  im  Ungewissen,  den  Grafen  Stadion  mit 
12  000  Mann  zum  Rekognoszieren  aus.  Bei  Montebello  stößt 
dieser  auf  die  inzwischen  vereinten  Franzosen  und  wird  zum 
Rückzug  gezwungen.  Vgl.  weiter  4.  Juni  1859. 5 

22.  Mai  1859 

Auf  seinem  Schloß  Caserta  bei  Neapel  stirbt  Ferdinand  II.,  Kö¬ 
nig  beider  Sizilien,  an  den  Folgen  einer  Verwundung,  die  er  drei 
Jahre  zuvor  bei  einem  Attentat  erhielt.  Unmittelbar  vor  seinem 
Tode  hat  er  noch  eine  größere  Anzahl  politischer  Gefangener  zu 
Schiff  nach  Amerika  deportieren  lassen,  die  allerdings  nur  bis 
Irland  gelangt  sind  und  sich  dort  befreit  haben.  Der  Nachfolger 
Ferdinands  wird  sein  Sohn  Franz  II.,  der  den  drohenden  Ge¬ 
fahren,  die  sich  von  Frankreich  und  Piemont-Sardinien  her  ge¬ 
gen  sein  Königreich  zusammenziehen,  nicht  gewachsen  ist.  Vgl. 
11.  Mai  1860.« 

4. Juni  1859 

Bei  Magenta  in  Oberitalien  fügen  die  vereinigten  Streitkräfte 
Frankreichs  und  Piemont-Sardiniens  den  österreichischen  Trup¬ 
pen  eine  empfindliche  Niederlage  zu,  da  der  österreichische 
Oberbefehlshaber  Franz  Gyulay  es  Anfang  Mai  versäumt  hat, 
die  französischen  Hilfstruppen,  die  in  mehreren  Abteilungen 
über  die  Alpen  zogen,  einzeln  anzugreifen  und  die  Vereinigung 
der  sardinisch-französischen  Streitkräfte  zu  verhindern.  Das 
Vorgehen  Garibaldis  ergänzt  sich  mit  dem  Napoleons  III.  Da¬ 
gegen  fehlt  auf  österreichischer  Seite  die  einheitliche  Führung. 
Vier  Tage  nach  der  Schlacht  bei  Magenta  ziehen  Napoleon  III. 
und  König  Victor  Emanuel  von  Piemont-Sardinien  gemeinsam 
in  das  für  Österreich  nun  endgültig  verlorene  Mailand  ein.7 
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21. Juni  1859 

D;e  nach  dem  Frieden  von  Tientsin  (vgl.  27.  Juni  1858)  neu  be¬ 
festigten  Küsten-Forts  von  Taku,  an  der  Mündung  des  Pai-ho, 
die  unter  dem  Befehl  des  Mongolen  Sang-ko-lin-hsin  stehen, 
beschießen  und  versenken  vier  britische  Kanonenboote,  die  in 
den  Pai-ho  eingedrungen  sind.  China  ist  nicht  bereit,  die  maßlos 
überzogenen  Bedingungen  des  Friedensvertrages  zu  erfüllen, 
wird  aber  nun,  nach  dem  erneuten  Ausbruch  der  Feindseligkei¬ 
ten,  zu  noch  härteren  Bedingungen  gezwungen  werden  (vgl.  13. 
Oktober  1 860  und  25.  Oktober  1 860). 8 

24. Juni  1859 

Bei  Solferino  in  Oberitalien  erringt  Napoleon  III.  in  einer  zwölf 
Stunden  währenden  Schlacht  den  entscheidenden  Sieg  über  Kai¬ 
ser  Franz  Joseph  von  Österreich,  der  persönlich  den  Oberbefehl 
anstelle  des  bei  Magenta  gescheiterten  Gyulay  übernommen 
hat.  Österreich  verliert  an  diesem  Tage  13  000  Tote  und  Ver¬ 
wundete  sowie  9000,  die  in  Gefangenschaft  geraten.  Die  Ver¬ 
luste  der  Sieger  an  Gefallenen  und  Verwundeten  sind  noch  hö¬ 
her,  die  an  Gefangenen  jedodi  weitaus  geringer.  Ein  schweres 
Gewitter  macht  dem  Schlachten  nachmittags  ein  Ende  (vgl.  11. 
Juli  1859).» 

4.  Juli  1859 

Prinzregent  Wilhelm  von  Preußen  sieht  durch  die  Erfolge  Napo¬ 
leons  III.  in  Italien  die  Sidterheit  Deutschlands  gefährdet.  Er 
läßt  sämtliche  preußischen  Armeekorps  mobilmachen  und  bean¬ 
tragt  eine  gleiche  Anordnung  für  die  Bundestruppen  mit  der  zu¬ 
sätzlichen  Forderung,  daß  alle  deutschen  Streitkräfte  angesichts 
der  drohenden  Gefahr  der  Krone  Preußens  unterstellt  werden. 
Um  das  zu  verhindern,  beantragt  die  österreichische  Regierung 
ihrerseits,  für  den  Fall  eines  Krieges  möge  der  Prinzregent  von 
Preußen  nach  den  Vorschriften  der  Bundeskriegsverfassung  zum 
Bundcsfeldherrn  ernannt  werden.  Darauf  wird  aber  der  Prinz¬ 
regent  Wilhelm  nicht  eingehen,  um  nicht  in  seinen  Entscheidun¬ 
gen  von  Frankfurt  abhängig  zu  werden.10 

8.  Juli  1859 

Napoleon  III.  läßt  durch  einen  österreichischen  Parlamentär- 
Offizier,  der  ihn  aufgesucht  hat,  um  die  Auslieferung  der  Leiche 
des  gefallenen  jungen  Fürsten  Windischgrätz  zu  erbitten,  dem 
Kaiser  Franz  Joseph  einen  Waffenstillstand  anbieten.  Er  hat 
angesichts  der  preußischen  Mobilisierung  und  entsprechenden 
Anträge  an  den  deutschen  Bund  (vgl.  4.  Juli  1859)  erkannt,  daß 
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über  das  in  Norditalien  bereits  Erreichte  zunächst  nidit  hinaus¬ 
gegangen  werden  kann,  und  zieht  daraus  sogleich  die  gegebenen 
praktischen  Konsequenzen.  Vgl.  11.  Juli  1859. 11 


11.  Juli  1859 

In  Villafranca  bei  Verona  wird  von  Napoleon  III.  und  Kaiser 
Franz  Joseph  ein  Waffenstillstand  geschlossen  (vgl.  23.  April 
1859),  in  dem  Österreich  die  Lombardei  an  Frankreich  abtritt, 
ausgenommen  Mantua  und  Peschiera,  und  Venetien  an  der  ita¬ 
lienischen  Konföderation  teilnehmen  läßt,  unbeschadet  seiner 
Kronrechte  dort.  Frankreich  seinerseits  wird  die  Lombardei  dem 
König  von  Piemont-Sardinien  überlassen.  Beide  Waffenstill¬ 
standspartner  werden  die  Schöpfung  einer  italienischen  Kon¬ 
föderation  unter  dem  Vorsitz  des  Heiligen  Vaters  begünstigen 
und  von  diesem  die  Durchführung  von  Reformen  im  Kirchen¬ 
staate  fordern,  der  vom  Kardinalstaatssekretär  Antonelli  noch 
als  absolutistischer  Polizeistaat  regiert  wird.  Vgl.  auch  10.  No¬ 
vember  1859. 12 


15.  Juli  1859 

Nach  Abschluß  des  Waffenstillstandes  vier  Tage  zuvor  (siehe 
oben)  erläßt  die  österreichische  Regierung  ein  Friedensmanifest, 
in  dem  sie  die  Notwendigkeit  zugibt,  „nunmehr  ihre  ganze  Auf¬ 
merksamkeit  und  Sorgfalt  der  Entwicklung  der  geistigen  und 
materiellen  Kräfte  des  Staates  und  zeitgemäßen  Verbesserung 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zu  widmen“.  Der  Krieg  hat 
enthüllt,  daß  in  dieser  Hinsicht  vieles  im  Argen  liegt.  Unter 
anderem  wurde  die  Nationalanleihe  um  111  Millionen  über¬ 
zogen.  Auch  einige  Fälle  schwerer  Korruption  kommen  ans 
Licht.13 


5.  August  1859 

Otto  von  Bismarck  (vgl.  Ende  März  1858)  schreibt  an  General 
von  Alvensleben,  Preußen  habe  wiederum  „das  große  Los  im 
Topf“,  wenn  man  nur  den  Krieg  zwischen  Frankreich  und  Öster¬ 
reich  in  Italien  sich  „scharf  einfressen“  lasse.  Dann  hieße  es  „mit 
unseren  ganzen  Armeen  nach  Süden  aufbrechen,  die  Grenzpfähle 
im  Tornister  mitnehmen  und  sie  entweder  am  Bodensee  oder  da, 
wo  das  protestantische  Bekenntnis  aufhört  vorzuwiegen,  wieder 
einschlagen“.14 
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1.  September  1859 

In  Österreich-Ungarn  werden  durch  ein  kaiserliches  Patent  die 
kirchlichen  Verhältnisse  für  die  Protestanten  in  Ungarn  geregelt 
und  im  gesamten  Reich  den  Bckennern  der  protestantischen 
Konfessionen  die  Rechtsgleichheit  mit  den  Katholiken  und  die 
Freiheit  ihres  Gemeindelebens  eingeräumt.  Allerdings  wird  die 
katholische  Hofkamarilla  um  den  Kaiser  in  Wien  die  Durch¬ 
führung  dieser  Bestimmungen  noch  vielfältig  zu  hintertreiben 
wissen.15 

6.  September  1859 

In  der  Grenz-  und  Bergfestung  Gunib  im  östlichen  Kaukasus 
ergibt  sich  der  langjährige  Gegner  der  russischen  Expansion  in 
diesem  Gebiet,  Scbamyl,  nach  langandauernden  Kämpfen  dem 
russischen  General  Bariatinsky.  Er  wird  als  Gefangener  ins  In¬ 
nere  Rußlands  geschafft,  wo  er  zwölf  Jahre  später  sterben  wird. 
Auch  in  das  südliche  Turkestan  dringen  russische  Truppen  ein 
und  werden  1863  Taschkent  unterwerfen.  Vgl.  auch  28.  Mai 
1858,  die  russische  Expansion  im  Fernen  Osten  betreffend.  Die 
Schäden  und  Verluste  des  Krimkrieges  werden  hundertfach 
wettgemacht.16 

noch  September  1859 

Die  Regierung  des  Osmanischen  Reiches,  die  Pforte,  erteilt  der 
Wiedereinnahme  des  serbischen  Thrones  durch  den  alten  Fürsten 
Miloscb  Obrenowitsch  (vgl.  23.  Dezember  1858)  als  Trägerin 
der  Oberhoheit  in  Serbien  die  Investitur.  Sie  tut  dies  allerdings 
nur  widerstrebend  und  auf  Verwendung  sowohl  Frankreichs  als 
auch  Rußlands  hin,  da  ihr  die  slawenfreundlichen  Neigungen 
des  Hauses  Obrenowitsch  bekannt  und  unerwünscht  sind.  Fürst 
Milosch  wird  bereits  im  darauffolgenden  Jahr  sterben  (28.  Sep¬ 
tember  1860),  und  unter  seinem  Sohn  Michael  III.  wird  das 
Haus  Obrenowitsch  in  Serbien  die  Erbmonarchie  erhalten.17 

7.  Oktober  1859 

In  Parma,  der  Hauptstadt  des  gleichnamigen  norditalienischen 
Herzogtums,  wird  Oberst  Anviti,  ein  Günstling  des  Herzogs, 
von  einer  Volksmenge  erdolcht.  Die  Herzogin  Luise  von  Parma 
hat  mit  ihrem  minderjährigen  Sohn  Robert  das  Land  schon  nach 
der  Schlacht  von  Magenta  (vgl.  4.  Juni  1859)  verlassen  und  in 
der  Schweiz  Zuflucht  gesucht.  Auch  der  Herzog  des  benachbar¬ 
ten  Herzogtums  Modena  hat  sich  in  das  österreichische  Lager  jen¬ 
seits  des  Mincio  geflüchtet.  Überall  wird  die  italienische  Fahne 
gehißt  und  der  Anschluß  an  Piemont-Sardinien  gefordert.  Audi 
Bologna  sagt  sich  vom  Kirchenstaat  los.18 
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23.  Oktober  1859 

In  Argentinien  bringen  die  Streitkräfte  der  Föderalisten  unter 
dem  Befehl  des  Präsidenten  Urquiza  bei  Cepada  den  Truppen 
des  Stadtstaates  Buenos  Aires  (vgl.:  noch  1856)  eine  entscheiden¬ 
de  Niederlage  bei.  Die  Folge  wird  sein,  daß  im  darauffolgenden 
Jahr  ein  Friedens-Unions-Vertrag  zustandekommt,  der  Buenos 
Aires  wieder  mit  dem  argentinischen  Staatenbund  vereinigt,  und 
daß  die  Stadt  wieder  zum  Sitz  des  Kongresses  und  der  Bundes¬ 
regierung  unter  dem  neuen  Präsidenten  Derqui  bestimmt  wird. 
Doch  werden  damit  die  Gegensätze  und  Feindseligkeiten  nicht 
ausgeräumt.  Ein  Versuch  Urquizas  und  Derquis,  mit  dem  Gou¬ 
verneur  von  Buenos  Aires,  General  Bartolome  Mitre,  im  persön¬ 
lichen  Gespräch  zu  einer  wirklichen  Aussöhnung  zu  gelangen, 
wird  an  den  unnachgiebig  aufrechterhaltenen  hohen  Ansprüchen 
Mitres  scheitern.  Er  fordert  für  Buenos  Aires  eine  politische 
Vormachtstellung  innerhalb  der  Bundesrepublik,  besondere  Auf¬ 
gaben  in  der  Bundespolitik  und  auch  eine  Sonderstellung  in  der 
Zollgesetzgebung.  Infolgedessen  wird  es  1861  zu  einem  erneuten 
Bruch  des  Friedens  und  bewaffneten  Auseinandersetzungen  kom¬ 
men.  Vgl.:  noch  September  1861. 19 


10.  November  1859 

In  Zürich  werden  auf  der  Grundlage  des  Waffentsillstandes  von 
Villafranca  (vgl.  11.  Juli  1859)  ein  Friedensvertrag  zwischen 
Österreich  und  Frankreich,  ein  Vertrag  zwischen  Frankreich 
und  Piemont-Sardinien  sowie  endlich  ein  Friedensvertrag  zwi¬ 
schen  allen  drei  Partnern  unterzeichnet.  Österreich  verzichtet  auf 
die  Lombardei  (ausgenommen  Mantua  und  Peschiera),  die  von 
Frankreich  an  Piemont-Sardinien  weitergegeben  wird.  Venetien 
bleibt  zwar  österreichischer  Kronbesitz,  nimmt  aber  an  der  zu 
fördernden  italienischen  Föderation  unter  Vorsitz  des  Papstes 
teil.  Frankreich  und  Österreich  setzen  sich  für  die  Durchführung 
von  Reformen  im  Kirchenstaat  ein.  Es  soll  dort  niemand  mehr 
wegen  seiner  politischen  Gesinnung  verfolgt  werden.  Frankreich 
streckt  die  von  der  Lombardei  an  Österreich  zu  zahlenden  40 
Millionen  Gulden  Entschädigung  vor.  Die  Grenze  zwischen 
Österreich  und  Piemont-Sardinien  verläuft  künftig  von  der  Süd¬ 
grenze  Tirols  durch  die  Mitte  des  Gardasees  bis  zur  Höhe  von 
Bardolino,  dann  am  Mincio  entlang  bis  La  Grazie  von  dort  bis 
Scorzarolo  und  am  Po  entlang  bis  Luzzara.  Die  Ratifizierung 
des  Vertrags  Werkes  wird  bis  zum  21.  November  1859  abgeschlos¬ 
sen  sein.20 
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2.  Dezember  1859 

In  Charlestown  in  Virginia/USA  wird  der  alte  Hauptmann  John 
Brown  gehenkt.  Er  hat  in  Kansas  bei  den  Gewalttätigkeiten, 
die  dort  von  der  Partei  der  Sklavenhalter  und  den  von  ihnen 
angeworbenen  Banden  verübt  wurden  (vgl.  24.  Mai  1854  und 
4.  November  1856),  seinen  Besitz  und  zwei  Kinder  verloren, 
daraufhin  selber  eine  Bande  angeworben,  mit  dieser  zuerst  in 
Missouri  durch  Brandschatzung  Vergeltung  geübt  und  dann  in 
Virginia  die  Neger  zum  Aufstand  angestachelt.  Sein  Schicksal 
ist  kennzeichnend  für  die  Entwicklung,  die  sich  aus  der  Jahr¬ 
hunderte  währenden  Einfuhr  schwarzer  Sklaven  ergibt.21 

27.  Dezember  1859 

In  Österreich-Ungarn  wird  eine  „Staatsschuldenkommission“  ein¬ 
gesetzt,  die  aus  sieben  Finanzexperten  besteht.  Sie  soll  Licht  in  das 
chaotische  Dunkel  des  Staatshaushaltes  bringen,  wie  es  sich  wäh¬ 
rend  des  Krieges  in  Italien  herausgebildet  hat.  Die  Untersuchun¬ 
gen  der  Kommission  werden  unter  anderem  zur  Entlassung  des 
Finanzministers  Bruck  im  April  1860  führen.  Er  wird  sich  un¬ 
mittelbar  darauf  das  Leben  nehmen,  ebenso  der  Bankdirektor 
Robert.  Der  Direktor  der  Kreditanstalt  in  Triest  wird  wegen 
Betrugs  angeklagt  werden.22 

noch  1859  (ohne  nähere  Datierung) 

Gegen  Ende  des  Jahres  erscheint  in  Paris  eine  Schrift  „Der  Papst 
und  der  Kongreß“,  in  der  die  Beendigung  der  weltlichen  Herr¬ 
schaft  des  Papstes  im  Kirchenstaat  und  die  Beschränkung  seiner 
Macht  auf  das  Stadtgebiet  von  Rom  gefordert  wird.  Der  Gang 
der  Ereignisse  wird  zeigen,  daß  es  sich  um  eine  Programmschrift 
von  kundiger  Seite  handelt.  Sie  erregt  zwar  Empörung  in  der 
gesamten  katholischen  Welt  und  veranlaßt  Papst  Pius  zu  schar¬ 
fen  Protesten,  kündigt  aber  doch  lediglich  an,  was  tatsächlich 
geschehen  wird.23 

Die  kalifornisdien  Behörden  wenden  sich  an  die  Bundesregierung 
in  Washington,  cs  müsse  etwas  zur  Beruhigung  der  Hysterie  un¬ 
ter  den  weißen  Siedlern  angesichts  der  Plünderungen  von  seiten 
der  Bergindianer  östlich  des  Sacramento  (vgl.:  noch  1852  und 
noch  1857)  geschehen,  da  sich  diese  Hysterie  sonst  gegen  die 
friedlichen  Talindinaner  (deren  Widerstandswillen  durch  die  De¬ 
zimierung  und  durch  eingeschleppte  Krankheiten  bereits  gebro¬ 
chen  ist)  wenden  würde.  Denn  zu  dieser  Zeit  gilt  nur  ein  toter 
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Indianer  als  guter  Indianer  und  es  gibt  keinen  Schutz  vor  Ge¬ 
walttaten  gegen  die  indianische  Bevölkerung.  Daraufhin  wird 
etwa  30  Kilometer  westlich  von  Tehama  eine  provisorische  In¬ 
dianer-Reservation  Nome  Lackee  eingerichtet,  kleinere  und  grö¬ 
ßere  Indianergruppen  mit  Waffengewalt  gefangen  genommen 
und  dorthin  verbracht.  Zwei  Jahre  später  wird  diese  Reserva¬ 
tion  wieder  aufgelöst,  weil  alle  dorthin  verbrachten  Yana-In- 
dianer  tot  sind,  soweit  sie  sich  nicht  durch  Flucht  retten  konnten. 
Indessen  dauert  der  Widerstand  der  südlichsten  Yanastämmc 
YAHI  der  Yahi,  und  ihr  Guerillakampf  gegen  ihre  Vernichtung  noch 
an.  Unter  den  weißen  Siedlern  werden  erhebliche  Geldbeträge 
SITTE  DES  gesammelt,  um  die  Vernichtungsaktion  zu  finanzieren.  Die  Füh- 
SKALPIERENS  rung  übernehmen  Männer  (die  Namen  sind  dokumentarisch  fest¬ 
gehalten,  z.  T.  anhand  ihrer  eigenen  Memoirenbücher),  die  den 
getöteten  Indianern  die  Skalps  (Kopfhaut  mit  Haaren)  abneh¬ 
men,  und  sich  diese  an  langen  Schnüren  reihenweise  an  den 
Gürtel  hängen.  Die  Yanas  und  Yahis  selber  kennen  die  Sitte 
des  Skalpierens  nicht,  sie  lernen  sie  erst  durch  die  Weißen  ken¬ 
nen.  Aber  selbst  einer  dieser  Männer  gibt  in  seinen  Memoiren 
zu:  „Nun  muß  ich  aber  auch  die  Umstände  erwähnen,  unter  de¬ 
nen  die  Mill  Creeks  [der  Stamm  der  Yahi]  ihre  Hand  gegen  die 
Weißen  erhoben.  Wie  in  fast  allen  ähnlichen  Beispielen  der  ame¬ 
rikanischen  Geschichte  muß  die  erste  Ungerechtigkeit,  das  erste 
Blutvergießen  dem  weißen  Mann  auf  das  Schuldkonto  geschrie¬ 
ben  werden.“  Der  Verfasser  muß  es  wissen.  Denn  er  ist  selber 
einer  der  Hauptschuldigen.24 


1860 


4. Februar  1860 

In  dem  Krieg,  den  Spanien  gegen  Marokko  führt,  bringt  der 
spanische  Oberbefehlshaber  und  Regierungschef  Leopold  O’Do- 
nell  den  Marokkanern  in  der  Schlacht  bei  Tctuan  eine  entschei¬ 
dende  Niederlage  bei.  Daraufhin  muß  Marokko  Spanien  eine 
Kriegsentschädigung  leisten  und  bei  Ceuta  einen  Gebietsstrei¬ 
fen  abtreten.  (Ceuta  selbst  ist  bereits  seit  1850  in  spanischem, 
davor  seit  1415  in  portugiesischem  Besitz.).  Doch  wird  die  zeit¬ 
weise  Bindung  der  spanischen  Streitmacht  in  Marokko  von  den 
Karlisten  zum  Versuch  eines  Umsturzes  ausgenutzt  werden  (vgl.: 
noch  April  1860).1 

24.  März  1860 

Frankreich  und  das  Königreich  Piemont-Sardinien  schließen  in 
Turin  einen  Vertrag  über  die  Abtretung  Savoyens  und  Nizzas 
an  Frankreich,  die  „ohne  irgendeine  Einschränkung  des  Volks¬ 
willens  ausgeführt  wird,  und  beide  Regierungen  kommen  dahin 
überein,  diesen  baldmöglichst  festzustellen  und  zu  würdigen“ 
(vgl.  12.  Juni  1860).  Die  Abtretung  ist  die  Gegenleistung  dafür, 
daß  Frankreich  stillschweigend  —  das  wird  im  Vertrag  nicht  er¬ 
wähnt  —  entgegen  dem  Frieden  von  Zürich  (vgl.  10.  November 
1859)  die  Einverleibung  von  Parma ,  Modena,  Toscana  und  der 
Romagna  in  das  Königreich  Piemont-Sardinien,  nach  vorraufge- 
gangener  Volksabstimmung  in  diesen  Regionen,  duldet  und  da¬ 
mit  einen  großen  Schritt  zur  Einigung  Italiens  deckt  ( nicht  einer 
Föderation  unter  Vorsitz  des  Papstes).“’ 

7.  April  1860 

Das  im  Jahre  zuvor  zwischen  dem  Großherzog  Friedrich  I.  von 
Baden  und  der  Katholischen  Kirche  geschlossene  Konkordat  wird 
von  beiden  Kammern  des  badischen  Parlaments  als  verfassungs¬ 
widrig  verworfen.  Baden  wird  nunmehr  in  einer  Reihe  von  sechs 
Gesetzen  die  kirchenpolitischen  Fragen  autonom  regeln.  Die 
Kirche  wird  diesen  Gesetzen  ihre  Zustimmung  erst  nach  langwie¬ 
rigen  Verhandlungen  geben.  Es  sind  vor  allem  die  äußeren  For¬ 
men  des  kirchlichen  Lebens  wie  Prozessionen,  Wallfahrten  und 
dergleichen,  die  in  den  gebildeten  Schichten  des  Bürgertums  als 
Ausdruck  eines  Aberglaubens  empfunden  und  abgelehnt  wer¬ 
den.3 
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noch  April  1860 

Während  sich  der  spanische  Regierungschef  und  Oberbefehlsha¬ 
ber  O’Donell  noch  in  Marokko  befindet  (vgl.  4.  Februar  1860), 
landet  bei  Tortosa  an  der  Mündung  des  Ebro  General  Ortega, 
Befehlshaber  der  Balearischen  Inseln,  mit  einer  bewaffneten 
Mannschaft  und  proklamiert  den  Grafen  von  Montemerlin  als 
König  Karl  VI.  Aber  Ortega  wird  bei  diesem  Unternehmen  ge¬ 
fangen  genommen  und  standrechtlich  erschossen.  Der  Graf  von 
Montemerlin  und  sein  Bruder  Fernando,  Söhne  des  Don  Carlos, 
müssen  ihrem  Anspruch  auf  den  spanischen  Thron  entsagen  und 
das  Land  verlassen.4 

11.  Mai  1860 

Unter  dem  Schutz  von  zwei  britischen  Kriegsschiffen  landet  der 
piemonteser  Freischaarführer  Garibaldi  mit  knapp  1100  Mann 
in  Marsala  an  der  Westküste  Siziliens,  zieht  sich  zunächst  ins 
Gebirge  zurück  und  verstärkt  seine  Mannschaft  durch  Zuzug 
sizilianischer  Freisdiärler  auf  etwa  4000  Mann.  Drei  Tage  nach 
der  Landung  wird  er  sich  zum  Diktator  über  Sizilien  erklären, 
und  zwar  im  Namen  Victor  Emanuels,  des  „Königs  von  Italien“, 
wird  damit  das  eigentliche  Ziel  seines  Kampfes  enthüllen  und 
unter  Gefechten  mit  den  königlich  neapolitanischen  Truppen 
auf  Palermo  vorrücken.5 

6.  Juni  1860 

Palermo,  die  Hauptstadt  Siziliens,  wird  nach  zehntägigem 
Kampf  von  den  königlich  neapolitanischen  Truppen  und  Schif¬ 
fen  geräumt.  Damit  ist  die  Insel  bis  auf  Messina  in  der  Hand 
Garibaldis.  Er  wird  anderthalb  Monate  benötigen,  um  nach 
Einnahme  der  Festung  Milasso  auch  die  Stadt  Messina  —  aus¬ 
genommen  die  Zitadelle  —  von  der  Besatzung  des  Königreiches 
beider  Sizilien  geräumt  zu  haben.  Die  Bevölkerung  erblickt  in 
Garibaldi  einen  Freiheitshelden  und  läuft  ihm  zu.  Er  wird  sich 
dann  gegen  das  Festland  wenden  (vgl.  21.  August  1 860). fi 

12.  Juni  1860 

In  Frankreich  wird  durch  einfachen  Senatsbeschluß  die  Einglie¬ 
derung  von  Savoyen  und  Nizza  vollzogen  (vgl.  24.  März  1860, 
Vertrag  von  Turin).  Zuvor  ist  in  den  beiden  Gebieten  eine 
Volksabstimmung  durchgeführt  worden,  die  eine  Mehrheit  der 
abgegebenen  Stimmen  für  Frankreich  ergab.  Ein  Ersuchen  der 
Schweiz  an  die  Großmächte  vom  5.  April  1860,  den  Souverä¬ 
nitätswechsel  in  Savoyen  und  Nizza  zum  Gegenstand  einer  Kon- 
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ferenz  zu  machen,  wurde  nicht  berücksichtigt.  Den  Bewohnern 
der  beiden  Gebiete  ist  durch  den  Vertrag  von  Turin  (Art.  6) 
freigestellt,  ihren  zukünftigen  Wohnort  selbst  zu  wählen.7 

25. Juni  1860 

Der  junge  König  Franz  II.  von  Sizilien  und  Neapel  (vgl.  22. 
Mai  1859)  stellt  die  von  seinem  Vater,  Ferdinand  II.,  1848  be¬ 
willigte,  später  wieder  aufgehobene  Verfassung  wieder  her,  er¬ 
nennt  eine  liberale  Regierung  und  erklärt,  er  wolle  eine  Amne¬ 
stie  erlassen  und  ein  Bündnis  mit  Piemont-Sardinien  schließen. 
Die  Folge  dieses  Nachgebens,  das  mit  Recht  als  ein  Zeichen  der 
Schwäche  aufgefaßt  wird,  sind  Aufstände  und  anarchische  Zu¬ 
stände  in  der  Stadt  Neapel  wie  auch  in  der  Landschaft.  Vgl.  21. 
August  und  6.  September  1 860. 8 

noch  Juni  1860 

Bei  einem  Fürstentag  in  Baden-Baden,  bei  dem  sich  zahlreiche 
deutsche  Landesherren  um  den  Prinzregenten  Wilhelm  von  Preu¬ 
ßen  scharen,  um  ihre  Geschlossenheit  gegenüber  Annexionsab¬ 
sichten  Napoleons  III.  zu  demonstrieren,  erscheint  dieser  unein¬ 
geladen  persönlich  und  versucht,  nicht  ohne  Erfolg,  das  Miß¬ 
trauen  gegen  seine  Absichten  zu  zerstreuen.  Im  „Moniteur“  läßt 
er  gleichzeitig  erklären,  „des  Kaisers  einziger  Zweck  sei,  mit 
den  Souveränen,  seinen  Alliierten,  in  Frieden  zu  leben  und  alle 
seine  Sorgfalt  auf  die  tätige  Entwicklung  der  Hilfsquellen 
Frankreichs  zu  verwenden“.9 

18.  Juli  1860 

Garibaldi,  der  sich  nun  „Diktator“  nennen  läßt,  bricht  von  Pa¬ 
lermo  sechs  Wochen  nach  dessen  Einnahme  nach  Messina  auf. 
Er  verkündet  aber  nicht  die  Annexion  Siziliens  durch  das  Kö¬ 
nigreich  Piemont-Sardinien,  wie  man  es  in  Turin  erwartet  und 
auch  fordert.  Offenbar  hat  er  seine  eigenen  Pläne.  Am  21.  Juli 
wird  General  Bosco  die  Festung  Milasso  gegen  freien  Abzug  der 
Besatzung  an  Garibaldi  übergeben,  und  eine  Woche  darauf,  am 
28.  Juli  wird  der  Befehlshaber  von  Messina  einen  Waffenstill¬ 
stand  mit  Garibaldi  schließen  und  die  Stadt,  mit  Ausnahme  der 
Zitadelle  räumen.10 

21.  August  1860 

Garibaldi  setzt  mit  5000  Mann  von  Sizilien  auf  das  italienische 
Festland  über.  Stadt  und  Burg  Reggio  ergeben  sich  ihm  sogleich. 
In  ganz  Süditalien  lösen  sich  die  Truppen  des  Königreichs  beider 
Sizilien  (Neapel)  auf.  In  den  Städten  und  Provinzen  werden 
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provisorische  Regierungen  gebildet.  Garibaldi  wird  auf  keinen 
Widerstand  mehr  stoßen,  am  30.  August  in  Cosenza,  am  5. 
September  bereits  in  Eboli,  unweit  Salerno,  eintreffen,  oft  seinen 
Freischaaren  weit  voraus,  von  dem  Nimbus  getragen,  der  seinen 
Namen  umgibt.11 

28.  August  1860 

Kaiser  Napoleon  III.  reist  durch  das  neu  erworbene  Savoyen 
(vgl.  24.  März  1860)  und  wird  in  Chambery  von  den  beiden 
Abgesandten  König  Victor  Emanuels  von  Piemont-Sardinien, 
Farini  und  Cialdini,  begrüßt.  Es  liegt  nahe,  daß  der  Kaiser  bei 
dieser  Gelegenheit  Victor  Emanuel  einen  Wink  zukommen  läßt, 
„er  solle  freie  Hand  haben,  die  Marken  und  Umbrien  [des  bis¬ 
herigen  Kirchenstaates]  mit  seinem  Reiche  [Piemont-Sardinien] 
zu  vereinen  und  mit  seiner  Armee  in  Neapel  einzurücken,  um 
daselbst  statt  der  revolutionären  Diktatur  Garibaldis  ein  geord¬ 
netes  monarchisches  Regiment  einzurichten,  wenn  er  nur  Rom 
selbst  und  das  sogenannte  Patrimonium  Petri  [den  Küstenstrich 
nördlich  und  südlich  von  Rom],  das  die  Franzosen  besetzt  hal¬ 
ten  würden,  unangetastet  lasse“.  Der  Inhalt  dieser  Botschaft 
beruht  zwar  auf  Vermutungen,  aber  Victor  Emanuel  wird  je¬ 
denfalls  genau  nach  diesem  Programm  handeln.  Bereits  wenige 
Tage  später  werden  die  piemontesischen  Befehlshaber  Fanti  und 
Cialdini  mit  zwei  Heeresabteilungen  an  die  Grenzen  des  Kir¬ 
chenstaates  rücken.  Vgl.  18.  September  1860. 12 

6.  September  1860 

Franz  II.,  König  beider  Sizilien  aus  dem  Hause  Bourbon,  ver¬ 
läßt  angesichts  der  von  Garibaldi  entfachten  italienischen  Natio¬ 
nalbewegung  (vgl.  21.  August  1860)  Neapel  und  zieht  sich  mit 
etwa  40  000  Mann  ihm  treu  gebliebener  Truppen  hinter  die 
Linie  des  Volturno  sowie  in  die  Festungen  Gaeta  und  Capua 
zurück.  Bereits  am  Tage  darauf  zieht  Garibaldi  mit  nur  wenigen 
Begleitern,  seinem  Heere  weit  voraus,  in  Neapel  ein,  von  der 
Bevölkerung  stürmisch  begrüßt.  Napoleon  III.  wird  versuchen, 
Großbritannien  zu  gemeinsamem  Einschreiten  gegen  die  Auf¬ 
lösung  des  Königreichs  beider  Sizilien  zu  bewegen,  jedoch  ver¬ 
geblich.13 

12.  September  1860 

In  Costa  Rica  (Zentralamerika)  wird  der  ehemalige  Präsident 
Rafael  Mora  bei  dem  Versuch,  seine  einstige  Position  mit  Waf¬ 
fengewalt  zurückzuerobern,  gefangengenommen  und  in  San 
Jose  standrechtlich  erschossen.  Das  gleiche  Schicksal  hat  kurz 
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zuvor  der  nordamerikanische  Abenteurer  William  Walker  er¬ 
litten,  der  in  Nicaragua  mit  einer  selbst  gesammelten  Streitmacht 
mehrere  Jahre  lang  eine  diktatorische  Gewaltherrschaft  aus¬ 
übte,  bis  er  bei  einem  Angriff  auf  das  benachbarte  Honduras  von 
Engländern  gefangenen  genommen  und  an  Honduras  ausge¬ 
liefert  wurde.  Er  wurde  bei  Truxillo  erschossen.14 

18.  September  1860 

In  der  Schlacht  bei  Castelfiardo  im  päpstlichen  Kirchenstaat  an 
der  adriatischen  Küste,  südlich  Ancona,  besiegt  der  General 
Cialdini  mit  einer  Heeresabteilung  des  Königreiches  Piemont- 
Sardinien  das  päpstliche  Heer  unter  dem  Befehl  des  Franzosen 
Lamoriciere,  der  sich  nach  Ancona  retten  kann.  Der  Einmarsdi 
zweier  piemont-sardinischer  Heeresabteilungen  in  den  Kirchen¬ 
staat  war  Anfang  September  mit  dem  stillschweigenden  Einver¬ 
ständnis  Napoleons  III.  und  unter  der  Voraussetzung  erfolgt, 
daß  König  Victor  Emanuel  eine  republikanisch-demokratische 
Tendenz  der  italienischen  Einigungsbewegung  Garibaldis  ver¬ 
hindern  könne.15 

29.  September  1860 

Die  Küstenstadt  des  Kirchenstaates  Ancona  (vgl.  18.  September 
1860)  muß  sich  den  piemont-sardinischen  Belagerern  ergeben. 
Der  Befehlshaber  der  päpstlichen  Truppen  Lamoriciere  gerät 
mit  der  gesamten  Besatzung  der  Stadt  in  Gefangenschaft.  Zehn 
Tage  später  wird  König  Victor  Emanuel  selbst  in  Ancona  ein- 
treffen  und  den  Oberbefehl  über  die  piemont-sardinischen  Streit¬ 
kräfte  übernehmen.  Damit  zerfällt  —  nach  dem  Königreich  bei¬ 
der  Sizilien  (vgl.  6.  September  1860)  —  nunmehr  auch  der  Kir¬ 
chenstaat.  Zunächst  gehen  ihm  Umbrien  und  die  Marken  (Adria¬ 
küste)  verloren.10 

13.  Oktober  1860 

Britische  und  französische  Truppen  rüdeen  in  Peking  ein,  nach¬ 
dem  sie  sich  den  Weg  von  der  Küste  dorthin  freigekämpft  ha¬ 
ben.  (Genau  vier  Jahrzehnte  später  wird  sich  derselbe  Vorgang 
unter  noch  dramatischeren  Umständen  wiederholen,  vgl.  17. 
August  1900.)  Daraufhin  kommen  durch  Vermittlung  des  rus¬ 
sischen  Generals  Ignatiew  erneut  Verhandlungen  zustande,  in 
denen  Lord  Eigin  für  Großbritannien  und  Baron  Gros  für 
Frankreich  die  Friedensbedingungen  des  Friedens  von  Tientsin 
noch  erheblich  erweitern  und  verschärfen  werden  (vgl.  25.  Ok¬ 
tober  1860). 17 
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20.  Oktober  1860 

In  Österreich-Ungarn  werden  durch  ein  kaiserliches  Manifest 
die  Grundzüge  der  künftigen  Verfassung  bekannt  gemacht.  Der 
Entwurf  stellt  den  Versuch  dar,  die  Interessen  des  Gesamtrei¬ 
ches  mit  den  Autonomiewünschen  der  einzelnen  Länder  mög¬ 
lichst  weitgehend  auf  einen  Nenner  zu  bringen.  Insbesondere 
Ungarn  soll  danach  seine  frühere  staatliche  Struktur  zurücker¬ 
halten.  Den  anderen  Kronländern  werden  zur  Regelung  ihrer 
Sonderfragen  eigene  Landtage  zugestanden,  aus  denen  wieder¬ 
um  Abgeordnete  in  den  Reichsrat  entsandt  werden  sollen.18 

25.  Oktober  1860 

Nach  der  Einnahme  Pekings  (vgl.  13.  Oktober  1860)  diktieren 
England  und  Frankreich  der  chinesischen  Regierung,  vertreten 
durch  Prinz  Kung,  im  Vertrag  zu  Peking  erheblich  härtere  Frie¬ 
densbedingungen,  als  es  die  bereits  maßlos  übersteigerten  Bedin¬ 
gungen  des  Friedens  von  Tientsin  waren.  China  sieht  sich  zu¬ 
nächst  gezwungen,  das  Diktat  hinzunehmen  und  muß  das  Wei¬ 
tere  der  Zukunft  überlassen.  (Seine  Stunde  wird  erst  90  Jahre 
später  kommen,  dann  allerdings  ohne  die  jetzt  herrschende 
Schicht.)  Im  einzelnen  wird  u.  a.  bestimmt:  Öffnung  der  zu¬ 
sätzlichen  Häfen  Tientsin,  Niu-Chuang,  Hankou,  Chiuchiang, 
Chin-chiang,  Chi-fu,  Shan-tou,  Hai-kou;  Durchführung  der 
Friedensbedingungen  von  Tientsin  (vgl.  27.  Juni  1858);  Revision 
des  Zolltarifs,  insbesondere  für  den  Opiumimport;  Legalisie¬ 
rung  des  Opiumhandels,  Aufhebung  der  bestehenden  Verbote 
(mit  dem  eindeutigen  Ziel  der  Zerstörung  der  Volksgehundheit); 
eine  an  England  und  Frankreich  zu  zahlende  Kriegsentschädi¬ 
gung  in  Höhe  von  nunmehr  acht  Millionen  Tael  (etwa  24  Mil¬ 
lionen  Goldmark).  Der  Kaiser  von  China,  der  nach  Jehol  aus¬ 
gewichen  ist,  wird  die  Verträge  von  Tientsin  und  Peking  am 
2.  November  dort  bestätigen.  Daraufhin  werden  die  britischen 
und  französischen  Truppen  Peking  am  10.  November  verlas¬ 
sen.  Vgl.  weiter:  noch  März  1861. 19 

2.  November  1860 

Streitkräfte  des  Königreichs  Piemont-Sardinien  erobern  die 
Stadt  Capua.  Franz  II.,  König  beider  Sizilien,  wird  mit  dem 
Rest  seiner  besten  Truppen  in  die  Festung  Gaeta  gedrängt.  Na¬ 
poleon  III.  wird,  um  den  Verdacht  von  sich  abzulenken,  daß  er 
mit  der  Eroberungspolitik  Victor  Emanuels  einverstanden  sei, 
eine  französische  Flottenabteilung  in  den  Hafen  von  Gaeta 
entsenden,  die  König  Franz  die  Möglichkeit  offen  hält,  sich  mit 
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Lebensmitteln  und  Kriegsbedarf  zu  versorgen.  Allerdings  wird 
diese  französische  Flotte  im  Januar  1861  wieder  abgezogen  wer¬ 
den,  nachdem  dem  Schein  Genüge  getan  wurde.  Vgl.  13.  Febru¬ 
ar  1861. 20 

7.  November  1860 

Garibaldi  begrüßt  in  Sessa  König  Victor  Emanuel  von  Piemont- 
Sardinien  als  „König  von  Italien“,  verzichtet  mit  den  Worten 
„Sire,  ich  gehorche“  auf  Oberbefehl  und  Diktatur  in  Süd¬ 
italien  und  zieht  an  der  Seite  des  Königs  in  Neapel  ein.  Dort  wie 
auch  in  den  ehemaligen  Kirchenstaatprovinzen  Umbrien  und  den 
Marken  haben  inzwischen  Volksabstimmungen  für  den  Anschluß 
an  Piemont-Sardinien  entschieden.  Garibaldi  selbst  wird  seine 
Freischaaren  dem  Schutze  des  Königs  empfehlen  und  sich,  Lohn 
und  Auszeichnung  ablehnend,  auf  die  Insel  Caprera  zurück¬ 
ziehen.  Vgl.  13.  Februar  1861. 21 

14.  November  1860 

In  Peking  wird  ein  russisch-chinesischer  Vertrag  unterzeichnet, 
durch  den  Rußland  die  Südspitze  der  Plalbinsel  Murawjew  im 
Süden  der  russisch-chinesischen  Küstenprovinz  (vgl.  28.  Mai 
1858)  für  sich  allein  erwirbt.  Dort  wird  im  darauffolgenden 
Jahr  zwischen  der  Amur-Bucht  und  der  Ussuri-Bucht  des  japani¬ 
schen  Meeres  Wladiwostok  gegründet  werden,  das  dann  im  Jah¬ 
re  1885  zum  russischen  Kriegshafen  ausgebaut  wird  und  seit 
1904  Endpunkt  der  transsibirischen  Bahnlinie  ist.22 

29.  November  1860 

In  Warschau  findet  anläßlich  des  Zusammentreffens  der  drei 
Herrscher  von  Österreich,  Preußen  und  Rußland  unter  den  in 
der  Karmeliterkirche  gefangen  gehaltenen  Polen  eine  Trauer¬ 
feier  statt.  Dabei  wird  zum  erstenmal  die  spätere  polnische  Na¬ 
tionalhymne  gesungen,  in  der  die  Befreiung  des  Vaterlandes  von 
der  Fremdherrschaft  der  Teilungsmächte  beschworen  wird  und 
die  bald  darauf  verboten  werden  wird.  Der  Vorgang  findet  zu¬ 
nächst  keine  weitere  Beachtung,  kann  aber  dennoch  als  ein 
erstes  Vorzeichen  für  den  polnischen  Aufstand  gegen  Rußland 
von  1863  angesehen  werden.  Vgl.  25.  Februar  1861 .23 

noch  November  1860 

Bei  den  Präsidentenwahlen  in  Nordamerika  siegt  Abraham  Lin¬ 
coln,  der  Kandidat  der  Republikanischen  Partei,  die  die  Skla¬ 
venhaltung  gänzlich  abschaffen  will,  und  der  Englisch  sprechen- 
den  Nordstaaten.  Die  Spanisch  sprechenden  Südstaaten  sind  nach 


SESSA 

GARIBALDI 
UNTERSTELLT 
SICH  VICTOR 
EMANUEL 


PEKING 

RUSSISCH¬ 

CHINESISCHER 

VERTRAG 

ABTRETUNG 

SÜD- 

MURAWIEWS 
( WLADIWOSTOK ) 


WARSCHAU 

TRAUER¬ 

KUNDGEBUNG 

POLNISCHE 

NATIONAL¬ 

HYMNE 


USA 

PRÄSIDENTEN¬ 

WAHLEN 


10.  Lieferung,  ©  K.  W.  Schütz  Verlag,  4994  Preuß.  Oldendorf,  Oktober  1975 


131 


2.7.  Ifüp 

SIEG 

LINCOLNS 


USA 

AUSTRITT  SÜD¬ 
CAROLINAS 
AUS  DER  UNION 
ZEHN  WEITERE 
SÜDSTAATEN 
FOLGEN 


MEXIKO 

ORTEGA  IN  DER 
HAUPTSTADT 

JUAREZ  LÄSST 
KIRCHENGUT 
VERKAUFEN 


ÖSTERREICH 

REGIERUNG 

SCHMERLING 


PARIS 
CREMIEUX 
ALLIANCE 
ISRAELIT  E 
UNIVERSELLE 


wie  vor  entschlossen,  an  der  Sklavenhaltung  festzuhalten  und 
sich  dem  Norden  nicht  zu  unterwerfen.  Bis  zum  Amtsantritt 
Lincolns  am  4.  März  1861  spitzen  sich  die  Gegensätze  und 
Feindseligkeiten  weiterhin  zu.24 

20.  Dezember  1860 

In  Nordamerika  erklärt  der  Staat  Süd-Carolina  seinen  Austritt 
aus  der  Union  und  leitet  damit  die  Sezession  der  elf  Südstaaten 
ein.  Als  nächste  werden  Georgia,  Florida,  Alabama  und  Missis¬ 
sippi  folgen.  Die  Lösung  von  den  Nordstaaten  erfolgt  als  Reak¬ 
tion  auf  den  Wahlsieg  Abraham  Lincolns  (vgl.:  noch  Novem¬ 
ber  1860),  der  fest  entschlossen  ist,  die  Sklavenhaltung  auch  in 
den  Südstaaten  abzuschalfen.  Vgl.  weiter  18.  Februar  1861. 25 

25.  Dezember  1860 

In  Mexiko  ziehen  Streitkräfte  des  von  den  USA  anerkannten 
Präsidenten  Benito  Juarez  (vgl.  4.  Mai  1858)  unter  dem  Befehl 
von  General  Ortega  in  die  Hauptstadt  ein.  Juarez  läßt  die  rei¬ 
chen  mexikanischen  Kirchengüter  verkaufen,  zumeist  an  nord¬ 
amerikanische  Bodenspekulanten,  und  ignoriert  die  Entschädi¬ 
gungsforderungen  europäischer  Regierungen  für  die  vielfachen 
Verletzungen  von  Rechten  und  Eigentum  während  des  Bürger¬ 
krieges.  Die  neue  mexikanische  Regierung  ist  naturgemäß  darauf 
bedacht,  zunächst  die  leeren  Staatskassen  zu  füllen.26 

noch  Dezember  1860 

Kaiser  Franz  Joseph  von  Österreich  entläßt  die  Regierung  und 
beauftragt  den  liberalen  Ritter  von  Schmerling  mit  der  Bildung 
einer  neuen.  Dieser  wird  das  endgültige  Programm  für  die  neue 
Verfassung  ausarbeiten  (vgl.  20.  Oktober  1860),  das  sowohl 
den  Landtagen  als  auch  dem  Reichsrat  das  Recht  zu  eigener  Ini¬ 
tiative  und  zur  Öffentlichkeit  einräumt  und  den  Reichsrat  durch 
direkte  Wahl  von  den  Landtagen  wählen  läßt.  Er  soll  zwei  Kam¬ 
mern  besitzen,  das  Herrenhaus  und  das  aus  Delegierten  der 
Landtage  zusammengesetzte  Abgeordnetenhaus.  Vgl.  auch  26. 
Februar  1861. 27 

noch  1860  (ohne  nähere  Datierung) 

In  Paris  begründet  der  jüdische  Rechtsanwalt  Isaak  Adolphe 
Cremieux  (1848  Mitglied  der  provisorischen  Revolutionsregie¬ 
rung)  die  Alliance  israelite  universelle,  eine  internationale  Ver¬ 
einigung  für  die  Gleichberechtigung  und  Interessen  der  Juden  in 
allen  Ländern.  Das  „Zentralkomitee“  (!)  der  Vereinigung  erhält 
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seinen  Sitz  in  Paris.  Es  wird  erfolgreich  die  gegen  Juden  erhobe¬ 
nen  Anklagen  wegen  Ritualmords  in  Ägypten  und  in  Europa 
abwehren  (Konitzer-Mordprozeß  in  Preußen  1903,  Beilis-Pro- 
zeß  in  Rußland  u.a.m.),  wird  schließlich  auch  den  Freispruch  im 
französischen  Dreyfus-Prozeß  erwirken  und  einiges  mehr.  Uber 
die  Beziehungen  und  Querverbindungen  zwischen  der  Alliance 
isradlite  universelle  und  dem  Grand  Orient  de  France  (Paris,  rue 
Cadet  16)  liegen  uns  leider  keine  Unterlagen  vor.28 


10.  Lieferung,  ©  K.  W.  Schütz  Verlag,  4994  Preuß.  Oldendorf,  Oktober  1975 


133 


1861 


2.  Januar  1861 

In  Potsdam  stirbt  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preußen  in 
geistiger  Umnachtung.  Sein  Bruder  Wilhelm,  der  ihn  bereits  seit 
Oktober  1857  vertreten,  im  Oktober  1858  die  Regentschaft  über¬ 
nommen  hat,  tritt  als  König  Wilhelm  I.  die  Nachfolge  an.  Da¬ 
mit  wird  die  Bahn  für  eine  deutsche  Einigung  unter  Führung 
Preußens  wieder  frei,  und  es  fehlt  nur  noch  der  Staatsmann, 
dem  dieses  Werk  gelingen  kann,  trotz  und  entgegen  den  Logen¬ 
verbindungen,  in  die  der  König  verstrickt  ist  und  verstrickt 
bleiben  wird.  (Vgl.  23.  September  1862.)1 

13.  Februar  1861 

Nach  vierteljähriger,  zäher  Verteidigung  muß  die  Festung  Ga- 
eta,  das  letzte  Bollwerk  des  Königreichs  beider  Sizilien  und  der 
bourbonischen  Dynastie  kapitulieren.  Franz  II.  verläßt  sie  mit 
Gattin  und  Gefolge  auf  einem  französischen  Kriegsschiff  und 
begibt  sich  nach  Rom  unter  den  Schutz  der  dortigen  französi¬ 
schen  Besatzung  (seit  1849).  Fünf  Tage  später  versammelt  König 
Victor  Emanuel  in  Turin  (Piemont)  Abgeordnete  aller  Gebiete, 
die  seine  Oberhoheit  anerkennen.  Das  ist,  ausgenommen  das 
österreichische  Venetien  und  das  dem  Papst  verbliebene  Ge¬ 
biet  um  Rom,  nunmehr  ganz  Italien.2 

18.  Februar  1861 

In  Montgomery  (Nordamerika)  bilden  die  elf  aus  der  Union  aus¬ 
geschiedenen  Südstaaten  eine  „Konföderation“,  erklären  ihre 
Unabhängigkeit  von  der  Regierung  in  Washington,  wählen  den 
früheren  Kriegsminister  der  Union,  Jefferson  Davis  aus  Ken¬ 
tucky  zum  Präsidenten  und  geben  sich  eine  provisorische  Ver¬ 
fassung.  Zwei  Wochen  später  wird  in  Washington  Abraham 
Lincoln  das  Präsidentenamt  der  Union  antreten  und  wird  sich 
der  Konföderation  gegenüber  zunächst  noch  abwartend  ver¬ 
halten.  Vgl.  weiter  14.  April  1 861  ,:J 

19.  Februar  1861 

In  Rußland  wird  die  Leibeigenschaft  durch  Gesetz  aufgehoben. 
Die  Durchführung  wird  erst  zwei  Jahre  später  erfolgen.  Etwa 
47  Millionen  Bauern  werden  davon  betroffen  und  werden  dem 
Rechte  nach  frei,  sind  damit  aber  auch  wirtschaftlich  auf  sich 
selbst  gestellt,  zumeist  ohne  ausreichenden  Grund  und  Boden. 
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Ein  Teil  des  Bodens  ist  Gemeindebesitz  (Mir).  Die  Auslösung 
ist  für  den  einzelnen  Bauern  teurer  als  der  Wert  des  Landes,  das 
ihm  künftig  gehört.  Es  wird  daher  nur  wenigen  Bauern  gelin¬ 
gen,  sich  aus  der  Verschuldung  herauszuwirtschaften  und  ihren 
Landbesitz  zu  erweitern.  Unter  den  anderen  wird  sich  das  Elend 
ausbreiten.4 

25.  Februar  1861 

In  Warschau  findet  auf  öffentliche  Einladung  hin  eine  Demon¬ 
stration  unter  starker  Beteiligung  statt.  Ein  langer  Fackelzug, 
dem  die  polnische  Fahne  vorangetragen  wird,  bewegt  sich  vom 
Altmarkt  zum  Palast  des  russischen  Statthalters  hin,  wo  Dele¬ 
gierte  des  Landwirtschaftlichen  Vereins  aus  ganz  Polen  tagen. 
Bevor  der  ständig  anwachsende  Zug  dort  anlangt,  wird  er  von 
einer  Abteilung  berittener  Gendarmerie  mit  Säbelhieben  ausein¬ 
andergetrieben.  Verhaftungen  werden  vorgenommen,  es  gibt 
Verwundete,  angeblich  auch  Tote,  denen  zwei  Tage  später  eine 
neue  Demonstration  gewidmet  wird  (vgl.  27.  Februar  1861). 5 

26.  Februar  1861 

Österreich  wandelt  sich  von  einer  absoluten  in  eine  konstitutio¬ 
nelle  Monarchie.  Die  von  Anton  Ritter  von  Schmerling  mit  Bil¬ 
ligung  Kaiser  Franz  Josephs  ausgearbeitete  Verfassung  sieht  ein 
Parlament,  den  Reichsrat  mit  zwei  Kammern,  einem  Herren¬ 
haus  und  einem  Abgeordnetenhaus  vor.  Letzteres  setzt  sich  aus 
Delegierten  der  Landtage  der  einzelnen  Kronländer  zusammen. 
Die  Verfassung  stößt  vor  allem  in  Ungarn  auf  leidenschaftliche 
Ablehnung.  Dort  ist  man  auf  vollständige  Eigenstaatlichkeit 
aus,  nur  noch  durch  Personalunion  mit  Österreich  verbunden. H 

27.  Februar  1861 

Ein  Trauerzug,  angeblich  zu  Ehren  der  Gefallenen  vom  25.  Fe¬ 
bruar  (vgl.  dort),  bewegt  sich  durch  die  Straßen  Warschaus  und 
beantwortet  die  Aufforderung  der  Gendarmerie,  auseinander¬ 
zugehen,  mit  Hohnworten  und  Steinwürfen.  Daraufhin  wird  ge¬ 
schossen.  Diesmal  gibt  es  tatsächlich  drei  Tote.  Das  genügt,  um 
die  ganze  Stadt  in  Aufruhr  zu  versetzen.  Die  Läden  werden 
geschlossen,  die  Toten  demonstrativ  auf  Brettern  durch  die  Stra¬ 
ßen  getragen,  um  den  Volkszorn  anzuheizen.  Der  russische  Statt¬ 
halter,  Fürst  Gortschakow,  weicht  zurück,  spricht  in  einer  Pro¬ 
klamation  sein  Bedauern  über  das  Vorgefallene  aus  und  ver¬ 
spricht  eine  gerichtliche  Untersuchung.  Er  gestattet,  daß  sich  ein 
„Sicherheitskomitee“  aus  angesehenen  Bürgern  der  Stadt  War- 
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schau  bildet,  daß  eine  Bürgerwehr  die  Aufrechterhaltung  der 
öffentlichen  Ordnung  übernimmt  und  daß  für  die  Toten  des 
27.  Februar  eine  feierliche  Beerdigung  veranstaltet  wird.7 

2.  März  1861 

Mit  Genehmigung  des  Statthalters  richtet  das  Warschauer  „Si¬ 
cherheitskomitee“  (vgl.  27.  Februar  1861)  eine  Adresse  an  den 
Zaren  in  Petersburg.  Darin  heißt  es,  daß  die  Ereignisse  in  War¬ 
schau  nicht  Ausbrüche  vorübergehender  Leidenschaften  einzelner 
Klassen  des  Volkes  darstellten,  sondern  die  einstimmige  Kund¬ 
gebung  unterdrückter  Empfindungen  und  unbefriedigter  Bedürf¬ 
nisse  einer  selbständigen  Nation,  die  eines  gesetzlichen  Organs 
ermangle,  durch  das  sie  unmittelbar  zum  Thron  sprechen  und 
ihre  Wünsche  und  Bedürfnisse  darlegen  hönne.  Vgl.  auch  26.  März 
1861.8 

12.  März  1861 

Auf  der  Insel  Korfu  wird  das  Parlament  der  sieben  ionischen  In¬ 
seln,  die  unter  britischer  Schutzherrschaft  stehen,  mit  einer  Bot¬ 
schaft  des  britischen  Lord-Oberkommissars  eröffnet.  Wie  aber 
die  Versammlung  die  Unabhängigkeit  und  die  Vereinigung  der 
Inseln  mit  Griechenland  verlangt,  weist  die  britische  Regie¬ 
rung  dieses  Verlangen  zurück  und  vertagt  das  Parlament,  da  sie 
dem  griechischen  Königshause  (deutscher  Abstammung)  nicht 
wohlgesonnen  ist.  Auch  in  Griechenland  selbst  schürt  sie  den 
Aufruhr  gegen  den  regierenden  König  Otto  (vgl.  noch  Novem¬ 
ber  1863).» 

16.  März  1861 

Der  württembergische  Landtag  lehnt  das  Konkordat  ab,  das  Kö¬ 
nig  Wilhelm  I.  von  Württemberg  vier  Jahre  zuvor  mit  Papst 
Pius  IX.  geschlossen  hat.  Es  kam  den  kirchlichen  Ansprüdien 
weitgehend  entgegen.  Der  Landtag  will,  wie  auch  das  badische 
Parlament  (vgl.  7.  April  1860)  das  Verhältnis  zwischen  Staat 
und  Kirche  nidit  durch  einen  Vertrag,  sondern  allein  durch  staat¬ 
liche  Gesetzgebung  geregelt  wissen.  Die  Kirche  wird  einer  sol¬ 
chen  einseitig  vom  Staate  bestimmten  Gesetzgebung  wie  in  Ba¬ 
den  so  auch  hier  nur  zögernd  und  nach  langen  Verhandlungen 
ihre  Zustimmmung  geben.10 

17.  März  1861 

Das  neu  gewählte  erste  italienische  Parlament  in  Turin  (vgl.  13. 
Februar  1861)  verabschiedet  ein  Gesetz,  nach  dem  König  Victor 
Emanuel  II.  von  Piemont-Sardinien  künftig  den  Titel  eines 

10.  Lieferung,  ©  K.  W.  Schütz  Verlag,  4994  Preuß.  Oldendorf,  Oktober  1975 


WARSCHAU 

SICHERHEITS¬ 

KOMITEE 

ADRESSE  AN 
DEN  ZAREN 


KORFU 

ERÖFFNUNG 

DES 

PARLAMENTS 
DER  SIEBEN 
JONISCHEN 
INSELN 


WÜRTTEMBERG 


LANDTAG 

LEHNT 

KONKORDAT 

AB 


TURIN 

VICTOR  EMA¬ 
NUEL  KÖNIG 
VON  ITALIEN 

13  7 


ROM 

KÜNFTIGER 

REGIERUNGS¬ 

SITZ 


POLEN 

ABTEILUNG 
FÜR  KULTUS 
UND 
UNTERRICHT 
WIELOPOLSKI 

EIGENER 

STAATSRAT 

REVOLUTIO¬ 
NÄRER  HIN¬ 
TERGRUND 


PEKING 

BRITISCHE  UND 
FRANZÖSISCHE 
GESANDT¬ 
SCHAFTS- 
RESIDENZEN 


Königs  von  Italien  führt.  Zehn  Tage  später  wird  dasselbe  Par¬ 
lament  die  Stadt  Rom  zum  künftigen  Regierungssitz  des  König¬ 
reiches  Italien  erklären.  Diese  ist  jedoch  noch  immer  (seit  dem 
Jahre  1849)  von  Frankreich  besetzt  und  zudem  die  Hauptstadt 
des  dem  Papste  verbliebenen  restlichen  Kirchenstaatsgebietes. 
Daher  wird  in  Italien  eine  Bewegung  zur  „Befreiung  Roms“ 
entstehen,  an  deren  Spitze  sich  wiederum  Garibaldi  stellen 
wird.11 


26.  März  1861 

In  einem  Ukas  des  Zaren  Alexander  II.  wird  Polen  die  Einrich¬ 
tung  einer  besonderen  Abteilung  für  Kultus  und  Unterricht  bei 
der  Regierung  des  russischen  Statthalters  in  Warschau  zuge¬ 
standen  und  die  Leitung  dieser  Abteilung  dem  polnischen  Mark¬ 
grafen  Alexander  Wielopolski  übertragen,  einem  bewährten 
polnischen  Patrioten,  der  aber  die  Zusammenarbeit  mit  Rußland 
für  unumgänglich  hält.  Ferner  werden  Polen  die  Einsetzung 
eines  eigenen  Staatsrates  und  wählbarer  Gemeinde-,  Kreis-  und 
Gouvernementsräte  zugestanden.  Doch  das  alles  genügt  den  füh¬ 
renden  Köpfen  der  revolutionären  Bewegung  in  Polen  nicht 
mehr.  Wiederum,  wie  1848/49  vermischen  sidi  mit  und  verber¬ 
gen  sich  hinter  dem  Anliegen  nationaler  Unabhängigkeit  Be¬ 
strebungen  und  Kräfte  internationaler  Art,  die  auf  den  Sturz  der 
Monarchien  und  letztendlich  auf  die  Errichtung  der  Weltrepu¬ 
blik  nach  den  Vorstellungen  der  Weltfreimaurerei  gerichtet  sind. 
Täglich  werden  nun  in  Warschau  Demonstrationen  stattfinden, 
die  die  Erinnerung  an  die  Toten  des  27.  Februar  1861  (vgl.  dort) 
wachhalten  sollen,  um  die  revolutionäre  Unruhe  in  der  Stadt¬ 
bevölkerung  nicht  abklingen  zu  lassen.  Vgl.  hierzu:  7.1 8.  April 
1861. 12 


noch  März  1861 

Im  Zuge  der  Durchführung  der  Verträge  von  Tientsin  und  Pe¬ 
king  (vgl.  27.  Juni  1858  und  25.  Oktober  1860)  richten  sich  der 
britische  und  der  französische  Gesandte  in  der  Stadt  Peking  Re¬ 
sidenzen  ein.  Der  nordamerikanische  Gesandte  wird  es  ihnen 
im  Juli  nachtun.  Die  chinesische  Regierung  ihrerseits  wird  ein 
Auswärtiges  Amt  einrichten,  das  sie  bis  dahin  nicht  gekannt  hat, 
und  wird  es  Tsung-li-ya-men  nennen,  in  wörtlicher  Bedeutung 
„die  Behörde,  die  die  Angelegenheiten  aller  Länder  in  letzter 
Instanz  regelt“  (also  eigentlich  eine  Art  Weltregierung).13 
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7./8.  April  1861 

Um  der  ständigen  Unruhe  in  Warschau  zu  begegnen  (vgl.  2. 
März  1861),  hat  die  Regierung  des  russischen  Statthalters  ver¬ 
schärfte  Polizeiverordnungen  erlassen,  die  Bürgerwehr  (vgl.  27. 
Februar  1861)  entlassen  und  schließlich  den  polnischen  Land¬ 
wirtschaftlichen  Verein  aufgelöst,  in  dem  sie  den  Ausgangspunkt 
der  nationalen  Agitation  erblickt.  Daraufhin  bewegt  sich  ein 
erneuter  langer  Demonstrationszug  vom  Grabe  der  am  27.  Fe¬ 
bruar  Gefallenen  mit  dem  Liede  „Noch  ist  Polen  nicht  verlo¬ 
ren!“  zum  Gebäude  des  Landwirtschaftlichen  Vereins,  auf  dessen 
Balkon  rasch  der  polnische  Adler  enthüllt  wird,  und  von  dort 
zum  Palast  des  Statthalters.  Fürst  Gortschakow  läßt  Militär  auf- 
ziehen,  fordert  persönlich  die  Menge  auf  auseinanderzugehen, 
weicht  aber  dann  wiederum  vor  der  Forderung  zurück,  erst  die 
Truppen  abziehen  zu  lassen.  Die  Folge  ist,  daß  sich  der  Vorgang 
am  folgenden  Tage  wiederholt.  Das  Militär  versucht  zunächst, 
die  Masse  mit  der  flachen  Klinge  zurückzutreiben.  Nach  zwei 
Stunden  wird  in  die  Luft  geschossen.  Erst  nachdem  die  Schüsse 
aus  benachbarten  Häusern  erwidert  werden  und  zwei  Soldaten 
gefallen,  andere  verwundet  sind,  wird  auch  in  die  Häuser  und 
in  die  Menge  geschossen.  Dreißig  Tote  und  zahlreiche  Verwun¬ 
dete  bleiben  auf  dem  Platz.  Die  Straßen  sind  binnen  kurzem 
mensdienleer.  Gortschakow  läßt  die  Stadt  militärisch  besetzen, 
den  Gemeinderat  auflösen  und  nahezu  den  Belagerungszustand 
verhängen.  Das  Begräbnis  der  Toten  darf  nur  in  aller  Stille  er¬ 
folgen,  alle  nationalen  Kundgebungen  werden  künftig  mit  Ge¬ 
walt  verhindert  werden.  Auch  Trauerkleidung  fällt  unter  die 
verbotenen  Demonstrationen.  Der  Widerstand  wird  sich  nun¬ 
mehr  in  die  Kirchen  verlagern.  Vgl.  weiter  22.  April  und  14. 
Oktober  1861. 14 

14.  April  1861 

In  Nordamerika  beginnt  der  Sezessionskrieg  mit  einem  Angriff 
des  Südstaatengenerals  Beaurcgard  auf  das  Fort  Sumter  bei 
Charleston,  dessen  er  sich  bemächtigt.  Der  Süden  hat  sich  auf  die¬ 
sen  Kampf  bei  zahlenmäßiger  Unterlegenheit  besser  vorbereitet 
und  mobilisiert  nahezu  die  gesamte  männliche  weiße  Bevölke¬ 
rung.  In  den  Grenzstaaten  Virginia,  Tennessee,  Kentucky  und 
Missouri  setzt  sich  der  sklavenhaltende  Teil  der  Bevölkerung 
mit  Hilfe  eines  brutalen  Terrorsystems  durch.  Lincoln  mobili¬ 
siert  zunächst  75  000  Mann,  die  sich  im  Verlauf  des  ersten 
Kriegsjahres  auf  eine  halbe  Million  verstärken.  Das  Haus  Roth¬ 
schild  setzt  traditionsgemäß  finanzpolitisch  auf  beide  Seiten.  Sein 
Agent  August  Beimont  (vormals  Schönberg)  ist  Mitglied  des  De- 
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mokratischen  Nationalkomitees  in  New  York.  Die  Südstaaten¬ 
föderation  erhält  Anleihen  über  das  Bankhaus  Erlanger,  Ver¬ 
wandte  der  Rothschilds.  Der  Kontaktmann  in  der  Föderation 
ist  der  Staatssekretär  Judah  P.  Benjamin,  Teilhaber  der  Firma 
Slidell,  Benjamin  &  Conrad  in  Louisiana.  Slidells  Nichte  wieder¬ 
um  ist  mit  Beimont  verheiratet.  Lincoln  durchschaut  das  Spiel 
teilweise  und  sucht  durch  das  Auflegen  von  Staatsanleihen  gegen 
den  wütenden  Widerstand  Beimonts  von  den  jüdischen  Groß¬ 
banken  unabhängig  zu  bleiben.  Er  wird  nach  seiner  Wiederwahl 
ermordet  werden.  Vgl.  15.  April  1865. 15 

20.  April  1861 

Vor  dem  Parlament  des  Königreiches  Piemont-Sardinien  er¬ 
scheint  Garibaldi  und  beschwert  sich  mit  scharfen  Worten  über 
die  Auflösung  des  von  ihm  gesammelten  Freiwilligenheeres  so¬ 
wie  über  die  Behandlung  seiner  ehemaligen  Waffengefährten. 
Audi  fordert  er  eine  allgemeine  Volksbewaffnung.  Er  ist,  eben¬ 
so  wie  die  Anhänger  Mazzinis  und  seines  Geheimbundes,  unzu¬ 
frieden  damit,  daß  Rom  immer  noch  dem  Papst  und  Venedig 
immer  noch  Österreich  gehört.  Die  Entwicklung  geht  ihm  zu 
langsam.  Es  gelingt  aber  dem  Grafen  Cavour,  Garibaldi  zu  be¬ 
schwichtigen.  Er  kehrt  auf  die  Insel  Caprera  zurück.16 

22.  April  1861 

Markgraf  Wielopolski,  der  polnische  Leiter  der  Kultusabteilung 
bei  der  Regierung  des  russischen  Statthalters  in  Warschau  (vgl. 
26.  März  1861),  veröffentlicht  einen  Erlaß  gegen  die  Agitation 
von  seiten  der  polnischen  Priesterschaft,  worin  er  diese  beschul¬ 
digt,  „in  der  Nation  offenen  Haß  gegen  die  Regierung  zu  er¬ 
wecken“.  Gleichzeitig  fordert  der  Statthalter,  Fürst  Gortscha- 
kow,  den  Erzbischof  von  Warschau,  Fialkowski,  auf,  einen  be¬ 
ruhigenden  Hirtenbrief  an  die  Geistlichkeit  zu  erlassen.  Der 
Erzbischof  lehnt  ab.  In  den  Kirchen  werden  weiterhin  national¬ 
religiöse  Lieder  gesungen,  in  denen  die  Wiederherstellung  Polens 
vom  Himmel  erbeten  wird.17 

26.  Juni  1861 

In  Konstantinopel  stirbt  der  Sultan  Abdul-Medschid,  kurz  nach¬ 
dem  die  französischen  Truppen  Syrien  wieder  geräumt  haben, 
das  sie  1860  aufgrund  blutiger  Christenverfolgungen  dort  be¬ 
setzt  hatten.  Der  verstorbene  Sultan  hat  diesen  Vorgängen 
machtlos  gegenübergestanden,  offenbar  mehr  dem  Lebensgenuß 
als  der  Staatsführung  zugetan.  Sein  Nachfolger  (und  Bruder) 
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Abdul  Aziz  wird  sich  zunächst  der  Beseitigung  einiger  alteinge¬ 
wurzelter  Übelstände  widmen,  aber  bald  ebenfalls  der  Günst¬ 
lingswirtschaft  und  Verschwendung  verfallen.18 

14.  Juli  1861 

In  Baden-Baden  verübt  der  Student  Oskar  Becker  ein  Attentat 
auf  König  Wilhelm  I.  von  Preußen.  Der  König  erblickt  in  die¬ 
sem  Anschlag  die  Auswirkung  eines  religionsfeindlichen,  dem 
Bewußtsein  der  Loyalität  entfremdeten  liberalistischen  Zeitgei¬ 
stes.  Er  erkennt  es  als  seine  königliche  Pflicht,  seinem  Gewissen 
zu  folgen  und  diesen  auflösenden  Tendenzen  mit  allen  ihm  zu 
Gebote  stehenden  Kräften  entgegenzuwirken  und  der  wachsen¬ 
den  fortschrittlichen  Mehrheit  im  Parlament  nicht  nachzuge¬ 
ben.  Die  Quelle  dieses  Zeitgeistes  erkennt  er,  der  selber  Frei¬ 
maurer  ist,  offenbar  nicht.19 

17.  Juli  1861 

Im  nordamerikanischen  Sezessionskrieg  (vgl.  14.  April  1861) 
bringt  der  Südstaatengeneral  Beauregard  bei  Bulls  Run  den  ge¬ 
gen  Richmond  vorrückenden  Unionstruppen  eine  Niederlage 
bei.  Den  Oberbefehl  der  Konföderationsstreitkräfte  hat  Robert 
E.  Lee  inne.  Die  Kämpfe  spielen  sich  vorwiegend  in  Virginia, 
Maryland  und  Missouri  ab,  beiderseits  mit  beispielloser  Grau¬ 
samkeit  geführt  und  mit  lange  Zeit  nachwirkenden  Zerstörungen 
verbunden.  Die  Unionsregierung  verhängt  über  die  gesamte 
West-  und  Südküste  eine  Blockade  und  unterbindet  jeden  Han¬ 
del  der  Südstaaten  mit  Europa.20 

noch  Juli  1861 

Der  mexikanische  Kongreß  beschließt  ein  Gesetz,  nach  dem  alle 
Auslandszahlungen,  auch  die  Zinszahlungen  für  eine  britische 
Anleihe,  für  die  Dauer  von  zwei  Jahren  eingestellt  werden. 
Gleichzeitig  wird  der  Zoll  auf  Importwaren  verdoppelt.  Diese 
Maßnahmen  veranlassen  Spanien,  wo  man  ohnehin  über  den 
Verkauf  der  mexikanischen  Kirchengüter  (vgl.  25.  Dezember 
1860)  empört  ist,  sich  mit  dem  Vorschlag  einer  gemeinsamen 
Intervention  an  Frankreich  und  Großbritannien  zu  wenden  (vgl. 
31.  Oktober  1861).21 

22.  August  1861 

In  Je-ho  in  der  Mandschurei  stirbt  der  Kaiser  Hien-fong  von 
China  nach  der  endgültigen  Niederlage  seines  Reiches  gegenüber 
den  europäischen  Großmächten  (vgl.  13.  und  25.  Oktober  1860). 
Er  hinterläßt  einen  sechsjährigen  Thronfolger  Ki-tsiang  und 
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hat  für  diesen  vor  seinem  Tode  einen  achtköpfigen  Regent- 
schaftsrat  eingesetzt,  der  aber  bald  darauf  durch  eine  Palast¬ 
revolution  beseitigt  werden  wird.  Die  Regentschaft  geht  auf  den 
Onkel  des  Thronfolgers,  den  Prinzen  Kong  über,  der  die  Frie¬ 
densverhandlungen  mit  den  europäischen  Mächten  geführt  hat, 
sowie  auf  die  Kaiserin-Witwe  Tsu-hsi.-- 


2.  September  1861 

Analog  zu  den  erzwungenen  Friedens-  und  gleichzeitig  Han¬ 
delsverträgen  Frankreichs  und  Großbritanniens  mit  China  von 
Tientsin  und  Peking  (vgl.  27.  Juni  1858  und  25.  Oktober  1860) 
schließt  nunmehr  auch  Preußen  einen  Handels-  und  Schiffahrts¬ 
vertrag  mit  China,  der  allerdings  erst  1864  in  Schanghai  rati¬ 
fiziert  werden  wird.  Er  wird  1866  auf  den  Norddeutsdien  Bund 
und  1871  auf  das  Deutsche  Reich  übergehen.  Zahlreiche  andere 
Staaten  werden  mit  entsprechenden  Verträgen  folgen  (vgl.  13. 
August  1862).  China  steht  allen  offen.23 

noch  September  1861 

In  den  Bürgerkriegskämpfen  zwischen  Buenos  Aires  und  den 
argentinischen  Bundestruppen  unter  dem  Befehl  Urquizas  kann 
General  Bartolome  Mitre  für  Buenos  Aires  einen  entscheiden¬ 
den  Sieg  erringen.  Daraufhin  löst  sich  die  Bundesregierung,  die 
ihren  Sitz  inzwischen  wieder,  wie  schon  1853,  in  Bajada  del 
Parana  genommen  hatte,  auf.  Der  Präsident  Dcrqui  flieht  nach 
Montevideo,  und  im  darauffolgenden  Jahr  1862  wird  Mitre  zum 
Präsidenten  gewählt  werden  und  den  Kongreß  wieder  nach 
Buenos  Aires  einberufen.  Mitre  wird  bis  1868  an  der  Regierung 
bleiben  und  den  Staat  weitgehend  konsolidieren.24 

14.  Oktober  1861 

Nach  monatelangen  Demonstrationen  der  polnischen  Bevölke¬ 
rung  Warschaus,  bei  denen  mehrfach  das  russische  Militär  durch 
feindselige  Handlungen  zum  bewaffneten  Einschreiten  regel¬ 
recht  provoziert  wurde,  verhängt  der  neue  russische  Statthalter 
Lambert  den  Kriegszustand  über  das  gesamte  ehemalige  König¬ 
reich  Polen,  verbietet  durch  Proklamation  das  Tragen  von  Ab¬ 
zeichen  und  Nationaltrachten,  das  Singen  des  Liedes  „Noch  ist 
Polen  nicht  verloren“  und  das  Verteilen  von  nationalpolnischen 
Flugschriften.  Tags  darauf  werden  die  Warschauer  Kathedrale 
und  die  Bernhardinerkirche  durch  Militär  geräumt,  da  sich  dar¬ 
in  die  Teilnehmer  an  einer  verbotenen  Demonstration  versam¬ 
melt  halten.  Daraufhin  erklärt  die  Geistlichkeit  die  Kirchen 
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für  entweiht  und  schließt  sie  einstweilen.  Graf  Lambert  tritt  zu¬ 
rück.  An  seine  Stelle  tritt  General  Luders,  der  zahlreiche  Geiseln 
nehmen  und  in  entfernte  Festungen  verbringen  läßt.  Audi  der 
Verwalter  des  Erzbistums  wird  inhaftiert  und  sogar  kriegsge¬ 
richtlich  zum  Tode  verurteilt,  allerdings  auf  Ersuchen  des  Pap¬ 
stes  vom  Zaren  zu  einem  Jahr  Festungshaft  begnadigt  werden.25 

18.  Oktober  1861 

Bei  den  Krönungsfeierlichkeiten  in  Königsberg  betont  König 
Wilhelm  I.  von  Preußen  ausdrücklich,  daß  die  Herrscher  Preu¬ 
ßens  ihre  Krone  von  Gott  empfingen,  und  daß  auch  er  selber 
in  diesem  Sinne  „die  Krone  vom  Tische  des  Herrn“  nehme  und 
auf  sein  Haupt  setze.  Die  Häuser  des  Landtages  seien  dazu  be¬ 
rufen,  dem  Könige  zu  raten.  Damit  ist  klar  zum  Ausdruck  ge¬ 
bracht,  daß  Wilhelm  I.  nicht  daran  denkt,  dem  Parlament  die 
von  der  Fortschrittspartei  angestrebte  eigene  Entscheidungsge¬ 
walt  einzuräumen. 2B 

31.  Oktober  1861 

Frankreich,  Großbritannien  und  Spanien  erklären  in  der  Kon¬ 
vention  von  London,  „daß  sie  sich  durch  die  Unzuverlässigkeit 
der  mexikanischen  Behörden  [vgl.:  noch  Juli  1861]  in  die  Lage 
versetzt  sähen,  für  ihre  Untertanen  und  ihren  Besitz  [in  Me¬ 
xiko]  größeren  Schutz  zu  verlangen  und  die  Ausführung  der 
vertragsmäßigen  Verpflichtungen  zu  fordern“.  Damit  solle  je¬ 
doch  keine  Einmischung  in  das  Recht  des  mexikanischen  Volkes 
verbunden  sein,  sich  seine  Regierungsform  frei  zu  wählen.  Auch 
seien  keine  Besitzerweiterungen  in  Mexiko  beabsichtigt.  (Vgl. 
weiter  19.  Februar  1862.)27 

noch  Oktober  1861 

Der  Militärbefehlshaber  von  La  Paz,  Bolivien,  Oberst  Placide 
Yanez,  läßt  auf  die  Meldung  hin,  daß  eine  Verschwörung  gegen 
den  Präsidenten  de  Acha  geplant  sei,  kurzerhand  einhundert- 
undsechs  angeblich  Beteiligte  erschießen,  unter  ihnen  den  Vor¬ 
gänger  de  Achas,  General  Cordova,  und  den  Bruder  des  frühe¬ 
ren  Präsidenten  Belzu  (vgl.:  noch  August  1855).  Dennoch  wer¬ 
den  im  folgenden  Jahre  noch  mehrere  Verschwörungen  gegen 
de  Acha  versucht  werden,  von  denen  die  des  Generals  Perez  erst 
nach  einem  verlustreichen  Gefecht  unterdrückt  werden  kann.28 

11.  November  1861 

In  Portugal  stirbt  der  König  Dom  Pedro  V.  an  einer  Fieber¬ 
erkrankung.  Da  gleichzeitig  auch  zwei  seiner  Brüder  der  gleichen 
Krankheit  erliegen,  will  die  Bevölkerung  der  Hauptstadt  Lissa¬ 
bon  nicht  an  einen  natürlichen  Tod  glauben  und  wird  unruhig. 
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Der  dritte  Bruder  Dom  Pedros,  Ludwig,  tritt  die  Thronfolge  an 
und  leistet  vor  den  versammelten  Cortes  den  Eid  auf  die  Ver¬ 
fassung.  Der  Marquis  v.  Loule  (vgl.  15.  November  1853)  bleibt 
an  der  Spitze  der  Regierung  und  leitet  ein  liberales  Reform¬ 
programm  ein.  Portugal  wird  endgültig  eine  konstitutionelle 
Monarchie.29 


26.  Dezember  1861 

Die  nordamerikanische  Unionsregierung  erklärt  sich  bereit,  zwei 
gefangene  Agenten  der  Südstaaten  an  Großbritannien  auszulie¬ 
fern,  die  einer  ihrer  Seeoffiziere,  der  Fregattenkapitän  Wilkes, 
im  Bahamakanal  gewaltsam  von  einem  britischen  Passagier-  und 
Postschiff  geholt  hat.  Sie  wendet  damit  einen  sonst  unvermeid¬ 
lichen  zusätzlichen  Krieg  gegen  Großbritannien  ab,  das  ohnehin 
des  Baumwollhandels  wegen  auf  Seiten  der  Südstaaten  steht  und 
die  Blockade  (vgl.  17.  Juli  1861)  als  einen  feindseligen  Akt  be¬ 
trachtet.30 


noch  1861  (ohne  nähere  Datierung) 

In  Australien  versuchen  zwei  britische  Expeditionen  eine  Durch¬ 
querung  des  Erdteils  von  Süden  nach  Norden.  Die  erste  unter 
Führung  von  Robert  O’Hara  Burke  gelangt  von  Melbourne 
ausgehend  zur  Nordküste  beim  Carpentaria-Golf,  kommt  aber 
auf  dem  Rückwege  um.  Die  zweite  unter  John  McDouall  Stuart 
nimmt  ihren  Ausgang  von  Adelaide  und  wird  im  folgenden  Jahr 
1862  bei  Darwin  die  Chambers  Bay  erreichen.  Zehn  Jahre  spä¬ 
ter  wird  auf  dieser  Route  die  transkontinentale  Telegraphen¬ 
linie  errichtet  werden. 
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1862 


19.  Februar  1862 

Frankreich,  Großbritannien  und  Spanien  richten  ein  zurückhal¬ 
tend  formuliertes  Manifest  an  die  mexikanische  Regierung,  nach¬ 
dem  drei  Geschwader  mit  Landetruppen  (ohne  gemeinsamen 
Oberbefehl)  nach  Mexiko  entsandt  wurden  und  dort  in  Vera¬ 
cruz,  Tehuacan  und  Cordova  Fuß  gefaßt  haben  (vgl.  31.  Ok¬ 
tober  1861).  Der  mexikanische  Präsident  Benito  Juarez  beant¬ 
wortet  die  Invasion  und  das  Manifest  mit  einer  Strafandrohung 
für  alle,  die  mit  den  Invasoren  Verbindung  aufnehmen  würden. 
Ein  Ultimatum  der  Befehlshaber  der  drei  Expeditionskorps  wird 
er  zunächst  unbeantwortet  lassen  und  dann  mit  höhnischen  Wor¬ 
ten  zurückweisen.  Trotzdem  werden  die  drei  Befehlshaber  im 
Vertrag  von  La  Soledad  eine  Art  Waffenstillstand  mit  Juarez 
schließen,  in  dem  sie  sogar  seine  Präsidentschaft  anerkennen,  ganz 
im  Widerspruch  zum  Inhalt  der  Londoner  Konvention  (vgl.  31. 
Oktober  1861).1 

noch  Februar  1862 

In  Griechenland  bricht  eine  Militärrevolte  in  Nauplia  aus.  Sie 
wird  erst  im  April  unterdrückt  werden  können.  Ursache  ist  die 
Unzufriedenheit  der  Truppen  mit  der  passiven  Rolle,  die  Grie¬ 
chenland  im  Krimkriege  gespielt  hat.  König  Otto,  aus  bayeri¬ 
schem  Hause,  hat  keinerlei  kriegerischen  Ehrgeiz  gezeigt  und 
auch  keinen  Versuch  unternommen,  Griechenland  angesichts  des 
Machtverlustes  des  Osmanischen  Reiches  die  Rolle  einer  politisch 
führenden  Macht  spielen  zu  lassen,  wie  es  der  ehrgeizigen  Be¬ 
völkerung  in  Verkennung  ihrer  begrenzten  Leistungsfähigkeit 
vorschwebt.2 

9.  März  1862 

Auf  der  Reede  von  Norfolk  liefern  sich  die  beiden  Panzerschiffe 
„Merrimac“  von  der  Südstaatenflotte  und  „Monitor“  von  der 
Unionsflotte  ein  schweres  Artilleriegefecht.  Auf  beiden  Schif¬ 
fen  entstehen  umfangreiche  Zerstörungen,  aber  keines  wird  be¬ 
wegungsunfähig  geschossen.  Es  entsteht  weltweit  der  Eindruck, 
daß  mit  diesem  Kampfe  eine  neue  Ära  der  Seekriegsführung 
beginnt.  Wenig  später  wird  sich  die  „Merrimac“  selbst  zerstören, 
um  nicht  in  die  Hände  der  Gegner  zu  fallen.  Eine  Umrüstung 
für  den  Einsatz  im  St.- James-Fluß  hat  das  Schiff  dem  „Monitor“ 
unterlegen  gemacht.3 
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17.  März  1862 

König  Wilhelm  I.  von  Preußen  entläßt  die  im  November  1858 
berufene  Regierung  des  Fürsten  Karl  Anton  von  Hohenzol- 
lern,  nachdem  der  Kampf  um  die  Heeresreform  zum  Konflikt 
zwischen  dem  König  und  der  liberalen  Mehrheit  im  preußischen 
Landtag  geführt  hat.  An  die  Stelle  der  entlassenen  Regierung 
tritt  zunächst  ein  konservatives  Beamtenkabinett,  das  noch  im 
selben  Jahre  der  Regierung  Otto  von  Bismarcks  Platz  machen 
wird  (vgl.  23.  September  1862).  Damit  ist  das  Bestreben  der 
sogenannten  „Neuen  Ära“,  nämlich  ein  liberales  Preußen  zur 
deutschen  Führungsmacht  zu  machen,  endgültig  gescheitert.4 

16.  April  1862 

Der  Kongreß  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  beschließt, 
600  Millionen  Dollar  zur  Verfügung  zu  stellen  „für  die  Aus¬ 
wanderung  und  Unterhaltung  von  Personen  afrikanischer  Ab¬ 
stammung,  die  auszuwandern  wünschen“.  Bereits  in  der  Eman- 
cipation  Proclamation  des  Präsidenten  Abraham  Lincoln  hieß 
es:  „Ich  erkläre  hiermit,  daß  die  Anstrengungen,  Personen  afri¬ 
kanischer  Herkunft  mit  ihrer  Einwilligung  in  ihrem  Kontinent 
oder  anderenorts  anzusiedeln,  fortgesetzt  werden.“  Doch  wird 
es  trotz  der  bewilligten  Summe  nicht  zu  einer  umfassenden 
Rücksiedlung  der  Neger  kommen.  Noch  hundert  Jahre  später 
(vgl.  13.  Juni  1968)  wird  ein  erneuter  Antrag  auf  Rücksiedlung 
erfolglos  bleiben.  Es  drängt  sich  der  Eindruck  auf,  daß  einfluß¬ 
reiche  Kreise  nicht  daran  interessiert  sind,  die  vernünftigste  Lö¬ 
sung  des  amerikanischen  Negerproblems  zu  verwirklichen,  so¬ 
lange  dies  noch  möglich  ist.4a 

28.  April  1862 

Im  nordamerikanischen  Sezessionskrieg  (vgl.  15.  April,  17.  Juli, 
26.  Dezember  1861)  gelingt  es  den  Unionstruppen,  die  Handels¬ 
metropole  der  Südstaaten,  die  Stadt  New  Orleans,  einzuneh¬ 
men.  Ihre  Geschwader  beherrschen  den  Mississippistrom  bis 
Vicksburg.  Dodi  wird  dieser  Erfolg  noch  zu  keiner  Entscheidung 
des  Krieges  führen.  Die  schwersten  und  verlustreichsten  Kämp¬ 
fe  und  Zerstörungen  stehen  erst  noch  bevor.  Sie  werden  im  Mai 
1862  in  der  Umgebung  von  Richmond  beginnen,  wo  sich  die 
Generäle  Beauregard  und  M’Clellan  gegenüberstehen.  Vgl.  3. 
Juli  1 862.5 

noch  April  1862 

Das  britische  und  das  spanische  Expeditionskorps  verlassen  Mexi¬ 
ko  und  kehren  nachEuropa  zurück,  nachdem  im  französischen  La¬ 
ger  der  Einfluß  des  konservativen  Mexikaners  und  Juarez-Geg- 
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ners  Juan  Almonte  bestimmend  geworden  ist  und  der  franzö¬ 
sische  Befehlshaber  Jurien  de  la  Graviere  die  Auslieferung  Al- 
montes  an  Juarez  entschieden  abgelehnt  hat.  Auch  hat  sich  der 
Verdacht  verdichtet,  daß  Kaiser  Napoleon  III.  Mexiko  ganz  un¬ 
ter  französischen  Einfluß  zu  bringen  trachtet.  Weder  Großbri¬ 
tannien  noch  Spanien  sehen  sich  veranlaßt,  ihm  dabei  zu  helfen.0 

Ferdinand  Lassalle,  ein  jüdischer  Intellektueller  aus  Breslau  und 
Revolutionär  von  1848  (vgl.  31.  August  1864),  veröffentlicht 
seine  Vorstellungen  von  der  künftigen  Rolle  des  Arbeiters:  „Über 
den  besonderen  Zusammenhang  der  gegenwärtigen  Geschichts¬ 
periode  mit  der  Idee  des  Arbeiterstandes“.  Darin  kritisiert  er 
scharf  die  Staatsauffassung  des  Liberalismus  („Nachtwächter¬ 
gedanke“),  insbesondere  den  Verzicht  auf  staatliches  Eingreifen 
in  die  wirtsdiaftlich-sozialen  Verhältnisse,  fordert  die  Organi¬ 
sierung  der  Arbeiterschaft  (vgl.  23.  Mai  1863),  ihre  Beteiligung 
an  der  Produktionslenkung  durch  Übernahme  des  Staates  mit 
Hilfe  des  allgemeinen  und  gleichen  Wahlrechtes.  Hierin  unter¬ 
scheidet  sich  das  Programm  Lassalles  wesentlich  von  dem  Marx- 
Engelsschen,  das  den  Staat  nicht  parlamentarisch,  sondern  auf 
dem  Wege  der  Weltrevolution  des  Proletariats  erobern  will. 
Schon  das  Wort  „Arbeiterstand“  kennzeichnet  diesen  Unter¬ 
schied.  Vgl.  weiter  23.  Mai  1 863. 7 

24.  Mai  1862 

Preußen  droht  Kurhessen  (Kassel)  mit  militärischer  Besetzung. 
Auf  Veranlassung  Preußens  beschloß  der  deutsche  Bundestag, 
daß  in  Kurhessen  (Hessen-Kassel)  die  Verfassung  von  1831  wie¬ 
derherzustellen  sei.  Sie  war  im  März  1852,  ebenfalls  durch  Bun¬ 
destagsbeschluß,  außer  Kraft  gesetzt  und  im  April  1852  (vgl. 
dort)  durch  eine  Zweikammer-Verfassung  ersetzt  worden.  Dem 
neuen  Bundestagsbeschluß,  die  alte  Verfassung  wiedereinzuset¬ 
zen,  ging  die  dreimalige  Auflösung  der  hessischen  Kammern  vor¬ 
aus.  Die  Durchführung  des  Beschlusses  kann  nunmehr  nur  durch 
die  Drohung  mit  der  militärischen  Besetzung  des  Landes  durch 
Preußen  erzwungen  werden,  der  ein  Wink  Österreichs  an  den 
Kurfürsten  folgt.  Vgl.  18.  Juni  1866.° 

5.  Juni  1862 

Drei  Jahre  nach  der  Einnahme  Saigons  durch  die  Franzosen 
(1859)  tritt  Annam  im  Vertrag  von  Saigon  die  drei  östlichen 
Provinzen  Cochinchinas  an  Frankreich  ab.  Sie  bilden  den  Grund¬ 
stock  zu  Französisch-Indochina  (vgl.  25.  August  1883).  Zwei 
Jahre  später  (1864)  wird  sich  auch  Kambodscha  unter  die 
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Schutzherrschaft  Frankreichs  stellen,  und  zwar  gegen  den  Willen 
König  Ramas  IV.  von  Siant  (vgl.  18.  April  1855),  dessen  Ver¬ 
träge  mit  europäischen  Mächten  und  den  USA  sich  gegen  die 
französische  Expansion  in  Südostasien  als  wirkungslos  erwei¬ 
sen. 

18.  Juni  1862 

Im  Rahmen  der  Indianerausrottung  in  Nordkalifornien  (vgl.: 
noch  1852,  noch  1857,  noch  1859)  findet  auf  einer  Ranch  in  Forks 
of  Butte  am  oberen  Butte  Creek  eine  Versammlung  von  Sied¬ 
lern  statt,  um  den  weiteren  Verlauf  der  Vernichtungsaktion  zu 
planen.  24  Männer  melden  sich  freiwillig  „zur  Säuberung  der 
Berge  von  wilden  Indianern“.  Offensichtlich  werden  diese  Ver¬ 
sammlung  und  ihr  Zweck  den  Yahi-Guerillas  bekannt.  Tags 
darauf  werden  nordwestlich  von  Forks  of  Butte,  am  Rock  Creek, 
drei  weiße  Sicdlerkinder  umgebracht.  Eine  sofortige  Vergel¬ 
tungsaktion  in  den  Bergen  tötet  wahllos,  was  den  Teilnehmern 
an  Indianern  in  die  Quere  kommt.  Das  war  ja  ohnehin  schon 
beschlossen  worden,  auch  ohne  den  Mord  an  den  drei  Kindern. 
Außerdem  werden  nunmehr,  auf  einen  Bericht  des  Gouverneurs 
von  Kalifornien,  Leland  Stanford,  hin,  Truppen  entsandt.  Vgl. 
weiter:  noch  August  1864.8a 

28. Juni  1862 

Bismarck  sagt  voraus:  „Man  wird  in  Wien  Venetien  und  das 
linke  Rheinufer  opfern,  wenn  man  dafür  auf  dem  rechten  eine 
Bundesverfassung  mit  gesichertem  Übergewicht  Österreichs  ge¬ 
winnt.  Ein  sentimentales  Deutschtum  ist  seit  Jahrhunderten  nie¬ 
mals  das  leitende  Prinzip  in  der  Wiener  Hofburg  gewesen,  und 
die  deutsdie  Phrase  hat  dort  nur  solange  Kurs,  als  sie  zum  Leit¬ 
seil  für  uns  [Preußen]  und  die  Würzburger  dient.“  Vgl.  hierzu 
12.  Juni  1866. 8b 

noch  Juni  1862 

Zar  Alexander  II.  ernennt  seinen  Bruder,  den  Großfürsten  Kon¬ 
stantin,  zum  Statthalter  in  Polen  und  gibt  ihm  den  polnischen 
Markgrafen  Wielopolski  (vgl.  26.  März  1861)  als  Chef  der 
Zivilverwaltung  zur  Seite.  Dieser  vertritt  den  Standpunkt,  „daß 
Polen  zwar  seiner  eigenen  nationalen  Entwicklung  unter  dem 
Schutze  freier  Institutionen  zurückgegeben  werden  müsse,  aber 
in  enger  Anlehnung  an  das  stammverwandte  Rußland  und  unter 
derselben  Dynastie  mit  demselben  vereint.“  Das  ist  natürlich 
nicht  der  Standpunkt  der  Revolutionäre  im  In-  und  Auslande, 
und  infolgedessen  werden  auch  die  weitgehenden  Reformen,  die 
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der  Großfürst  und  Wielopolski  nunmehr  durchführen,  den  in¬ 
neren  Frieden  in  Polen  nicht  herbeiführen  können.  Weder  die 
polnischen  Gemeinde-,  Kreis-  und  Gouvernementsrätc,  die  nun 
gewählt  werden  und  ihre  Tätigkeit  beginnen,  noch  die  vom 
Zaren  ausgewählten  polnischen  Gouvernementspräsidenten,  we¬ 
der  die  Einsetzung  eines  polnischen  Staatsrates  noch  die  Umge¬ 
staltung  des  Unterrichts  Wesens  im  polnischen  Sinne  und  der 
Ausbau  der  Universität  Warschau  genügen  den  Nationalrevolu- 
tionären.  Die  große  Masse  der  städtischen.  Bevölkerung  bleibt 
nach  wie  vor  „unter  dem  Einfluß  einer  geheimen  Verschwörung, 
deren  Häupter  das  ganze  Königreich  [Polen]  unter  das  Joch 
eines  revolutionären  Terrorismus  stellten.  Das  Absingen  der 
verpönten  Hymne,  Mordversuche  in  rascher  Zeitfolge  auf  Lü- 
ders,  auf  den  Großfürsten  selbst,  auf  Wielopolski  unternommen, 
und  andere  Manifestationen  waren  düstere  Symptome  der  .  .  . 
herrschenden  revolutionären  Gesinnung.  Der  polnische  Adel  mit 
dem  Grafen  Andreas  Zamoyski  an  der  Spitze  trat  in  die  natio¬ 
nale  Strömung  ein,  teils  aus  Überzeugung,  teils  ans  Furcht  vor 
den  Häuptern  der  Revolutionspartei  im  Inlande  und  Auslan¬ 
de  . .  .“.,J 

3.  Juli  1862 

Unmittelbar  bei  der  nordamerikanischen  Stadt  Richmond  findet 
eine  sieben  Tage  andauernde  Schladit  zwischen  Unions-  und 
Konföderationstruppen  ihr  Ende,  die,  beiderseits  mit  wildem 
Fanatismus  geführt,  furchtbare  Verluste  verursacht  hat.M’Clellan 
muß  den  Gedanken  einer  Eroberung  Ricbmonds  aufgeben  und 
die  Unionsstreitkräfte  wieder  über  den  Potomac  zurückführen. 
Die  Konföderationstruppen  werden  nun  ihrerseits  in  die  Nord¬ 
staaten  einfallen  und  zeitweise  sogar  Washington  bedrohen,  bis 
sie  am  16.  September  (vgl.  dort!)  in  der  Schlacht  von  Antietam 
eine  Niederlage  erleiden,  die  sic  zum  Rückzug  zwingt.10 

13.  August  1862 

Portugal  schließt  einen  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit 
China,  der  in  den  wesentlichen  Punkten  nach  dem  Muster  der 
erzwungenen  Verträge  von  Tientsin  und  Peking  (vgl.  27.  Juni 
1858  und  25.  Oktober  1860)  sowie  des  preußisch-chinesischen 
Vertrages  vom  2.  September  1861  (vgl.  dort)  angelegt  ist.  In  der 
Kette  dieser  fast  gleichlautenden  Verträge,  mit  denen  sich  die 
Mächte  Eingang  und  Vorrechte  in  China  sichern,  werden  folgen 
Dänemark  am  13.  Juli  1863,  die  Niederlande  am  6.  Oktober 
1863,  Spanien  am  10.  Oktober  1864,  Belgien  am  2.  November 
1865,  Italien  am  26.  Oktober  1866,  Österreich-Ungarn  am  2. 
September  1869,  Japan  am  13.  September  1871. 11 
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28.  August  1862 

Bei  Aspromonte  im  südlichsten  Italien  (östlich  Reggio)  kommt 
es  zu  einem  Gefecht  zwischen  den  Freischaren  Garibaldis  auf 
seinem  Feldzug  zur  „Befreiung  Roms“  (vgl.  17.  März  1861)  und 
königlich  italienischen  Truppen,  die  diesen  Feldzug  aus  poli¬ 
tischen  Gründen  unter  allen  Umständen  zu  verhindern  haben. 
Garibaldi  selbst  gerät  mit  einer  langwierigen,  schlecht  heilenden 
Verwundung  in  Gefangenschaft.  Die  Bewegung  zur  Befreiung 
Roms  mit  ihrem  republikanisch-revolutionären  Hintergrund  ist 
ihrer  Gallionsfigur  bis  auf  weiteres  beraubt  und  erfährt  einen 
empfindlichen  Rückschlag.12 

noch  August  1862 

Neue  französische  Streitkräfte  landen  in  Mexiko.  Dem  neuen 
Oberbefehlshaber,  General  Forcy,  stehen  nun  insgesamt  etwa 
30  000  Mann  zur  Verfügung,  mit  denen  er  den  Kampf  gegen 
die  Streitkräfte  des  mexikanischen  Präsidenten  Juarez  auf¬ 
nimmt.  Von  der  Londoner  Konvention  (vgl.  31.  Oktober  1861) 
ist  nicht  mehr  die  Rede,  auch  nicht  von  den  Entschädigungen 
für  die  Verletzung  europäischen  Eigentums  im  Bürgerkrieg.  Na¬ 
poleon  III.  verfolgt  vielmehr  nunmehr  ganz  eindeutig  impe¬ 
riale  Ziele.13 

10.  September  1862 

In  Paraguay  stirbt  nach  mehr  als  zwanzigjähriger  Regierungs¬ 
zeit  der  Präsident  Carlos  Antonio  Lopez.  Er  hat  wie  sein  Vor¬ 
gänger  Francia,  alle  Regierungs-  und  Richtergewalt  in  seiner 
Hand  vereinigt,  die  Unabhängigkeit  Paraguays  erfolgreich  ge¬ 
gen  die  hartnäckigen  Annexionsversuche  des  argentinischen  Prä¬ 
sidenten  Rosas  verteidigt  und  das  Land  durch  Handels-  und 
Schiffahrtsverträge  sowie  durch  Förderung  des  Schulwesens  vor- 
angebradit.  Sein  Sohn,  Francesco  Solano  Lopez,  übernimmt  mit 
Zustimmung  des  Kongresses  die  Nachfolge.  Er  wird  acht  Jahre 
lang  gegen  Brasilien  Krieg  führen.14 

16.  September  1862 

Im  nordamerikanischen  Sezessionskrieg  erleiden  die  Südstaatler, 
die,  durch  ihren  Sieg  bei  Richmond  ermutigt  (vgl.  3.  Juli  1862), 
in  das  Gebiet  der  Nordstaaten  eingedrungen  sind,  die  Stadt 
Washington  bedroht  und  einen  Vorstoß  bis  Maryland  unter¬ 
nommen  haben,  nunmehr  eine  empfindliche  Niederlage  bei  An- 
tietam,  die  sie  zum  Rückzug  zwingt.  Derselbe  M’Clellan,  der 
bei  Richmond  vor  ihnen  zurückgewichen  ist,  bringt  ihnen  jetzt 
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diese  Niederlage  bei.  Doch  ist  weder  die  eine  noch  die  andere 
Schlacht  kriegsentscheidend.  Die  hohen  Verluste  führen  zu  kei¬ 
nem  Ergebnis.15 

22.  September  1862 

In  Nordamerika  proklamiert  der  Präsident  der  Union  Abraham 
Lincoln  die  Befreiung  aller  Negersklaven  in  den  Südstaaten,  ge¬ 
gen  deren  Konföderation  seit  Mitte  April  1861  gekämpft  wird, 
mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1863.  Die  Proklamation  stärkt  die 
Kampfmoral  der  Schwarzen,  die  in  der  Armee  der  Union  unter 
dem  Befehl  von  General  Ulysses  Simpson  Grant  kämpfen,  be¬ 
trächtlich.  Dabei  werden  die  Sklaven  derjenigen  Südstaaten, 
die  in  der  Union  verblieben  sind,  in  der  Proklamation  nicht  er¬ 
wähnt,  um  zu  vermeiden,  daß  diese  Staaten  sich  ebenfalls  der 
Sezession  anschließen.16 

23.  September  1862 

König  Wilhelm  I.  von  Preußen  ernennt  Otto  von  Bismarck- 
Schönhausen  zum  preußischen  Ministerpräsidenten.  Im  Zusam¬ 
menwirken  dieser  beiden  Persönlichkeiten  wird  sich  die  preu¬ 
ßische  Politik  aus  ihrer  bisherigen  Passivität  erheben  und  die 
deutsche  und  europäische  Entwicklung  entscheidend  vorantrei¬ 
ben.  Die  Richtung  dieser  Entwicklung  ist  durch  frühere  Äuße¬ 
rungen  Bismarcks  bereits  vorgezeichnet.  Vgl.  Ende  März  1858, 
12.  Mai  1859  und  5.  August  1859.  Die  Ernennung  Bismarcks 
bedeutet  eine  klare  Kampfansage  des  Königs  an  die  Mehrheit 
der  Fortschrittspartei  im  Abgeordnetenhaus,  die  es  abgelehnt 
hat,  die  Kosten  für  die  vom  König  verfügte  Heeres-Reorgani- 
sation  zu  bewilligen  (dreijährige  Dienstzeit).  König  Wilhelm 
erwog  bereits  seine  Abdankung,  als  Bismarck  sich  bereit  erklärte, 
auch  gegen  die  parlamentarische  Mehrheit  zu  regieren.  Er  will 
und  wird  mit  Entschiedenheit  den  Bestrebungen  entgegentreten, 
die  unverkennbar  darauf  gerichtet  sind,  den  Schwerpunkt  der 
staatlichen  Gewalt,  welcher  nach  Geschichte  und  Verfassung 
Preußens  bei  der  Krone  ruht,  von  dieser  in  die  Volksvertretung 
zu  verlegen.17 

6.  Oktober  1862 

Die  türkischen  Einwohner  Serbiens,  ausgenommen  die  türkischen 
Besatzungstruppen,  müssen  auf  Intervention  der  Signatarmäch¬ 
te  des  Pariser  Friedens  von  1856  hin  das  Land  verlassen.  Anlaß 
zum  Einschreiten  der  Mächte  gaben  wiederholte  heftige  Ausein¬ 
andersetzungen  zwischen  den  christlichen  Bewohnern  Belgrads 
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und  den  dort  lebenden  Türken,  die  mehrfach  in  blutigen  Kämp¬ 
fen  ausgetragen  wurden.  Mit  dieser  Umsiedlung  geht  der  Ein¬ 
fluß  des  Islam  in  Serbien  entscheidend  zurück.  Doch  ist  das  Un¬ 
abhängigkeitsstreben  der  serbischen  Slawen  damit  noch  keines¬ 
wegs  zufriedengestellt  (vgl.  März  1867). 18 

noch  Oktober  1862 

Während  König  Otto  von  Griechenland  sich  auf  einer  Rund¬ 
reise  durch  den  Peloponnes  befindet,  bricht  der  Aufstand  gegen 
seine  Regierung  (vgl.:  noch  Februar  1862)  in  Vonizza,  Patras, 
Korinth  und  schließlich  auch  in  der  Hauptstadt  Athen  aus.  Es 
bildet  sich  eine  provisorische  Regierung,  die  König  Otto  des 
Thrones  für  verlustig  erklärt.  Auf  diese  Nachricht  hin  nach 
Piräus  zurückgekehrt,  läßt  sich  der  König  von  den  Gesandten 
der  auswärtigen  Mächte  davon  überzeugen,  daß  ein  Widerstand 
gegen  das  neue  Regime  keine  Aussicht  auf  Erfolg  haben  würde. 
Daraufhin  gibt  er  von  Salamis  aus  in  einer  letzten  Proklamation 
bekannt,  er  habe  sich  entschlossen,  in  sein  Vaterland,  also  Bay¬ 
ern,  zurückzukehren  und  begibt  sich  auf  ein  britisches  Schilf,  das 
ihn  nach  Triest  bringt.  Indessen  dämmert  es  auch  der  provisori¬ 
schen  Regierung  in  Athen,  daß  die  Kräfte  Griechenlands  nicht 
ausreichen,  um  das  Osmanische  Reich  anzugreifen  oder  gar  sich 
an  dessen  Stelle  zu  setzen.  Die  nächstliegende  Aufgabe,  die  ihr 
zufällt,  ist,  sich  nach  einem  neuen  König  umzusehen.  In  den  in 
Betracht  kommenden  europäischen  Fürstenhäusern  reißt  man 
sich  nicht  gerade  um  dieses  wenig  beneidenswerte  Amt.19 

4.  Dezember  1862 

Die  britische  Regierung  läßt  die  griechische  wissen,  daß  sie  einer 
Vereinigung  der  ionischen  Inseln  mit  Griechenland  zustimmen 
werde,  wenn  die  griechische  Königswahl  (vgl.:  noch  Oktober 
1862)  nach  ihren  Wünschen  und  Vorstellungen  ausfallen  werde. 
Unmittelbar  zuvor  hat  sie  allerdings  schriftlich  auf  eine  An¬ 
wartschaft  des  britischen  Königshauses  auf  den  griechischen 
Thron  verzichtet.  Auch  ist  niemand  aus  dem  Hause  Sachsen- 
Koburg,  weder  König  Ludwig  von  Portugal  noch  Herzog  Ernst 
von  Sachsen-Koburg-Gotha,  bereit,  in  Personalunion  auch  Kö¬ 
nig  von  Griechenland  zu  werden  (vgl.  30.  März  1863).20 

13.  Dezember  1862 

Der  Nachfolger  des  abberufenen  Oberbefehlshabers  der  Nord¬ 
staatenstreitkräfte  im  amerikanischen  Sezessionskrieg  M’Clellan, 
General  Burnside,  wird  nach  dem  Übergang  über  den  Rappa- 
hannock-Fluß  in  der  verlustreichen  Schlacht  bei  Frederiksburg 
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geschlagen  und  muß  wieder  über  den  Fluß  zurück.  Fünf  Monate 
später  wird  ein  anderer  Nordstaatengeneral,  Jackson,  in  einer 
Schlacht  an  derselben  Stelle  fallen.  Damit  wird  der  Weg  für  die 
Südstaatler  zu  einem  erneuten  Vorstoß  auf  Washington  und 
Maryland  frei  werden.  Vgl.  1.  Juli  1863.2' 
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1863 


1.  Januar  1863 

Der  französische  Oberbefehlshaber  in  Mexiko,  General  Forey 
(vgl.:  noch  August  1862),  beginnt  mit  der  Belagerung  der  gut 
befestigten  Stadt  Puebla.  Sie  wird  von  General  Ortega  mit 
22  000  regulären  mexikanischen  Soldaten  verteidigt,  während 
Juarez  selbst  mit  dem  Hauptheer  die  Straße  nach  Mexiko,  der 
Hauptstadt,  schützt.  Nach  drei  Monaten  vergeblicher  Belage¬ 
rung  wird  Forey  sich  gegen  diese  mexikanische  Hauptmacht 
wenden  und  ihr  eine  Niederlage  beibringen.  Damit  gerät  die 
Straße  zur  Hauptstadt  in  französische  Hand  und  Puebla  ist  ab¬ 
geschnitten  (vgl.  weiter  17.  Mai  1863).1 
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14.  Januar  1863 

Um  die  revolutionäre  Unruhe  in  Polen  endlich  wirksam  zu  un- 
terdrüdcen,  der  mit  allen  entgegenkommenden  Reformen  nicht 
beizukommen  war  (vgl.:  noch  Juni  1862),  läßt  die  Regierung 
des  Statthalters  Großfürst  Konstantin  in  den  Städten  (nicht  auf 
dem  Lande)  alle  jungen  Leute,  die  in  dem  Verdacht  stehen,  die 
revolutionäre  Bewegung  zu  fördern,  oder  die  sich  beschäftigungs¬ 
los  in  der  Stadt  herumtreiben,  bei  Nacht  ergreifen  und  gewalt¬ 
sam  zum  Militärdienst  abführen.  Allerdings  konnten  viele,  vor¬ 
her  gewarnt,  entfliehen.  Sie  werden  durch  die  geheimen  Bruder¬ 
schaften  der  Revolutionäre  in  Wäldern  und  an  abgelegenen  Or¬ 
ten  gesammelt,  um  einen  Bandenkrieg  gegen  das  russische  Mili¬ 
tär  zu  führen.  Vgl.  auch  22.  Januar  1863.2 
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22.  Januar  1863 

Der  polnische  Aufstand  breitet  sich  aus,  obgleich  zwei  Jahre 
zuvor  Zar  Alexander  II.  den  Grafen  Alexander  Wielopolski 
zum  Chef  der  polnischen  Zivilverwaltung  ernannt  und  eine 
Polonisierung  der  inneren  Verwaltung  genehmigt  hat.  Die  Zen¬ 
trale  der  Aufständischen  proklamiert  das  Eigentum  der  Bau¬ 
ern  an  dem  von  ihnen  genutzten  Land,  das  ihnen  nicht  wieder 
entzogen  werden  könne.  Fronarbeit  und  Zinsabgabe  werden 
eingestellt.  Die  Kämpfe  mit  den  Aufständischen  werden  sich 
über  ein  Jahr  hinziehen  (vgl.:  noch  August  1864). 
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8.  Februar  1863 

Preußen  und  Rußland  schließen  eine  geheime  Konvention  zur 
Unterdrückung  des  polnischen  Aufstandes,  der  in  einen  Banden¬ 
krieg  überzugehen  beginnt  (vgl.  14.  und  22.  Januar  1863).  Die 
Konvention  wird  jedoch  nicht  zur  Anwendung  kommen,  da  Par¬ 
lament  und  Presse  in  Preußen  die  Partei  der  aufständischen  Po¬ 
len  ergreifen.  Audi  befürchtet  man,  daß  Kaiser  Napoleon  III. 
sich  einmischen  und  als  nicht  an  der  Teilung  Polens  Beteiligter 
sowohl  wie  auch  als  Emporkömmling  mit  geheimbündlerisch- 
revolutionärer  Vergangenheit  eine  Affaire  der  europäischen  Di¬ 
plomatie  daraus  machen  könnte.'* 

3.  März  1863 

In  Rußland  wird  das  Gesetz  zur  Abschaffung  der  Leibeigenschaft 
vom  19.  Februar  1861  (vgl.  dort)  nunmehr  zur  Durchführung 
gebracht.  Zar  Alexander  II.  hatte  zuvor  den  zähen  und  beharr¬ 
lichen  Widerstand  nicht  nur  der  adligen  Großgrundbesitzer  zu 
überwinden,  sondern  mußte  seinen  Willen  auch  gegenüber  dem 
Reichsrat  und  den  Ministerien  durchsetzen.  Die  zu  befreienden 
leibeigenen  Bauern  selber  erschwerten  ebenfalls  die  Durchfüh¬ 
rung  des  Gesetzes  durch  Arbeits-und  Abgabenverweigerung,  Auf¬ 
stände  und  Gewalttaten,  bevor  das  Gesetz  noch  in  Kraft  war.4 

19.  März  1863 

Der  polnische  Insurgentenführer  Langiewicz,  der  sich  eigen¬ 
mächtig  zum  „Diktator“  Polens  ernannt  hat,  nachträglich  von 
der  geheimen  polnischen  Nationalregierung  bestätigt  (vgl.  14. 
und  22.  Januar  1863),  flüchtet  vor  überlegenen  russischen  Streit¬ 
kräften  auf  österreichisches  Gebiet,  wird  dort  erkannt  und  inter¬ 
niert.  Sein  Vorgänger,  General  Mieroslawski,  wurde  bereits  im 
Februar  1863  von  der  geheimen  Nationalregierung  zum  Dikta¬ 
tor  ernannt,  aber  bereits  wenige  Tage  später  von  den  Russen 
geschlagen,  floh  nach  Preußen  und  säte  von  dort  aus  Zwietracht 
unter  seinen  Landsleuten.  Trotz  alledem  wird  der  Bandenkampf 
in  Polen  noch  weitergeführt  werden,  unterstützt  vom  Adel,  von 
der  städtischen  Bevölkerung  und  von  der  Geistlichkeit.  Der  Erz¬ 
bischof  von  Warschau,  Felinski,  der  Nachfolger  des  im  Oktober 
1861  verstorbenen  Fialkowski,  richtet  ein  Schreiben  an  den  Za¬ 
ren,  des  Inhalts,  „er  möge  Polen  zu  einer  unabhängigen  Nation 
machen,  die  mit  Rußland  nur  durch  das  Band  der  Dynastie  ver¬ 
knüpft  sei“.  Die  geheime  Nationalregierung,  deren  Mitglieder 
und  Aufenthalt  die  Russen  nicht  ausfindig  machen  können,  wird 
in  der  Folgezeit  in  ganz  Russisch-Polen  gedruckte  Verordnungen 
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und  Gesetze  erlassen  und  verbreiten,  im  ganzen  Land  ihr  eige¬ 
nes  Steuerwesen  einrichten  und  jede  Steuerzahlung  an  die  rus¬ 
sischen  Behörden  untersagen.  Sie  wird  in  Warschau  und  in  den 
Provinzhauptstädten  Femegerichte  und  Revolutionstribunale  er¬ 
richten,  um  alles,  was  „den  revolutionären  Impuls  hemmen  oder 
schwächen  und  der  nationalen  Sache  schädlich  sein“  könnte  (wie¬ 
der  die  bekannte  Verquickung  von  nationalem  Anliegen  mit 
revolutionärer  Geheimbündelei  und  Bandenterror)  als  Staats¬ 
verbrechen  zu  bestrafen.  Die  Bevölkerung,  insbesondere  auf  dem 
Lande,  wird  zweifachem  Terror  ausgesetzt  sein,  dem  russischen, 
wenn  sie  den  Banden  hilft  und  der  geheimen  Nationalregierung 
gehorcht,  dem  der  Banden,  wenn  sie  es  nicht  tut.  Dieser  Zustand 
wird  noch  das  ganze  Jahr  1863  hindurch  andauern.  Die  Unter¬ 
drückung  des  Aufstandes  wird  erst  1864  abgeschlossen  sein.  Vgl. 
April  1863  und  noch  Juli  1863.5 

30.  März  1863 

Nach  langem  vergeblichen  Suchen  findet  sich  endlich  jemand, 
der  bereit  ist,  den  verwaisten  Thron  des  Königs  von  Griechen¬ 
land  zu  besteigen:  Prinz  Georg,  zweiter  Sohn  des  zum  künftigen 
König  von  Dänemark  designierten  Christian  von  Schleswig- 
Holstein-Sonderburg-Glücksburg  (vgl.  11.  November  1863), 
willigt  ein,  die  griechische  Krone  anzunehmen.  In  London  ist 
man  auf  diesen  Prinzen  verfallen,  weil  seine  Schwester  mit  dem 
Prinzen  von  Wales  verheiratet  ist  und  weil  sein  Vater  die  dä¬ 
nische  Thronfolge  dem  2.  Londoner  Protokoll  vom  8.  Mai  1852 
(vgl.  dort)  zu  verdanken  hat.  Vgl.  5.  Juni  1863.<> 

noch  März  1863 

Infolge  von  Differenzen,  die  während  des  gemeinsamen  mexi¬ 
kanischen  Feldzuges  zwischen  Frankreich  und  Spanien  entstan¬ 
den  sind,  kommt  es  in  Spanien  zu  einer  Regierungskrise,  da  die 
Königin  Isabella  II.  unter  dem  Einfluß  des  französischen  Ho¬ 
fes,  insbesondere  der  Kaiserin  Eugenie,  steht.  Das  Kabinett  O’- 
Donell,  das  fünf  Jahre  lang  eine  stetige  Entwicklung  der  inne¬ 
ren  Angelegenheiten  ermöglicht  hat,  löst  sich  auf.  Die  darauf¬ 
folgende  Regierung,  ebenfalls  von  der  Partei  der  Gemäßigten 
gestellt,  wird  versuchen,  sich  zwischen  Hofcamarilla,  extremen 
Fortschrittlern  und  Demokraten  hindurchzuwinden.7 

April  1863 

Frankreich,  Großbritannien  und  Österreich  richten  gleichlau¬ 
tende  Noten  an  die  russische  Regierung  in  Petersburg,  in  denen 
der  Wunsch  ausgesprochen  wird,  die  Befriedung  Polens  möge  in 
der  Art  geregelt  werden,  „daß  dem  polnischen  Volke  der  Frie- 
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de  wieder  geschenkt  und  auf  dauernder  Grundlage  befestigt 
werden  möchte“.  Das  besagt  an  sich  gar  nichts,  gibt  aber  dem 
russischen  Außenminister,  dem  Fürsten  Gortschakow,  Gelegen¬ 
heit,  sehr  treffend  zu  antworten,  „daß  die  polnische  Insurrection 
nur  den  fortwährenden  Aufwiegelungen  der  über  ganz  Europa 
ausgebreiteten  kosmopolitischen  [hier  in  der  Bedeutung:  inter¬ 
nationalen]  Revolutionspartei  zuzuschreiben  sei,  und  daß  daher 
die  Mächte  zu  der  gewünschten  Pacification  [Befriedung]  Polens 
am  meisten  selbst  beitragen  könnten,  wenn  sie  jene  Quelle  ver¬ 
schließen  würden“.  Das  ist  besonders  an  die  Adresse  Frankreichs 
gerichtet,  von  wo  dieser  Krebsschaden  im  Leben  der  Völker  und 
ihrer  staatlichen  Ordnung  sich  in  mehreren  aufeinanderfolgen¬ 
den  Wellen  ausgebreitet  hat.  Auch  Napoleon  III.  hat  sich  ja  von 
einer  solchen  antiroyalistischen  Welle  emportragen  lassen.  Dar¬ 
um  ist  er  als  „Kaiser“  nicht  glaubhaft.8 

noch  April  1863 

An  der  Küste  Uruguays,  bei  Clonia  del  Sacramento,  landet  mit 
kleinem  Gefolge  von  Argentinien  kommend,  der  ehemalige  Prä¬ 
sident  Flores  (vgl.  13.  Januar  1854  und  31.  Januar  1858).  Er 
wird  rasch  Zulauf  erhalten  und  außerdem  von  Argentinien  aus 
offensichtlich  unterstützt,  wird  auf  Montevideo  vorrücken  und 
das  Volk  sowie  die  Armee  in  einem  Manifest  auffordern,  sich 
ihm  anzuschließen,  allerdings  ohne  den  gewünschten  Erfolg.  Im 
darauffolgenden  Jahr  wird  Aguirre  an  die  Spitze  der  Regierung 
Uruguays  treten,  nicht  Flores  (vgl. :  nodt  August  1 864).9 

17.  Mai  1863 

Der  französische  General  Bazaine  bringt  den  mexikanischen 
Truppen  unter  dem  Befehl  Commonforts,  die  zum  Entsatz  der 
Stadt  Puebla,  heranrücken,  eine  entscheidende  Niederlage  bei.  Dar¬ 
aufhin  muß  auch  Ortega  in  Puebla  (vgl.  1.  Januar  1863)  kapitu¬ 
lieren.  26  mexikanische  Generäle,  225  Stabsoffiziere,  800  Sub¬ 
alternoffiziere  und  etwa  1 1  000  mexikanische  Soldaten  geraten 
in  französische  Gefangenschaft,  während  der  Präsident  Juarez 
sich  noch  in  der  Hauptstadt  Mexiko  zu  behaupten  sucht  (vgl.  31. 
Mai  1863)4° 

23.  Mai  1863 

Ferdinand  Lassalle  (vgl.:  noch  April  1862,  31.  August  1864) 
gründet  den  „Allgemeinen  deutschen  Arbeiterverein“,  aus  dem 
sich  zwölf  Jahre  später  die  „Sozialistische  Arbeiterpartei 
Deutschlands“  entwickeln  wird.  Allerdings  wird  diese  noch  stär¬ 
ker  von  dem  ebenfalls  1863  gegründeten  „Fortschrittlichen  Ar- 
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beiterbund“  August  Bebels  geprägt  sein,  der  durch  Wilhelm 
Liebknecht  auf  die  internationale,  marxistische  Linie  gebracht 
wird.  Der  Gegensatz  zu  diesem  „Fortschrittlichen  Arbeiterbund“ 
veranlaßt  Lassalle,  der  ja  den  Nationalstaat  bejaht,  Verbindung 
zu  Bismarck  aufzunehmen,  die  aber  ohne  Ergebnis  bleibt.  Dieser 
Versuch  wird  Lassalle  später,  nach  seinem  Tode,  von  Marx 
und  Engels  als  Verrat  an  der  Arbeiterklasse  ausgelegt  werden 
(vgl.  27.  Januar  1865),  allerdings  erst  nachdem  sich  Marx  ver¬ 
geblich  um  die  Führung  des  verwaisten  Arbeitervereins  bemüht 
hat.11 

31.  Mai  1863 

In  der  Flauptstadt  Mexikos  bricht  ein  Aufstand  gegen  das  Ter¬ 
rorregime  des  Präsidenten  Benito  Juarez  aus,  der  trotz  der  Ka¬ 
pitulation  der  mexikanischen  Armee  in  Puebla  (vgl.  17.  Mai 
1863)  in  der  Hauptstadt  den  Belagerungszustand  erklärt  und 
alle  männlichen  Bewohner  zum  Waffendienst  eingezogen  hat. 
Nun  aber  muß  er  die  Stadt  verlassen  und  zieht  sich  mit  seinen 
Anhängern  nach  San  Luis  de  Potosi  zurück,  das  er  zum  Regie¬ 
rungssitz  erklärt.  Indessen  rücken  die  französischen  Streitkräfte 
gegen  die  Stadt  Mexiko  vor.12 

5. Juni  1863 

Die  griechische  Nationalversammlung  erkennt  den  Prinzen  Ge¬ 
org  aus  dem  Hause  Schleswig-Holstein-Sonderburg-Glüdcsburg, 
dessen  Vater  im  November  desselben  Jahres  König  von  Däne¬ 
mark  werden  wird,  als  künftigen  König  von  Griechenland  an 
(vgl.  30.  März  1863).  Auch  die  drei  Schutzmächte  Griechen¬ 
lands,  Frankreich,  Großbritannien  und  Österreich,  sprechen  die 
Anerkennung  aus.  Der  Prinz  selber  aber  läßt  sich  Zeit.  Er  wird 
erst  im  Oktober  in  Athen  anlangen.  Die  Krönung  wird  im  No¬ 
vember,  gleichzeitig  mit  der  seines  Vaters  in  Kopenhagen,  statt¬ 
finden.13 

10.  Juni  1863 

Der  französische  Oberbefehlshaber  in  Mexiko,  General  Forey, 
hält  an  der  Seite  des  konservativen  Mexikaners  Almonte  seinen 
Einzug  in  die  Hauptstadt  und  wird  von  der  Bevölkerung,  die 
sich  zuvor  gegen  Juarez  erhoben  hat  (vgl.  31.  Mai  1863),  wie 
ein  Triumphator  begrüßt.  Auch  die  Provinzen  ergeben  sich  nun¬ 
mehr  ohne  nennenswerten  Widerstand  den  Franzosen.  Am  sel¬ 
ben  Tage  wird  in  Paris  die  Kapitulation  der  mexikanischen 
Stadt  Puebla  und  ihrer  Besatzung  mit  Kanonenschüssen  gefei¬ 
ert.  Das  Ansehen  Kaiser  Napoleons  III.  gewinnt  beträchtlich.14 
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25.  Juni  1863 

Das  Bankhaus  Rothschild  Brothers  in  London  richtet  ein  Schrei¬ 
ben  an  das  Bankhaus  Ickleheimer,  Morton  &  Vandergould, 
Nr.  3,  Wallstreet,  New  York,  und  bezieht  sich  darin  auf  das 
neue  amerikanische  National-Bank-Gesctz,  das  einer  privaten 
Bankengruppe  das  Recht  zur  Geldausgabe  zuspricht.  Wörtlich 
heißt  es  in  diesem  Schreiben:  „Dieses  Gesetz  wird  sich  als  höchst 
vorteilhaft  für  die  Bankenbrüderschaft  auf  der  ganzen  Welt  aus¬ 
wirken  .  .  .  Die  wenigen,  die  das  System  verstehen  können,  wer¬ 
den  entweder  so  an  seinen  Vorteilen  interessiert  sein  oder  so  von 
diesen  abhängen,  daß  von  daher  keine  Opposition  zu  erwarten 
ist,  während  andererseits  der  große  Haufen  derer,  die  geistig 
unfähig  sind,  zu  erkennen,  welche  riesigen  Vorteile  das  Kapital 
aus  diesem  System  schlagen  wird,  seine  Last  ohne  Klagen  tragen 
wird  und  vielleicht  nicht  einmal  argwöhnen  wird,  daß  das  Sy¬ 
stem  seinen  Interessen  entgegen  ist.“  Vgl.  hierzu  auch  22.  No¬ 
vember  1910  mit  Anm.  28,  23.  Dezember  1913  mit  Anm.  27, 
Polit.  Lexikon  a.a.O.,  Teil  I,  „CFR“  und  „Federal  Reserve  Sy¬ 
stem“.15 


1.  Juli  1863 

Bei  Gettysburg  beginnt  eine  drei  Tage  währende  Schlacht  des 
Unionsgenerals  Meade  gegen  den  Oberbefehlshaber  der  Süd- 
staaten-Armee  Lee.  Sie  wird  Lees  Vorstoß  auf  Maryland  und 
Pennsylvanien  (vgl.  13.  Dezember  1862)  ein  Ende  setzen  und 
ihn  zum  Abzug  zwingen.  Damit  bahnt  sich  langsam  ein  end¬ 
gültiges  Übergewicht  der  Nordstaaten  an.  Doch  wird  sich  der 
Krieg  trotzdem  noch  beinahe  zwei  Jahre  hinziehen  und  beiden 
Seiten  schwere  Opfer  an  unersetzlichen  Menschen  und  nur  müh¬ 
sam  zu  ersetzendem  Material  abverlangen.10 


4.  Juli  1863 

Das  langanhaltende  Unentschieden  im  nordamerikanischen  Se¬ 
zessionskrieg  mit  seinen  schweren  Verwüstungen,  das  Handel 
und  Wandel  weithin  zum  Erliegen  bringt,  wandelt  sich  mit  der 
Übergabe  der  Stadt  Vicksburg  am  Mississippi  nach  längerer  Be¬ 
lagerung  an  General  Grant  zum  beginnenden  Übergewicht  der 
Unionsarmee.  Die  Konföderierten  (Südstaatentruppen)  sind  nun 
ganz  vom  Westen  abgeschnitten,  geben  ihre  Sache  aber  noch 
lange  nicht  verloren  und  verteidigen  Monate  lang  die  zu  Was¬ 
ser  und  zu  Lande  belagerte  befestigte  Stadt  Charleston  in  Süd- 
Carolina.  Das  Jahr  wird  keine  Entscheidung  bringen.17 
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19.  Juli  1863 

Die  neue  mexikanische  Regierung,  die  sich  unter  der  französi¬ 
schen  Besetzung  gebildet  hat,  das  Triumvirat  Almonte-Laba- 
stida-Salas,  und  eine  einberufene  Versammlung  der  mexikani¬ 
schen  Oberschicht  beschließen,  anstelle  der  republikanischen 
Staatsform  die  erbliche  Monarchie  unter  einem  katholischen  Für¬ 
sten  einzuführen.  Dieser  soll  den  Titel  „Kaiser  von  Mexiko“ 
annehmen.  Die  neue  Krone  soll  dem  jüngeren  Bruder  des  öster¬ 
reichischen  Kaisers  Franz  Joseph,  dem  Erzherzog  Ferdinand 
Maximilian  angeboten  werden.10 

27.  Juli  1863 

Der  Beauftragte  für  indianische  Angelegenheiten  in  Nordkali¬ 
fornien  (hier  stellvertretend  für  entsprechende  Vorgänge  in  ganz 
Nordamerika  des  XIX.  Jahrhunderts  dargestellt,  vgl.:  noch 
1852,  noch  1857,  noch  1859,  18.  Juni  1862,  noch  August 
1 864)  fordert  wieder  einmal  Truppen  an,  um  die  Indianer  „zu 
beschützen  und  zu  entfernen“.  Er  erklärt,  bewaffnete  Weiße 
drohten  damit  alle  Indianer  auszurotten.  (In  Wirklichkeit  haben 
sie  das  bereits  weitgehend  getan.  Es  handelt  sich  nur  noch  um 
Restbestände.)  Das  Amt  für  indianische  Angelegenheiten  in  Wa¬ 
shington  ordnet  daraufhin  an,  die  noch  überlebenden  etwa  1000 
Yana-Indianer  in  das  Reservat  Nome  Cult  im  Round  Valley  im 
Mendocino-Distrikt  zu  bringen,  etwa  170  Kilometer  entfernt. 
Die  Anordnung  stößt  auf  die  Opposition  der  Armeeoffiziere, 
und  die  Durchführung  führt  zu  einem  totalen  Mißerfolg.  In 
Round  Valley  sind  keinerlei  Vorkehrungen  getroffen,  um  die 
eingefangenen  Indianer  unterzubringen,  und  bei  dem  Transport 
dorthin  fallen  von  461  Indianern  182  durch  Krankheit  und  Tod 
aus.  Zudem  werden  dabei  gar  keine  Yanas  oder  Yahi  erfaßt,  son¬ 
dern  an  dem  Kleinkrieg  gänzlich  unbeteiligte  Maidu  aus  einem 
weiter  südlich  gelegenen  Gebiet.  Vgl.  August  1864. 18a 

noch  Juli  1863 

Die  russische  Regierung  in  Petersburg  lehnt  jede  weitere  Ein¬ 
mischung  der  anderen  europäischen  Mächte  in  die  Behandlung 
des  polnischen  Aufstandes  (vgl.  April  1863)  als  mit  der  Würde 
des  Zaren  unvereinbar  ab.  Gleichzeitig  beurlaubt  sie  den  polni¬ 
schen  Markgrafen  Wielopolski  als  Chef  der  polnischen  Zivil¬ 
verwaltung  in  Warschau  und  setzt  den  General  von  Berg  an 
seine  Stelle,  einen  Mann  von  militärischer  Strenge,  der  rück¬ 
sichtslos  durchgreifen  wird.  Die  Erfahrungen  mit  Polen  haben 
den  Zaren  Alexander  II.,  der  von  Haus  aus  liberalen  Reformen 
zuneigte,  in  seiner  gesamten  Regierungsweise  härter  gemacht.19 
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August  1863 

Kaiser  Franz  Joseph  von  Österreich  beruft  einen  deutschen  Für¬ 
stentag  nach  Frankfurt  am  Main.  Fast  alle  regierenden  Häupter 
der  deutschen  Länder  finden  sich  ein.  Es  gelingt  auch  dem  Kai¬ 
ser,  der  die  Verhandlungen  persönlich  leitet,  die  Mehrzahl  von 
ihnen  für  eine  Reform  des  Deutsdien  Bundes  unter  österreichi¬ 
scher  Führung  zu  gewinnen,  die  ein  Direktorium  von  fünf  oder 
sechs  Fürsten  vorsieht.  Doch  hat  sich  König  Wilhelm  I.  von  Preu¬ 
ßen  durch  Bismarck  bestimmen  lassen,  nicht  nach  Frankfurt  zu 
reisen.  Auch  eine  vom  König  Johann  von  Sachsen  persönlich 
überbrachte  Einladung  der  versammelten  Fürsten  kann  ihn  nicht 
umstimmen.  Die  Mittelstaaten  wollen  ohne  Preußen  der  Reform 
nicht  zustimmen.  Insbesondere  versagt  sich  der  Großherzog  von 
Baden  dem  Entwurf.  So  scheitert  der  österreichische  Plan  und 
damit  für  75  Jahre  der  letzte  Versuch  zu  einer  großdeutschen 
Lösung,  zunächst  im  Rahmen  eines  Staatenbundes,  zu  gelangen. 
Der  bestehende  Bundestag  verliert  weiter  an  Bedeutung,  wie 
sich  im  Verlauf  des  Krieges  Preußens  und  Österreichs  gegen  Dä¬ 
nemark  zeigen  wird.20 

3.  Oktober  1863 

In  Vollzug  der  ehrgeizigen  Pläne  des  französischen  Kaisers  Na¬ 
poleon  III.  überbringt  eine  mexikanische  Gesandtschaft  dem 
Erzherzog  Ferdinand  Maximilian  von  Österreich  (vgl.  19.  Juli 
1863)  das  Angebot  der  mexikanischen  Kaiserkrone.  Der  zur  Ro¬ 
mantik  neigende  Erzherzog  empfängt  die  Gesandtschaft  im 
Schloß  Miramare  bei  Triest  an  der  Adria  und  erklärt  sich  bereit, 
die  Krone  anzunehmen,  „sobald  die  ganze  Nation  in  freier 
Kundgebung  ihres  Willens  den  Wunsch  der  Hauptstadt  bestä¬ 
tigt  habe“.  Zur  selben  Zeit  versucht  Juarez  vergeblich,  von  Po- 
tosi  aus  die  Pläne  Napoleons  und  des  dreiköpfigen  Regent¬ 
schaftsrates  in  der  mexikanischen  Hauptstadt  zu  hintertreiben. 
Ortega,  der  Verteidiger  Pueblas,  der  aus  der  französischen  Ge¬ 
fangenschaft  entflohen  ist  und  sich  wieder  mit  Juarez  vereinigt 
hat,  überwirft  sich  mit  ihm  und  stellt  sich  den  Franzosen  zur 
Verfügung.  Juarez  muß  aus  Mexiko  fliehen  und  geht  nach  Texas. 
Seine  Gönner  in  Nordamerika  haben  ihm  infolge  des  Sezes¬ 
sionskrieges  keine  Hilfe  mehr  leisten  können.  Nun  stellt  er  sich 
unter  ihren  brüchig  gewordenen  Schutz,  und  wartet  auf  seine 
Zeit.  Er  weiß,  daß  sie  kommen  wird.21 

5.  November  1863 

Kaiser  Napoleon  III.  von  Frankreich  kündigt  bei  Eröffnung  des 
Parlaments  einen  Kongreß  an,  bei  dem  sich  alle  europäischen 
Mächte  zu  einem  obersten  Schiedsgericht  vereinigen  sollen,  um 
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einen  neuen  Zustand  der  Dinge  zu  schaffen,  in  welchem  das 
wohlverstandene  Interesse  der  Herrscher  und  der  Völker  zu¬ 
sammenträfe.  Das  richtet  sich  gegen  Rußland  und  die  Nieder¬ 
werfung  des  polnischen  Aufstandes.  Der  angekündigte  Kongreß 
wird  nicht  zustande  kommen,  da  Großbritannien  sich  entschie¬ 
den  weigert,  an  einem  solchen  teilzunehmen,  und  auch  die  an¬ 
deren  Mächte  wenig  Neigung  haben,  Napoleon  III.  zur  Rolle 
eines  obersten  Schiedsrichters  zu  verhelfen.  So  wird  Rußland 
die  polnische  Angelegenheit  in  den  Jahren  1864  und  1865  un¬ 
gestört  zu  Ende  führen  können.  Vgl.  26.  November  1865  und 
22.  Dezember  1865. 22 

11.  November  1863 

In  Kopenhagen  stirbt  König  Friedrich  VII.  von  Dänemark.  Die 
Nachfolge  tritt  gemäß  dem  2.  Londoner  Protokoll  (vgl.  8.  Mai 
1852)  der  Prinz  Christian  aus  der  Linie  Schleswig-Holstein-Son- 
derburg-Glücksburg  an  als  König  Christian  IX.  Er  wird  bereits 
eine  Woche  nach  Regierungsantritt,  am  18.  November,  die  von 
den  dänischen  Nationalisten  vertretene  Gesamtstaatsverfassung 
bestätigen,  die  eine  vollständige  Einverleibung  Schleswigs  in 
Dänemark  enthält,  Holstein  dagegen  aus  dem  Gesamtstaat  aus¬ 
sondert  und  damit  die  beiden  Herzogtümer  voneinander  trennt. 
Inzwischen  ist  aber  Prinz  Friedrich  von  Augustenburg,  dessen 
Vater  1852  das  Land  verlassen  mußte  (vgl.  8.  Mai  1852),  zum 
Fierzog  in  ganz  Schleswig-Holstein  proklamiert  worden,  und 
der  Deutsche  Bund  läßt  Holstein  auf  Beschluß  des  Bundestags 
von  hannoverschen  und  sächsischen  Bundestruppen  besetzen. 
Unabhängig  davon  vereinbart  Bismarck  ein  gemeinsames  preu¬ 
ßisch-österreichisches  Vorgehen  gegen  Dänemark  (vgl.  16.  Ja¬ 
nuar  1864).: 23 


In  Athen  besteigt  Christians  Sohn,  Schwager  des  Prinzen  von 
Wales,  als  Georg  I.  den  Thron,  nadidem  König  Otto  (vgl.  12. 
März  1861)  mit  britischer  Hilfe  vertrieben  wurde.  Nunmehr  ist 
Großbritannien  auch  bereit,  die  sieben  ionischen  Inseln  aus  der 
britischen  Schutzherrschaft  zu  entlassen  und  in  ihre  Vereinigung 
mit  dem  griechischen  Königreich  einzuwilligen.24 

17.  Dezember  1863 

Der  Kongreß  der  nordamerikanischen  Union  lehnt  den  Antrag 
eines  demokratischen  Abgeordneten  ab,  den  Sezessionskrieg  auf 
dem  Verhandlungswege  zu  beenden.  Er  faßt  anstatt  dessen  eine 
Entschließung,  „daß  der  Kongreß  die  energischste  und  rück- 
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sichtsloseste  Fortsetzung  des  Krieges  bis  zur  unbedingten  Wie¬ 
derherstellung  der  Bundesautorität  über  das  gesamte  National¬ 
gebiet  begehre,  daß  er  jeden  Waffenstillstands-,  Friedens-  oder 
Vermittlungsvorschlag,  solange  noch  ein  Rebell  in  Waffen  gegen 
den  Bund  stehe,  verwerfe  und  daß  er,  alle  früheren  Parteibe¬ 
zeichnungen  außer  acht  lassend,  während  des  Krieges  nur  zwei 
Parteien  anerkenne:  Patrioten  und  Verräter“.  Durch  diese  ent¬ 
schiedene  Erklärung  will  der  Kongreß  der  in  Europa  verbrei¬ 
teten  Auffassung  entgegentreten,  daß  es  in  Nordamerika  künftig 
zwei  Bundesstaaten  geben  werde.  Auch  soll  damit  allen  Vermitt¬ 
lungsversuchen  von  europäischer  Seite,  wie  etwa  denen  Kaiser 
Napoleons  III.  von  Frankreich  vorgebeugt,  bzw.  eine  klare  Ab¬ 
sage  erteilt  werden.  Kriegsziel  der  Unionsregierung  ist  die  „be¬ 
dingungslose  Kapitulation“  (unconditional  surrender)  der  Süd¬ 
staaten.  Von  daher  stammt  der  Ausdruck.25 
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1864 


16.  Januar  1864 

Preußen  und  Österreich  stellen  gemeinsam  Dänemark  ein  Ulti¬ 
matum,  es  solle  die  Gesamtstaatsverfassung  vom  18.  November 
1863  (vgl.  11.  November  1863)  wieder  aufheben  und  Schleswig 
innerhalb  des  Königreiches  wieder  die  ihm  zukommende  Son¬ 
derstellung  einräumen.  Die  dänische  Regierung  König  Christians 
IX.  wird  das  Ultimatum  ablehnen.  Damit  beginnt  der  Deutsch- 
dänische  Krieg,  in  den  die  britische  Regierung  (Lord  Palmer¬ 
ston)  nur  deswegen  nicht  zugunsten  Dänemarks  eingreift,  weil 
Napoleon  III.  ihr  dabei  die  französische  Hilfe  versagt.1 

4.  Februar  1864 

Während  in  der  Stadt  Mexiko  mit  einem  Tedeum  der  „end¬ 
gültige“  (für  die  Dauer  von  drei  Jahren)  Sieg  über  Juarez  feier¬ 
lich  begangen  wird,  erhält  Erzherzog  Maximilian  in  Österreich 
die  Nachricht,  daß  sich  fast  2000  mexikanische  Gemeinden  für 
sein  Kaisertum  ausgesprochen  hätten.  Er  beschließt  daraufhin 
endgültig,  die  „Krone  Montezumas“  anzunehmen,  und  bereitet 
die  Überfahrt  vor.  Bei  einer  Zusammenkunft  mit  Napoleon  III. 
in  Paris  werden  nähere  Vereinbarungen  über  die  Sicherheit  des 
neuen  Kaiserthrones  getroffen  werden,  deren  Wertlosigkeit  sich 
nach  dem  Eintreffen  Maximilians  in  Mexiko  sehr  bald  erweisen 
wird,  ungeachtet  der  freudigen  Begrüßung  des  Kaisers  Maximi¬ 
lian  I.  in  seinem  neuen  Reich.  Amerika  ist  vollständig  mit  den 
Ideen  der  Französischen  Revolution  verseucht.  In  den  Wappen 
zahlreicher  amerikanischer  Staaten  schwebt  die  rote  Jakobiner¬ 
mütze  über  den  verschlungenen  Händen.  Es  bedeutet  eine  Her¬ 
ausforderung  sondergleichen  von  seiten  Napoleons  III.,  in  die¬ 
sem  Erdteil  eine  Erbmonarchie  europäischer  Tradition,  ein  Kai¬ 
sertum  einführen  zu  wollen,  noch  dazu  ausgerechnet  gegen  einen 
der  letzten  Nachfahren  der  Azteken,  Juarez.  Maximilian  wird 
lediglich  das  Opfer.2 

19.  Februar  1864 

Im  ehemaligen  Königreich  Polen  führt  die  von  Rußland  ein¬ 
gesetzte  Regierung  eine  Agrarreform  durch,  mit  der  das  ge¬ 
samte  von  Bauern  genutzte  Land  in  deren  Eigentum  übergeht 
(ähnlich  wie  genau  drei  Jahre  zuvor  in  Rußland  selbst,  vgl.  19. 
Februar  1861).  Damit  ist  zwar  eines  der  Ziele  des  niederge¬ 
schlagenen  polnischen  Aufstandes  (vgl.  22.  Januar  1863,  noch 
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August  1864)  erreicht.  Andererseits  richtet  sich  die  Maßnahme 
aber  gegen  den  polnischen  Großgrundbesitz  als  eigentlichen  Trä¬ 
ger  des  nationalpolnischcn  Widerstandes  gegen  Rußland. 

März  1864 

In  der  Hauptstadt  Perus,  Lima,  erscheint  als  „außerordentlicher 
Spezialkommissar"  der  Königin  von  Spanien,  Salazar  y  Mazer- 
rado,  und  fordert  Genugtuung  für  den  gewalttätigen  Überfall 
auf  die  Siedlung  baskischer  Auswanderer  in  Talambo  kurz  zu¬ 
vor.  Die  peruanische  Regierung  sieht  in  dem  Auftreten  Salazars 
einen  Versuch  Spaniens,  seine  alte  Vormachtstellung  wieder  zur 
Geltung  zu  bringen  und  weigert  sich  daher,  den  „Spezialkom¬ 
missar“  als  solchen  anzuerkennen.  Das  wird  die  spanische  Kriegs¬ 
erklärung  zur  Folge  haben  (vgl.  1 4.  April  1 864). 3 

noch  März  1864 

In  Uruguay  läuft  die  Amtszeit  des  Präsidenten  Berro  ab  (seit 
1860),  und  Aguirre,  ebenfalls  von  der  Partei  der  konservativen 
Großgrundbesitzer  („Blanquillos“),  tritt  die  Nachfolge  an.  In¬ 
dessen  steht  immer  noch  der  ehemalige  Präsident  Flores  (vgl.: 
noch  April  1863)  mit  seinen  Streitkräften  im  Lande,  um  sich  der 
Regierung  zu  bemächtigen,  und  Brasilien  nimmt,  um  die  günstige 
Gelegenheit  zu  nutzen,  an  der  Grenze  wie  auch  von  See  her 
eine  feindselige  Haltung  ein.  Vgl.  weiter:  noch  August  1864. 4 

4.  April  1864 

Das  Repräsentantenhaus  der  USA  in  Washington  nimmt  eine 
Erklärung  an  des  Inhalts,  „daß  das  Volk  der  Vereinigten  Staaten 
es  nicht  mit  seinen  Grundsätzen  vereinbar  finden  könne,  eine 
in  Amerika  unter  den  Auspizien  einer  europäischen  Macht  [ge¬ 
meint  ist  Frankreich]  auf  den  Trümmern  der  republikanischen 
Staatsform  errichtete  monarchische  Regierung  anzuerkennen“. 
Die  Erklärung  richtet  sich  gegen  das  in  Mexiko  errichtete  Kai¬ 
sertum  Maximilians.  Der  Senat  wird  sich  der  Erklärung  nicht 
anschließen,  und  der  Präsident  der  USA  wird  versuchen,  den 
Eindruck  in  Frankreich  zu  mildern.  Doch  ist  nach  Auffassung 
der  US-Regierung  nach  wie  vor  der  Präsident  Juarez  das  recht¬ 
mäßige  Staatsoberhaupt  Mexikos.5 

14.  April  1864 

Spanien  erklärt  Peru  den  Krieg.  Es  hat  dessen  Unabhängigkeit 
niemals  anerkannt.  Spanische  Marinestreitkräfte  besetzen  die 
Chincha-Inseln  in  der  Bay  von  Pisco,  südlich  Lima,  eine  besonders 
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reiche  Lagerstätte  des  stickstoffhaltigen  Vogelmists  Guano,  des 
peruanischen  Hauptausfuhrartikels.  Daraufhin  werden  Chile, 
Ecuador  und  Bolivien  auf  die  Seite  Perus  treten.  Später  werden 
sich  die  USA  einschalten  und  die  Vermittlung  übernehmen. 


18.  April  1864 

Preußische  und  österreichische  Truppen  unter  dem  Oberbefehl 
des  80jährigen  Generalfeldmarschalls  Wrangel  (der  bereits  16 
Jahre  zuvor  die  Dänen  aus  Schleswig  verdrängte)  erobern  die 
Düppeler  Schanzen  in  Nordschleswig  und  zwingen  damit  Däne¬ 
mark  zum  Waffenstillstand  (vgl.  16.  Januar  1864),  der  bis  zum 
26.  Juni  1864  befristet  wird.  Eine  erneute  Londoner  Konferenz 
während  dieses  Waffenstillstandes  wird  zu  keiner  Einigung  füh¬ 
ren,  ebensowenig  eine  Unterredung  Bismarcks  mit  Herzog  Fried¬ 
rich  von  Schleswig-Holstein- Augustenburg  (vgl.  1.  Juni  1864). 6 


1.  Juni  1864 

Zwischen  dem  preußischen  Ministerpräsidenten  von  Bismarck 
und  dem  Herzog  Friedrich  von  Schleswig-Holstein-Augusten- 
burg  findet  eine  Unterredung  statt.  Sie  führt  zu  keinem  Ergeb¬ 
nis,  da  der  Herzog  Bismarcks  Forderung  auf  vollständige  Ein¬ 
gliederung  Schleswig-Holsteins  in  Preußen  ablehnt.  So  stehen 
sich  am  Ende  des  Waffenstillstandes  im  Deutsch-dänischen  Krieg 
die  Standpunkte  unverändert  und  unvereinbar  gegenüber.  Am 
26.  Juni  werden  daher  preußische  Truppen  unter  dem  Befehl 
des  Prinzen  Friedrich  Karl  den  Übergang  zur  Insel  Alsen  durch¬ 
führen  und  Tütland  im  Laufe  des  Tuli  vollständig  besetzen  (vgl. 
1.  August  1864).7 

1.  August  1864 

In  Wien  werden  zwischen  Dänemark,  Österreich  und  Preußen 
Friedensverhandlungen  eingeleitet,  nachdem  Dänemark  sich 
aufgrund  der  vollständigen  Besetzung  Jütlands  (vgl.  1.  Juni 
1864)  dazu  bereiterklärt  hat.  Dänemark  muß  allen  Rechten  auf 
die  Herzogtümer  Schleswig,  Holstein  und  Lauenburg  entsagen 
und  sich  verpflichten,  anzuerkennen,  in  welcher  Weise  Öster¬ 
reich  und  Preußen  über  diese  Herzogtümer  verfügen  werden. 
Grenz-  und  Schuldenverhältnisse  werden  geregelt.  Der  endgül¬ 
tige  Friedensschluß  auf  dieser  Grundlage  wird  in  Wien  am  30. 
Oktober  1864  unterzeichnet,  die  Ratifizierungsurkunden  am  16. 
November  ausgetauscht  werden.8 
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22.  August  1864 

In  Genf  unterzeichnen  zwölf  europäische  Regierungen  die  Kon¬ 
vention  zum  Schutze  der  Kriegsverwundeten  und  -Kranken  und 
zur  Sicherung  ihrer  Versorgung.  Mit  dieser  Konvention  wird  das 
Internationale  Rote  Kreuz  geschaffen.  Die  Initiative  dazu  und 
die  Vorschläge  für  die  im  einzelnen  zu  treffenden  Maßnahmen 
gehen  von  dem  Schweizer  Henri  Dunant  aus,  der  das  Schicksal 
der  Kriegsverwundeten  im  Krimkrieg  (vgl.:  noch  September 
1854)  als  Augenzeuge  miterlebte.  Die  Konvention  bestimmt, 
daß  die  Feldlazarette  und  Hauptverbandsplätze  als  neutral  an¬ 
erkannt  und  von  den  Kriegführenden  geschützt  und  geachtet 
werden  sollen,  solange  sich  Kranke  und  Verwundete  darin  be¬ 
finden.  Das  Personal  (Aufsicht,  Gesundheitspflege,  Verwaltung, 
Transport  sowie  Feldprediger)  hat  gleichfalls  als  neutral  zu  gel¬ 
ten,  solange  es  sich  um  die  Kranken  und  Verwundeten  bemüht. 
Fällt  dieses  Personal  in  Feindeshand,  so  hat  es  die  Wahl,  ent¬ 
weder  sich  weiterhin  der  Pflege  der  Verwundeten  zu  widmen 
oder  sich  den  eigenen  Truppen  anzuschließen.  Im  letzteren  Falle 
ist  es  seinen  eigenen  Vorposten  zuzuführen.  Landesbewohner, 
die  sich  der  Verwundeten  aiinehmen,  und  Häuser,  in  denen  Ver¬ 
wundete  zur  Pflege  aufgenommen  werden,  sollen  geschützt  und 
von  Einquartierung  frei  bleiben.  Geheilte  Verwundete,  die 
dienstuntauglich  sind,  sollen  in  ihre  Heimat  geschickt  werden. 
Feldlazarette,  Verbandsplätze,  Lazarett-Depots  und  das  dort 
beschäftigte  Personal  sollen  durch  das  Rote  Kreuz  (auf  weißem 
Grund)  gekennzeichnet  sein.  Regierungen,  die  in  Genf  nicht  ver¬ 
treten  sind,  sollen  zum  Beitritt  zu  dieser  Konvention  eingeladen 
werden.  Das  Protokoll  bleibt  für  weitere  Unterschriften  offen. 
—  Bis  1868  werden  alle  europäischen  Staaten  der  Konvention 
bei  treten. 9 


31.  August  1864 

GENF  In  Genf  wird  Ferdinand  Lassalle,  Begründer  und  Führer  der 
deutschen  Sozialdemokratie  (vgl.  23.  Mai  1863),  im  Duell  er- 
TOD  LASSALLES  schossen.  Er  stammt,  wie  Marx,  aus  jüdischer  Familie  (11.  April 
1825  in  Breslau  geboren),  ist,  wie  Marx,  wesentlich  von  den 
Junghegelianern  beeinflußt  und  stand  seit  1848  mit  Marx  in 
Verbindung.  Nach  seiner  Verhaftung  im  November  1848  —  er 
hatte  zum  bewaffneten  Widerstand  gegen  die  Reaktion  in  Preu¬ 
ßen  aufgefordert  —  zog  er  sich  aus  dem  politischen  Leben  vor¬ 
übergehend  zurück  und  trat  erst  1862  wieder  politisch  hervor 
(vgl. :  noch  April  1 862). 10 
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noch  August  1864 

In  Warschau  wird  der  vormalige  polnische  Diktator  Romuald 
Traugutt  mit  vier  anderen  Anführern  des  polnischen  Aufstan¬ 
des  (vgl.  22.  Januar  1863)  gehängt.  Insgesamt  werden  (nach 
amtlichen  russischen  Angaben)  396  Todesurteile  gegen  Aufstän¬ 
dische  vollstreckt,  mehr  als  10  000  zu  Strafarbeit  verurteilt,  über 
18  000  nach  Sibirien  verschickt.  Die  Güter  der  Verurteilten  wer¬ 
den  eingezogen.  Diplomatische  Interventionen  Frankreichs, 
Großbritanniens  und  Österreichs  in  Petersburg  zugunsten  der 
Polen  sind  wirkungslos  geblieben. 

In  Uruguay  erobert  Flores  (vgl.:  noch  April  1863),  von  der  See 
her  durch  brasilianische  Schiffe  unterstützt,  die  Hafenstädte 
Salto  und  Paysandu.  Die  letztgenannte  Stadt  muß  im  Sturm 
genommen  werden.  Nach  der  Einnahme  läßt  Flores  den  Ver¬ 
teidiger,  Oberst  Gomez,  und  mehrere  höhere  Offiziere  erschie¬ 
ßen.  Präsident  Aguirre  wird  sich  daraufhin  um  Hilfe  an  Para¬ 
guay  wenden,  daß  heißt,  an  den  jüngeren  Lopez  (vgl.  10.  Sep¬ 
tember  1862),  und  dieser  wird  die  Hilfe  Brasiliens  für  Flores 
zum  Kriegsfälle  erklären,  da  damit  das  Gleichgewicht  unter  den 
La-Plata-Staaten  gestört  worden  sei,  und  im  November  1864 
auch  seinerseits  die  Feindseligkeiten  gegen  Brasilien  eröffnen. 
Vgl.  weiter  15.  Februar  1865. 11 

noch  August  1864 

Die  Vernichtung  der  Berg-Indianer  in  Nordkalifornien,  hier  nur 
als  Beispiel  für  die  gesamte  nordamerikanische  Indianer-„Po- 
litik“  im  XIX.  Jahrhundert  erwähnt  (vgl.:  noch  1852,  noch  1857, 
noch  1859),  nähert  sich  ihrem  erfolgreichen  Abschluß.  Eine  er¬ 
neute  Gewalttat  noch  überlebender,  aber  von  allen  Nahrungs¬ 
quellen  abgeschnittener,  zum  großen  Teil  ihrer  Familien  beraub¬ 
ter,  um  ihre  ermordeten  Kinder  trauernder  Yanas,  der  zwei 
weiße  Frauen  zum  Opfer  fallen,  bildet  den  willkommenen  An¬ 
laß  zur  Endlösung.  Zwei  voll  bewaffnete  Wachkompanien  der 
Siedler-Bürgerwehren  durchkämmen  die  Berghänge,  Flüsse  und 
Weidegründe  zwischen  dem  Deer  Creek  im  Süden  und  dem 
Montgomery  Creek  im  Norden  (östlichen  Nebenflüssen  des  Sa- 
cramento).  Bis  Ende  Dezember  1864  werden  drei  Viertel  der  bis 
zum  August  noch  überlebenden  Yana  umgebracht  sein,  d.  h.  mehr 
als  zweitausend.  Auch  die  bei  weißen  Siedlern  beschäftigten  Yana 
werden  mit  ihren  Kindern  vor  den  Augen  ihrer  Brotgeber  er¬ 
schlagen.  „Wir  müssen  Große  und  Kleine  töten,  aus  Nissen  wer¬ 
den  Läuse“,  wird  einer  der  Bürgerwehrmänner  zitiert.  Die  Lei¬ 
chen  werden  beraubt,  z.  B.  ihres  Arbeitslohnes,  den  sie  bei  sich 
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tragen.  Auch  eindeutiger  Sadismus  tobt  sich  aus.  —  Bis  zum  Jah¬ 
re  1868  wird  auf  ähnliche  Weise  auch  der  südlichste  und  zäheste 
Stamm  der  Yanas,  die  Yahi,  nahezu  vollständig  ausgerottet  sein. 
Dabei  stellt  der  Hauptschuldige,  Robert  A.  Anderson,  seinen 
verwilderten  Leuten  (wie  er  in  seinen  Erinnerungen  selbst  angibt) 
ausdrücklich  frei,  „mit  den  Indianern  zu  tun,  was  ihnen  be¬ 
liebe“. n<1 
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15.  September  1864 

Zwischen  Frankreich  und  dem  Königreich  Italien  wird  ein  Ver¬ 
trag  geschlossen,  der  die  Verlegung  der  italienischen  Hauptstadt 
von  Turin  zunächst  nach  Florenz  vorsieht  sowie  eine  stufenweise 
Räumung  Roms  durch  die  französische  Besatzung  binnen  zwei 
Jahren.  Die  italienische  Regierung  wird  während  dieser  zwei 
Jahre  den  Heiligen  Stuhl  nicht  daran  hindern,  eine  eigene  Armee 
aufzustellen  „genügend  zur  Aufrechterhaltung  der  Autorität 
des  Heiligen  Vaters  und  der  Ruhe  im  Innern  und  an  der  Grenze, 
aber  nicht  so  stark,  daß  sie  in  ein  Angriffsmittel  gegen  die  ita¬ 
lienische  Regierung  ausarte“.12 
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20.  September  1864 

In  Turin  bricht  wegen  der  geplanten  Verlegung  der  königlich 
italienischen  Residenz  nach  Florenz  (vgl.  15.  September  1864) 
ein  Aufruhr  aus,  gegen  den  die  Regierung  gewaltsam  Vorgehen 
läßt.  Es  gibt  Verwundete  und  Tote.  König  Victor  Emanuel  wird 
daraufhin  die  Regierung  entlassen  und  den  General  Lamarmora 
mit  der  Bildung  eines  neuen  Kabinetts  beauftragen.  Doch  wird 
die  Erregung  der  Bevölkerung  nur  vorübergehend  zu  dämpfen 
sein  und  durch  den  Beschluß  des  Parlaments  zur  Verlegung  der 
Hauptstadt  im  Oktober  von  neuem  hervorgerufen  werden.  Vgl. 
3.  Februar  1865. 13 
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noch  September  1864 

In  London  wird  unter  dem  Einfluß  von  Karl  Marx  die  I.  Inter¬ 
nationale  gegründet,  sechszehn  Jahre  nach  dem  Erscheinen  des 
Kommunistischen  Manifestes  (vgl.  Februar  1848).  Gründer  sind 
Vertreter  der  Gewerkschaffen  (Trade  Unions)  und  emigrierte 
Sozialisten  aus  verschiedenen  Nationen.  Zweck  der  Gründung 
ist  (nach  Artikel  I  der  Statuten)  das  „Zusammenwirken  der  in 
verschiedenen  Ländern  bestehenden  Arbeitergesellschaffen,  wel¬ 
che  dasselbe  Ziel  verfolgen,  nämlich:  Schutz,  Fortschritt  und 
vollständige  Emanzipation  der  Arbeiterklasse“. 
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8.  November  1864 

In  Nordamerika  wird  bei  den  Präsidentenwahlen  der  Union 
Abraham  Lincoln  wiedergewählt.  Damit  ist  auch  endgültig  ent¬ 
schieden,  daß  der  Krieg  gegen  die  Konföderation  der  Südstaaten 
bis  zur  Wiederherstellung  der  Union  in  ihren  ehemaligen  Ab¬ 
messungen  weitergeführt  und  die  Befreiung  der  Negersklaven 
unter  allen  Umständen  durchgesetzt  werden  wird.  Bereits  vier 
Tage  nach  der  Wahl  wird  der  entscheidende  Feldzug  Shermans 
gegen  die  Seestadt  Savannah  beginnen,  mit  deren  Eroberung 
am  14.  Dezember  die  Niederlage  der  Südstaaten  unausweichlich 
werden  wird.14 


26.  November  1864 

In  Peru  beschließt  der  Kongreß,  „daß  alle  Mittel  angewandt 
werden  sollen,  um  die  Chincha-Inseln  [vgl.  14.  April  1864]  den 
Spaniern  zu  entreißen,  und  daß,  solange  sie  dort  verbleiben,  in 
keine  Unterhandlung  mit  ihnen  eingetreten  werden  darf“.  Der 
zu  diesem  Zeitpunkt  in  Lima  versammelte  Südamerikanische 
Kongreß  mißbilligt  zwar  das  Auftreten  Spaniens,  fordert  aber 
zugleich  das  peruanische  Parlament  auf,  den  oben  zitierten  Be¬ 
schluß  zurückzunehmen.  Der  Präsident  der  peruanischen  Repu¬ 
blik,  Pezet,  wird  mit  dem  spanischen  Befehlshaber  Pareja  Ver¬ 
handlungen  beginnen.  (Vgl.  weiter:  noch  Januar  1865). 13 


29.  November  1864 

Am  Sand  Creek,  einem  Quellfluß  des  Arkansas  River  im  Gebiet 
des  heutigen  Staates  Colorado/USA  vernichten  etwa  600  Solda¬ 
ten  des  Dritten  Colorado-Regiments  ein  Lager  waffenloser  Chey¬ 
enne-Indianer.  Die  Aktion  ist  von  langer  Hand  vorbereitet  und 
es  liegen  darüber  zuverlässig  dokumentierte  Augenzeugenbe¬ 
richte  bis  in  die  letzten  Einzelheiten  vor.  Es  werden  105  Frauen 
und  Kinder  sowie  28  Männer  buchstäblich  abgeschlachtet  (leben¬ 
dig  zerhackt)  und  vielfach  in  sexual-pathologischer  Weise  ver¬ 
stümmelt,  die  Geschlechtsteile  als  Siegestrophäen  an  die  Hüte 
und  Sattelknäufe  der  Soldaten  gesteckt  (Aussage  von  Offizieren). 
Verantwortlich  für  dieses  Verhalten  der  Soldaten  sind,  ebenfalls 
eindeutig  belegt,  Colonel  J.  M.  Chivington,  ein  ehemaliger  Me¬ 
thodistenprediger,  und  Major  Scott  J.  Anthony,  mittelbar  auch 
der  Gouverneur  von  Colorado,  John  Evans.  Ihre  Namen  und  der 
des  Dritten  Colorado-Regiments  mögen  der  Nachwelt  erhalten 
bleiben  als  Mahnung  daran,  wie  abgrundtief  der  Mensch  unter 
das  Tier  herabsinken  kann.13® 
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5.  Dezember  1864 

Österreich  und  Preußen  beantragen  beim  Deutschen  Bund  in 
Frankfurt,  das  Exekutionsverfahren  gegen  Holstein  für  beendet 
zu  erklären  und  Bundestruppen  wie  Bundeskommissare  aus  Hol¬ 
stein  und  Lauenburg  abzuberufen.  Daraufhin  wird  das  säch¬ 
sische  Militär  die  Herzogtümer  verlassen.  Preußische  und  öster¬ 
reichische  Truppen  werden  bleiben.  Anstelle  der  hannoverschen 
und  sächsischen  Bundeskommissare  übernehmen  die  Zivilkom¬ 
missare  Preußens  und  Österreichs  die  Leitung  der  Verwaltung.1*’ 

1 1 .  Dezember  1864 

Die  preußische  Regierung  setzt  in  Schleswig  eine  neue  Landes¬ 
regierung  ein.  Den  Vorsitz  darin  führt  Freiherr  von  Zedlitz. 
Gleichzeitig  wird  nach  Lauenburg  ein  preußisches  Garderegi¬ 
ment  gelegt.  In  Holstein  ist  schon  zuvor  das  Post-  und  Tele¬ 
graphenwesen  aus  dem  Geschäftsbereich  der  Landesregierung 
herausgenommen  und  unter  preußische  Leitung  gestellt  worden. 
Der  Deutsche  Bund  hat  in  Schleswig-Holstein  de  facto  keinen 
Einfluß  mehr  und  das  Verhältnis  Österreich-Preußen  hat  sich 
seit  Olmütz  (vgl.  29.  November  1850)  umgekehrt.  Preußen  hat 
unter  Bismarck  die  Führung  übernommen.17 

14.  Dezember  1864 

Einer  der  Nordstaaten-Feldherrn,  Sherman ,  erobert  die  Küsten¬ 
stadt  Savannah  in  Georgia  nach  einem  fünf  Wochen  währenden 
Marsch  aus  dem  Innern  dieses  Staates  an  die  Atlantikküste.  Da¬ 
mit  ist  der  Südstaatenarmee  der  Nachschub  fast  gänzlich  abge¬ 
schnitten  und  ihre  endgültige  Kapitulation  nur  noch  eine  Frage 
von  Monaten.  Auch  der  verzweifelte  Versuch,  die  Verluste  durch 
den  Einsatz  von  Sklaven  auszugleichen  (vgl.:  noch  März  1865), 
wird  die  Entscheidung  nicht  mehr  abwenden.  Vgl.  auch  9.  April 
1865. 18 

17.  Dezember  1864 

In  Wien  wird  der  Rechtsanwalt  Emil  Eduard  Eckert  ermordet 
aufgefunden.  Die  Hintergründe  des  Mordes  werden  nicht  auf¬ 
geklärt  werden  können.  Eckert  hat  mit  seinem  „Magazin  der 
Beweisführung  für  Verurteilung  des  Freimaurerordens“  erheb¬ 
liches  Aufsehen  erregt.  Die  sächsische  Regierung  hat  sich  durch 
diese  Veröffentlichungen  veranlaßt  gesehen,  gegen  die  Freimau¬ 
rerlogen  einzuschreiten.  Zehn  Jahre  zuvor  hat  auch  der  prote¬ 
stantische  Theologe  Hengstenberg  mit  einer  Schrift  „Die  Frei¬ 
maurerei  und  das  evangelische  Pfarramt“  Licht  auf  die  wirk¬ 
lichen  Ziele  der  Logen  zu  werfen  versucht.19 
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22.  Dezember  1864 

Papst  Pius  IX.  verkündet  eine  Enzyklika  „Quanta  cura“  gegen 
die  um  sich  greifenden  liberalen  Auffassungen  hinsichtlich  der 
Religion  und  fügt  dieser  einen  „Syllabus  errorum“  bei,  ein  Ver¬ 
zeichnis  aller  Irrlehren,  die  derzeit  grassieren.  Hat  er  zu  Beginn 
seiner  Amtszeit  (seit  1846)  selbst  eine  Reihe  liberaler  Reformen 
im  kirchlichen  Raum  übereilt,  so  verfällt  er  nunmehr  in  das  ent¬ 
gegengesetzte  Extrem.  Nicht  zuletzt  die  Tatsache,  daß  Frank¬ 
reich  und  Italien  über  seinen  Kopf  hinweg  Vereinbarungen  über 
die  Zukunft  Roms  geschlossen  haben  (vgl.  15.  September  1864), 
veranlaßt  ihn,  die  absolute  Unterordnung  nicht  nur  der  wissen¬ 
schaftlichen  Forschung,  sondern  auch  des  Staates  unter  die  Auto¬ 
rität  der  katholischen  Kirche  zu  fordern.  Angesichts  des  durch 
die  Aufklärung  veränderten  Bewußtseinszustandes  der  gebilde¬ 
ten  Schicht  und  der  durch  revolutionäre  Agitation  aufgeregten 
breiten  Masse  sind  solche  Forderungen  unrealistisch.  Enzyklika 
und  Syllabus  werden  keine  Wirkung  haben.20 
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12.  Januar  1865 

Die  österreichische  und  die  preußische  Regierung  geben  eine  pro¬ 
visorische  Regelung  bekannt,  auf  die  sie  sich  bezüglich  Schles¬ 
wig-Holsteins  geeinigt  haben.  Es  wird  für  beide  Herzogtümer 
eine  gemeinsame  Landesregierung  eingesetzt.  Zuvor  hat  der  Wie¬ 
ner  Hof  vergeblich  versucht,  durch  Auswechselung  des  Außen¬ 
ministers  das  Übergewicht  Österreichs  wiederherzustellen.  An¬ 
stelle  des  Grafen  Rechberg  ist  der  Graf  von  Mensdorff-Pouilly 
getreten.  Doch  hat  Bismarck  es  verstanden,  auch  ihn  an  die  bis¬ 
herige  Schleswig-Holstein-Politik  zu  binden.  Den  österreichi¬ 
schen  Vorschlag,  die  Souveränitätsrechte  an  den  Herzogtümern 
einstweilen  dem  Prinzen  Friedrich  von  Augustenburg  (vgl.  21. 
März  1848,  11.  November  1863)  zu  übertragen,  hat  Bismarck 
abgelehnt  und  erklärt,  „zur  Sicherung  seiner  staatlichen  Inter¬ 
essen  und  der  allgemeinen  Interessen  Deutschlands  müsse  Preu¬ 
ßen  verlangen,  daß  die  Militärorganisation  der  Herzogtümer 
zu  der  seinigen  in  ein  festes  Verhältnis  gesetzt,  die  Seestreitkräfte 
derselben  für  die  preußische  Marine  nutzbar  gemacht  und  die 
Handels-  und  Schiffahrtsverhältnisse  des  Königreiches  gegen 
künstliche  Hemmungen  geschützt  würden“.1 

27.  Januar  1865 

Friedrich  Engels  schreibt  an  Karl  Marx:  „Der  brave  Lassalle 
[vgl.  31.  August  1864]  entpuppt  sich  nach  und  nach  als  ein  ganz 
kommuner  Schuft.  Ein  Verrat  der  ganzen  Arbeiterbewegung.“ 
Drei  Tage  später,  aber  offenbar  noch  ohne  Kenntnis  des  obigen 
Briefes  wird  Marx  an  Engels  schreiben:  „Wir  wissen  jetzt,  was 
uns  bisher  keineswegs  in  dieser  Weise  bekannt  gewesen  war,  daß 
Itzig  [gemeint  ist  Lassalle]  die  Arbeiterpartei  an  Bismarck 
verhandeln  wollte.“  —  Mit  diesem  gegenseitigen  Signalement 
wird  die  neue  Linie  der  Agitation  gegen  die  deutsche  Sozialde¬ 
mokratie  festgelegt,  nachdem  Marx  sich  von  London  aus  ver¬ 
geblich  um  deren  Führung,  um  die  Nachfolge  Lassalles,  bemüht 
hat.2 

31.  Januar  1865 

Das  Repräsentantenhaus  der  nordamerikanischen  Union  be¬ 
schließt  mit  über  zwei  Drittel  Mehrheit  ein  Gesetz  zur  allge¬ 
meinen  Abschaffung  der  Sklaverei  (nicht  nur  in  den  Südstaaten, 
vgl.  22.  September  1862).  Es  wird  auch  beschlossen,  dieses  Ge- 
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setz  in  die  Verfassung  aufzunehmen  (als  Amendent).  Gleichzeitig 
scheitert  eine  Konferenz  des  Präsidenten  Lincoln  mit  Vertretern 
der  Südstaaten,  deren  Forderung,  ihre  Konföderation  anzuer¬ 
kennen,  Lincoln  ablehnt.  Der  Präsident  der  Konföderation, 
Jefferson  Davis,  verkündet  daher  nochmals  die  Weiterführung 
des  Krieges,  obschon  die  Südstaaten  keinerlei  Möglichkeit  mehr 
haben,  der  sicheren  Niederlage  zu  entgehen  (vgl.  9.  April  1865). 3 

noch  Januar  1865 

Der  spanische  Marinebefehlshaber  vor  der  peruanischen  Küste, 
Pareja  (vgl.  26.  November  1864),  bedroht  die  Hafenstadt  von 
Lima,  Callao,  mit  Beschießung,  wenn  die  spanischen  Forderun¬ 
gen  nicht  erfüllt  würden.  Daraufhin  erkennt  der  Präsident  der 
peruanischen  Republik,  Pezet,  den  „außerordentlichen  Spczial- 
kommissarius“  der  spanischen  Königin,  Salazar  y  Mazerrado, 
an  und  sagt  diesem  volle  Entschädigung  für  den  Überfall  aui 
die  baskische  Auswanderersiedlung  in  Talambo  (die  eigentliche 
Ursache  des  Konfliktes)  zu.  Das  Parlament  vertagt  sich,  um 
nicht  Stellung  nehmen  zu  müssen.  Ein  Aufstand  in  Lima  und 
Callao  wird  niedergeworfen.4 

3.  Februar  1865 

König  Victor  Emanuel  von  Italien  verläßt  ohne  vorherige  An¬ 
kündigung  oder  Abschied  Turin  und  läßt  sich  in  Florenz  nieder. 
Anlaß  zur  plötzlichen  Durchführung  der  seit  langem  geplanten 
und  beschlossenen  Übersiedlung  sind  erneute  Ausschreitungen, 
denen  der  Gemeinderat  und  das  Patriziat  der  Stadt  nicht  ernst¬ 
lich  entgegentraten.  Der  Verdruß  über  die  Verlegung  der  Resi¬ 
denz  führt  Piemont  auf  die  Seite  der  Regierungsopposition,  die 
eine  Fortsetzung  der  revolutionären  Bewegung  mit  republika¬ 
nischen  Hintergedanken  anstrebt.5 

9.  Februar  1865 

Die  Regierung  der  nordamerikanischen  Union  in  Washington, 
ihres  Sieges  im  Sezessionskrieg  sicher  (vgl.  9  .April  1865),  richtet 
unter  Berufung  auf  die  Monroe-Doktrin  an  Frankreich  die  For¬ 
derung,  seine  Truppen  aus  Mexiko  zurückzuziehen  und  es  damit 
dem  mexikanischen  Volke  zu  ermöglichen,  durch  freie  Selbstbe¬ 
stimmung  zu  entscheiden,  welche  Regierungsform  in  Zukunft 
Geltung  haben  solle.  Es  gelingt  dem  französischen  Gesandten 
in  Washington  nicht,  eine  de-facto-Anerkennung  der  monarchi¬ 
schen  Regierung  Kaiser  Maximilians  zu  erreichen.  Er  wird  zur 
Antwort  erhalten,  daß  Washington  eine  Monarchie  in  Mexiko, 
die  durch  fremde  Bajonette  gewaltsam  eingeführt  worden  sei, 
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nicht  dulden  werde  und  daß  die  bisherigen  freundlichen  Bezie¬ 
hungen  zwischen  der  Union  und  Frankreich  gefährdet  würden, 
„wenn  der  französische  Kaiser  es  nicht  mit  seinen  Interessen  und 
seiner  Ehre  vereinbar  finden  sollte,  von  der  bewaffneten  Inter¬ 
vention  in  Mexiko  abzusehen“.  Damit  ist  das  Schicksal  Maxi¬ 
milians,  das  sich  zwei  Jahre  später  vollenden  wird  (vgl.  19.  Juni 
1867),  bereits  entschieden.  Vgl.  weiter  3.  Oktober  1865.° 

15.  Februar  1865 

ln  Uruguay  läuft  die  Amtszeit  des  Präsidenten  Aguirre  ab  (vgl.: 
noch  April  1863).  In  der  von  Flores  zu  Lande  und  einem  bra¬ 
silianischen  Geschwader  von  der  See  her  eingeschlossenen  Haupt¬ 
stadt  Montevideo  (vgl.:  noch  August  1864)  überträgt  der  Kon¬ 
greß  dem  Senator  Vilalba  die  höchste  Regierungsgewalt  und 
trägt  ihm  auf,  einen  Vertrag  zur  Übergabe  der  Stadt  und  Auf¬ 
hebung  der  Blockade  zu  schließen.  Bereits  acht  Tage  später  wird 
dieser  Vertrag  Zustandekommen  (vgl.  23.  Februar  1865).7 

22.  Februar  1865 

Die  preußische  Regierung  teilt  der  österreichischen  in  einer  De¬ 
pesche  die  Bedingungen  mit,  unter  denen  sie  eine  Überlassung 
Schleswig-Holsteins  an  einen  eigenen  Souverän  (Prinz  Friedrich 
von  Augustenburg)  zu  verhandeln  bereit  sei:  Vereinigung  von 
Militär  und  Marine  mit  der  preußischen  Armee  und  Flotte,  Be¬ 
setzung  der  Festungen  durch  Preußen,  Abtretung  des  Gebietes 
für  einen  Nord-Ostsee-Kanal  und  für  einen  Kriegshafen  (Kiel), 
Anschluß  an  das  preußische  Zollsystem,  Post-  und  Telegraphen¬ 
wesen,  Fahneneid  aller  zum  Militärdienst  Eingezogenen  für  den 
König  von  Preußen.  Wien  erklärt  daraufhin,  ein  Herzog  von 
Schleswig-Holstein,  dessen  Souveränität  solchen  Einschränkun¬ 
gen  unterworfen  würde,  könne  unmöglich  als  gleichberechtigtes 
und  stimmfähiges  Mitglied  in  den  Kreis  der  Souveräne  des  Deut¬ 
schen  Bundes  eintreten.  Bismarck  wird  daher  bestrebt  sein,  den 
provisorischen  Statuts  quo  so  lange  wie  möglich  aufrecht  zu 
erhalten.8 

23.  Februar  1865 

Zwischen  dem  neugewählten  Präsidenten  von  Uruguay,  Vilalba 
(vgl.  15.  Februar  1865)  einerseits,  Brasilien  und  dem  Belagerer 
von  Montevideo,  Flores,  andererseits  wird  der  Friedensvertrag 
von  La-Union  geschlossen.  Flores  zieht  triumphierend  in  Mon¬ 
tevideo  ein,  übernimmt  das  Amt  eines  Gouverneurs  und  Ober¬ 
befehlshabers  der  uruguayischen  Streitkräfte  und  übt  eine  un- 
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umschränkte  Herrschaft  aus,  gestützt  auf  Brasilien.  Im  Bündnis 
mit  Argentinien  und  Brasilien  wird  er  gegen  den  Diktator  von 
Paraguay,  den  jüngeren  Lopez  (vgl.  10.  September  1862)  Krieg 
führen.  Vgl.  weiter  19.  Februar  1 867. u 

6.  März  1865 

Papst  Pius  IX.  richtet  ein  eigenhändiges  Schreiben  an  König 
Victor  Emanuel  von  Piemont-Sardinien,  um  die  Wiederbeset¬ 
zung  der  verwaisten  Bischofssitze  zu  erwirken.  Der  König  wird 
daraufhin  den  Diplomaten  Vegezzi  nach  Rom  senden  mit  dem 
Auftrag,  mit  der  Curie  nur  über  kirchliche  Fragen  zu  verhan¬ 
deln,  politischen  Fragen  aber,  also  dem  Kirchenstaatsproblem,  aus¬ 
zuweichen.  Nachdem  die  Mission  Vegezzis  gescheitert  ist,  wird 
der  König  von  sich  aus  einer  Reihe  von  Bischöfen  die  Rück¬ 
kehr  in  ihre  Diözesen  gestatten.  Er  ist  auch  bereit,  gegen  An¬ 
erkennung  der  neuen  Grenzen  einen  Teil  der  Schulden  des  bis¬ 
herigen  Kirchenstaates  zu  übernehmen.  Darauf  kann  Pius  IX. 
seinerseits  nicht  eingehen.10 

27.  März  1865 

Die  Versammlung  des  Deutschen  Bundes  in  Frankfurt  spricht 
auf  Anregung  von  Bayern,  Hessen-Darmstadt  und  Sachsen  die 
„vertrauensvolle  Erwartung“  aus,  Österreich  und  Preußen  mö¬ 
gen  nunmehr  dem  Erbprinzen  von  Augustenburg  (vgl.  22.  Fe¬ 
bruar  1865,  12.  Januar  1865)  das  Herzogtum  Holstein  in  eigene 
Verwaltung  geben.  Die  Erwartung  wird  unerfüllt  bleiben,  da 
Bismarck  die  Herzogtümer  Schleswig-Holstein  früher  oder  spä¬ 
ter  zu  annektieren  beabsichtigt  und  die  Verhandlungen  in  Frank¬ 
furt  stets  von  neuem  scheitern  zu  lassen  versteht.  Vgl.  14.  Au¬ 
gust  1865. 11 

noch  März  1865 

Kurz  vor  dem  Ende  des  nordamerikanischen  Sezessionskrieges 
(vgl.  9.  April  1865)  versucht  die  Konföderation  der  Südstaaten 
ihre  vernichtenden  Verluste  durch  die  Einberufung  ihrer  Neger¬ 
sklaven  zum  Militärdienst  auszugleichen.  Daß  sie  nicht  alle  zum 
Gegner  überlaufen,  der  für  ihre  Befreiung  kämpft,  ist  nur  durch 
lange  Gewohnheit  und  Schicksalsergebenheit  zu  erklären,  zum 
Teil  wohl  auch  durch  die  Sorge,  mit  der  Befreiung  auch  Arbeit, 
Unterkunft  und  Nahrung  zu  verlieren.12 

In  Lima  löst  sich  ein  Kongreß  südamerikanischer  Staaten  auf, 
ohne  zu  greifbaren  Ergebnissen  gekommen  zu  sein.  Teilnehmer 
waren  Bolivien,  Chile,  Guatemala,  Kolumbien,  Peru,  San  Salva¬ 
dor  und  Venezuela.  Gleichzeitig  brechen  in  mehreren  peruani- 
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sehen  Garnisonstädten  Militäraufstände  aus,  die  insgeheim  vom 
Vizepräsidenten  Canscco  unterstützt  werden.  Sie  richten  sich 
gegen  den  Präsidenten  Pezet,  der  allenthalben  als  „Landesver¬ 
räter“  verunglimpft  wird,  weil  er  vor  der  spanischen  Drohung 
mit  Beschießung  des  Hafens  von  Lima  (vgl.:  noch  Januar  1865) 
zurückgewidien  ist.  Vgl.:  5.  Dezember  1865. 13 

9.  April  1865 

Sechs  Tage  nach  der  Eroberung  der  Doppelfestung  Richmond- 
Petersburg  durch  die  Unionstruppen  kapitulieren  die  Streitkräf¬ 
te  der  Konföderation  der  Südstaaten  unter  ihrem  Oberbefehls¬ 
haber  General  Lee  bei  Appomattoc  Court  House  bedingungslos 
vor  dem  Nordstaaten-Oberbefehlshaber  General  Grant.  Damit 
ist  der  Sezessionskrieg  zu  Ende,  die  Sklavenfrage  entschieden  und 
der  ursprüngliche  Bestand  der  USA  wiederhergestellt.  Lincoln 
drängt  auf  sdinellcn  Friedensschluß.  Es  soll  ein  Verständigungs¬ 
und  Versöhnungsfrieden  werden.  „Die  Rebellen  sind  wieder  un¬ 
sere  Landsleute“,  sagt  er.  Fünf  Tage  später  wird  er  tot  sein 
(vgl.  14.  April  1861). 14 

14.  April  1865 

Der  Präsident  der  USA,  Abraham  Lincoln,  wird  unmittelbar 
nach  Beendigung  des  Sezessionskrieges  am  Karfreitag  in  seiner 
Theaterloge  von  dem  jüdischen  Schauspieler  John  Wilkes  Booth 
erschossen.  Booth  wird  bei  seiner  Festnahme  tödlich  verwundet. 
Der  Hintergrund  seiner  Tat  wird  niemals  vollständig  geklärt 
werden.  Es  ist  alles  genau  wie  hundert  Jahre  später  bei  der 
Ermordung  des  Präsidenten  John  Kennedy  in  Dallas  (vgl.  22. 
November  1963).  Auch  der  Nachfolger  heißt  in  beiden  Fällen 
Johnson  und  war  vorher  Vizepräsident.  Der  Verzicht  auf  voll¬ 
ständige  Klärung  aller  Zusammenhänge  kennzeichnet  in  beiden 
Fällen  sowohl  die  durch  und  durch  korrupte  Atmosphäre  des 
staatlichen  Lebens  als  auch  die  Angst  vor  dem  Wirken  gehei¬ 
mer  Zirkel  in  der  eigenen  Partei.  —  Lincolns  Nachfolger,  An¬ 
drew  Johnson,  neigt  in  der  Sklavcnfrage  mehr  der  Auffassung 
der  Südstaaten  zu  und  wird  daher  bald  in  scharfen  Gegensatz 
zum  Kongreß  geraten,  der  den  Negern  auch  das  Wahlrecht  ein¬ 
räumen  will.15 

15.  April  1865 

Nach  nahezu  dreißigjährigem  Kampf  gegen  die  Herrschaft  der 
Weißen  in  Zentralamerika  stirbt  Carrera,  die  Seele  des  Aufstan¬ 
des  und  der  eigentliche  Zerstörer  der  zentralamerikanischen  Fö¬ 
deration  (vgl.  2.  Februar  1851),  zuletzt  Diktator  in  Guatemala. 
Er  war  wendig  genug,  sich  zur  Erhaltung  seiner  Macht  auf  die 
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klerikale  und  konservative  Partei  zu  stützen,  so  daß  er  sogar 
in  den  Verdacht  geriet,  in  geheimem  Einverständnis  mit  Kaiser 
Maximilian  in  Mexiko  zu  stehen  und  selber  monarchische  Am¬ 
bitionen  zu  haben. 18 

1.  Mai  1865 

In  Ecuador  finden  nach  heftigen  Wahlkämpfen  die  Präsiden¬ 
tenwahlen  statt.  Den  Sieg  trägt  Hieronymus  Carrion  davon. 
Er  gehört,  wie  sein  Vorgänger  Moreno,  der  Konservativen  Par¬ 
tei  an,  wird  aber,  im  Gegensatz  zu  diesem,  eine  gegen  Spanien 
gerichtete  Politik  treiben  und  im  folgenden  Jahr  Ecuador  dem 
Bündnis  Perus  und  Chiles  anschließen.  Kurz  vor  seiner  Wahl  ist 
in  Guayaquil  der  alte  General  Flores  gestorben  (vgl.:  noch  März 
1852),  der  sich  im  Jahre  1859  doch  noch  die  Rückkehr  nach 
Ecuador  erkämpft  hatte.  Er  hat  Morcno  zur  Präsidentenschaft 
verholfen.17 

26.  Mai  1865 

Die  letzte  noch  kämpfende  Heeresabteilung  der  Südstaaten- 
Armee  legt  die  Waffen  nieder,  nachdem  sich  wenige  Wochen 
zuvor  General  Johnson  mit  der  Südarmee  dem  Unionsfeldherrn 
Sherman  (vgl.  14.  Dezember  1864)  ergeben  hat.  Damit  sind  die 
Nachwehen  des  Bürgerkrieges  zu  Ende,  der  noch  zum  Schluß 
durch  den  Mord  an  Abraham  Lincoln  in  seiner  Sinnlosigkeit 
und  Hintergründigkeit  entlarvt  worden  ist.  Zweifel  daran  brei¬ 
ten  sich  aus,  ob  es  überhaupt  um  die  Befreiung  der  Sklaven  ging 
und  nicht  um  ganz  andere  Interessen  (vgl.  14.  April  1861). 18 

17. Juni  1865 

Das  preußische  Abgeordnetenhaus  wird  geschlossen,  nachdem 
es  nicht  nur  der  Regierungsvorlage  über  die  Kriegskosten  (gegen 
Dänemark)  sondern  auch  dem  geforderten  Kredit  zur  Befesti¬ 
gung  des  Kieler  Hafens  seine  Zustimmung  verweigert  hat.  Die 
Abgeordneten  erhalten  den  Tadel  mit  auf  den  Heimweg,  daß 
ihre  Mehrheit  „das  Wohl  des  Vaterlandes  nicht  zu  ihrem  ober¬ 
sten  Gesetze  genommen“  habe.  Bismarck  regiert  ebensowohl 
ohne  Parlament.  Zum  Zeichen  dessen  wird  die  preußische  Flot¬ 
tenstation  von  Danzig  nach  Kiel  verlegt,  das  zu  behalten  er  ein¬ 
deutig  entschlossen  ist.1*’ 

27.  Juli  1865 

Kaiser  Franz  Joseph  von  Österreich  beauftragt  den  böhmischen 
Grafen  Belcredi  damit,  eine  neue  Regierung  zu  bilden,  die  sich 
vom  Reichsrat  unabhängiger  halten  soll  als  die  des  Ministers 
Schmerling  zuvor.  Belcredi  soll  versuchen,  sich  stärker  auf  Un- 


180 


garn  zu  stützen,  um  dort  Rückhalt  gegen  die  Opposition  der 
anderen  nichtdeutschen  Reichsteile  zu  finden.  Zur  Einleitung  die¬ 
ser  Politik  hat  der  Kaiser  im  Juni  einen  sorgsam  vorbereiteten 
Besuch  in  Budapest  gemacht  und  den  Grafen  Mailath  anstelle 
des  Grafen  Zichy  zum  ungarischen  Hofkanzler  erhoben.  Vgl. 
auch  20.  September  1865.'-° 

14.  August  1865 

In  Bad  Gastein  (Österreich)  unterzeichnen  Bismarck  für  Preu¬ 
ßen  und  Blome  für  Österreich  eine  Konvention,  die  einen  kurz¬ 
fristigen  Ausgleich  der  Spannungen  in  der  Schleswig-Holstein- 
Frage  bewirkt.  Danach  wird  Schleswig  von  Preußen,  Holstein 
von  Österreich  verwaltet  werden.  Preußen  erhält  das  Recht,  den 
Nord-Ostsee-Kanal  durch  holsteinisches  Gebiet  zu  führen,  eben¬ 
so  den  Telegraphen-,  Post-  und  Eisenbahnverkehr  nach  Schles¬ 
wig.  Die  Straßen  Hamburg-Rendsburg  und  Lübeck-Kiel  bleiben 
ebenfalls  preußisch.  Rendsburg  soll  Bundesfestung,  Kiel  Bundes¬ 
hafen  des  Deutschen  Bundes  werden,  unter  preußischem  Ober¬ 
befehl  und  Polizeischutz.  Das  Anrecht  auf  das  Herzogtum  Lau¬ 
enburg  tritt  Österreich  gegen  eine  Entschädigung  von  2,5  Millio¬ 
nen  dänischen  Reichsthalern  an  Preußen  ab.  Die  Ratifizierung 
dieser  Konvention  wird  durch  die  beiden  Monarchen  persönlich 
bei  einem  Zusammentreffen  in  Salzburg  am  19./20.  August  1865 
vollzogen  werden.21 

29.  August  1865 

In  San  Salvador  (Zentralamerika)  wird  der  langjährige  Gegner 
und  Rivale  Carreras  (vgl.  15.  April  1865),  Barrios,  erschossen. 
Er  hat  versucht,  die  verlorene  Präsidentschaft  in  San  Salvador 
wiederzugewinnen,  ist  dabei  aber  seinem  Nachfolger  Duenas 
unterlegen,  der  ihn  nunmehr  hinrichten  läßt.  Barrios  war  der 
letzte  der  ehemaligen  Präsidenten,  der  noch  die  Wiederherstel¬ 
lung  der  Zentralamerikanischen  Föderation  im  Sinne  hatte.  Nach 
seinem  Tode  wird  es  keine  Bestrebungen  dieser  Art  mehr  geben. 
Die  fünf  zentralamerikanischen  Staaten  führen  ihr  Eigenda¬ 
sein.22 

20.  September  1865 

In  Österreich  wird  durch  ein  kaiserliches  Manifest  sowohl  der 
engere  wie  auch  der  weitere  Reichsrat  und  damit  die  Verfassung 
vom  26.  Februar  1861  (vgl.  dort)  „sistiert“,  um  endlich  zu  dem 
dringend  erwünschten  Ausgleich  mit  Ungarn  zu  kommen  (vgl. 
27.  Juli  1865).  Das  bedeutet  eine  Rückkehr  zum  absolutistischen 
Regierungssystem,  wie  sie  de  facto  auch  in  Preußen  durch  Bis- 
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marck  (vgl.  17.  Juni  1865)  vollzogen  wurde.  In  den  einzelnen 
österreichischen  Kronländern  bestehen  die  Landtage  weiter.  Vgl. 
weiter  14.  Dezember  1865. 23 

3.  Oktober  1865 

In  Mexiko  läßt  General  Mendez,  einer  der  letzten  Offiziere, 
die  noch  eindeutig  zu  Kaiser  Maximilian  stehen,  zwei  der  repu¬ 
blikanischen  Guerillaführer,  Arteaga  und  Salazar,  erschießen. 
Er  stützt  sich  dabei  auf  ein  kaiserliches  Dekret  gegen  bewaffnete 
„Banditen“.  Doch  wird  das  harte  Durchgreifen  nicht  abschrek- 
kend  wirken,  sondern  im  Gegenteil  den  Zulauf  zu  den  Guerilla¬ 
banden  der  Republikaner  vermehren.  Auch  Freiwillige  aus  den 
USA  schließen  sich  ihnen  an.  Die  Lage  Maximilians  wird  rasch 
unhaltbar  werden.  Napoleon  III.  hat  ihn  bereits  fallen  gelas¬ 
sen.24 

26.  November  1865 

Durch  einen  Ukas  des  Zaren  Alexander  II.  wird  das  Kirchengut 
in  Polen  säkularisiert  und  unter  staatliche  Verwaltung  gestellt, 
der  katholische  Klerus  damit  auf  feste  Besoldung  angewiesen 
und  die  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  der  Kirche  damit  auf¬ 
gehoben.  Der  Einspruch  des  Papstes  leitet  Auseinandersetzungen 
zwischen  Rom  und  Petersburg  ein,  die  schließlich  mit  der  Auf¬ 
hebung  des  Konkordats  und  dem  Abbruch  der  diplomatischen 
Beziehungen  enden  werden.  Die  russisch-orthodoxe  Kirche  wird 
von  nun  an  in  Polen  missionieren  (vgl.  auch  22.  Dezember 
1865).25 

Im  Zuge  der  spanischen  Küstenblockade  gegen  Peru,  in  die  auch 
Chile  einbezogen  wurde,  wird  das  spanische  Schiff  „Cavadonga“ 
von  einer  chilenischen  Korvette  gekapert.  Sechs  spanische  Offi¬ 
ziere  und  114  Soldaten  geraten  in  chilenische  Kriegsgefangen¬ 
schaft.  Der  Oberbefehlshaber  der  spanischen  Blockadeflotte,  Pa- 
reja,  wird  sich  daraufhin  das  Leben  nehmen,  und  zur  Vergeltung 
werden  die  Spanier  einige  chilenische  Segelschiffe  verbrennen. 
Die  Feindseligkeiten  werden  sich  im  folgenden  Jahre  noch  stei¬ 
gern  (vgl.  31.  März  1866). 20 

5.  Dezember  1865 

Peru  unter  der  Diktatur  des  Obersten  Prado,  der  zuvor  den 
Volksaufstand  gegen  den  Präsidenten  Pezet  (vgl.:  noch  Januar 
1865)  geleitet  hat,  schließt  ein  Verteidigungsbündnis  mit  Chile 
gegen  Spanien.  Auch  Bolivien  und  Ecuador  werden  sich  kurz 
darauf  diesem  Bündnis  anschließen.  Pezet,  der  seines  Nachgebens 
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gegenüber  den  spanischen  Forderungen  wegen  als  „Landesver¬ 
räter“  beschuldigt  wurde,  hat  bereits  im  Oktober  auf  ein  briti¬ 
sches  Schiff  fliehen  müssen,  nachdem  sich  auch  die  bei  Lima  ste¬ 
henden  peruanischen  Truppen  dem  Aufstand  gegen  ihn  ange¬ 
schlossen  hatten.  Vgl.  weiter  31.  März  1866. 27 

14.  Dezember  1865 

Kaiser  Franz  Joseph  eröffnet  in  Budapest  mit  dem  herkömm¬ 
lichen  Zeremoniell  den  ungarischen  Landtag  und  erklärt  in  der 
Thronrede,  der  Grundsatz  der  „Rechtsverwirkung  durch  die 
Revolution“  sei  nunmehr  aufgegeben  und  die  „Rechtskonti¬ 
nuität“,  das  heißt  die  formelle  Gültigkeit  der  1848  in  Ungarn 
bestehenden  Gesetze  werde  anerkannt.  Allerdings  verlangt  die 
Regierung  Belcredi  in  Wien  (vgl.  27.  Juli  1865),  daß  diese  Ge¬ 
setze  vor  ihrer  Wiedereinführung  einer  Revision  unterworfen 
werden.  Die  ungarischen  Stände  dagegen  dringen  auf  die  um¬ 
gekehrte  Reihenfolge,  da  nur  so  von  Kontinuität  gesprochen 
werden  könne.28 


22.  Dezember  1865 

Ein  weiterer  Ukas  des  russischen  Zaren  (vgl.  26.  November 
1865)  verbietet  Personen  polnischer  Abstammung  den  Erwerb 
von  Gütern  in  den  westlichen  Gouvernements  Rußlands,  also 
in  Polen.  Polnische  Edelleute,  deren  Güter  mit  Beschlag  belegt 
sind,  müssen  diese  entweder  an  Nichtpolen  verkaufen  oder  gegen 
Güter  im  Inneren  Rußlands  vertauschen.  Gleichzeitig  werden 
zahlreiche  Polen  zur  Auswanderung  in  innerrussische  Gouver¬ 
nements  veranlaßt  und  dafür  in  Polen  russische  und  deutsche 
Siedler  angesetzt.  In  den  Regierungsbehörden  und  an  der  Uni¬ 
versität  Warschau  wird  die  russische  Sprache  eingeführt.29 

24.  Dezember  1865 

In  Pulaski,  einer  Kreisstadt  im  Süden  von  Tennessee/USA  grün¬ 
den  sechs  junge  Leute,  ehemalige  Soldaten  der  Südstaaten-Kon- 
föderation,  den  Geheimbund  des  Ku-Klux-Klan,  der  rasch  um 
sich  greift  und  in  den  Südstaaten  ungewöhnlich  zahlreiche  Mit¬ 
glieder  gewinnt.  Ursprünglich  dem  Schutz  der  Witwen  und  Wai¬ 
sen  der  Gefallenen  im  Sezessionskrieg  gewidmet,  wird  der  Bund 
in  den  folgenden  Jahren  dazu  übergehen,  die  Neger  bei  der  Aus¬ 
übung  des  Wahlrechtes  zu  beunruhigen,  dann  sie  gewaltsam  zu 
verfolgen  und  ein  regelrechtes  Terrorsystem  mit  weit  verbreite¬ 
ter  Lynchjustiz  zu  begründen.30 
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noch  1865  (ohne  nähere  Datierung) 

In  Bolivien  wird  nach  vierjähriger  Regierungszeit  der  Präsident 
de  Acba  (vgl.:  noch  Oktober  1861)  durch  einen  Aufstand  Melga- 
rejos  vertrieben.  Melgarejo  wird  fast  von  ganz  Bolivien  als  neuer 
Präsident  anerkannt.  Es  gelingt  ihm  auch,  einen  Aufruhr  des 
früheren  Präsidenten  Belzu  (vgl.  noch  August  1855)  niederzu¬ 
schlagen.  Belzu  selbst  wird  erschossen.  Aber  auch  Melgarejo 
wird  wieder  vertrieben  werden,  und  sein  Nachfolger,  Morales, 
wird  einem  Mord  zum  Opfer  fallen.  Es  wäre  menschlich  ver¬ 
ständlich,  wenn  junge  Südamerikaner  wenig  Neigung  zeigen 
würden,  sich  mit  der  Geschichte  ihrer  Staaten  zu  beschäftigen.31 
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August  Bebel,  einer  der  jungen  Führer  der  bis  dahin  demokrati¬ 
schen  Arbeiterbewegung  in  Sachsen,  geborener  Kölner,  wird 
durch  Wilhelm  Liebknecht  mit  dem  internationalen  Sozialismus 
des  Karl  Marx  bekannt  gemacht  und  zu  einem  überzeugten,  er¬ 
folgreichen  Agitator  dieser  Lehre.  In  kurzer  Zeit  wird  er  zu¬ 
nächst  die  sächsische  Arbeiterschaft  dafür  gewinnen,  ab  1867  als 
sozialdemokratischer  Abgeordneter  auch  über  Sachsen  hinaus 
wirken.  Liebknecht  ist  erst  1862,  nach  der  Amnestierung  der  Re¬ 
volutionäre  von  1848/49,  aus  England  nach  Sachsen  zurückge¬ 
kehrt.32 
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Von  den  schätzungsweise  850  000  Indianern  im  Gebiet  der  USA 
zur  Zeit  von  deren  Gründung  (1776)  sind  im  Jahr  1865  nur 
noch  wenig  mehr  als  ein  Drittel  (erste  offizielle  Zählung: 
294  000)  übrig  geblieben.  Bis  zum  Jahre  1900  werden  sie  im  Ge¬ 
biet  der  Vereinigten  Staaten  weiter  auf  235  000  zurückgehen. 
Die  Methoden  zu  ihrer  planmäßigen  Ausrottung  werden  auch 
weiterhin  dieselben  bleiben:  militärische  Bekämpfung,  Verseu¬ 
chung  mit  Krankheiten,  Förderung  des  Alkoholismus,  dem  sie 
in  der  vollkommenen  Ausweglosigkeit  ihrer  Situtation  um  so 
leichter  verfallen,  Zerstörung  der  Jagdgründe,  Deportation, 
zwangsweise  Auflösung  ihrer  altüberlieferten  Gemeinschaftsfor¬ 
men,  Zusammenpferchen  in  Reservationen,  die  keine  Lebens¬ 
möglichkeiten  bieten.33 
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27.  März  1866 

In  den  USA  legt  Präsident  Johnson,  der  Nachfolger  des  ermor¬ 
deten  Lincoln,  sein  Veto  gegen  die  Civil  Rights  Bill  ein,  gegen 
das  Gesetz,  das  grundsätzlich  allen  Bürgern  der  Vereinigten 
Staaten  die  gleichen  Rechte  einräumt,  auch  den  freigelassenen 
Negern.  Doch  wird  sich  der  Kongreß  fünf  Tage  später  über  das 
Veto  des  Präsidenten  hinweg  und  das  Gesetz  in  Kraft  setzen. 
Nur  die  Indianer  werden  nicht  davon  betroffen.  Sie  bleiben  nach 
wie  vor  Menschen  zweiter  Klasse  und  erhalten  die  Bürgerrechte 
nicht.  Sie  müssen  hinter  den  Negern  zurückstehen.1 

31.  März  1866 

Im  Verlauf  des  chilenisch-peruanischen  Krieges  gegen  Spanien 
(vgl.  26.  November  und  5.  Dezember  1865)  beschießt  eine  spa¬ 
nische  Flottille  unter  dem  Befehl  des  Admirals  Nufiez  mehrere 
Tage  lang  die  offene  Stadt  Valparaiso,  nachdem  sie  zuvor  das 
vereinigte  Geschwader  der  Chilenen  und  Peruaner  in  der  Ancud- 
bai  angegriffen  hat.  Doch  führen  beide  Unternehmungen  zu 
keinem  nachhaltigen  Erfolg.  Vgl.  hierzu  auch  2.  Mai  1866.2 

8.  April  1866 

In  Berlin  unterzeichnen  Bismarck  und  der  italienische  General 
Govone  einen  preußisch— italienischen  Bündnisvertrag,  dessen 
Artikel  2  lautet:  „Wenn  die  Unterhandlungen,  welche  S.M.  der 
König  von  Preußen  mit  den  anderen  deutschen  Regierungen  in 
Absicht  auf  eine  den  Bedürfnissen  der  deutschen  Nation  ent¬ 
sprechende  Reform  der  Bundesverfassung  eröffnet  hat,  scheitern 
sollten  und  infolgedessen  S.M.  in  die  Lage  käme,  die  Waffen  zu 
ergreifen,  um  seine  Vorschläge  zur  Geltung  zu  bringen,  so  wird 
S.  ital.  Majestät,  nach  der  von  Preußen  ergriffenen  Initiative,  so¬ 
bald  sie  davon  benachrichtigt  sein  wird,  in  kraft  des  jetizgen 
Vertrages,  den  Krieg  gegen  Österreich  erklären.“  Artikel  4  be¬ 
stimmt  ausdrücklich,  die  gegenseitige  Zustimmung  zu  einem  Waf¬ 
fenstillstand  oder  Friedensschluß  mit  Österreich  könne  „nicht 
verweigert  werden,  wenn  Österreich  eingewilligt  hat,  an  Italien 
das  lombardisch-venezianische  Königreich  und  an  Preußen  öster¬ 
reichische  Landstriche,  die  an  Bevölkerung  diesem  Königreich 
gleichwertig  sind,  abzutreten“.  Laut  Artikel  5  erlischt  der  Ver¬ 
trag  drei  Monate  nach  seiner  Unterzeichnung,  also  am  8.  Juli 
1866,  wenn  Preußen  bis  dahin  nicht  den  Krieg  an  Österreich  er¬ 
klärt  hat.3 
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9.  April  1866 

Im  deutschen  Bundestag  in  Frankfurt  stellt  Preußen  den  Antrag, 
den  Bund  durch  Einsetzung  eines  deutschen  Parlamentes  auf  der 
Grundlage  des  Wahlgesetzes  von  1849  (allgemeines  gleiches 
Wahlrecht)  zu  reformieren.  Die  preußische  Regierung  weiß,  daß 
dieser  Antrag  für  Österreich  nicht  annehmbar  ist.  Er  wird  er¬ 
wartungsgemäß  in  der  Bundesversammlung  abgelehnt.  Beide 
Seiten  treffen  militärische  Rüstungsmaßnahmen  und  der  Krieg 
ist  so  gut  wie  unausweichlich  geworden.  Preußens  Versuche, 
Bayern  und  Hannover  auf  seine  Seite  zu  ziehen,  werden  schei¬ 
tern,  Sachsen  wird  sich  Österreich  anschließen.4 

16.  April  1866 

Am  Eingang  zum  Schloßgarten  in  Petersburg  gibt  ein  junger 
Russe  namens  Dimitrij  V.  Karakosow  einen  Pistolenschuß  auf 
Zar  Alexander  II.  ab,  trifft  ihn  aber  nicht,  da  ein  anderer,  eben¬ 
falls  junger  Handwerker,  Kommissarow,  ihm  den  Arm  fort¬ 
schlägt.  Die  Anteilnahme  des  Auslandes  an  der  glücklichen  Ret¬ 
tung  des  Zaren  wird  beträchtlich  sein.  Kommissarow  wird  in 
den  Adelsstand  erhoben  und  mit  Gütern  belehnt  werden.  Der 
Zar  aber  wird  durch  das  Attentat  in  seiner  zentralistischen  Poli¬ 
tik  noch  bestärkt.  Vgl.:  noch  Juni  1866.® 

2.  Mai  1866 

Der  spanische  Admiral  Nunez  (vgl.  31.  März  1866)  versucht 
mit  seiner  Flottille,  die  peruanische  Küstenstadt  Callao,  den 
Hafen  der  Hauptstadt  Lima,  in  seine  Gewalt  zu  bringen,  muß 
aber  sein  Vorhaben  nach  vierstündiger  Beschießung  der  starken 
Befestigungen  erfolglos  aufgeben.  Seine  Schiffe  werden  schwer 
beschädigt,  er  selbst  verwundet.  Mit  seinem  Abzug  von  Callao 
ist  tatsächlich  die  Küstenblockade  durch  Spanien  aufgehoben.  In 
Peru  wird  Oberst  Prado  (vgl.  5.  Dezember  1865)  im  August  des¬ 
selben  Jahres  mit  großer  Mehrheit  zum  Präsidenten  gewählt 
werden,  nachdem  schon  zuvor  alle  Spanier  aus  Peru  und  Bo¬ 
livien  ausgewiesen  wurden.® 

22.  Mai  1866 

Prinz  Karl  von  Hohenzollern-Sigmaringen,  der  Sohn  des  preu¬ 
ßischen  Ministerpräsidenten,  zieht  in  Bukarest  ein  und  besteigt 
als  Fürst  Carol  I.  den  rumänischen  Thron.  Er  ist  auf  Empfehlung 
Napoleons  III.  von  Frankreich  durch  Volksabstimmung  der  ru¬ 
mänischen  Bevölkerung  gewählt  worden.  Die  neue  Verfassung 
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räumt  ihm  ein  Vetorecht  gegenüber  dem  Zwei-Kammer-Parla- 
ment  ein.  Der  Sultan  des  Osmanischen  Reiches,  zu  dem  Rumä¬ 
nien  noch  gehört,  wird  die  Wahl  im  Herbst  1866  anerkennen.7 

10.  Juni  1866 

Der  preußische  Ministerpräsident  Otto  von  Bismarck  wendet 
sich  in  einem  Rundschreiben  an  die  übrigen  deutschen  Regie¬ 
rungen  mit  dem  Vorschlag,  den  Deutschen  Bund  —  unter  Aus¬ 
schluß  Österreichs  —  neu  zu  ordnen.  Tags  darauf  wird  die  öster¬ 
reichische  Regierung  in  Frankfurt  den  Antrag  stellen,  das  Bun¬ 
desheer  gegen  Preußen  zu  mobilisieren.  Daraufhin  wird  Preußen 
am  14.  Juni  den  Bundestag  für  erloschen  erklären  und  damit 
den  Kriegszustand  herbeiführen,  der  bereits  sechs  Wochen  später 
wieder  beendet  sein  wird.  Vgl.  3.  Juli  1866  und  26.  Juli  1866. 8 

12. Juni  1866 

In  Wien  unterzeichnen  der  Herzog  von  Gramont  für  Frankreich 
und  Graf  Mensdorff  für  Österreich  einen  französisch-öster¬ 
reichischen  Geheimvertrag  „in  der  Voraussicht  auf  Ereignisse, 
die  in  Europa  eintreten  könnten“.  Darin  verpflichtet  sich  die 
französische  Regierung  zur  strikten  Neutralität  für  den  Fall, 
daß  in  Deutschland  Krieg  ausbricht,  sowie  zum  nachdrücklichen 
Bemühen,  auch  Italien  zu  einer  neutralen  Haltung  zu  veran¬ 
lassen  (vgl.  8.  April  1966).  Österreich  seinerseits  verpflichtet  sich, 
im  Falle  eines  österreichischen  Sieges  in  Deutschland  Venetien 
an  Frankreich  abzutreten,  im  Falle  eines  österreichischen  Sieges 
in  Italien  den  Vorkriegszustand  dort  nidit  zu  verändern,  so¬ 
lange  Italien  mit  Frankreich  verbündet  ist.  Sollten  sich  durch 
den  Kriegsverlauf  die  Machtverhältnisse  unter  den  deutschen 
Staaten  verschieben,  so  verpflichtet  sich  Österreich,  Frankreich  zu 
konsultieren,  bevor  es  Gebietsveränderungen  zustimmt,  die  das 
europäische  Gleichgewicht  zu  stören  geeignet  sind.  Eine  Zusatz¬ 
note  zu  diesem  Geheimvertrag  enthält  Bestimmungen  über  die 
Unantastbarkeit  des  Kirchenstaates,  über  eine  Garantie  der 
eventuellen  neuen  österreichisch-italienischen  Grenzen  u.  a.  Von 
besonderem  Interesse  sind  die  §§  6  und  7  der  Zusatznote:  siegt 
Österreich,  so  „wird  die  französische  Regierung  allen  durch 
Österreich  eroberten  Gebietszuwachs  sanktionieren,  voraus¬ 
gesetzt,  daß  er  das  europäische  Gleichgewicht  nicht  stört,  indem 
er  eine  österreichische  Hegemonie  begründet,  die  Deutschland 
unter  einer  einzigen  Autorität  einigen  würde“.  (Letzteres  würde 
Frankreich  nicht  zulassen  können.)  „Im  Falle  von  Gebietsverän¬ 
derungen  wird  die  österreichische  Regierung  bei  Rückbehalt  der 
verlorenen  Souveränitätsrechte  der  Prinzen  des  Kaiserlichen 
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Hauses  Kompensationen  wo  auch  immer  fordern,  ausgenommen 
in  Italien.“  (Artikel  7) 

Damit  ist,  wie  aus  einer  unverbindlichen  mündlichen  Erklärung 
des  österreichischen  Unterhändlers,  des  Grafen  Mensdorff,  (Do¬ 
kument  148)  hervorgeht,  die  Schaffung  eines  rheinischen  Puffer¬ 
staates  gemeint,  der  nicht  mehr  zum  Deutschen  Bund  gehören 
soll,  eines  der  Hauptziele  der  französischen  Diplomatie  (vgl. 
28.  Juni  1862). 9 

13. Juni  1866 

In  den  USA  wird  die  Civil  Rights  Bill  (vgl.  27.  März  1866),  die 
den  Negern  Bürgerrechte  verleiht,  den  Indianern  aber  nicht,  als 
vierzehntes  Amendment  zur  Verfassung  vom  17.  September 
1787  den  einzelnen  Staaten  der  Union  zur  Ratifizierung  zuge¬ 
leitet.  Artikel  1  der  „Bill  of  Rights“  von  Virginia  (vom  12.  Juni 
1776),  die  der  amerikanischen  Unabhängigkeitserklärung  zu¬ 
grunde  liegt,  besagt  bereits:  „Alle  Menschen  sind  von  Natur 
aus  gleichermaßen  frei  und  unabhängig  .  .  .“  Er  ist  bis  heute  in 
den  USA  nicht  verwirklicht  worden.10 

Im  Fort  Laramie  am  Oberlauf  des  North  Platte  River  in  den 
USA  führt  Oberst  Maynadiers  Scheinverhandlungen  mit  den  be¬ 
deutendsten  Häuptlingen  der  Sioux-Indianer,  Mahpina-luta 
(von  den  Amerikanern  Red  Cloud  genannt)  vom  Stamm  der 
Oglala-Dakotas  und  Sinte-Galeshka  (Spotted  Tail)  Häuptling 
der  Brule-Sioux.  Die  Verhandlungen,  bei  denen  man  den  Häupt¬ 
lingen  das  Gebiet  nördlich  des  North  Platte  River  abhandeln 
will,  dauern  bereits  eine  Woche  an,  da  trifft  Oberst  Henry  B. 
Carrington  mit  siebenhundert  Offizieren  und  Soldaten  des  18. 
Infanterieregiments  und  einer  Wagenkolonne  mit  Baumaterial 
beim  Fort  Laramie  ein.  Er  hat  den  Auftrag,  weitere  Forts  am 
sogenannten  Bozeman  Road,  dem  Weg  nach  Montana,  im  Ge¬ 
biet  des  Powder  River  zu  bauen.  Dieses  Gebiet  ist  für  die  Sioux 
als  der  letzte  ihnen  verbliebene  Jagdgrund  lebenswichtig.  Da 
Carrington  seinen  Auftrag  offen  zugibt,  erkennen  die  Häupt¬ 
linge,  daß  die  Verhandlungen  nur  eine  hinhaltende  Irreführung 
waren.  Mahpinaluta  (Red  Cloud)  wird  das  tags  darauf  Mayna¬ 
diers  vorwerfen  und  mit  seinen  Oglalas  das  Fort  Laramie  ver¬ 
lassen.11 

15. Juni  1866 

Zwischen  Österreich  und  Preußen  bricht  der  beiderseits  erwartete 
und  vorbereitete  Krieg  um  die  Vorherrschaft  in  Deutschland  aus. 
Auf  der  Seite  Preußens  stehen  nur  die  kleineren  norddeutschen 
Staaten,  auf  der  Seite  Österreichs  dagegen  Baden,  Bayern,  Han- 
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nover,  Hessen-Darmstadt,  Kurhessen,  Meiningen,  Nassau,  Reuß 
ält.  Linie  und  Sachsen.  Dafür  tritt  allerdings  Italien  gleichzeitig 
in  den  Krieg  gegen  Österreich  ein,  aufgrund  des  italienisch-preu¬ 
ßischen  Bündnisses  vom  8.  April  1866  (vgl.  dort),  und  bindet 
einen  Teil  der  österreichischen  Streitkräfte. 

16.  Juni  1866 

Die  preußische  Regierung  richtet  an  19  norddeutsche  Staaten 
gleichlautende  Noten  und  bietet  ihnen,  da  der  bisherige  Deutsche 
Bund  erloschen  ist  (vgl.  10.  Juni  1866),  die  Bildung  eines  neuen 
Bundes  an.  Nur  zwei  der  angeschriebenen  Regierungen  werden 
den  Vorschlag  ablehnen,  Sachsen-Meiningen  und  Reuß,  ältere 
Linie.  Die  anderen  17  werden  zustimmen  und  am  18.  August 
1866  (vgl.  dort)  den  Norddeutschen  Bund,  das  sogenannte 
„August-Bündnis“,  gründen,  dem  sich  im  September  und  Ok¬ 
tober  1866  dann  auch  die  anfangs  ablehnenden  Staaten  sowie 
Sachsen  anschließen  werden.12 

24. Juni  1866 

In  der  Schlacht  bei  Custozza  südöstlich  des  Gardasees  werden  die 
italienischen  Streitkräfte  von  den  österreichischen  unter  dem  Be¬ 
fehl  von  Erzherzog  Albrecht  geschlagen.  Der  italienische  Kriegs¬ 
minister  General  Lamarmora  hat  in  Gegenwart  König  Victor 
Emanuels  seine  den  Österreichern  weit  überlegene  Armee  nach 
Villafranca  in  der  Ebene  geführt,  ohne  sich  zugleich  des  nord¬ 
westlichen  Höhenzuges  zwischen  Verona  und  Peschiera  zu  ver¬ 
sichern,  entgegen  einem  von  preußischer  Seite  (Bernhardi)  emp¬ 
fohlenen  Plan.  Das  macht  sich  Erzherzog  Albrecht  zunutze.13 

3.  Juli  1866 

Die  Entscheidung  in  dem  kurzen  österreichisch-preußischen  Krieg 
um  die  künftige  Vorherrschaft  in  Deutschland  wird  durch  die 
Schlacht  bei  Königgrätz  (Ost-Böhmen)  herbeigeführt.  Der  preu¬ 
ßische  Generalstabschef  Helmuth  von  Moltke  führt  in  Anwesen¬ 
heit  von  König  Wilhelm  die  drei  preußischen  Armeen  erst  auf 
dem  Schlachtfeld  zusammen  und  gewinnt  damit  den  Sieg  über 
die  Österreichische  und  sächsische  Streitmacht  unter  Führung  von 
General  Benedek.  Die  hannoversche  Armee  ist  bereits  am  29. 
Juni  bei  Langensalza  zur  Kapitulation  gezwungen  worden.  In 
einer  besonders  kritischen  Situation  auf  dem  Höhepunkt  der 
Schlacht  bei  Königgrätz  wendet  sich  der  König  besorgt  an 
Moltke  mit  der  Frage,  wie  dieser  über  den  Stand  der  Schlacht 
denke.  Moltke  antwortet  ohne  Zögern:  „Euer  Majestät  ge¬ 
winnen  heute  nicht  nur  die  Schlacht,  sondern  den  Feldzug.“14 
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20.  Juli  1866 

In  der  Seeschlacht  bei  Lissa  (Vis)  an  der  dalmatinischen  Küste 
besiegt  der  österreichische  Admiral  Tegetthof  die  aus  Ancona 
ausgelaufene  italienische  Flotte  unter  dem  Befehl  von  Admiral 
Persano,  der  seit  zwei  Tagen  bereits  versucht,  Truppen  auf  der 
von  österreichischer  Küstenartillerie  verteidigten  Insel  zu  landen. 
Nachdem  in  vierstündigem  Gefecht  sein  Flaggschiff  „König  von 
Italien“  durch  das  österreichische  Schiff  „Erzherzog  Max“  ver¬ 
senkt  worden  ist,  muß  Persano  sich  mit  den  restlichen  Schiffen 
nach  Ancona  zurückziehen.15 
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26.  Juli  1866 

In  Nikolsburg/ Südmähren  unterzeichnen  Bismarck  für  Preußen 
und  Karolyi  sowie  Brenner  für  Österreich  den  Waffenstillstands¬ 
und  Präliminarfriedensvertrag,  der  den  unausweichlich  gewor¬ 
denen  Kampf  um  die  Vorherrschaft  in  Deutschland  beendet  und 
Österreich  künftig  aus  der  nationalen  Einigung  Deutschlands 
ausschließt.  Österreich  als  der  im  Kampf  Unterlegene  verliert 
das  Lombardisch-Venezianische  Königreich  an  Italien,  alle 
Rechte  an  Schleswig  und  Holstein  an  Preußen,  hat  40  Millionen 
Taler  Kriegsentschädigung  zu  zahlen,  die  Hälfte  in  bar,  aner¬ 
kennt  die  Auflösung  des  bisherigen  Deutschen  Bundes  und 
stimmt  „einer  neuen  Gestaltung  Deutschlands  ohne  Beteiligung 
des  österreichischen  Kaiserstaates“  zu.  D.  h.  Österreich  wird  ein 
engeres,  durch  Preußen  zu  begründendes  Bundesverhältnis  der 
deutschen  Staaten  nördlich  der  Mainlinie  ebenso  anerkennen 
wie,  „daß  die  südlich  von  dieser  Linie  gelegenen  deutschen  Staa¬ 
ten  in  einem  Verein  zusammentreten,  dessen  nationale  Verbin¬ 
dungen  mit  dem  Norddeutschen  Bunde  der  näheren  Verstän¬ 
digung  zwischen  beiden  [Vertragspartnern]  Vorbehalten  bleibt“. 
(Vgl.  hierzu  23.  August  1866!)  Im  übrigen  bleibt  der  Territorial¬ 
bestand  der  österreichischen  Monarchie  unverändert.  Es  hat  Bis¬ 
marck  einen  schweren  Kampf  gegen  seinen  König  und  gegen  das 
preußische  Oberkommando  gekostet,  diese  maßvolle  Behand¬ 
lung  und  die  Erhaltung  der  Integrität  Sachsens  durchzusetzen. 
Er  hat  geltend  gemacht,  „wir  hätten  nicht  eines  Richteramtes  zu 
walten,  sondern  deutsche  Politik  zu  treiben;  Österreichs  Riva¬ 
litätskampf  gegen  uns  sei  nicht  strafbarer  als  der  unsrige  gegen 
Österreich;  unsere  Aufgabe  sei  Herstellung  und  Anbahnung 
deutschnationaler  Einheit  unter  Leitung  des  Königs  von  Preu¬ 
ßen“.  Vgl.  dazu  auch  5.  August  1866. 16 


190 


30.  Juli  1866 

In  New  Orleans/USA  kommt  es  zu  Rassentumulten.  Der  Staat 
Louisiana,  dessen  größte  Stadt  New  Orleans  ist,  gehörte  im 
Sezessionskrieg  zu  den  abgefallenen  Südstaaten,  um  deren  Skla¬ 
venbefreiung  es  angeblich  ging.  Die  Durchführung  der  Civil 
Rights  Bill  (vgl.  27.  März  und  13.  Juni  1866)  stößt  in  den  be¬ 
siegten  Südstaaten  auf  verzögernden  Widerstand,  und  daran 
entzünden  sich  die  Unruhen  sowohl  der  Farbigen,  die  ihre  Bür¬ 
gerrechte  verwirklicht  sehen  wollen,  als  auch  der  Weißen,  die 
gegen  das  Gesetz  opponieren.  Die  Verhältnisse  werden  hundert 
Jahre  später  im  Prinzip  noch  die  gleichen  sein.17 
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5.  August  1866 

Die  französische  Regierung  übermittelt  Bismarck  durch  den 
Grafen  Benedetti  den  Entwurf  zu  einem  Geheimabkommen , 
dessen  Artikel  lauten:  „1.  das  französische  Kaiserreich  nimmt 
in  Besitz  diejenigen  Teilgebiete,  welche,  derzeit  zu  Preußen  ge¬ 
hörig,  im  Jahre  1814  von  Frankreich  abgetrennt  worden  sind. 
2.  Preußen  verpflichtet  sich,  vom  König  von  Bayern  und  vom 
Großherzog  von  Hessen,  unbeschadet  der  Verpflichtung  zur  Ent¬ 
schädigung  dieser  Fürsten,  die  Abtretung  derjenigen  Gebiete  zu 
erlangen,  welche  sie  auf  dem  linken  Rheinufer  besitzen,  und  den 
Besitz  daran  auf  Frankreich  zu  übertragen.  3.  Alle  Anordnun¬ 
gen,  durch  welche  die  unter  der  Souveränität  des  Königs  der 
Niederlande  stehenden  Gebiete  an  den  Deutschen  Bund  ange¬ 
schlossen  werden,  sind  null  und  nichtig,  soweit  sie  sich  auf  das 
Garnisonsrecht  in  der  Festung  Luxemburg  beziehen.“  Diese  maß¬ 
losen  und  offensichtlich  die  Situation  verkennenden  Forderungen 
Kaiser  Napoleons  III.  oder  seiner  Regierung  kommen  Bismarck 
sehr  willkommen,  da  es  ihm  mit  ihrer  Hilfe  gelingen  wird,  die 
süddeutschen  Staaten  zum  Friedensschluß  zu  bewegen  (vgl. 
22.  August  1866).  Er  wird  den  französischen  Entwurf  daher  am 
10.  August  durch  Zirkulardepesche  an  die  diplomatischen  Ver¬ 
treter  des  Norddeutschen  Bundes  in  Berlin  veröffentlichen  und 
dazu  erklären,  daß  solche  Forderung  allenfalls  „die  Folge  eines 
verlorenen  Krieges  hätte  sein  können“,  und  daß  Napoleon  sein 
Ziel  nur  erreichen  könne  „que  ce  serait  une  guerre  ä  coups  de 
revolution“.  Bismarck  handelt  hier  und  jetzt  nicht  mehr  als  preu¬ 
ßischer,  sondern  bereits  als  deutscher  Minister,  im  Bewußtsein 
voller  nationaler  Verantwortlichkeit  und  in  der  Gewißheit,  vom 
deutschen  Nationalbewußtsein  in  den  deutschen  Ländern  unter¬ 
stützt  zu  werden.18 
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18.  August  1866 

Auf  Vorschlag  der  preußischen  Regierung  hin  (vgl.  16.  Juni 
1866)  schließen  in  Berlin  folgende  deutsche  Staaten  einen  deut¬ 
schen  Bündnisvertrag  und  begründen  damit  den  Norddeutschen 
Bund:  Anhalt,  Braunschweig,  Bremen,  Hamburg,  Lippe,  Lübeck, 
Mecklenburg-Schwerin,  Mecklenburg-Strelitz,  Oldenburg,  Preu¬ 
ßen,  Reuß  (jüngere  Linie),  Sachsen-Altenburg,  Sachsen-Coburg- 
Gotha,  Schaumburg-Lippe,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Schwarz- 
burg-Sondershausen  und  Waldeck.  (Im  September  und  Oktober 
werden  sich  dem  Bunde  noch  anschließen:  Hessen,  Reuß  ältere 
Linie,  Sachsen  und  Sachsen-Meiningen.)  Artikel  1  des  Bündnis¬ 
vertrages  lautet:  Die  vorgenannten  Regierungen  schließen  „ein 
Offensiv-  und  Defensivbündnis  zur  Erhaltung  der  Unabhängig¬ 
keit  und  Integrität,  sowie  der  inneren  und  äußeren  Sicherheit 
ihrer  Staaten  und  treten  sofort  zur  gemeinschaftlichen  Vertei¬ 
digung  ihres  Besitzstandes  ein,  welchen  sie  sich  gegenseitig  durch 
dieses  Bündnis  garantieren“.  Art.  2  sieht  eine  Bundesverfassung 
im  Sinne  des  preußischen  Vorschlages  vom  10.  Juni  1866  (vgl. 
dort)  vor  unter  Mitwirkung  eines  gemeinschaftlich  zu  berufen¬ 
den  Parlaments,  das  auf  Grund  des  Reichswahlgesetzes  vom 
12.  April  1849  zu  wählen  sei.  Art.  4  stellt  die  Truppen  der  ver¬ 
bündeten  Staaten  unter  den  Oberbefehl  des  Königs  von  Preußen. 
Art.  6  setzt  die  Dauer  des  Bündnisses  bis  zur  Errichtung  eines 
neuen  Deutschen  Bundes  fest,  längstens  auf  ein  Jahr.  Der  Ver¬ 
trag  wird  von  allen  Beteiligten  am  8.  September  in  Berlin  rati¬ 
fiziert  werden.19 

22.  August  1866 

Unter  den  zweiseitigen  Friedens-  und  gleichzeitig  Bündnisver¬ 
trägen,  die  Preußen  in  der  Zeit  vom  13.  August  (Württemberg) 
bis  zum  21.  Oktober  (Sachsen)  mit  den  einzelnen  süddeutschen 
Staaten  abschließt,  ist  von  besonderer  Bedeutung  derjenige  mit 
Bayern ,  den  Bismarck  und  Savigny  für  Preußen  und  v.  d.  Pford- 
ten  sowie  Graf  v.  Bray-Steinburg  für  Bayern  am  22.  August  in 
Berlin  unterzeichnen  (Berliner  Friede).  Der  entscheidende  Ar¬ 
tikel  5  lautet:  „S.  M.  der  König  von  Bayern  erkennt  die  Be¬ 
stimmungen  des  zwischen  Preußen  und  Österreich  zu  Nikolsburg 
am  26.  Juli  1866  [vgl.  dort!]  abgeschlossenen  Präliminar-Ver- 
trages  an  und  tritt  denselben,  soweit  sie  die  Zukunft  Deutsch¬ 
lands  betreffen,  auch  Seinerseits  bei.“  Der  vorerst  noch  geheime 
gleichzeitige  Bündnisvertrag  („Schutz-  und  Trutzbündnis“)  ent¬ 
hält  die  gegenseitige  Garantie  der  Integrität  der  beiderseitigen 
Gebiete  und  verpflichtet  die  Vertragspartner,  „im  Falle  eines 
Krieges  ihre  volle  Kriegsmacht  zu  diesem  Zwecke  einander  zur 
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Verfügung  zu  stellen“.  Den  Oberbefehl  in  einem  solchen  Falle 
wird,  wie  im  Norddeutschen  Bund,  der  König  von  Preußen  ha¬ 
ben.  Auch  dieser  Vertrag  wird  gleichlautend  zweiseitig  und  ge¬ 
heim  mit  Baden  (17.  August),  Hessen  (3.  September)  und  Würt¬ 
temberg  (13.  August)  geschlossen  werden.  Er  richtet  sich  gegen 
die  Forderungen  des  französischen  Entwurfs  vom  5.  August  1866 
(vgl.  dort!)  und  bereitet  zusammen  mit  dem  norddeutschen 
Bündnisvertrag  vom  18.  August  (vgl.  dort!)  zielstrebig  und  weit¬ 
blickend  die  Reichsgründung  vom  Januar  1871  vor.  Mit  Bis¬ 
marck  kommt  endlich  eine  klare  und  konstruktive  Linie  in  die 
deutsche  Politik.20 

23.  August  1866 

In  Prag  unterzeichnen  Freiherr  von  Werther  für  Preußen  und 
Freiherr  von  Brenner-Felsbach  für  Österreich  den  Friedensver¬ 
trag,  der  den  Präliminarfrieden  von  Nikolsburg  (vgl.  26.  Juli 
1866)  vollendet  und  besiegelt.  Das  Lombardisch-Venezianische 
Königreich  wird  endgültig  mit  Italien  vereinigt.  Napoleon  III. 
hat  durch  Benedetti  bereits  am  29.  Juli  dazu  seine  Zustimmung 
geben  lassen.  Österreich  schließt  sich  nunmehr  dieser  Zustimmung 
an  (Artikel  2).  Der  bereits  in  Nikolsburg  vorgesehene  Verein 
der  süddeutschen  Staaten  (dort  Art.  2)  soll  nunmehr  „eine  inter¬ 
nationale  unabhängige  Existenz  haben“  (Art.  4).  Doch  ist  dieser 
Teil  des  Vertrages  zum  Zeitpunkt  seiner  Unterzeichnung  bereits 
durch  die  zweiseitigen  Verträge  Preußens  mit  den  einzelnen  süd¬ 
deutschen  Staaten,  insbesondere  den  mit  Bayern  (siehe  oben), 
überholt.  Alle  Rechte  des  Kaisers  von  Österreich  an  den  Herzog¬ 
tümern  Holstein  und  Schleswig  aus  dem  Wiener  Frieden  vom 
30.  Oktober  1864  (vgl.  dort)  gehen  auf  den  König  von  Preußen 
über  „mit  der  Maßgabe,  daß  die  Bevölkerung  der  nördlichen 
Distrikte  von  Schleswig,  wenn  sie  durch  freie  Abstimmung  den 
Wunsch  zu  erkennen  geben,  mit  Dänemark  vereinigt  zu  werden, 
an  Dänemark  abgetreten  werden  sollen“.  (Art.  5,  der  bereits  in 
Nikolsburg,  dort  Art.  3,  unter  französischem  Druck  entstandene 
Zusatz  die  Abstimmung  betreffend,  wird  am  11.  Oktober  1878 
durch  einen  Vertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Öster¬ 
reich  aufgehoben  werden.)  Der  Territorialbestand  des  König¬ 
reichs  Sachsen  bleibt  unverändert.  Sachsens  Zugehörigkeit  zum 
Norddeutschen  Bund  wird  durch  den  Friedensvertrag  mit  Preu¬ 
ßen  (21.  Oktober  1866)  geregelt  werden.  (Art.  6)  Die  Ratifizie¬ 
rungsurkunden  dieses  „Friedens  von  Prag“,  mit  dem  Österreich 
bis  zum  Jahre  1938  aus  der  Entwicklung  des  künftigen  Deut¬ 
schen  Reichsverbandes  ausscheidet,  werden  in  Prag  am  30.  Au¬ 
gust  1866  ausgetauscht  werden.21 
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25.  August  1866 

Guiseppe  Mazzini,  einst  Begründer  eines  italienisch-national- 
demokratischen  Geheimbundes  „La  giovane  Italia“  (1832  in 
Marseille),  wendet  sich  in  einem  Zeitungsaufsatz  gegen  die  Be¬ 
dingungen  des  Waffenstillstandes  mit  Österreich  vom  25.  Juli, 
erklärt  den  Verzicht  Italiens  auf  die  Alpen-  und  Küstenländer 
für  schmählich  und  fordert  Istrien,  ganz  Friaul  und  Südtirol. 
Damit  umreißt  Mazzini  bereits  das  Programm  der  Irredenta- 
bewegung,  die  elf  Jahre  später  in  Neapel  von  M.  R.  Imbriani 
ins  Leben  gerufen  werden  wird  und  den  Anschluß  der  noch  „un- 
erlösten“  Gebiete  betreiben  wird. 

3.  September  1866 

Das  preußische  Abgeordnetenhaus  nimmt  mit  230  gegen  75 
Stimmen  die  Indemnitätsvorlage  an.  D.  h.  es  erteilt  nachträglich 
der  Heeresverstärkung  seine  Zustimmung,  die  König  Wilhelm  I. 
und  der  Kriegsminister  von  Roon  1862  durchgeführt  haben  ohne 
wegen  der  damit  verbundenen  Ausgaben  erst  das  Parlament  zu 
befragen.  Im  Mai  1862  war  der  Landtag  aufgelöst  worden,  weil 
er  diese  Maßnahme  nicht  genehmigen  wollte.  Darüber  entstand 
der  Verfassungskonflikt,  in  dem  der  König  seine  Abdankung  er¬ 
wog,  dann  aber  Bismarck  berief,  der  bereit  war,  ohne  Parlament 
zu  regieren.  Dieser  Konflikt  ist  nun  beigelegt. 

20.  September  1866 

Im  Vollzug  der  Vereinbarungen  des  Friedens  von  Prag  (vgl. 
23.  August  1866)  annektiert  Preußen  die  Länder  Hannover, 
Kurhessen,  Nassau  und  die  ehemals  reichsfreie  Stadt  Frankfurt 
am  Main,  ebenso  die  Herzogtümer  Holstein  und  Schleswig  durch 
Verkündung  eines  entsprechenden  Gesetzes.  Am  selben  Tage 
zieht  eine  aus  Böhmen  zurückgekehrte  Heeresabteilung  unter 
Führung  des  Königs  in  Berlin  ein,  zwei  und  einen  halben  Monat 
nach  dem  entscheidenden  Sieg  von  Königgrätz,  der  die  preu¬ 
ßische  Vormachtstellung  und  Führung  in  Deutschland  herbei¬ 
geführt  hat.22 

3.  Oktober  1866 

In  Wien  unterzeichnen  Graf  Wimpffen  für  Österreich  und  Graf 
Menabrea  für  das  Königreich  Italien  den  Friedensvertrag  („Frie¬ 
den  von  Wien“),  der  den  durch  das  preußisch-italienische  Bünd¬ 
nis  vom  8.  April  1866  (vgl.  dort!)  zwischen  beiden  Staaten  her¬ 
beigeführten  Kriegszustand  beendet.  Obgleich  Italien  militärisch 
von  Österreich  geschlagen  wurde  (zu  Lande  bei  Custozza  und 
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am  20.  Juli  in  der  Seeschlacht  von  Lissa),  erhält  es  durch  Ver¬ 
mittlung  Napoleons  III.  das  Königreich  Venetien,  in  dem  eine 
Volksabstimmung  nahezu  einstimmig  für  den  Anschluß  an  Ita¬ 
lien  entscheiden  wird.23 


21.  Dezember  1866 

Fünfzehn  Kilometer  nördlich  des  Fort  Phil  Kearny  am  Ober¬ 
lauf  des  Powder  River  (Wyoming/USA),  in  dem  kleinen  Tal 
des  Peno  Creek,  vernichten  etwa  zweitausend  Sioux-  und 
Cheyenne-Indianer  unter  Führung  von  Mahpina-luta  (Red 
Cloud),  dem  Häuptling  der  Oglala-Dakotas,  eine  Kompanie 
des  18.  Infanterie-Regiments  Carringtons  (vgl.  13.  Juni  1866) 
unter  Befehl  des  Captain  William  J.  Fetterman  vollständig.  Es 
kommt  dabei  zu  abscheulichen  Grausamkeiten  und  Verstüm¬ 
melungen  der  Soldaten,  die  aber  eine  genaue  Kopie  der  durch 
Chivingtons  Leute  an  Indianerinnen  am  Sand  Creek  verübten 
Verstümmelungen  darstellen  (vgl.  29.  November  1864).  Die  in¬ 
dianischen  Krieger  erweisen  sich  als  gelehrige  Schüler  ihrer  wei¬ 
ßen  Todfeinde.  Ihre  eigenen  Verluste  in  dem  Kampf  am  Peno 
Creek  sind  etwa  ebenso  hoch  wie  die  Mannschaftsstärke  der  ver¬ 
nichteten  Kompanie.  Ziel  der  Häuptlinge  ist  es,  das  Festsetzen 
der  Weißen  in  dem  letzten  ihnen  noch  verbliebenen  Jagdgebiet 
um  den  Powder  River  zu  verhindern.  Natürlich  ist  es  dazu 
längst  zu  spät,  doch  können  die  Häuptlinge  die  Stärke  der  ame¬ 
rikanischen  Armee  und  den  Druck  der  nachflutenden  Siedler 
nicht  einmal  schätzen.24 
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1867 


9.  Februar  1867 

Nebraska  wird  37.  Staat  der  USA.  Er  umfaßt  rund  200  000 
Qudratkilometer  südwestlich  des  mittleren  Missouri  und  um  den 
Platte  River.  Das  Gebiet  mußte  zunächst,  wie  alle  anderen  auch, 
von  der  indianischen  Urbevölkerung,  die  unter  fortgesetztem 
Bruch  der  mit  ihren  Häuptlingen  abgeschlossenen  Verträge  immer 
weiter  zurückgedrängt  und  dabei  mittelbar  oder  auch  unmittel¬ 
bar  ausgerottet  wurde,  geräumt  werden.  Zunächst  wurde  nur  der 
fruchtbare  Osten  Nebraskas  besiedelt.  Der  Westen  wird  erst 
nach  Anlage  künstlicher  Bewässerung  landwirtschaftlich  nutzbar 
werden.1 

12.  Februar  1867 

In  den  Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  (vgl.  18.  August  1866) 
wird  aufgrund  des  allgemeinen,  gleichen  und  direkten  Wahl¬ 
rechtes  ein  verfassunggebender  norddeutscher  Reichstag  ge¬ 
wählt.  Dieser  wiederum  wählt  zu  seinem  ersten  Präsidenten 
jenen  offenbar  unvermeidlichen  Eduard  Simson,  der  bereits  Prä¬ 
sident  der  Frankfurter  Nationalversammlung  war  und  am  3. 
April  1849  (vgl.  dort!)  Friedrich  Wilhelm  IV.  die  deutsche 
Kaiserkrone  anbot.  Das  trug  erheblich  dazu  bei,  sie  diesem  un¬ 
annehmbar  zu  machen.  In  der  Geschichte  des  preußisch-deut¬ 
schen  Parlamentarismus  spielen  von  Anfang  an  aufdringliche 
Fremde  vom  Schlage  Simson  eine  auffallend  ausschlaggebende 
Rolle.  Das  ist  kein  Zufall  und  sollte  endlich  zu  denken  geben. 

17.  Februar  1867 

Das  erste  Schiff  durchfährt  den  Suezkanal,  nachdem  die  unter 
der  Leitung  des  französischen  Ingenieurs  Lesseps  im  Jahre  1859 
begonnenen  Bauarbeiten  soweit  gediehen  sind,  daß  die  Passage 
zunächst  in  einer  Richtung  möglich  ist.  Eigentümer  des  Kanal¬ 
geländes  wird  die  1858  von  Lesseps  gegründete  Suezkanal-Ge¬ 
sellschaft  für  die  Dauer  von  99  Jahren,  von  der  Fertigstellung 
1869  an  gerechnet.  Die  britische  Regierung  hat  sich  einen  ent¬ 
scheidenden  Anteil  an  den  Aktien  der  Suezkanal-Gesellschaft 
gesichert.2 

19.  Februar  1867 

In  Montevideo/Uruguay  wird  der  Parteiführer  der  „Colorados“ 
und  Oberbefehlshaber  der  Streitkräfte,  Benancio  Flores,  in  dem 
Augenblick,  da  seine  Parteifreunde  ihn  im  Regierungsgebäude 
zum  Präsidenten  wählen  lassen  wollen,  von  vier  Parteigängern 
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der  „Blancos“  durch  Dolchstiche  und  Schüsse  ermordet.  Darauf¬ 
hin  richtet  sich  die  Volkswut  gegen  die  gesamte  Partei  der 
Blancos  und  setzt  ihre  Anhänger  blutiger  Verfolgung  aus.  Der 
Senat  überträgt  dem  Bruder  des  Ermordeten,  Manuel  Flores , 
das  Präsidentenamt,  und  dieser  verhängt  über  Uruguay  den 
Kriegszustand  und  läßt  alle  Offiziere,  die  der  Blanco-Partei  an¬ 
gehören,  aus  den  Armeelisten  streichen.  Vgl.  auch  22.  Februar 
1868.3 

noch  Februar  1867 

Der  neu  ernannte  Chef  der  österreichischen  Regierung,  Friedrich 
Ferdinand  Graf  von  Beust  vereinbart  mit  dem  Führer  der 
magyarischen  Partei  in  Ungarn,  dem  ehemaligen  liberalen  Justiz¬ 
minister  der  ungarischen  Regierung  von  1848  Franz  Dedk 
v.  Kehida,  die  Wiederherstellung  des  Königreiches  Ungarn,  ein¬ 
schließlich  Siebenbürgen,  Kroatien  und  der  Militärgrenze,  mit 
den  alten  Rechten,  die  durch  die  Revolution  von  1848/49  als 
verwirkt  galten.  Ungarn  erhält  wieder  einen  eigenen  Reichstag, 
ein  eigenes  Ministerium  und  schließt  ein  Zoll-  und  Handels¬ 
bündnis  mit  Österreich,  das  alle  zehn  Jahre  erneuert  werden  soll. 
Gemeinsam  für  die  gesamte  „österreichisch-ungarische  Mon¬ 
archie“  bleiben  das  Heer,  mit  deutscher  Kommandosprache,  die 
auswärtige  Politik  und  die  Finanzpolitik.  Aus  den  beiden 
Reichstagen  treten  jährlich  je  60  Abgeordnete  zur  Beschlußfas¬ 
sung  über  gemeinsame  Angelegenheiten  abwechselnd  in  Wien 
und  Budapest  zusammen.  Nach  dem  Grenzfluß  Feithe  wird 
Österreich  Cisleithanien  und  Ungarn  Transleithanien  genannt. 
Ministerpräsident  für  Ungarn  wird  der  magyarische  Nationalist 
Julius  Graf  Andrdssy.  Er  wird  1871  das  gemeinsame  Außen¬ 
ministerium  übernehmen.  Vgl.  8.  Juni  1867.4 

12,  März  1867 

Die  letzten  französischen  Truppen  verlassen  auf  Drängen  der 
Regierung  der  Vereinigten  Staaten  hin  Mexiko.  Damit  ist  das 
Schicksal  des  Habsburger  Kaisers  Maximilian  endgültig  besiegelt. 
„Kaiser“  Napoleon  III.,  der  sich  in  seiner  Jugend  selbst  an  ge¬ 
gen  die  Monarchien  gerichteten  Geheimbünden  (Carbonari)  be¬ 
teiligt  hat,  überläßt  Maximilian  kaltlächelnd  der  Rache  des 
Juarez,  nachdem  er  ihn  zunächst  für  seine  ehrgeizigen  imperialen 
Pläne  in  Mexiko  mißbraucht  hat.  Es  gibt  keine  Gemeinsamkeit 
zwischen  den  alten  Dynastien  und  dem  Emporkömmling.5 

29.  März  1867 

Das  britische  Parlament  beschließt  die  „British  North  America 
Act“ ,  mit  der  das  „Dominion  of  Canada “  (etwa  ein  Fünftel 
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des  heutigen  Kanada)  begründet  wird.  Die  Halbinsel  Neuschott- 
land  und  das  Territorium  Neubraunschweig  an  der  Atlantik¬ 
küste,  beide  vor  1713  zu  Französisch-Akadien  gehörend,  werden 
nunmehr  mit  dem  vorwiegend  britisch  besiedelten  Ontario  (süd¬ 
licher  Teil)  und  dem  vorwiegend  französisch  besiedelten  Quebec 
vereinigt.  Der  Dominion-Status  bannt  die  Gefahr  einer  Se¬ 
zession  der  französisch  sprechenden  Gebiete.6 

30.  März  1867 

In  Washington  unterzeichnen  William  H.  Seward  für  die  USA 
und  Edouard  de  Stoeckl  für  Rußland  den  Alaska-Vertrag,  in 
dem  Rußland  Alaska  und  das  Seegebiet  nördlich  von  Alaska  bis 
zum  Nordpol  für  7,2  Millionen  Dollar  in  Gold  an  die  USA 
verkauft.  Als  Ostgrenze  Alaskas  soll  die  in  der  britisch-russi¬ 
schen  Konvention  vom  28.  Februar  1825,  Artikel  III  und  IV, 
vereinbarte  Linie  gelten.  (Sie  bildet  dort  noch  heute  die  Grenze 
zwischen  den  USA  und  Kanada.)  Die  beiderseitige  Ratifizierung 
des  Vertrages  wird  bereits  am  20.  Juni  1867  proklamiert  wer¬ 
den.  Anschließend  werden  die  russischen  Truppen  zurückgezogen 
und  die  Befestigungen  an  die  amerikanische  Armee  übergeben 
werden  (Art.  5).  Die  Bewohner  können  binnen  drei  Jahren  nach 
Rußland  zurückkehren,  andernfalls  erhalten  sie  die  amerika¬ 
nische  Staatsangehörigkeit,  ausgenommen  die  Eingeborenen,  die 
einer  besonderen  Gesetzgebung  unterliegen  (Art.  3).  Die  Kauf¬ 
summe  ist  binnen  zehn  Monaten  nach  der  Ratifizierung  an  den 
bevollmächtigten  Vertreter  des  Zaren  in  Washington  zu  zahlen 
(Art.  6).  Anlaß  zum  Verkauf  gibt  die  Sorge  der  russischen  Re¬ 
gierung,  Alaska  gegenüber  dem  erstarkenden  Kanada  vertei¬ 
digen  zu  müssen.  Vgl.  29.  März  1867  (siehe  oben).7 

16.  April  1867 

Der  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  (vgl.  12.  Februar  1867) 
nimmt  nach  sieben  Wochen  währenden  Verhandlungen  mit  230 
gegen  53  Stimmen  die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes¬ 
staates  an.  Danach  gehören  diesem  sämtliche  deutschen  Staaten 
nördlich  des  Mains  ( Mainlinie )  an,  geben  sich  gemeinsame  Bun¬ 
desgesetze  und  vereinigen  ihr  Militärwesen  unter  der  obersten 
Führung  Preußens.  Ihre  Angehörigen  genießen  allgemeines  Reichs¬ 
bürgerrecht  und  das  Recht  der  freien  Niederlassung.  Neben  den 
Reichstag  tritt  ein  Bundesrat,  in  dem  ein  von  Preußen  ernannter 
Bundeskanzler  (Graf  Bismarck)  den  Vorsitz  führt.8 

Unweit  vom  Fort  Larned  (heute  Kinsley,  am  Oberlauf  des 
Arkansas  River,  Kansas/USA),  am  Pawnee  Creek,  läßt  General 
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Winfield  Scott  Hancock  ein  Lager  der  südlichen  Cheyenne- 
Indianer,  die  gekommen  waren,  um  mit  ihm  zu  verhandeln, 
vollständig  zerstören.  251  Zelte  (Wigwams),  962  Büffeldecken, 
436  Sättel,  Hunderte  von  Fellen  und  Matten,  Lassos  und  Koch¬ 
geräte  werden  verbrannt.  Frauen  und  Kinder  konnten  sich  vor 
der  Zerstörung  noch  in  Sicherheit  bringen,  aber  der  Teil-Stamm 
verliert  seinen  gesamten  Besitz  und  hat  keine  Überlebenschancen 
mehr.  Der  Vorgang  ist  kennzeichnend.9 

11.  Mai  1867 

In  London  beschließt  die  Konferenz  der  Großmächte,  einschließ¬ 
lich  Italiens,  das  hier  erstmals  als  sechste  Großmacht  anerkannt 
wird,  die  Neutralität  des  Großherzogtums  Luxemburg  gemein¬ 
sam  zu  garantieren.  Das  Herzogtum  soll  auch  weiterhin  der 
Souveränität  des  Königs  von  Holland  unterstehen  und  im  Deut¬ 
schen  Zollverein  verbleiben.  Die  Stadt  Luxemburg  soll  von  der 
prcußisdien  Besatzung  geräumt,  ihre  Festungswerke  sollen  ge¬ 
schleift  werden.  Dieser  Beschluß  stellt  eine  politische  Nieder¬ 
lage  Napoleons  III.  dar,  der  sich  daraufhin  auf  einen  mili¬ 
tärischen  Zusammenstoß  mit  Preußen  vorbereiten  wird.10 

14.  Mai  1867 

In  der  Festung  Queretaro  in  Mexiko  öffnet  Oberst  Miguel  Lopez, 
durch  eine  Geldsumme  bestochen,  dem  republikanischen  General 
Escobedo  und  seiner  Mannschaft  das  Tor  zur  Zitadelle,  in  der 
sich  Kaiser  Maximilian  mit  seinen  Getreuen  bis  zuletzt  ver¬ 
teidigt  hat.  Escobedo  läßt  den  General  Mendez  aus  der  Beglei¬ 
tung  des  Kaisers  auf  der  Stelle  erschießen  und  stellt  Maximilian 
selbst  sowie  die  anderen  kaisertreuen  Offiziere  unter  Aufsicht, 
bis  weitere  Befehle  vom  Präsidenten  Juarez  aus  San  Luis  Potosi 
eintreffen  werden.  In  Queretaro  wird  ein  Kriegsgericht  zu¬ 
sammentreten,  obgleich  der  Tod  Maximilians  längst  beschlossene 
Sache  ist.  Vgl.  19.  Juni  1867. 11 

20.  Mai  1867 

Das  britische  Parlament  lehnt  einen  von  John  Stuart  Mill  einge- 
brachten  Gesetzesantrag  ab,  den  Frauen  das  Wahlrecht  zu  ver¬ 
leihen.  Die  Ablehnung  gibt  den  ersten  Anstoß  zur  Entstehung 
der  englischen  Frauenrechtlerinnen-(Suffragetten-)Bewegung. 
Erst  1869  werden  Frauen,  die  Steuerzahlerinnen  sind,  das  kom¬ 
munale  Wahlrecht  erhalten.  Das  aktive  Wahlrecht  zum  Unter¬ 
haus  werden  sich  die  Engländerinnen  erst  im  Februar  1918  er¬ 
kämpft  haben,  und  auch  dann  nur  diejenigen,  die  einen  eigenen 
Haushalt  haben.12 
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MOSKAU 


noch  Mai  1867 

In  Moskau  wird  eine  slawisch-ethnographische  Ausstellung  er¬ 
öffnet,  an  der  sich  auch  die  Slawen  aus  der  österreichisch-unga¬ 
rischen  Doppelmonarchie  beteiligen.  Im  Zusammenhang  damit 
tagt  ein  Slawenkongreß,  an  dem  die  Polen  nicht  teilnehmen  und 
auf  dem  sich  der  Panslawismus  russischer  Prägung  durchsetzt. 
Von  da  an  wird  im  Inneren  des  russischen  Einflußgebietes  unter 
Panslawismus  die  Russifizierung  verstanden  und  betrieben  wer¬ 
den.  Nach  außen  hin  wird  man  die  „Befreiung“  der  Balkan¬ 
slawen  vertreten  und  damit  eine  zunehmend  feindliche  Haltung 
gegenüber  Österreich  sowie  auch  gegenüber  dem  Deutschtum  ein¬ 
nehmen.13 

6.  Juni  1867 

Zar  Alexander  II.  wird  bei  einem  Staatsbesuch  in  Frankreich, 
den  er  nur  ungern  unternommen  hat  und  bei  dem  die  franzö¬ 
sische  Bevölkerung  wiederholt  ihre  Sympathie  für  die  unter¬ 
drückten  Polen  zum  Ausdruck  bringt,  von  einem  jungen  Polen 
namens  Berezowsky  bei  einer  Wagenfahrt,  zusammen  mit  Kai¬ 
ser  Napoleon  III.,  mit  der  Pistole  beschossen.  Es  wird  nie¬ 
mand  verletzt.  Aber  die  Haltung  des  Zaren  gegenüber  den  pol¬ 
nischen  Unabhängigkeitsbestrebungen  wird  durch  den  Vorfall 
nicht  nachgiebiger  oder  versöhnlicher  gestimmt.14 

8. Juni  1867 

In  Budapest  werden  Kaiser  Franz  Joseph  von  Österreich  und 
die  Kaiserin  Elisabeth  nach  dem  alten  ungarischen  Zeremoniell 
zum  König  und  zur  Königin  von  Ungarn  gekrönt.  Die  Feierlich¬ 
keiten  bilden  den  Abschluß  der  Wiederherstellung  des  König¬ 
reiches  (vgl.:  noch  Februar  1867).  Gleichzeitig  wird  das  un¬ 
garische  Ministerium  Andrässy  in  sein  Amt  eingesetzt.  Diese 
Restauration  Ungarns  ist  nicht  zuletzt  aus  finanziellen  Gründen 
notwendig  geworden,  nachdem  die  österreichische  Staatskasse 
durch  den  Krieg  von  1866  in  gefährlichem  Grade  entleert  wor¬ 
den  war.15 

19. Juni  1867 

In  Queretaro  in  Mexiko  wird  Kaiser  Maximilian  standrechtlich 
erschossen,  der  Bruder  Kaiser  Franz  Josephs  von  Österreich.  Er 
war  nach  dem  Abzug  der  französischen  Truppen  aus  Mexiko 
(vgl.  12.  März  1867)  nahezu  schutzlos  seinen  Feinden  preis¬ 
gegeben  und  fiel  durch  Verrat  in  den  Reihen  seiner  unmittel¬ 
baren  Umgebung  in  die  Hände  des  von  den  USA  unterstützten 
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mexikanischen  Präsidenten  Juarez.  Er  fällt  als  Opfer  der  ehr¬ 
geizigen  Weltmachtpolitik  Napoleons  III.16 
Am  selben  Tage  fällt  auch  die  Hauptstadt  Mexiko  in  die  Hände 
der  Republikaner,  nachdem  General  Marquez,  der  Oberkom¬ 
mandierende  der  kaiserlichen  Truppen,  den  Befehl  niedergelegt 
hat  und  heimlich  geflohen  ist.  Er  hat  in  den  letzten  Wochen 
unter  Mißbrauch  des  kaiserlichen  Namens  ein  Schreckensregiment 
in  der  Hauptstadt  geführt,  das  natürlich  Maximilian  zur  Last 
gelegt  wurde.  Acht  Tage  später  wird,  als  letzter  Stützpunkt  der 
Kaiserlichen,  auch  Vera  Cruz  fallen,  und  am  15.  Juli  wird  Prä¬ 
sident  Juarez  nach  langjähriger  Verbannung  seinen  Einzug  in 
Mexiko  halten.17 

25.  November  1867 

Ein  Sonderausschuß  des  Kongresses  der  USA  in  Washington 
kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  der  derzeitige  Präsident  Andrew 
Johnson,  der  Nachfolger  des  ermordeten  Lincoln,  „schwerer  Ver¬ 
brechen  und  Vergehen  angeklagt  werden  soll“.  Es  handelt  sich 
offenbar  um  einen  Versuch,  Licht  in  die  Hintergründe  des  Atten¬ 
tates  auf  Lincoln  zu  bringen,  der  ebenso  erfolglos  bleiben  wird, 
wie  hundert  Jahre  später  der  Versuch,  die  Ermordung  Kennedys 
aufzuklären.  Johnson  wird  nicht  angeklagt  werden,  sondern  bis 
1869  im  Amt  bleiben.18 

13.  Dezember  1867 

In  Irland  sprengen  Angehörige  der  in  den  USA  gegründeten 
Unabhängigkeitsbewegung  der  Fenier  die  Mauer  des  Gefäng¬ 
nisses  von  Clerkenwell.  Zahlreiche  Mensdien  werden  durch  die 
Explosion  getötet  und  verstümmelt.  Unter  dem  Eindruck  dieser 
Gewalttat  lassen  sich  an  die  40  000  freiwillige  Hilfspolizisten 
(„Schutzmänner“)  verpflichten.  Der  Rädelsführer  der  Fenier  in 
Irland,  Stephens,  ist  zuvor  aus  der  Haft  entflohen.  Eine  Welle 
von  Brandstiftungen  und  Mordanschlägen  zieht  über  das  Land. 
Vgl.  auch  26.  Juli  1869. 19 

noch  1867  (ohne  nähere  Datierung) 

In  Großbritannien  setzt  der  Führer  der  Konservativen  (seit 
1848),  der  Schatzkanzler  in  der  Regierung  Lord  Derbys,  Benja¬ 
min  Disraeli  (ein  1817  als  Dreizehnjähriger  vom  mosaischen 
Glauben  zur  anglikanischen  Kirche  übergetretener  Jude),  die 
zweite  Parlamentsreform  durch.  Durch  sie  wird  jedem  Inhaber 
einer  städtischen  Wohnung,  also  auch  den  städtischen  Arbeitern 
(noch  nicht  den  Landarbeitern)  das  Wahlrecht  erteilt.  Die  An¬ 
zahl  der  Wahlberechtigten  wächst  von  etwa  einer  Million  auf 
anderthalb  Millionen. 
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1868 


4.  Januar  1868 

In  Japan  stellt  der  jugendliche  Kaiser  Mutsuhito,  mit  fünfzehn 
Jahren  zur  Regierung  gekommen,  die  seit  260  Jahren  unter¬ 
drückte  Kaisergewalt  wieder  her,  übernimmt  wieder  in  eigener 
Person  auch  die  weltliche  Herrschaft,  stellt  sie  unter  die  Devise 
des  „Meiji“  („erleuchtete  Regierung“)  und  veranlaßt  den  letzten 
Shogun  aus  der  erblichen  Hausmeier-Dynastie  Tokugawa  zum 
Rücktritt.  Er  wird  das  mittelalterliche  Lehens-  und  Vasallen¬ 
verhältnis  aufheben,  den  kaiserlichen  Hof  von  Kyoto  nach  Tokio 
verlegen,  wirtschaftliche  und  soziale  Reformen  einleiten  und 
aufgrund  einer  neuen  Verfassung  ein  Parlament  zulassen.  Er 
wird  45  Jahre  lang  an  der  Regierung  bleiben. 

22.  Februar  1868 

In  Montevideo/Uruguay  stirbt  der  provisorische  Präsident 
Manuel  Flores  (vgl.  19.  Februar  1867).  Mit  ihm  sterben  in  kur¬ 
zen  Zeitabständen  einundzwanzig  prominente  Anhänger  seines 
1867  ermordeten  Bruders  Benancio.  Ob  sie  vergiftet  wurden  oder 
der  Cholera  erlagen,  bleibt  ungeklärt.  Ein  Racheakt  der  entmach¬ 
teten  Blanco-Partei  scheint  nahe  zu  liegen.  Jedenfalls  nimmt 
diese  den  Kampf  wieder  auf  und  Uruguay  wird  in  den  folgen¬ 
den  Jahrzehnten  das  Feld  ewigen  Parteihaders  sein,  der  sich  zu¬ 
weilen  zum  Bürgerkrieg  steigert.1 

5.  März  1868 

Nachdem  zehn  Tage  zuvor  das  amerikanische  Repräsentanten¬ 
haus  beschlossen  hat,  den  Präsidenten  Johnson  „schwerer  Ver¬ 
brechen  und  Vergehen“  anzuklagen  (vgl.  25.  November  1867) 
und  den  Senat  als  Gericht  einzusetzen,  tritt  dieser  nunmehr  tat¬ 
sächlich  zu  diesem  Zweck  zusammen  und  lädt  den  Präsidenten 
zur  Vernehmung  vor.  Doch  wird  am  26.  Mai  der  Senat  es  ab¬ 
lehnen,  den  Präsidenten  im  Sinne  der  Anklage  für  schuldig  zu 
erklären.  Johnson  wird  bis  zum  3.  März  1869  im  Amt  bleiben.2 

13.  April  1868 

In  Abessinien  erstürmen  britische  Streitkräfte  unter  dem  Befehl 
von  Sir  Robert  Napier  die  Festung  Magdala.  Dabei  findet  der 
abessinische  König  Theodoros,  der  britische  Missionare  und 
Staatsangehörige  hat  in  Haft  nehmen  lassen  und  den  Einspruch 
der  britischen  Regierung  zurückwies,  den  Tod.  Seine  Söhne  wer¬ 
den  von  den  Engländern  unter  Aufsicht  gestellt.  Die  britischen 
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Gefangenen  können  unversehrt  befreit  werden.  Der  Einfluß 
Großbritanniens  in  Abessinien  wird  auf  absehbare  Zeit  maß¬ 
geblich  bleiben.3 

30.  April  1868 

In  Berlin  tritt  ein  deutsches  Zollparlament  zu  seinen  ersten  Be¬ 
ratungen  zusammen,  an  denen  auch  die  süddeutschen  Staaten 
Baden,  Bayern,  Hessen-Darmstadt  und  Württemberg  teilnehmen. 
Dieses  Zollparlament  ist  dadurch  zustande  gekommen,  daß  die 
süddeutschen  Staaten  sowohl  im  norddeutschen  Bundesrat  durch 
eigene  Bevollmächtigte  als  auch  im  norddeutschen  Reichstag 
durch  eigene  Abgeordnete  bei  den  Verhandlungen  über  eine  ge¬ 
meinsame  Zollgesetzgebung  vertreten  sind.  Damit  wird  neben 
den  Bündnisverträgen  (vgl.  22.  August  1866)  ein  zweites  Band 
zwischen  nord-  und  süddeutschen  Saaten  geknüpft.4 

7.  Juli  1868 

In  Spanien  läßt  der  neue  Ministerpräsident  Gonzalez  Bravo 
(Nachfolger  von  Narvaez,  Herzog  von  Valencia)  mehrere  ein¬ 
flußreiche  Generale  verhaften  und  auf  den  balearischen  bzw. 
canarischen  Inseln  internieren.  Damit  löst  er  eine  erneute  Revo¬ 
lution  aus.  Liberale  Union,  Progressisten  und  Demokraten  schlie¬ 
ßen  sich  zusammen.  Im  September  wird  in  Cadiz  der  Admiral 
Topcte,  bei  dem  sich  die  verbannten  Generale  eingefunden  ha¬ 
ben,  ein  Revolutionsmanifest  erlassen,  dem  sich  Sevilla  und  an¬ 
dere  Städte  anschließen.  Die  Königin  Isabella  II.  wird  zwar 
Gonzalez  Bravo  entlassen,  doch  zu  spät.  (Vgl.  weiter  4.  Ok¬ 
tober  1868.)5 

25.  Juli  1868 

Der  nordamerikanische  Kongreß  beschließt,  aus  Teilgebieten 
von  Dakota,  Utah  und  Idaho  das  Territorium  Wyoming  zu  bil¬ 
den.  Ein  Fünftel  im  Nordosten  gehört  noch  zur  Präriezone.  Der 
Name  der  Hauptstadt,  Cheyenne,  erinnert  an  den  fast  gänzlich 
vernichteten  Indianerstamm,  dessen  Lebensraum  dieses  Gebiet 
ursprünglich  war.  Im  nordwestlichen  Gebirgsland  von  Wyoming 
wird  später  der  Yellowstone-Nationalpark  als  Naturdenkmal 
an  den  ursprünglichen  Zustand  des  Landes  erinnern,  nachdem 
Wyoming  1890  44.  Staat  der  USA  geworden  ist.6 

28.  Juli  1868 

Das  14.  Amendment  zur  Verfassung  der  USA,  die  Civil  Rights 
Bill,  die  zwar  den  Negern  Bürgerrecht  verleiht,  den  Indianern 
aber  nicht  (vgl.  27.  März  1866  und  13.  Juni  1866),  wird  nach 
abgeschlossener  Ratifizierung  durch  die  einzelnen  Staaten  Teil 
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der  Verfassung  und  tritt  damit  in  Kraft.  Für  die  Gleichberech¬ 
tigung  der  Neger  ist  zum  Teil  der  Sezessionskrieg  mit  seinen 
grausamen  Opfern  und  Zerstörungen  geführt  worden.  Die  In¬ 
dianer  werden  weiterhin  ausgerottet.  Für  diese  Schizophrenie  in 
der  amerikanischen  Geschichte  gibt  es  keine  stichhaltige  Erklä¬ 
rung.7 

29.  Juli  1868 

Mit  der  Räumung  von  Fort  C.  F.  Smith  (am  Big-Horn-River 
auf  der  Grenze  zwischen  Wyoming  und  Montana/USA)  auf  Be¬ 
fehl  der  amerikanischen  Regierung  beginnt  die  Räumung  sämt¬ 
licher  drei  Forts  an  der  Powdcr  River  Straße.  Sie  wird  einen 
Monat  später  abgeschlossen  sein.  Mahpina-luta  (Red  Cloud), 
der  Häuptling  der  Oglala-Dakotas,  hat  seinen  zweijährigen  Wi¬ 
derstandskampf  gegen  die  amerikanische  Regierung  zunächst  ge¬ 
wonnen  und  damit  die  vollständige  Ausrottung  der  Sioux-  und 
Cheyenne-Indianer  noch  einmal  um  einige  Jahre  hinausschieben 
können  (vgl.  21.  Dezember  1866). 8 

15.  September  1868 

Der  Chef  des  preußischen  Generalstabs,  General  Helmuth  von 
Moltke,  äußert  gegenüber  dem  österreichischen  Militärattache  in 
Berlin,  Hauptmann  Graf  Üxküll:  „Sie  werden  selbst  sehr  gut 
einsehen,  daß  es  Preußen  nicht  gelegen  sein  kann,  daß  der  Krieg 
zwischen  Frankreich  und  Preußen  zustande  kommt;  denn  da 
man  vor  allem  den  praktischen  Zweck  vor  Augen  behalten  muß, 
so  frage  ich  mich,  was  sollten  wir  mit  einem  Stücke  von  Frank¬ 
reich  tun?  Überdies  verursacht  uns  die  Amalgamierung  der  1866 
zu  Preußen  gekommenen  Landesteile  noch  sehr  viele  Arbeit  und 
Mühe,  und  Ruhe  haben  wir  vor  allem  nötig.  Anders  ist  es  wohl 
mit  Frankreich,  da  die  Zustände  daselbst  täglich  unberechen¬ 
barer  werden.  Ziehen  Sie  sich  selbst  den  Vergleich  zwischen  der 
hier  herrschenden  Passivität  der  Geister  in  Beziehung  auf  den 
Krieg  und  dem  Hin-  und  Herwogen  der  Erregtheit  in  Frank¬ 
reich.  Kaiser  Napoleon  will  den  Krieg  nicht,  aber  die  drei  Mil¬ 
liarden,  die  allein  auf  ihm  und  seinem  Regime  lasten,  brauchen 
nur  ins  Schwanken  zu  kommen,  damit  der  ganze  Zustand  un¬ 
haltbar  wird  und  daß,  in  Verbindung  mit  der,  politischen  Strö¬ 
mung  überhaupt,  dem  Kaiser  nichts  anderes  übrig  bleibt  als 
der  Krieg.“9 

4.  Oktober  1868 

Einer  der  durch  Gonzalez  Bravo  internierten  spanischen  Gene¬ 
rale  (vgl.  7.  Juli  1868),  Francisco  Serrano  y  Dominguez,  zieht 
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als  Sieger  in  Madrid  ein,  nachdem  er  unweit  Cordoba  die  Re¬ 
gierungstruppen  der  Königin  Isabella  besiegt  hat.  Da  die  Kö¬ 
nigin  mit  der  Hofcamarilla  am  30.  September  das  Land  ver¬ 
lassen  hat  und  nach  Frankreich  gegangen  ist,  bildet  Serrano  zu¬ 
nächst  eine  provisorische  Regierung,  bis  die  nach  dem  allge¬ 
meinen  Stimmrecht  einzuberufenden  Cortes  sich  über  die  künf¬ 
tige  Verfassung  Spaniens  geeinigt  haben  werden.  Inzwischen 
muß  er  in  Cadiz  und  Malaga  republikanische  Aufstände  unter¬ 
drücken.10 
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27.  November  1868 

Im  Rahmen  der  seit  Monaten  geplanten  Vernichtungsaktion  ge¬ 
gen  die  südlichen  Cheyenne-Indianer  überfällt  am  Washita,  ei¬ 
nem  Nebenfluß  des  oberen  Arkansas  River,  auf  Befehl  des  Ge¬ 
nerals  Philip  Sheridan  im  Camp  Supply  George  Armstrong 
Custer  mit  seinem  Siebenten  Kavallerie-Regiment  das  Dorf  des 
ältesten  Cheyenne-Häuptlings  (von  den  Amerikanern  Black 
Kettle  genannt,  der  indianische  Name  ist  nicht  überliefert).  Die¬ 
ser  selbst,  der  den  Kampf  gegen  die  Weißen  längst  aufgegeben 
hat,  wird  bei  dem  Überfall  getötet  und  skalpiert,  sein  Skalp  als 
Siegestrophäe  ins  Camp  Supply  zurückgebracht.  Unter  den  wahl¬ 
los  zusammengeschossenen  103  Cheyennes  befinden  sich  ganze 
elf  Krieger.  Alle  anderen  waren  waffenlos.  53  Frauen  und  Kin¬ 
der  werden  als  Gefangene  mitgeschleppt.  Tags  zuvor  war  „Black 
Kettle“  von  dem  150  Kilometer  entfernten  Fort  Cobb  zurück¬ 
gekehrt,  wo  er  den  General  William  B.  Hazen  vergeblich  ge¬ 
beten  hatte,  sein  Lager  im  Schutze  dieses  Forts  aufschlagen  zu 
dürfen.  Hazen  kannte  Sheridans  Pläne  und  schickte  den  Häupt¬ 
ling  und  seine  Begleiter  zurück  in  den  sicheren  Untergang.  Sheri¬ 
dans  Vorgehen  wird  von  William  T.  Sherman  voll  gedeckt. 
Sheridans  „Feldzug“  wird  fortgesetzt.  (Vgl.:  noch  Juli  1869. )u 

1.  Dezember  1868 

In  den  USA  beginnt  John  D.  Rockefeller,  die  Konkurrenz  im 
Erdölhandel  mit  rücksichtslosen  Methoden  auszuschalten  und 
schaff!  damit  die  Voraussetzungen  zur  ein  Jahr  später  (10. 
Jan.  1870)  erfolgenden  Gründung  seiner  Standard  Oil  Com¬ 
pany,  die  er  später  zum  marktbeherrschenden  Standard  Oil 
Trust  erweitern  wird.  Neben  I.  P.  Morgan  zählt  Rockefeller  zu 
den  Begründern  des  amerikanischen  Wirtschaftsimperialismus, 
unterscheidet  sich  aber  von  den  übrigen  Vertretern  der  Hoch¬ 
finanz  dadurch,  daß  er  sich  mit  einem  bestimmten  Produkt  be¬ 
faßt  (Petroleum)  und  nicht  ausschließlich  mit  Geld.12 
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9.  Dezember  1868 

General  von  Moltke  (vgl.  15.  September  1868)  spricht  sich  in 
Berlin  gegenüber  dem  Militärhistoriker  Theodor  von  Bernhardi 
über  eventuelle  Verbündete  gegen  Frankreich  aus  und  sagt  sinn¬ 
gemäß:  Frankreich,  wenn  es  sich  nicht  auf  eine  Koalition  stützt, 
wenn  es  uns  allein  gegenübersteht,  sind  wir  überlegen;  auf  die 
süddeutschen  Staaten  ist  aber  wenig  zu  rechnen.  Nicht  daß  sie 
etwa  im  Falle  eines  Konfliktes  offen  Verrat  üben  werden;  sie 
werden  im  Gegenteil  den  allerbesten  Willen  zeigen,  aber  zögern 
und  sich  so  einrichten,  daß  sie  zu  spät  kommen.  Unter  allerhand 
Vorwänden,  sie  seien  mit  ihren  Rüstungen  noch  nicht  ganz  fer¬ 
tig  und  dergleichen,  können  sie  leicht  ihr  wirkliches  Eingreifen  in 
die  Operationen  um  vierzehn  Tage  hinhalten.  In  den  ersten  vier¬ 
zehn  Tagen  aber  muß  die  Entscheidung  gefallen  sein.  Fällt  sie 
gegen  uns,  so  werden  die  Süddeutschen  sich  wohl  dem  Sieger  an¬ 
schließen.13 
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1869 


Januar  1869 

Der  Herrscher  von  Afghanistan  und  Emir  von  Kabul,  Scher 
Ali  Khan,  besiegt  bei  Ghasna  seinen  aufständischen  Neffen  Abd 
ur  Rachman  und  zwingt  ihn  zur  Flucht  auf  britisches  Gebiet. 
Von  dort  aus  wird  Abd  ur  Rachman  in  den  folgenden  Jahren 
alles  nur  Mögliche  tun,  um  seinem  Oheim  Feinde  zu  schaffen,  mit 
deren  Hilfe  er  dessen  Nachfolge  anzutreten  hofft.  Indessen  wird 
Scher  Ali  Khan  durch  innere  Reformen  und  wohl  erwogene 
Bündnispolitik  seine  Stellung  konsolidieren.  Vgl.  hierzu:  noch 
März  1869. 1 

Februar  1869 

Bismarck  ersucht  König  Wilhelm  I.  um  Abberufung  des  Grafen 
Usedom.  Er  wird  später  darüber  schreiben:  „Aber  er  war  ein 
hoher  Freimaurer.  Als  ich  im  Februar  1869  die  Abberufung 
eines  so  unbrauchbaren  und  bedenklichen  Beamten  verlangte, 
stieß  ich  bei  dem  Könige,  der  die  Pflichten  gegen  die  Brüder 
[Freimaurer]  mit  einer  fast  religiösen  Treue  erfüllte,  auf  einen 
Widerstand,  der  auch  durch  meine  mehrtägige  Enthaltung  von 
amtlicher  Tätigkeit  nicht  zu  überwinden  war  und  mich  zu  der 
Absicht  brachte,  meinen  Abschied  zu  erbitten.“  In  einem  Brief 
an  seinen  Freund  Savigny  wird  Bismarck  hierzu  schreiben:  „Sie 
werden  es  kaum  glauben,  Savigny,  wie  die  Freimaurer  so  einen 
ungeheuren,  aber  versteckten  Einfluß  auf  die  Regierungsange¬ 
legenheiten  ausüben.  Sehr  oft,  wenn  ich  dem  König  irgendeinen 
Mann  für  einen  Regierungsposten  vorschlage,  nimmt  der  König 
anfangs  meinen  Vorschlag  an  und  unterschreibt  das  Ernennungs¬ 
dekret.  Während  aber  dieses  noch  im  Ministerium  liegt  und  sei¬ 
ner  Absendung  harrt,  werde  ich  nach  einigen  Tagen  wieder  zum 
König  gerufen,  und  er  sagt  zu  mir:  , Bismarck,  diesem  Mann, 
den  Sie  da  vorgeschlagen  haben,  können  wir  den  Posten  nicht 
geben;  es  haben  sich  unerwartete  Schwierigkeiten  privater  Natur 
ergeben.  Aber  nehmen  Sie  diesen  da!“  Und  dann  nennt  mir  der 
König  einen  Mann,  den  ich  kaum  kenne,  und  wenn  ich  mich 
unter  der  Hand  erkundige,  ist  es  allemal  ein  Freimaurer.  Des¬ 
halb  sage  ich  Ihnen,  die  Freimaurer  haben  einen  versteckten  Ein¬ 
fluß,  gegen  den  ich  nicht  aufkomme.“  —  Und  die  Freimaurer- 
Zeitschrift  „Latomia“  schreibt  im  selben  Jahre  1869  zum  gleichen 
Gegenstand:  „Die  Freimaurerei  muß  ihre  Kraft  aus  sich  selbst 
schöpfen,  und  wenn  sie  das  Unglück  hat,  gekrönte  Schirm¬ 
herren  zu  besitzen,  so  darf  sie  ihnen  keinen  höheren  Einfluß  ein- 
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räumen,  als  eben  die  profane  Stellung  derselben  erheischt.“  — 
Abschließend  zu  diesem  Thema  ein  Ausspruch  Albert  Pikes,  eines 
Freimaurers  vom  33.  Grade:  „Die  Häupter  unserer  geheimen 
Gesellschaft  ließen  die  Mächtigen  dieser  Erde  an  den  maure¬ 
rischen  Arbeiten  teilnehmen,  ohne  ihnen  jedoch  mehr  Einblick 
zu  gewähren,  als  sie  für  gut  fanden.  Man  tat  dies  zwar  nicht, 
um  ihren  Schutz  zu  erlangen,  sondern  bloß,  um  sich  ihre  Dul¬ 
dung  zu  sichern.  Sie  [die  Häupter  der  Freimaurerei]  sahen  ruhig 
zu,  wie  die  Freimaurerei  scheinbar  in  eine  möglichst  bedeutungs¬ 
lose  Wohltätigkeits-  und  Unterstützungsgesellschaft  verwandelt 
wurde,  welche  die  Großen  der  Erde  ganz  in  ihren  Händen  zu 
haben  glaubten,  und  ließen  erklären,  daß  Religion  und  Politik 
der  Freimaurerei  völlig  fremd  seien.“2 

4.  März  1869 

In  den  USA  löst  Ulysses  Grant,  am  3.  November  1868  zum  Prä¬ 
sidenten  gewählt,  Andrew  Johnson,  den  Nachfolger  des  ermor¬ 
deten  Lincoln  ab.  Grant  ernennt  seinen  alten  Schützling,  den 
indianischen  Ingenieur-Offizier  Donehogawa  (Ely  Parker),  einen 
Irokesen,  zum  Leiter  des  Regierungsamtes  für  indianische  An¬ 
gelegenheiten,  ein  Vorgang,  der  sich  niemals  wiederholen  wird. 
Donehogawa  wird  versuchen,  das  korrupte  Amt  zu  reorgani¬ 
sieren,  wird  aber  dabei  auf  den  verbissenen  Widerstand  der  dort 
alteingesessenen  Bürokraten  stoßen.3 

29.  März  1869 

Der  Chef  des  preußischen  Generalstabs,  General  Helmuth  von 
Moltke,  äußert  gegenüber  dem  Militärhistoriker  Theodor  von 
Bernhardi  in  Berlin  mit  Bezug  auf  einen  zu  erwartenden  Krieg 
gegen  Frankreich:  „Dem  Stoß  auf  Paris  müßte  eine  gewonnene 
Schlacht  vorhergehen  .  .  .  Wir  suchen  in  diesem  Krieg  die  feind¬ 
liche  Armee  auf;  das  ist  das  strategische  Objekt  für  uns;  geht 
die  feindliche  Armee  nach  Belgien,  so  suchen  wir  sie  dort  auf; 
steht  sie  auf  der  Linie  Thionville — Metz,  dann  muß  es  in  den 
ersten  Tagen  des  Feldzuges  zu  einer  entscheidenden  Schlacht 
kommen.  Verlieren  wir  die,  dann  haben  wir  immer  noch  die 
starke  Barriere  des  Rheins,  an  der  wir  uns  behaupten  können; 
gewinnen  wir  sie,  dann  erfolgt  in  Frankreich  der  Dynastie¬ 
wechsel;  wir  sind  dann  in  der  Lage,  den  Franzosen  sagen  zu 
können:  ,Habt  ihr  nun  genug?*  und  den  Frieden  anzubieten.“4 

noch  März  1869 

Der  britische  Generalgouverneur  von  Indien,  Lord  Mayo,  trifft 
mit  dem  Emir  von  Kabul,  Scher  Ali  Khan  (vgl.:  noch  Januar 
1869),  zusammen  und  schließt  mit  ihm  einen  britisch-afgha- 
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nischen  Freundschaftsbund.  Damit  erkennt  Großbritannien  Scher 
Ali  als  Herrscher  von  Afghanistan  an.  Da  die  Selbständigkeit 
Afghanistans  nur  durch  ein  Ausbalancieren  des  britischen  und 
des  russischen  Einflusses  aufrecht  zu  erhalten  ist,  wird  sich  Scher 
Ali  Khan  in  den  folgenden  Jahren  zunehmend  auch  um  die 
russische  Anerkennung  bemühen.  Das  wiederum  wird  Englands 
ständige  Sorge  um  eine  ungehinderte  Verbindung  nach  Indien 
nähren.  Vgl.:  noch  Dezember  1878. 5 

10.  Mai  1869 

Beim  Promontory  Point  im  Staate  Utah  (USA)  werden  die  bei¬ 
den  Eisenbahnlinien  der  Union  Pacific  und  der  Central  Pacific 
Railroad  miteinander  vereinigt  und  damit  die  erste  transkon¬ 
tinentale  Bahnverbindung  fertiggestellt.  Die  Reise  von  Omaha 
nach  San  Franzisko  wird  künftig  nur  noch  vier  Tage  dauern, 
wenn  nicht  Banditen  die  Schienen  aufreißen,  den  Zug  zum  Hal¬ 
ten  bringen  und  die  Reisenden  ausplündern.  Die  Indianer¬ 
stämme,  durch  deren  Gebiet  der  Streckenbau  geführt  wurde, 
haben  vergeblich  immer  von  neuem  versucht,  ihn  zu  verhindern, 
um  sich  ihre  Existenzgrundlage  zu  erhalten.0  Der  Zusammen¬ 
schluß  der  beiden  Linien  kennzeichnet  auch  die  Vereinigung  der 
weißen  Besiedlungszonen  des  Kontinents  von  der  Atlantik-  und 
Pazifikküste  her,  die  der  Urbevölkerung  den  letzten  Lebensraum 
nimmt.  Die  Bahnlinien  werden  sich  zu  Spekulationsobjekten  in 
den  Händen  des  Großkapitals  (Gould,  Harriman,  Hill,  Morgan, 
Rockefeller,  Schiff,  Vanderbilt)  entwickeln.7 

1. Juni  1869 

In  Madrid  beschließen  die  Cortes  nach  zahlreichen  stürmisch  ver¬ 
laufenden  Sitzungen,  die  Verfassung  einer  konstitutionellen,  par¬ 
lamentarischen  Erbmonarchie  zum  Gesetz  zu  erheben.  Da  sich 
aber  unter  den  mehr  oder  weniger  legitimen  Anwärtern  auf 
den  spanischen  Thron  nach  der  Flucht  der  Königin  Isabella  II. 
(vgl.  4.  Oktober  1868)  keiner  der  Gunst  einer  ausreichenden 
Mehrheit  in  den  Cortes  erfreut,  wird  der  Regierungschef  Mar¬ 
schall  Francisco  Serrano  y  Dominguez  einstweilen  zum  Regenten 
berufen.  Ministerpräsident  wird  Prim.  General  Duke  wird  nach 
Kuba  entsandt,  um  dort  den  Aufstand  zur  Erlangung  der  Un¬ 
abhängigkeit  niederzuwerfen,  der  während  der  Revolutionswir¬ 
ren  in  Spanien  auf  der  Insel  ausgebrochen  ist.8 

noch  Juni  1869 

Ein  deutscher  Professor  an  der  Hochschule  in  Dorpat,  Carl  Schir¬ 
ren,  entgegnet  in  seiner  Schrift  „Livländische  Antwort“  auf  die 
Anklageschrift  des  Panslawisten  Jurij  Samarin,  der  die  Unter- 
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drückung  der  Slawen  in  den  baltischen  Ländern  vor  allem  den 
Deutschbalten  zur  Last  gelegt  hat,  die  in  russischen  Diensten 
stehen.  Die  russischen  Behörden  ziehen  beide  Schriften  ein.  Pro¬ 
fessor  Schirren  wird  zudem  amtsenthoben.  Er  hat  sich  durch  die 
Rechtfertigung  des  Baltendeutschtums  noch  mißliebiger  gemacht 
als  Samarin  mit  seinem  Angriff  darauf.9 

3.  Juli  1869 

Der  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  unter  Vorsitz  des  Ju¬ 
den  Eduard  Sitnson,  des  letzten  Präsidenten  der  Frankfurter 
Nationalversammlung,  beschließt  ein  Gesetz  mit  dem  Wortlaut: 
„Alle  noch  bestehenden,  aus  den  Verschiedenheiten  des  religiösen 
Bekenntnisses  hergeleiteten  Beschränkungen  der  bürgerlichen 
und  staatsbürgerlichen  Rechte  werden  hierdurch  aufgehoben.“ 
Mit  dieser  Umschreibung  räumt  der  norddeutsche  Reichstag  in 
allen  dem  Bunde  an  geschlossenen  Ländern  den  Juden,  die  hier 
irreführender  Weise  als  Religionsgemeinschaft  angesprochen  wer¬ 
den,  die  vollen  Staatsbürgerrechte  ein.  Die  Folge  wird  eine  ver¬ 
stärkte  Einwanderung  von  Juden  aus  Polen,  Rußland,  Öster¬ 
reich-Ungarn  und  Rumänien  sein  (vgl.  25.  Juli  1879).  Eine 
Volkszählung  im  Jahre  1900  wird  ergeben,  daß  mehr  als  sieben 
Prozent  der  jüdischen  Bevölkerung  Deutschlands,  dagegen  nur 
anderthalb  Prozent  der  nichtjüdischen  Bevölkerung  Deutsch¬ 
lands  im  Auslande  geboren,  mithin  zugewandert  sind.  Diese 
verstärkte  jüdische  Zuwanderung  wird  wiederum  der  antisemi¬ 
tischen  Bewegung  entscheidende  Impulse  geben.10 

26.  Juli  1869 

Die  britische  Regierung  unter  William  Ewart  Gladstone  (seit 
1868),  der  die  Partei  der  Whigs  in  ein  Instrument  des  Liberalis¬ 
mus  verwandelt  hat,  erläßt  ein  Gesetz,  das  Irland  die  religiöse 
Gleichberechtigung  (der  Katholiken)  gewährt.  Das  heißt,  daß 
die  anglikanische  Kirche  in  Irland  nicht  länger  Staatskirche  ist. 
Allerdings  verbleibt  auch  nach  diesem  Gesetz  ein  erheblicher  Teil 
des  irischen  Kirchenvermögens  weiterhin  im  Besitz  der  anglika¬ 
nischen  Kirche,  und  das  neue  Gesetz  wird  die  religiösen  und  po¬ 
litischen  Gegensätze  zwischen  Irland  und  England  nicht  ver¬ 
söhnen  können.11 

noch  Juli  1869 

Bei  Summit  Springs  am  Platte  River  (Colorado/USA)  ver¬ 
nichtet  eine  Kavallerieeinheit  unter  General  Eugene  A.  Carr  die 
letzten  noch  frei  lebenden  Südlichen  Cheyenneindianer  mit 
ihrem  Häuptling  „Tall  Bull“  (indianischer  Name  nicht  über¬ 
liefert).  Diese  hatten  zuvor  einen  langen  Weg  durch  ganz  Ne- 
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braska  zurückgelegt  (vgl.  27.  November  1868),  um  sich  mit  den 
nördlichen  Cheyenne  zu  vereinigen,  und  hatten  nach  Zerstörung 
eines  ihrer  Lager  durch  Carrs  Soldaten  in  einem  Vergeltungs¬ 
angriff  drei  Kilometer  Eisenbahn  zerstört  sowie  Siedlungen 
überfallen  und  die  Weißen  darin  getötet.  Nun  gibt  es  sie  nicht 
mehr.12 

24.  September  1869 

Die  Regierung  der  USA  läßt  an  der  Börse  Gold  zum  Kauf  an¬ 
bieten,  um  den  Preis  zu  drücken,  der  elf  Tage  zuvor  durch  die 
jüdischen  Spekulanten  Jay  Gould  und  James  Fisk  mit  Hilfe  des 
sogenannten  „Gold-Corners“  in  die  Höhe  getrieben  wurde.  Für 
die  kleinen  Gold-Spekulanten  in  den  USA  führt  das  zu  einem 
„Schwarzen  Freitag“,  für  die  großen,  die  rechtzeitig  informiert 
waren,  zum  ganz  großen  Geschäft.  Der  Vorgang  kennzeichnet 
die  Praxis  des  liberalistischen  Wirtschaftssystems.13 

17.  November  1869 

In  Vertretung  des  erkrankten  Kaisers  Napoleon  III.  von  Frank¬ 
reich  wohnt  die  Kaiserin  Eugenie  der  Einweihung  des  Suez¬ 
kanals  in  Ägypten  bei  und  durchfährt  den  Kanal  mit  dem  ersten 
Schiff.  Der  Kanal  wurde  mit  französischer  Aktienmehrheit  in  der 
zu  seinem  Bau  gegründeten  Gesellschaft  von  dem  französischen 
Konsul  in  Kairo  Ferdinand  Lesseps  in  zehnjähriger  Bauzeit  mit 
einem  Kostenaufwand  von  427  Millionen  Franc  und  unter  er¬ 
heblichen  Verlusten  an  Menschenleben  erbaut.  Großbritannien 
wird  sich  bereits  sechs  Jahre  später  durch  Ankauf  der  Aktien 
Ismail  Paschas  einen  wesentlichen  Einfluß  sichern.14 

19.  November  1869 

Die  britische  Hudson’s  Bay  Company  (seit  1670)  verkauft  ihre 
Rechte  an  den  südwestlich  der  Hudson-Bai  gelegenen  Gebieten 
an  das  Dominion  of  Canada  (vgl.  29.  März  1867),  das  damit 
mehr  als  das  Doppelte  seiner  bisherigen  Größe  erlangt.  Aus  die¬ 
sem  Gebiet  werden  zunächst  (am  15.  Juli  1870)  die  Provinz 
Manitoba,  später  (am  1.  September  1905)  die  Provinzen  Alberta 
und  Saskatschewan  gebildet  werden.  Damit  ist  das  britische 
Übergewicht  in  Kanada  endgültig  gesichert  und  die  Gefahr,  daß 
die  vorwiegend  französisch  besiedelten  Gebiete  sich  selbständig 
machen,  gebannt.15 

21.  November  1869 

In  Moskau  wird  ein  Student  namens  Iwanow  von  Mitgliedern 
eines  kurz  zuvor  von  Netschajew  gegründeten  revolutionären 
Geheimbundes  wegen  angeblichen  Verrats  ermordet.  Dem  Ge¬ 
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heimbund  gehören  junge  Männer  der  gehobenen  Schichten  in 
Petersburg  und  Moskau  an.  Netschajew  selbst,  Lehrer  an  der 
Petersburger  Akademie,  hat  in  Genf  Verbindung  mit  Bakunin 
aufgenommen  (vgl.  1.  Juli  1876).  Die  „Hinrichtung“  Iwanows 
wird  einen  mehrjährigen  Riesen-Prozeß  zur  Folge  haben,  der 
den  Umfang  der  sozialistischen  Revolutionsbestrebungen  vor  der 
russischen  Öffentlichkeit  enthüllen  wird  (vgl.:  noch  November 
1877).16 

8.  Dezember  1869 

Im  Vatikan  in  Rom  eröffnet  Papst  Pius  IX.  das  20.  öku¬ 
menische  (das  erste  Vatikanische)  Konzil.  Es  wird  bis  zum  20. 
Oktober  1870  zu  aufeinanderfolgenden  Sitzungen  zusammen¬ 
treten,  also  noch  über  die  Beschießung  und  Einnahme  Roms 
durch  die  italienischen  Streikräfte  hinaus  (vgl.  20.  September 
und  9.  Oktober  1870),  und  sich  vor  allem  mit  dem  Dogma  von 
der  Unfehlbarkeit  des  Papstes  (vgl.  18.  Juli  1870)  befassen,  das 
allenthalben  auf  heftige  Ablehnung  stößt.  Es  wird  die  Abspal¬ 
tung  der  „Altkatholiken“  zur  Folge  haben  und  auch  den  „Kul¬ 
turkampf“  auslösen.17 

12.  Dezember  1869 

Der  preußische  Gesandte  in  Wien,  General  von  Schweinitz,  hat 
in  Berlin  ein  Gespräch  mit  dem  Generalstabschef  von  Moltke,  in 
dessen  Verlauf  dieser  sagt:  „Wenn  Österreich  rüstet,  müßten 
wir  eigentlich  Frankreich  sofort  den  Krieg  erklären,  damit  wir 
mit  ihm  fertig  sind,  ehe  Österreich,  welches  drei  Monate  braucht, 
kriegsbereit  ist.  Denn  es  würde  ein  sicheres  Zeichen  sein  vom 
Einverständnis  mit  Napoleon  [III.]  und  von  des  letzteren  Ab¬ 
sicht,  uns  anzugreifen,  wozu  er  allein  nicht  stark  genug  ist.“18 

noch  1869  (ohne  nähere  Datierung) 

In  Irland  bildet  sich  in  Abwehr  gegen  die  seit  Jahrhunderten 
mit  beispielloser  Grausamkeit  betriebene  britische  Ausrottungs¬ 
politik  ein  neuer  Geheimbund,  der  von  dreihundert  ehemaligen 
Mitgliedern  des  „Fenier"-Ordens  gegründete  Clan-Na-Gael.  Er 
beginnt  unverzüglich,  die  Irish  Republican  Brotherhood  neu  zu 
beleben,  die,  ursprünglich  in  Paris  von  irischen  Emigranten  ge¬ 
gründet,  ihre  stärkste  Verbreitung  unter  den  irischen  Auswan¬ 
derern  in  Amerika  fand  und  dort  als  Bund  der  „Fenier“  (Krie¬ 
gern  aus  vorchristlicher  Zeit)  eine  militante  Geheimgesellschaft 
bildete.  Sie  brachte  allein  in  Chicago  in  den  sechziger  Jahren 
mehr  als  eine  Viertelmillion  Pfund  an  Spenden  auf,  mit  denen 
Waffen  gekauft  und  zum  Teil  nach  Irland  geschmuggelt  werden 
konnten.19 
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2.  Januar  1870 

Kaiser  Napoleon  III.  von  Frankreich  beauftragt  den  Führer 
der  Opposition  (seit  1857)  Emile  Ollivier  mit  der  Bildung  einer 
Regierung  im  Sinne  einer  halbparlamentarisch-konstitutionellen 
Monarchie.  Bei  den  Kammerwahlen  im  Mai  1869  hat  die  kaiser¬ 
liche  Partei  nur  noch  56  Prozent  der  Stimmen  für  sich  gewinnen 
können.  Aus  dieser  Tatsache  zieht  Napoleon  III.  die  Konse¬ 
quenzen  und  gibt  den  Auftrag  zur  Ausarbeitung  einer  Verfas¬ 
sungsreform,  die  sich  etwa  in  der  Mitte  zwischen  absoluter  und 
konstitutioneller  Monarchie  halten  soll.  Vgl.  20.  April  1870.1 

23.  Januar  1870 

Major  Eugene  M.  Baker  vom  Fort  Ellis  in  Montana/USA  nimmt 
den  Diebstahl  einiger  Maultiere  zum  Vorwand,  um  mit  seiner 
Kavallerieeinheit  in  einem  nicht  verteidigten  Lager  der  Schwarz- 
fuß-Indianer  (Piegans)  ein  Massaker  anzurichten.  33  Männer, 
90  Frauen  und  50  Kinder  werden  in  dem  Augenblick  erschossen, 
in  dem  sie  unbewaffnet  aus  ihren  Zelten  stürzen.  Nur  46  ent¬ 
kommen  und  verbreiten  die  Begebenheit  unter  den  Stammes¬ 
resten  der  Prärie-Indianer.  In  mehreren  Agenturen  kommt  es 
daraufhin  zu  Unruhen.  Aus  einigen  Reservaten  werden  weiße 
Regierungsbeamte  verjagt.  Da  die  Armee  alles  daran  setzt,  um 
die  Heldentat  Bakers  zu  vertuschen,  erfährt  Donehogawa  (Ely 
Parker),  der  Regierungskommissar  für  Indianische  Angelegen¬ 
heiten  (vgl.  4.  März  1869),  erst  drei  Monate  später  davon, 
durch  den  Agenten  der  Schwarzfuß-Indianer,  den  jungen  Armee¬ 
leutnant  William  B.  Pease,  der  mit  dieser  Mitteilung  seine  Lauf¬ 
bahn  aufs  Spiel  setzt.  Donehogawa  wird  eine  Untersuchung 
durch  die  Regierungsbehörden  veranlassen,  die  dann  schließlich 
die  Einzelheiten  (siehe  oben)  zu  Tage  fördern  wird.2 

1.  März  1870 

Der  Präsident  von  Paraguay,  Solano  Lopez,  fällt  in  der  Schlacht 
amAquidaban  gegen  die  siegreichen  Brasilianer.  Er  hat  sein  Land 
mehrere  Jahre  lang  gegen  die  verbündeten  Gegner  Argentinien, 
Brasilien  und  Uruguay  verteidigt.  Nunmehr  werden  die  Reste 
seiner  Armee  zerstreut  und  das  Land  gerät  in  die  Verfügungs¬ 
gewalt  der  drei  Verbündeten.  Sie  lassen  sich  von  einer  pro¬ 
visorischen,  von  ihnen  abhängigen  Regierung  durch  Gebietsab¬ 
tretungen  entschädigen.  Paraguay  erhält  eine  liberale  Verfas¬ 
sung  und  verfällt,  wie  zuvor  schon  Uruguay,  dem  Parteihader.3 
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20.  April  1870 

Der  französische  Senat  nimmt  einstimmig  ein  Programm  zur 
Reform  der  Verfassung  an,  das  Napoleon  III.  hat  entwerfen 
lassen  (vgl.  2.  Januar  1870).  Es  sieht  verantwortliche  Minister 
und  das  Recht  der  gesetzgebenden  Körperschaft  vor,  Gesetzes¬ 
vorschläge  zu  unterbreiten,  Anfragen  vorzubringen  und  Bitt¬ 
schriften  entgegenzunehmen,  kurz:  einen  Teil  der  Funktionen 
eines  demokratischen  Parlaments  auszuüben.  Uber  dieses  Re¬ 
formprogramm  läßt  Napoleon  III.  für  den  8.  Mai  1870  eine 
allgemeine  Volksabstimmung  durchführen.  Sie  wird  7,35  Mil¬ 
lionen  Jastimmen  und  1,57  Millionen  Neinstimmen  erbringen.4 

19.  Mai  1870 

In  Lissabon  zwingt  der  beinahe  neunzigjährige  Herzog  von 
Saldhana,  General  Joäo  Carlos  de  Olivcira  e  Daun,  durch  eine 
Militärrevolte  (Palastrevolution)  den  König  Luis  I.  von  Por¬ 
tugal,  den  bisherigen  Ministerpräsidenten  Loul£  zu  entlassen 
und  ihn  selbst  zum  Ministerpräsidenten  zu  ernennen.  Wahr¬ 
scheinlich  will  der  Herzog  damit  erreichen,  daß  der  König  die 
ihm  angebotene  aber  abgelehnte  spanische  Krone  dennoch  an¬ 
nimmt,  um  damit  den  Gedanken  eines  vereinigten  Iberiens  zu 
verwirklichen.  Doch  wird  der  Herzog  nach  drei  Monaten  schei¬ 
tern.5 

9.  Juni  1870 

Auf  Veranlassung  des  Regierungskommissars  für  indianische  An¬ 
gelegenheiten,  Donehogawas,  der  selbst  Indianer  ist  (vgl.  4.  März 
1869  und  23.  Januar  1870),  empfängt  Präsident  Grant  im 
Weißen  Haus  in  Washington  eine  Delegation  von  Sioux-Häupt¬ 
lingen.  Sie  wird  von  Mahpina-luta  (Red  Cloud,  vgl.  21.  De¬ 
zember  1866  und  29.  Juli  1868)  und  Sinte-Galeshka  (Spotted 
Tail)  geführt.  Donehogawa  hat  die  Sioux  eingeladen,  um  ein 
Wiederaufleben  der  Kämpfe  auf  das  Massaker  an  den  Schwarz- 
fuß-Indianern  hin  (vgl.  23.  Januar  1870)  zu  vermeiden.  Dem 
Empfang  im  Weißen  Haus  sind  ausführliche  Besprechungen  im 
Innenministerium  vorausgegangen,  zu  denen  Vertreter  aller  be¬ 
teiligten  Regierungsstellen  erschienen.  Dabei  hat  sich  heraus¬ 
gestellt,  daß  die  Häuptlinge  bei  Unterzeichnung  des  Vertrages 
vom  6.  November  1868  im  Fort  Laramie,  der  die  Kämpfe  mit 
Räumung  der  Forts  im  Powder-River-Gebiet  abschloß,  über  den 
Inhalt  des  Vertrages  getäuscht  wurden.  Das  darin  vorgesehene 
Reservat  am  Missouri  hat  Mahpina-luta  wiederholt  abgelehnt. 
Am  10.  Juni  wird  er  drohen,  die  Verhandlungen  abzubrechen. 
Am  11.  wird  Innenminister  Cox  ihm  die  weitere  Benutzung  der 
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Jagdgründe  am  Powder  River  zugestehen.  Doch  wird  dieser  Er¬ 
folg  die  Gegner  des  Regierungskommissars  Donehogawa  veran¬ 
lassen,  einen  Verleumdungsfeldzug  gegen  ihn  zu  eröffnen.  Ins¬ 
besondere  die  Mitglieder  des  sogenannten  Indian  Ring,  die  das 
Reservatsystem  zu  gewinnbringenden  Schiebungen  mißbrauchen, 
stehen  hinter  diesem  Kesseltreiben.  Zwar  wird  Donehogawa  aus 
der  von  ihnen  veranlaßten  Untersuchung  untadelig  und  öffent¬ 
lich  belobt  hervorgehen,  aber  doch  die  Aussichtslosigkeit  seines 
Kampfes  einsehen  und  im  Spätsommer  1871  —  auch  mit  Rück¬ 
sicht  auf  Grant  —  seinen  Abschied  nehmen.  Damit  werden  die 
noch  überlebenden  Indianer  Nordamerikas  ihren  letzten  Rück¬ 
halt  verlieren.6 

13.  Juli  1870 

Aus  Bad  Ems  (am  Unterlauf  der  Lahn)  depeschiert  Geheimrat 
Abeken  vom  Gefolge  des  Königs  von  Preußen  nach  Berlin  ans 
Auswärtige  Amt:  „Se.  Majestät  schreibt  mir,  ,Graf  Benedetti 
[französischer  Botschafter  in  Berlin]  fing  mich  auf  der  Pro¬ 
menade  ab,  um  auf  zuletzt  sehr  zudringliche  Art  von  mir  zu 
verlangen,  ich  sollte  ihn  autorisieren,  sofort  zu  telegraphieren, 
daß  ich  für  alle  Zukunft  mich  verpflichtete,  niemals  wieder  meine 
Zustimmung  zu  geben,  wenn  die  Hohenzollern  auf  ihre  Kan¬ 
didatur  [auf  den  spanischen  Thron]  zurückkämen!  Ich  wies  ihn 
zuletzt  etwas  ernst  zurück,  da  man  ä  tout  jamais  dergleichen 
Engagements  nicht  nehmen  dürfe  noch  könne.  Natürlich  sagte 
ich  ihm,  daß  ich  noch  nichts  erhalten  hätte,  und  da  er  über  Paris 
und  Madrid  früher  benachrichtigt  sei  als  ich,  er  wohl  einsähe, 
daß  mein  Gouvernement  wiederum  außer  Spiel  sei.“  Seine  Maje¬ 
stät  hat  seitdem  ein  Schreiben  des  Fürsten  [Bismarck]  bekommen. 
Da  Seine  Majestät  dem  Grafen  Benedetti  gesagt,  daß  er  Nach¬ 
richt  vom  Fürsten  erwarte,  hat  Allerhöchstderselbe,  mit  Rück¬ 
sicht  auf  die  obige  Zumutung  auf  des  Grafen  Eulenburg  und 
meinen  Vortrag  beschlossen,  den  Grafen  Benedetti  nicht  mehr 
zu  empfangen,  sondern  ihm  nur  durch  einen  Adjutanten  sagen 
zu  lassen:  daß  Seine  Majestät  jetzt  vom  Fürsten  die  Bestätigung 
der  Nachricht  [vom  Verzicht  des  Hohenzollernprinzen]  erhalten, 
die  Benedetti  aus  Paris  schon  gehabt,  und  dem  Botschafter  nichts 
weiter  zu  sagen  habe.  Seine  Majestät  stellt  Eurer  Exzellenz 
[Bismarck]  anheim,  ob  nicht  die  neue  Forderung  Benedettis  und 
ihre  Zurückweisung  sogleich  sowohl  unseren  Gesandten  als  in 
der  Presse  mitgeteilt  werden  sollte.“  Bismarck  gibt  die  De¬ 
pesche  in  gekürzter  Form  wie  folgt  an  die  Presse  weiter: 
„Nachdem  die  Nachrichten  von  der  Entsagung  des  Erbprinzen 
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von  Hohenzollern  [von  der  spanischen  Thronfolge]  der  kaiser¬ 
lich  französischen  Regierung  von  der  königlich  spanischen  amt¬ 
lich  mitgeteilt  worden  sind,  hat  der  französische  Botschafter  in 
Ems  an  Seine  Majestät  den  König  noch  die  Forderung  gestellt, 
ihn  zu  autorisieren,  daß  er  nach  Paris  telegraphiere,  daß  Seine 
Majestät  der  König  sich  für  alle  Zukunft  verpflichte,  niemals 
wieder  seine  Zustimmung  zu  geben,  wenn  die  Hohenzollern  auf 
ihre  Kandidatur  wieder  zurückkommen  sollten.  Seine  Majestät 
der  König  hat  es  darauf  abgelehnt,  den  französischen  Botschaf¬ 
ter  nochmals  zu  empfangen,  und  demselben  durch  den  Adju¬ 
tanten  vom  Dienst  sagen  lassen,  daß  Seine  Majestät  dem  Bot¬ 
schafter  nichts  weiter  mitzuteilen  habe.“  Die  Veröffentlichung 
in  der  Presse  wird,  wie  offenbar  beiderseits  vorgesehen,  die  fran¬ 
zösische  Kriegserklärung  zur  Folge  haben  (vgl.  19.  Juli  1870).7 

18.  Juli  1870 

Auf  der  4.  Sitzung  des  Vatikanischen  Konzils  in  Rom  unter 
Vorsitz  von  Papst  Pius  IX.  wird  im  Rahmen  der  „Constitutio 
dogmatica  I.  de  ecclesia  Christi“,  Kap.  4:  „De  Romani  ponti- 
ficis  infallibili  magisterio“  auf  Grund  einer  Vorlage  vom  14.  Mai 
1870  das  Unfehlbarkeitsdogma  festgesetzt  und  beschlossen.  Es 
heißt  dort  u.  a.:  „.  .  .  Indem  wir  daher  an  der  vom  Anbeginn 
des  christlichen  Glaubens  überkommenen  Überlieferung  treu 
festhalten,  lehren  Wir,  mit  Zustimmung  des  heiligen  Konzils,  zur 
Ehre  Gottes  unseres  Heilandes,  zur  Erhöhung  der  katholischen 
Religion  und  zum  Heile  der  christlichen  Völker,  und  erklären  es 
als  einen  von  Gott  geoffenbarten  Glaubenssatz:  Daß  der  Römi¬ 
sche  Papst,  wenn  er  von  seinem  Lehrstuhle  aus  spricht  (ex  cathedra 
loquitur),  das  heißt,  wenn  er  in  Ausübung  seines  Amtes  als  Hirt 
und  Lehrer  aller  Christen,  kraft  seiner  höchsten  apostolischen 
Gewalt,  eine  von  der  gesamten  Kirche  festzuhaltende,  den  Glau¬ 
ben  oder  die  Sitten  (de  fide  vel  moribus)  betreffende  Lehre  ent¬ 
scheidet,  vermöge  des  göttlichen,  im  heiligen  Petrus  ihm  ver¬ 
heißenen  Beistandes  jene  Unfehlbarkeit  besitzt  (ea  infallibilitate 
poliere),  mit  welcher  der  göttliche  Erlöser  seine  Kirche  in  Ent¬ 
scheidungen  einer  den  Glauben  oder  die  Sitten  betreffenden 
Lehre  ausgestattet  wissen  wollte  (qua  divinus  redemptor  ec- 
clesiam  suam  in  definienda  doctrina  de  fide  vel  moribus  instruc- 
tam  esse  voluit);  und  daß  daher  solche  Entscheidungen  des 
Papstes  aus  sich  selbst,  nicht  aber  erst  durch  die  Zustimmung  der 
Kirche,  unabänderlich  sind  (irreformabiles  esse).  So  aber  jemand 
dieser  Unserer  Entscheidung,  was  Gott  verhüte,  zu  widerspre¬ 
chen  wagen  sollte:  der  sei  im  Banne  (anathema  sit).“ 

Inhalt,  Form  und  Zeitpunkt  der  Verkündung  dieses  Dogmas 


können  nur  als  gezielte  Herausforderung  verstanden  werden. 
Eine  Minderheit  der  am  Konzil  teilnehmenden  Bischöfe,  unter 
ihnen  die  deutschen  und  besonders  Bischof  Ketteier  von  Mainz, 
hat  sich  bis  zur  Verkündung  widersetzt  und  erst  nachher  unter¬ 
worfen,  um  nicht  selber  dem  Kirchenbanne  zu  verfallen.  Das 
Unfehlbarkeitsdogma  ist  aber  nur  das  Kernstück  einer  neuen 
Kirchenverfassung,  die  den  einzelnen  Bischof  zum  lediglich  aus¬ 
führenden  Organ  des  päpstlichen  Willens  herabwürdigt,  politisch 
damit  in  jedem  Staate  zum  Instrument  eines  fremden  Souveräns. 
Hinter  dieser  im  Konzil  durchgepeitschten  neuen  Kirchenverfas¬ 
sung  steht  deutlich  der  Jesuitenorden.8 

19.  Juli  1870 

Die  Regierung  Kaiser  Napoleons  III.  von  Frankreich  läßt  der 
preußischen  Regierung  die  folgende  Kriegserklärung  zugehen: 
„In  Befolgung  der  Befehle,  welche  der  Unterzeichnete  Geschäfts¬ 
träger  Frankreichs  von  seiner  Regierung  erhalten  hat,  hat  er  die 
Ehre,  Seine  Exzellenz  den  Herrn  Minister  der  Auswärtigen  An¬ 
gelegenheiten  des  Königs  von  Preußen  von  Nachfolgendem  in 
Kenntnis  zu  setzen:  Da  die  Regierung  Seiner  Majestät  des  Kai¬ 
sers  der  Franzosen  das  Projekt,  einen  preußischen  Prinzen  auf 
den  spanischen  Thron  zu  heben,  als  eine  gegen  die  territoriale 
Sicherheit  Frankreichs  gerichtete  Unternehmung  ansehen  muß, 
sieht  sie  sich  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  von  S.M.  dem  König 
von  Preußen  die  Zusicherung  zu  erbitten,  daß  eine  derartige 
Kombination  sich  nicht  mit  seiner  Zustimmung  verwirklichen 
könne. 

Da  S.M.  der  König  von  Preußen  sich  weigerte,  diese  Zusicherung 
zu  geben,  und  vielmehr  dem  Botschafter  S.M.  des  Kaisers  der 
Franzosen  bezeugte,  daß  er  sich  für  diese  und  jede  andere  Mög¬ 
lichkeit  die  Freiheit  Vorbehalten  wolle,  die  Umstände  zu  berück¬ 
sichtigen,  hat  die  Kaiserliche  Regierung  in  dieser  Erklärung  des 
Königs  einen  für  Frankreich  und  das  allgemeine  Gleichgewicht 
der  Kräfte  Europas  bedrohlichen  Hintergedanken  erblicken  müs¬ 
sen.  Diese  Erklärung  ist  noch  durch  die  Bekanntgabe  der  Ab¬ 
lehnung,  den  Botschafter  des  Kaisers  zu  empfangen  oder  in  ir¬ 
gendeine  neue  Erörterung  mit  ihm  einzutreten,  verschlimmert 
worden. 

Infolgedessen  hat  die  Regierung  Seiner  Kaiserlichen  Majestät 
unmittelbar  für  die  Verteidigung  ihrer  Ehre  und  ihrer  gefähr¬ 
deten  Interessen  Vorsorge  treffen  zu  müssen  geglaubt  und,  ent¬ 
schlossen,  hierzu  alle  durch  die  ihr  aufgezwungene  Situation  ge¬ 
botenen  Maßregeln  zu  ergreifen,  betrachtet  sie  sich  von  jetzt  ab 
im  Kriegszustand  mit  Preußen. 
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Der  Unterzeichnete  hat  die  Ehre,  S.  Exzellenz  etc.  etc.  seiner 
ehrfurchtsvollen  Hochachtung  zu  versichern. 

L.  Sourd.“ 

(Geschäftsträger  der  französischen  Botschaft  in  Berlin).9 

30.  Juli  1870 

Als  unmittelbare  Folge  der  Verkündung  des  Unfehlbarkeits¬ 
dogmas  durch  das  erste  Vatikanische  Konzil  (vgl.  18.  Juli  1870) 
kündigt  die  österreichische  Regierung  das  Konkordat  vom  18. 
August  1855  (vgl.  dort!).  Gerade  in  dem  gut  katholischen  Öster¬ 
reich  erkannte  man  deutlich,  daß  die  neue  Kirchenverfassung 
eine  Loyalität  der  Bischöfe  gegenüber  dem  Staat,  dessen  Unter¬ 
tanen  sie  geistlich  zu  betreuen  haben,  untergräbt.  Die  politischen 
Auswirkungen  des  neuen  päpstlichen  Zentralismus  sind  auch  für 
vorwiegend  katholische  Staaten  untragbar. 

8.  August  1870 

Erst  nahezu  drei  Wochen  nach  der  französischen  Kriegserklärung 
(vgl.  19.  Juli  1870)  eröffnet  Preußen  seinerseits  die  Offensive 
mit  drei  Armeen  unter  der  Leitung  des  Generalstabschefs  Gene¬ 
ral  Helmuth  von  Moltke.  Zuvor  sind  die  französischen  Streit¬ 
kräfte  unter  dem  Oberbefehl  von  Mac  Mahon  nach  verlust¬ 
reichen  Gefechten  bei  W  eißenburg  am  4.  August  und  bei  Wörth 
(Sauer)  am  6.  August  nach  Südwesten  zurückgedrängt  worden. 
Nunmehr  läßt  Moltke  die  Armee  Bazaines  verfolgen,  der  sich 
in  Richtung  auf  Metz  zurückzieht.  Vgl.  weiter  16.  August  1870. 

16.  August  1870 

Im  deutsch-französischen  Krieg  kommt  es  zu  der  schweren  und 
verlustreichen  Schlacht  bei  Vionville  und  Mars-la-Tour  gegen  die 
Armee  des  Generals  Bazaine.  Dieser  versucht  vergeblich,  sich 
dem  Einschließungsring  um  Metz  zu  entziehen,  um  sich  mit  der 
Armee  Mac  Mahons  zu  vereinigen.  Mehrere  Kavallerie-Regi¬ 
menter  der  preußischen  Garde  werden  in  diesen  Kämpfen  fast 
vollständig  vernichtet.  Das  dritte  Armeekorps  verliert  ein  Drittel 
seiner  Mannschaft.  Aber  Bazaines  Abzug  in  Richtung  auf  Verdun 
wird  tatsächlich  verhindert.10 

18.  August  1870 

In  Fortsetzung  der  Schlacht  von  Vionville  und  Mars-la-Tour 
(vgl.  16.  August  1870)  wird  in  nicht  weniger  verlustreichem 
Kampf  bei  Gravelotte  und  Saint  Privat  die  Armee  des  Generals 
Bazaine  vollends  nach  Metz  hineingeworfen.  Dabei  kommt  der 
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Angriff  vor  den  Augen  König  Wilhelms  infolge  hoher  Offiziers¬ 
ausfälle  vorübergehend  ins  Stocken.  Es  wird  erwogen,  ob  der 
Angriff  unter  diesen  Umständen  am  folgenden  Tage  fortgesetzt 
werden  kann.  Moltke,  der  bei  Rezonville  wieder  mit  dem  König 
zusammentrifFt,  klärt  die  Situation  mit  den  Worten:  „Eure  Ma¬ 
jestät  haben  nur  noch  den  Befehl  zur  Fortsetzung  des  Angriffs 
zu  geben,  wenn  morgen  der  Feind  noch  außerhalb  Metz  stand¬ 
halten  sollte.“  Die  Befehle  werden  entsprechend  ausgefertigt, 
Sinn  und  Erfolg  der  gesamten  Bewegung  damit  gerettet.11 

1.  September  1870 

Mit  der  Schlacht  bei  Sedan  fällt  im  deutsch-französischen  Krieg 
die  Entscheidung,  die  allerdings  noch  lange  nicht  das  Ende  dieses 
Krieges  bedeutet.  Die  Armee  MacMahons  wird  auf  ihrem 
Marsch  von  Chalons  zum  Entsatz  der  eingeschlossenen  Festung 
Metz  bei  Sedan  vollständig  eingeschlossen  und  schwerem  Ar¬ 
tilleriebeschuß  ausgesetzt.  In  dem  Augenblick,  da  das  preußische 
Gardekorps  bei  Illy  den  Einschließungsring  vollständig  schließt, 
meldet  Moltke  auf  der  Höhe  956  von  Fr£nois  dem  König 
Wilhelm:  „Das  Gardekorps  greift  jetzt  ein,  ich  gratuliere  Euer 
Majestät  zu  einem  der  größten  Siege  des  Jahrhunderts.“ 

Das  ist  nicht  übertrieben.  Kaiser  Napoleon  III.,  der  sich  bei 
MacMahon  befindet,  gibt  sich  persönlich  gefangen  und  befiehlt 
dem  Nachfolger  des  schwer  verwundeten  MacMahon,  General 
Wimpffen,  zu  kapitulieren.  Die  Kapitulationsverhandlungen 
beginnen  noch  am  selben  Abend  und  dauern  die  ganze  Nacht. 
Moltke  besteht  auf  Gefangenschaft  der  gesamten  Armee  und 
droht  mit  Wiederaufnahme  der  Beschießung.  In  den  folgenden 
Tagen  werden  83  000  Mann,  darunter  etwa  2800  Offiziere  mit 
Eisenbahnzügen  nach  Deutschland  in  Gefangenschaft  geführt, 
Napoleon  nach  Wilhelmshöhe  bei  Kassel.12 

4.  September  1870 

In  Paris  wird  die  Wahrheit  über  die  verheerende  Niederlage 
bei  Sedan  (vgl.  1.  September  1870),  über  die  Gefangennahme 
der  Armee  MacMahon  und  des  Kaisers  Napoleon  III.  bekannt. 
Die  Folge  ist,  daß  die  erregte  Volksmasse  es  zur  Abwechslung 
wieder  einmal  mit  der  Republik  versuchen  will  (der  dritten  in 
achtzig  Jahren).  Während  die  aufgebrachte  Menge  in  die  Sit¬ 
zung  der  Deputiertenkammer  eindringt,  beschließt  diese  auf  An¬ 
trag  des  jüdischen  Rechtsanwalts  Gambetta  und  des  demokra¬ 
tischen  Republikaners  Jules  Favre  die  Thronenthebung  Na¬ 
poleons  und  seiner  Familie,  also  der  Dynastie  Bonaparte,  „auf 
ewige  Zeiten“. 
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Unmittelbar  darauf  rufen  Favre  und  Gambetta  im  Stadthause 
die  (3.)  Republik  aus.  Es  wird  eine  provisorische  „Regierung  der 
nationalen  Verteidigung“  eingesetzt,  deren  Vorsitz  der  Ober¬ 
befehlshaber  von  Paris,  General  Trochu,  übernimmt.  Favre  er¬ 
hält  das  Außen-,  Gambetta  das  Innenministerium.  Leflö  wird 
Kriegs-,  Cremieux  Justizminister.  Gemeinsam  mit  der  Stadt¬ 
verwaltung  von  Paris  wird  diese  provisorische  Regierung  die 
Nationalverteidigung  organisieren.  Senat  und  Deputiertenkam¬ 
mer  werden  aufgelöst.  Die  Mehrzahl  ihrer  Mitglieder  fliehen 
aus  Paris.  Kaiserin  Eugenie  ist  schon  zuvor  nach  Belgien  ge¬ 
flohen.13 

16.  September  1870 

Auf  Veranlassung  Isaac  Adolphe  Cremieux ’,  des  ehemaligen 
fustizministers  der  französischen  Revolutionsregierung  von  1848 
und  späteren  Gründers  der  Alliance  Isradlite,  erheben  zehn  Pa¬ 
riser  Freimaurerlogen  Anklage  gegen  König  Wilhelm  I.  von 
Preußen  und  gegen  den  Kronprinzen  (den  späteren  Kaiser 
Friedrich),  die  beide  Freimauer  sind,  wegen  „Eidbruchs“  und 
laden  sie  vor.  Im  November  wird  die  Loge  „Henri  IV.“  in 
Paris  ein  Rundschreiben  versenden,  mit  dem  für  den  15.  März 
1871  ein  Freimaurer-Kongreß  zur  Aburteilung  der  beiden  Ge¬ 
nannten  nach  Lausanne  einberufen  wird.  Vgl.  auch  26.  Novem¬ 
ber  18  7QM 

19.  September  1870 

Mit  den  gescheiterten  Waffenstillstandsverhandlungen  zwischen 
Bismarck  und  dem  Außenminister  der  provisorischen  Regierung 
der  französischen  Republik,  Jules  Favre,  (vgl.  4.  September 
1870)  in  Ferneres  beginnt  die  Belagerung  von  Paris.  Favre  hat 
Bismarcks  Forderung  nach  Übergabe  der  Festungen  Straßburg, 
Pfalzburg  und  Toul  sowie  des  Mont  Velerien  zurückgewiesen 
und  wendet  sich  nun  mit  einer  entsprechenden  Kundgebung  an 
die  regierenden  Häuser  der  auswärtigen  Mächte.  Falls  Frank¬ 
reich  besiegt  würde,  so  werde  es  „Gegenstand  der  Bewunderung 
und  Sympathie  der  ganzen  Welt“  sein  und  „darin  wird  viel¬ 
leicht  seine  wahre  Rache  liegen“.  Das  ist  eine  deutliche  Anspie¬ 
lung  auf  die  von  Frankreich  sich  ausbreitende  demokratisch¬ 
republikanische  Agitation  gegen  die  Monarchien,  wie  sie  vor  al¬ 
lem  durch  die  Freimauerlogen  betrieben  wird  (Grand  Orient  de 
France)  und  sich  als  roter  Faden  durch  das  historisch-politische 
Geschehen  bis  zum  Sturz  der  Häuser  Habsburg,  Hohenzollern 
und  Romanow  hinzieht.15 
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20.  September  1870 

Nach  dreistündiger  Kanonade  kapitulieren  die  päpstlichen  Trup¬ 
pen  in  der  Stadt  Rom  vor  den  italienischen  Generälen  Cadorna 
und  Bixio,  die  im  Osten  der  Stadt,  vor  der  Porta  Pia,  ein  Lager 
aufgeschlagen  haben.  Nach  dem  Abzug  der  französischen  Trup¬ 
pen  aus  Civita  vecchia  wenige  Tage  zuvor,  einer  Folge  des 
deutsch-französischen  Kriegsausbruchs,  hat  man  zunächst  ver¬ 
sucht,  Papst  Pius  IX.  unter  erheblichen  Zugeständnissen  zu 
Unterhandlungen  zwecks  Abtretung  Roms  zu  bewegen.  Doch  ist 
dieser  Versuch  an  der  entschiedenen  Ablehnung  des  Papstes  ge¬ 
scheitert.  Nunmehr  wird  die  päpstliche  Armee  aufgelöst. 1(i 

9.  Oktober  1870 

Sechs  Tage  nachdem  eine  Volksabstimmung  im  Kirchenstaat 
nahezu  einstimmig  für  den  Anschluß  an  das  Königreich  Italien 
entschieden  hat,  annektiert  dieser  den  ehemaligen  Herrschafts¬ 
bereich  des  Papstes  und  verlegt  gleichzeitig  den  Regierungssitz 
von  Florenz  nach  Rom  (vgl.  20.  September  1870).  Um  die 
Empörung  der  katholischen  Welt  zu  mildern,  erklärt  die  ita¬ 
lienische  Regierung,  die  Stellung  und  Würde  des  Papstes  als 
Souverän  und  Oberhaupt  der  Kirche  werde  unangetastet  blei¬ 
ben.  Pius  IX.  aber  wird  auf  König  Victor  Emanuel  den  Bann¬ 
strahl  schleudern,  was  diesen  indessen  wenig  beeindruckt.17 

27.  Oktober  1870 

Genau  einen  Monat  nach  der  Kapitulation  von  Straßburg,  das 
unter  der  wochenlangen  Belagerung  und  Beschießung  grausam 
gelitten  hat  (27.  September  1870),  ergibt  sich  nunmehr  auch  die 
Festung  Metz.  Es  ist  —  nach  Sedan  —  der  zweite  entscheidende 
Schlag  im  deutsch-französischen  Krieg.  Drei  Marschälle  (Bazain, 
Canrobert  und  Leboeuf),  über  6000  französische  Offiziere  und 
mehr  als  150  000  Mann  werden  entwaffnet  und  mit  Eisenbahn¬ 
zügen  in  die  deutsche  Gefangenschaft  fortgeführt.  Ein  schwerer 
Sturm  unterstreicht  die  Schicksalhaftigkcit  der  Szene.  König 
Wilhelm  von  Preußen  ernennt  den  Kronprinzen  sowie  den  Prin¬ 
zen  Friedrich  Karl  zu  Feldmarschällen  und  erhebt  den  Chef  des 
preußischen  Generalstabs,  General  Helmuth  von  Moltke,  in  den 
Grafenstand.18 

31.  Oktober  1870 

In  dem  vollkommen  cingeschlossenen  Paris  versuchen  die  So¬ 
zialisten  Flourens,  Blanqui  und  Rochefort  mit  Hilfe  der  Ar¬ 
beiterbevölkerung  von  Belleville  die  alte  Commune,  die  Herr- 
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schaft  der  Stadtgemeinde  aus  dem  Revolutionsjahr  1793,  von 
neuem  zu  errichten  und  verhaften  Trochu,  Favre  und  die  übrigen 
Mitglieder  der  Nationalen  Verteidigungsregierung,  ausgenom¬ 
men  Gambetta,  der  mit  einem  Luftballon  Paris  verlassen  hat 
und  an  der  Loire  eine  neue  große  Armee  aufstellt,  um  mit  ihr 
Paris  zu  entsetzen.  Indessen  kann  in  der  Stadt  die  Nationalgarde 
den  Sozialistenaufstand  zunächst  noch  niederschlagen  und  die 
Regierung  befreien.  Zur  selben  Zeit  verhandelt  in  Versailles  der 
bejahrte  Historiker  Thiers  erneut  um  einen  Waffenstillstand. 
Die  Verhandlungen  scheitern  an  seiner  unerfüllbaren  Forderung, 
Paris  während  des  Waffenstillstandes  mit  Proviant  zu  ver¬ 
sorgen.19 

Zar  Alexander  II.  wendet  sich  in  einem  persönlichen  Brief  an 
seinen  „lieben  Onkel“,  König  Wilhelm  l.  von  Preußen,  der  sich 
im  Hauptquartier  in  Versailles  aufhält,  und  bittet  um  diplo¬ 
matische  Unterstützung  der  russischen  Demarche  zur  Aufhe¬ 
bung  des  Artikels  11  des  Friedensvertrages  vom  30.  März  1856 
sowie  der  Konvention  a  und  b  vom  gleichen  Tage  (vgl.  dort). 
Der  Zar  empfindet  die  Beschränkung  der  russischen  Flotte  im 
Schwarzen  Meer  nach  fünfzehn  Jahren  als  eine  Verletzung  der 
Würde  und  Sicherheit  Rußlands.  Tags  darauf  wird  sich  Fürst 
Gortschakow,  der  bereits  am  8.  September  1870  in  der  gleichen 
Frage  den  preußischen  Gesandten  in  Petersburg  angesprochen 
hat,  an  den  Bundeskanzler  des  Norddeutschen  Bundes,  den  Gra¬ 
fen  von  Bismarck,  wenden  und  seinem  Schreiben  eine  Kopie 
der  Zirkularnote  beilegen,  die  an  die  diplomatischen  Vertreter 
des  Zaren  bei  allen  am  Friedensvertrag  von  1856  beteiligten 
Höfen  gerichtet  ist,  ebenfalls  mit  dem  31.  Oktober  datiert.  Dar¬ 
in  kündigt  Rußland  die  Kovention  von  1856  (siehe  oben)  ein¬ 
seitig  auf.  Vgl.  weiter  11.  November  1870. 20 

11,  November  1870 

Die  britische  Regierung  lehnt  die  einseitige  Aufkündigung  der 
das  Schwarze  Meer  betreffenden  Konventionen  vom  30.  März 
1856  durch  die  russische  Regierung  (vgl.  31.  Oktober  1870)  als 
unzulässig  ab.  Eine  Erörterung  der  russischen  Wünsche  auf  einer 
Konferenz  der  Signatarmächte  von  1856  würde  sie  angeblich 
nicht  abgelehnt  haben,  wenn  diese  Wünsche  „in  passender  Wei¬ 
se  vorgebracht“  worden  wären.  So  aber  erteilt  der  Außenmini¬ 
ster  Lord  Granville  Rußland  eine  kategorische  Antwort  und 
bringt  damit  die  russische  Regierung  in  eine  peinliche  Situation. 
Alles  scheint  nun  vom  Verhalten  der  Hohen  Pforte  in  Konstan¬ 
tinopel  abzuhängen.  Vgl.  21.  November  1870. 21 
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16.  November  1870 

Nachdem  der  Plan,  den  Fürsten  Prinz  Leopold  von  Hohenzol- 
lern-Sigmaringen  auf  den  spanischen  Thron  zu  setzen,  zum 
deutsch-französischen  Krieg  geführt  hat  und  gescheitert  ist, 
nachdem  dann  König  Victor  Emanuel  von  Italien  seinem  zwei¬ 
ten  Sohn,  dem  Herzog  Amadeo  d’Aosta,  gestattet  hat,  die  spa¬ 
nische  Krone  anzunehmen,  wird  dieser  nunmehr  von  den  Cor¬ 
tes  in  Madrid  zum  König  gewählt.  Aber  noch  bevor  er  als  König 
Amadeo  I.  seinen  Einzug  in  Madrid  halten  kann,  wird  dort  der 
Ministerpräsident  General  Prim  bei  einem  Attentat  am  27.  De¬ 
zember  1870  tödlich  verwundet  werden.  Vgl.:  noch  Februar 
1873.22 

21.  November  1870 

Der  Bundeskanzler  des  Norddeutschen  Bundes,  Graf  von  Bis¬ 
marck,  der  eine  Ausweitung  des  deutsch-französischen  Krieges 
unter  allen  Umständen  zu  vermeiden  wünscht,  verhandelt  im 
Hauptquartier  in  Versailles  mit  dem  dortigen  Vertreter  der  bri¬ 
tischen  Regierung,  Odo  Russell  (dem  späteren  Lord  Ampthill), 
übt  diesem  gegenüber  Kritik  an  den  Rußland  auf  die  Dauer 
nicht  zumutbaren  Schwarzmeer-Konventionen  von  1856  (vgl. 
31.  Oktober  und  11.  November  1870)  und  gewinnt  ihn  für 
den  Versuch,  eine  Einigung  mit  Rußland  durch  eine  Gesandten¬ 
konferenz  herbeizuführen.  Sodann  entfaltet  Bismarck  von  Ver¬ 
sailles  aus  eine  lebhafte  diplomatische  Tätigkeit,  fragt  vertrau¬ 
lich  in  Petersburg  an,  ob  Rußland  zur  Besprechung  der  Situation 
in  einer  Konferenz  von  Vertretern  der  Unterzeichner  vom  30. 
März  1856  bereit  sei,  erhält  eine  bejahende  Antwort,  benach¬ 
richtigt  davon  Russell  und  läßt  in  Wien,  Florenz  und  Konstan¬ 
tinopel  vertraulich  sondieren,  ob  die  Regierungen  dort  bereit 
sind,  ihre  Gesandten  mit  entsprechenden  Instruktionen  zu  ver¬ 
sehen.  Bereits  fünf  Tage  später  wird  Bismarck  offiziell  den  be¬ 
teiligten  Regierungen  den  Vorschlag  unterbreiten  lassen  können, 
ihre  Vertreter  in  London  für  eine  Konferenz  über  die  russische 
Zirkularnote  vom  31.  Oktober  1870  (vgl.  dort)  zu  ermächtigen. 
Am  28.  November  wird  er  den  Botschafter  in  London,  den 
Grafen  von  Bernstorf J  vertraulich  mit  entsprechenden  Instruk¬ 
tionen  für  diese  Konferenz  versehen.  Vgl.  13.  März  1871  (Pon- 
tuskonferenz).23 

26.  November  1870 

Die  beiden  französischen  Freimaurerlogen  R.R.C.  und  R.R.J. 
(beide  dem  Grand  Orient  de  France  in  Paris  untergeordnet) 
verurteilen  in  gemeinsamer  Sitzung  König  Wilhelm  I.  von 
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Preußen,  Bismarck  und  General  von  Moltke  in  contumaciam 
zum  Tode.  Das  Urteil  lautet  in  wörtlicher  Übersetzung:  „1.) 
Wilhelm  und  seine  beiden  Genossen  Bismarck  und  Moltke,  Gei¬ 
ßeln  der  Menschheit  und  durch  ihren  unersättlichen  Ehrgeiz  Ur¬ 
sache  so  vieler  Mordtaten,  Brandstiftungen  und  Plünderungen, 
stehen  außerhalb  des  Gesetzes  wie  drei  tolle  Hunde.  —  2.)  Al¬ 
len  unseren  Brüdern  in  Deutschland  [!]  und  der  Welt  ist  die 
Vollstreckung  des  gegenwärtigen  Urteils  aufgetragen.  —  3.)  Für 
jedes  der  drei  verurteilten  reißenden  Tiere  ist  eine  Million  Fran¬ 
ken  bewilligt,  zahlbar  an  die  Vollstrecker  oder  ihre  Erben  durch 
sieben  Zentrallogen.“ 

Von  diesem  Urteil  zu  den  Nürnberger  „Kriegsverbrecher“ -Pro¬ 
zessen  von  1946  (vgl.  1.  Oktober  1946)  zieht  sich  eine  deut¬ 
lich  erkennbare  Linie.  Außerdem  wird  Cremieux  (vgl.  16.  Sep¬ 
tember  1870)  aus  eigenen  Mitteln  eine  Million  Franken  auf  den 
Kopf  Wilhelms  von  Preußen  setzen.24 

18.  Dezember  1870 

Inmitten  der  schweren,  lang  andauernden  und  sehr  verlustrei¬ 
chen  Kämpfe,  in  die  Truppenteile  aller  deutschen  Länder  im  ge¬ 
samten  nördlichen  Frankreich  verwickelt  sind,  wirkt  es  wie  ein 
Satyrspiel,  daß  der  unvermeidliche,  ewige  Parlamentarier  Edu¬ 
ard  Simson  an  der  Spitze  von  dreißig  Delegierten  des  nord¬ 
deutschen  Reichstages  in  Versailles  erscheint,  um,  wie  einst  Fried¬ 
rich  Wilhelm  IV.  (vgl.  3.  April  1849),  nunmehr  König  Wilhelm  I. 
die  Annahme  der  Kaiserkrone  nahezulegen.  Kam  er  damals  zu 
früh,  so  kommt  er  dieses  Mal  zu  spät,  denn  die  Dinge  sind 
längst  entschieden.  König  Wilhelm  empfängt  den  ruhelosen 
Wanderer  um  vieles  gnädiger,  als  es  damals  sein  Bruder  tat.  Er 
ist  durch  seine  Logentätigkeit  augenscheinlich  gegenüber  solchen 
Gestalten  besser  immunisiert.25 
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1871 


15.  Januar  1871 

In  Versailles  wird  dem  König  Wilhelm  l.  Vortrag  über  die 
Kriegslage  gehalten.  Es  wird  ein  Telegramm  des  Generals  von 
Werder  verlesen  des  Inhalts,  daß  dieser  seinen  rechten  Flügel 
für  bedroht  halte,  da  starke  französische  Kolonnen  auf  Lure 
vorrückten.  Ob  er  nicht  besser  täte,  Beifort  jetzt  aufzugeben.  Er 
glaube,  dann  das  Elsaß  noch  verteidigen  zu  können.  General 
Graf  Moltke,  der  das  Telegramm  verlesen  hat,  fügt  in  eisiger 
Ruhe  hinzu:  „Euer  Majestät  werden  wohl  genehmigen,  daß 
dem  General  von  Werder  geantwortet  wird,  er  habe  einfach 
stehen  zu  bleiben  und  den  Feind  da  zu  schlagen,  wo  er  ihn  fin¬ 
det.“  Der  anwesende  Kronprinz  (spätere  Kaiser  Friedrich)  wird 
in  sein  Kriegstagebuch  notieren:  „Ich  kann  nicht  sagen,  wie  über 
alles  Lob  bewunderungswürdig  General  Moltke  mir  in  diesem 
Augenblick  erschien  .  .  .“  General  Werder  wird  halten  und  — 
nach  einer  erneuten  Krise  zwei  Tage  später  —  siegen.1 

17.  Januar  1871 

Im  preußisch-deutschen  Hauptquartier  in  Versailles  wird  fol¬ 
gende  Proklamation  König  Wilhelms  I.  an  das  deutsche  Volk 
veröffentlicht:  „Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von 
Preußen,  verkünden  hiermit:  Nachdem  die  deutschen  Fürsten 
und  freien  Städte  den  einmütigen  Ruf  an  Uns  gerichtet  haben, 
mit  Herstellung  des  Deutschen  Reiches  die  seit  mehr  denn  sech¬ 
zig  Jahren  ruhende  deutsche  Kaiserwürde  zu  erneuern  und  zu 
übernehmen,  und  nachdem  in  der  Verfassung  des  Deutschen 
Bundes  die  entsprechenden  Bestimmungen  vorgesehen  sind,  be¬ 
kunden  Wir  hiermit,  daß  Wir  es  als  eine  Pflicht  gegen  das  ge¬ 
meinsame  Vaterland  betrachtet  haben,  diesem  Ruf  der  verbün¬ 
deten  deutschen  Fürsten  und  freien  Städte  Folge  zu  leisten  und 
die  deutsche  Kaiserwürde  anzunehmen.  Demgemäß  werden 
Wir  und  Unsere  Nachfolger  an  der  Krone  Preußen  fortan  den 
kaiserlichen  Titel  in  allen  Unseren  Beziehungen  und  Angelegen¬ 
heiten  des  Deutschen  Reiches  führen,  und  hoffen  zu  Gott,  daß 
es  der  deutschen  Nation  gegeben  sein  werde,  unter  dem  Wahr¬ 
zeichen  ihrer  alten  Herrlichkeit  das  Vaterland  einer  segens¬ 
reichen  Zukunft  entgegenzuführen.  Wir  übernehmen  die  Kaiser¬ 
liche  Würde  in  dem  Bewußtsein  der  Pflicht,  in  deutscher  Treue 
die  Rechte  des  Reiches  und  seiner  Glieder  zu  schützen,  den  Frie¬ 
den  zu  wahren,  die  Unabhängigkeit  Deutschlands,  gestützt  auf 
die  geeinte  Kraft  seines  Volkes,  zu  verteidigen.  Wir  nehmen  sie 
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an  in  der  Hoffnung,  daß  dem  deutschen  Volk  vergönnt  sein 
wird,  den  Lohn  seiner  heißen  und  opfermutigen  Kämpfe  in 
dauerndem  Frieden  und  innerhalb  der  Grenzen  zu  genießen, 
welche  dem  Vaterlande  die  seit  Jahrhunderten  entbehrte  Siche¬ 
rung  gegen  erneute  Angriffe  Frankreichs  gewähren  werden.  Uns 
aber  und  Unseren  Nachfolgern  an  der  Kaiserkrone  wolle  Gott 
verleihen,  allezeit  Mehrer  des  Deutschen  Reiches  zu  sein,  nicht 
in  kriegerischen  Eroberungen,  sondern  in  den  Werken  des  Frie¬ 
dens  auf  dem  Gebiete  nationaler  Wohlfahrt,  Freiheit  und  Ge¬ 
sittung.“ 

Gegegeben  Hauptquartier  Versailles,  den  17.  Januar  1871. 

Wilhelm.“2 
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18.  Januar  1871 

Am  170.  Jahrestage  der  Krönung  König  Friedrichs  I.  „in  Preu¬ 
ßen“  in  Königsberg  erklärt  im  fahnengeschmückten  Spiegelsaal 
des  Schlosses  zu  Versailles  der  74jährige  König  Wilhelm  I.  nach 
einer  Predigt  über  den  21.  Psalm,  er  nehme  die  ihm  dargebotene 
Kaiserkrone  an.  Dann  läßt  er  den  Kanzler  Bismarck  die  Pro¬ 
klamation  an  das  deutsche  Volk  verlesen  (siehe  oben!).  Darauf¬ 
hin  bringt  der  Großherzog  von  Baden  ein  dreifaches  „Hoch“ 
auf  den  „Kaiser  Wilhelm“  aus,  in  das  die  anwesenden  Landes¬ 
fürsten  und  hohen  Offiziere  aller  deutschen  Armeen  lebhaft  ein¬ 
stimmen.  Es  entspricht  der  Huldigung,  wie  sie  gegenüber  den 
neu  gekrönten  Kaisern  des  „Römischen  Reiches  Deutscher  Na¬ 
tion“  üblich  war,  und  begründet  das  in  Monate  währendem  ge¬ 
duldigen  Verhandeln  geschaffene  Werk  Bismarcks,  das  Zweite 
Deutsche  Reich.  Seine  Verwirklichung  ist  nicht  zuletzt  ermög¬ 
licht  worden  durch  den  gemeinsamen  Kampf  von  Soldaten  aller 
deutschen  Stämme  unter  schweren  Verlusten  und  Leiden.  Aber 
es  wird  nur  74  Jahre,  zwei  und  eine  halbe  Generation,  bestehen. 
Und  zwei  Weltkriege  werden  herbeigeführt  werden,  um  es  wie¬ 
der  zu  zerstören.3 

Dieses  neugeschaffene  Deutsche  Reich,  das  nicht  zuletzt  durch 
einen  großzügigen  Appell  des  jungen  Königs  Ludwig  II.  von 
Bayern  zustandekam,  hat  zu  dieser  Zeit  über  vierzig  Millionen 
Einwohner.  Es  ist  ein  Bundesstaat,  in  dem  die  Gesamtheit  der 
Fürsten  und  reichsfreien  Städte,  vertreten  im  Bundesrat,  den 
eigentlichen  Träger  der  Souveränität  darstellt.  Der  König  von 
Preußen  ist  erblicher  Deutscher  Kaiser.  Er  hat  den  Oberbefehl 
über  die  deutsche  Land-  und  Seestreitmacht  (über  die  bayeri¬ 
sche  Armee  nur  im  Kriegsfälle),  er  beruft,  eröffnet  und  schließt 
den  Reichstag,  kann  ihn  aufgrund  eines  Bundesratsbeschlusses 
auch  auflösen,  und  er  ernennt  den  Reichskanzler.  Dieser  ist  in 
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der  Regel  zugleich  preußischer  Ministerpräsident,  führt  den 
Vorsitz  im  Bundesrat,  ist  dem  Kaiser,  nicht  dem  Parlament,  al¬ 
lein  verantwortlich  und  Vorgesetzter  der  Staatssekretäre,  die  die 
Reichsämter  (entsprechend  den  späteren  Reichsministerien)  lei¬ 
ten.  Der  Reichstag  mit  397  in  allgemeiner,  gleicher,  direkter  und 
geheimer  Wahl  gewählten  Abgeordneten  ist  die  gesetzgebende 
Versammlung.  Es  besteht  allgemeine  Wehrpflicht.  Erster  Reichs¬ 
kanzler  ist  Fürst  Otto  von  Bismarck. 

23.  Januar  1871 

Beim  Militärvortrag  vor  Kaiser  Wilhelm  I.  in  Versailles  wird 
eine  Proklamation  des  Kommandanten  von  Paris  verlesen.  Der 
Kronprinz  wird  darüber  in  sein  Tagebuch  notieren:  „Als  Gene¬ 
ral  Graf  Moltke  vorgestern  die  Proklamation  des  Komman¬ 
danten  von  Paris  bei  Sr.  Majestät  vortrug,  in  welcher  steht,  er 
werde  sich  bis  auf  den  letzten  Mann  halten,  sagte  der  General 
mit  einem  unbeschreiblichen  Gesichtsausdruck:  ,Das  heißt,  er 
wird  übermorgen  kapitulieren Tatsächlich  wird  Paris  schon 
am  24.  Januar  Verhandlungen  zur  Übergabe  anknüpfen.4 

24.  Januar  1871 

Veranlaßt  durch  die  schwere  Beschießung  der  Festungswerke  und 
einzelner  Stadtteile  von  Paris  durch  deutsche  Ferngeschütze  seit 
dem  27.  Dezember  und  verstärkt  seit  dem  5.  Januar  sowie  durch 
das  blutige  Scheitern  des  letzten  und  größten  Ausbruchsversuchs 
aus  Paris  vom  19.  Januar,  dem  Tage  nach  der  Kaiserproklama¬ 
tion  in  Versailles,  schließt  Jules  Favre  mit  Bismarck  die  „Kon¬ 
vention  von  Paris".  Es  wird  die  Übergabe  sämtlicher  Festungs¬ 
werke  der  Plauptstadt,  die  Gefangennahme  und  Entwaffnung 
der  gesamten  Besatzungstruppen,  Sicherheitskräfte  ausgenom¬ 
men,  und  ein  Waffenstillstand  mit  Wirkung  vom  27.  Januar 
abends  zwölf  Uhr  vereinbart.  Die  Gefangenen  verbleiben  für 
die  Dauer  des  Waffenstillstandes  in  der  Stadt.  Ihre  Waffen  sind 
abzuliefern.  Die  Proviantzufuhr  wird  deutscherseits  erleichtert 
werden.  Die  Belagerung  der  Festung  Beifort  sowie  die  franzö¬ 
sische  Armee  Bourbaki  werden  vom  Waffenstillstand  nicht  be¬ 
troffen.  Dort  nehmen  die  Kampfhandlungen  ihren  Fortgang. 
Während  des  bis  zum  19.  Februar  befristeten  Waffenstillstands 
soll  die  französische  Nationalversammlung  gewählt  werden  und 
in  Bordeaux  zusammentreten.  Die  Konvention  wird  beider¬ 
seits  pünktlich  eingehalten  werden.5 

13.  Februar  1871 

In  Bordeaux  tritt  die  während  des  Waffenstillstandes  gewählte 
französische  Nationalversammlung  zusammen  und  wählt  den 
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74jährigen  ehemaligen  Ministerpräsidenten  unter  dem  Bürger¬ 
könig  Louis  Philippe,  Adolphe  Thiers  (ursprünglich  Advokat 
und  Journalist),  zum  Leiter  der  republikanischen  Regierung. 
Ihm  fällt  die  undankbare  Aufgabe  zu,  die  französische  Dele¬ 
gation  bei  den  Friedensverhandlungen  in  Versailles  zu  leiten 
(vgl.  16.  und  26.  Februar  1871). 

16.  Februar  1871 

Mit  der  Übergabe  der  Festung  Beifort  und  —  zwei  Wochen  zu¬ 
vor  —  dem  Übertritt  der  Reste  der  Armee  Bourbaki  über  die 
Schweizer  Grenze,  ihrer  Entwaffnung  und  Internierung  dort,  ist 
der  französische  Widerstand  beendet.  Der  Besatzung  von  Bei¬ 
fort,  etwa  12  000  Mann,  wird  gestattet,  mit  ihren  Waffen  ab¬ 
zuziehen.  Vier  Tage  darauf  beginnt  eine  15köpfige  Delegation 
der  französischen  Nationalversammlung  von  Bordeaux  unter 
Führung  von  Thiers,  Favre  und  Picard  in  Versailles  die  Frie¬ 
densverhandlungen.  Der  Waffenstillstand  wird  zunächst  bis 
zum  6.  März  verlängert  werden,  um  Bordeaux  eine  Entschei¬ 
dungsfrist  zu  belassen.6 

26.  Februar  1871 

In  Versailles  unterzeichnen  Bismarck  (Preußen),  Graf  v.  Bray- 
Steinburg  (Bayern),  v.  Wächter  (Württemberg)  und  Jolly  (Ba¬ 
den)  als  Vertreter  des  Deutschen  Reiches  sowie  Thiers  und  Jules 
Favre  für  die  Französische  Republik  einen  Präliminar-Friedens- 
vertrag,  der  die  Kampfhandlungen  beendet  und  die  Grundlage 
für  den  später  endgültig  abzuschlicßenden  Frieden  (vgl.  10.  Mai 
1871)  bildet.  Darin  wird  bereits  die  Abtretung  des  Elsaß  (ohne 
Beifort)  und  Lothringens  (mit  Metz)  an  das  Deutsche  Reich 
sowie  eine  Kriegsentschädigung  in  Höhe  von  5  Milliarden  Franc, 
zahlbar  binnen  drei  Jahren,  vereinbart  und  die  künftige  Grenz¬ 
linie  festgelegt.  Artikel  3  bestimmt,  daß  die  Räumung  des  fran¬ 
zösischen  Gebietes  von  den  deutschen  Truppen  jeweils  von  der 
Ratifikation  des  Vertrages  und  den  geleisteten  Zahlungen  ab¬ 
hängig  sein  soll.  Nach  Zahlung  der  ersten  zwei  Milliarden  wird 
sich  die  deutsche  Besetzung  auf  die  ostfranzösischen  Departe¬ 
ments  Marne,  Ardennen,  Maas,  Vogesen  beschränken.  „Die  Fe¬ 
stung  Beifort  mit  ihrem  Gebiet“  wird  „als  Pfand  für  die  übrigen 
drei  Milliarden“  dienen.  Die  Gesamtsumme  einschl.  Zinsen  ent¬ 
spricht  etwa  1,4  Milliarden  Talern.7 

9.  März  1871 

Der  deutsche  Reichskanzler  Fürst  Bismarck  beauftragt  den  Ge¬ 
neralgouverneur  der  von  den  deutschen  Truppen  besetzten  fran¬ 
zösischen  Gebiete,  Generalleutnant  v.  Fabrice,  mit  seiner  Ver- 
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tretung  gegenüber  der  französischen  Regierung  in  allen  Fragen, 
die  sich  aus  dem  Präliminarfrieden  vom  26.  Februar  1871  (vgl. 
dort!)  ergeben.  Zugleich  wird  Fabrice  auch  zum  Bevollmächtig¬ 
ten  bei  den  in  Artikel  7  des  Präliminarfriedens  vorgesehenen 
Verhandlungen  in  Brüssel  über  einen  endgültigen  Friedensver¬ 
trag  ernannt,  zu  denen  von  französischer  Seite  Baude,  Gontard 
und  de  Clercq  delegiert  werden.8 

13.  März  1871 

In  London  tritt  die  sogenannte  Pontuskonjerenz  in  ihr  End¬ 
stadium.  Vertreter  des  Deutschen  Reiches,  Frankreichs,  Groß¬ 
britanniens,  Österreich-Ungarns,  Rußlands  und  der  Türkei  un¬ 
terzeichnen  einen  Vertrag,  der  die  Artikel  11,  13  und  14  des 
Friedens  von  Paris  (vgl.  30.  März  1856)  durch  eine  Neufassung 
ersetzt.  Danach  ist  Rußland  im  Schwarzen  Meer  an  keine  Be¬ 
schränkungen  hinsichtlich  seiner  Seestreitkräfte  mehr  gebunden. 
Es  hat  diese  Beschränkungen  bereits  im  Jahre  1870  während  des 
deutsch-französischen  Krieges  für  hinfällig  erklärt  und  damit 
die  Unterstützung  Bismarcks  gefunden.9 

26.  März  1871 

In  der  Stadt  Paris  proklamiert  ein  vom  Zentralkomite  der  re¬ 
volutionären  Nationalgarden  am  18.  März  gewählter  Gemein¬ 
derat  aus  Sozialisten  und  Kommunisten,  die  sogenannte  „Com¬ 
mune“,  nach  Ermordung  der  General  Lecomte  und  Thomas 
(22.  März)  die  „Kommunistische  Republik“  und  organisiert  den 
bewaffneten  Widerstand  gegen  die  Regierung  Thiers  (vgl.  13. 
Februar  1871).  Führer  der  „Commune“  sind  Luis  Blanqui,  Gu¬ 
stave  Flourens  und  der  Marquis  de  Rochefort-Lu^ay.  Vgl.  wei¬ 
ter  28.  Mai  1871.1° 

8.  April  1871 

Der  französische  Außenminister  Jules  Favre  äußert  sich  gegen¬ 
über  dem  deutschen  Generalgouverneur  von  Fabrice  (vgl.  9. 
März  1871)  in  Rouen  über  den  Aufstand  der  Kommune  in 
Paris:  „Die  Revolution  in  Paris  ist  nur  erklärlich  durch  das 
gänzliche  Zertrümmertsein  jeden  moralischen  Haltes  bei  einem 
großen  Teil  der  Bevölkerung,  und  wir  hatten  die  große  Befürch¬ 
tung,  daß  auch  die  Truppen  von  dem  allgemeinen  Mißtrauen 
gegen  alles,  was  Regierung  und  Autorität  heißt,  ergriffen  sein 
könnten.  Zum  Glück  hat  sich  diese  Befürchtung  nicht  bewahr¬ 
heitet,  und  sind  wir  jetzt  unserer  Truppen  gegen  die  Aufstän¬ 
dischen  sicher.  Dadurch  ist  der  Sieg  für  uns  zweifellos  gewor¬ 
den  über  die  Insurgenten,  welche  keinerlei  Prinzip  [gemeint  ist: 
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Programm,  Grundsätze]  aufgestellt  haben  und  nur  von  der 
Plünderung  leben  (auch  mein  Haus  in  Paris  haben  sie  vollstän¬ 
dig  ausgeplündert).  Die  militärische  Lage  ist  gut.  Die  Rebellen 
sind  zwar  noch  im  Besitz  der  Brücke  bei  Asniferes,  sonst  aber 
überall  in  die  Enceinte  zurückgetrieben  .  .  .“  Im  Begleitschreiben 
zu  seinem  Bericht  über  das  Gespräch  mit  Favre  in  Rouen  fügt 
Fabrice  hinzu:  „Eine  materielle  Mitwirkung  oder  Unterstützung 
unsererseits  zu  Bewältigung  und  baldiger  Unterdrückung  der 
Pariser  Erhebung  wünschte  Herr  Favre  auch  diesmal  nicht,  wenn 
er  auch  dieselbe  vielleicht  im  Hinblick  auf  mögliche  Eventua¬ 
litäten  nicht  unbedingt  von  der  Hand  weisen  mochte.  In  Ver¬ 
sailles  hofft  man,  sich  mit  geringen  Opfern  in  Besitz  von  Paris 
setzen  zu  können,  wenn  es  nur  gelingt,  mittelst  der  nur  schwach 
beobachteten  oder  besetzten  Nordbahn  Truppen  ...  in  die 
Stadt  zu  bringen  . .  .“11 

24.  April  1871 

Bismarck  instruiert  den  deutschen  Generalgouverneur  im  be¬ 
setzten  Frankreich,  Generalleutnant  von  Fabrice  (vgl.  9.  März 
und  8.  April  1871)  u.  a.  wie  folgt:  „Das  System  des  Herrn 
Thiers,  unsere  Kooperation  [gegen  den  Aufstand  der  Kommune 
in  Paris]  zwar  im  geheimen  zu  wünschen,  jede  öffentliche  An¬ 
erkennung  derselben  aber  zu  verhüten  und  sich  gewissermaßen 
vor  Frankreich  der  Gemeinschaft  mit  uns  zu  schämen,  hat  für 
uns  politische  Nachteile,  welche  wir  nicht  übernehmen  wollen. 
Eine  französische  Regierung,  welche  auf  unsere  Unterstützung 
Anspruch  macht  und  verlangt,  daß  wir  die  Zukunft  unserer 
eigenen  Interessen  gefährden,  um  ihr  nützlich  zu  sein,  muß  sich 
offen  zu  ihrer  Anlehnung  an  uns  bekennen  und  sich  dadurch 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  in  unsere  Hand  geben  .  .  .  Die 
schroffe  Unnachgiebigkeit  der  französischen  Regierung  in  Brüs¬ 
sel  steht  in  einem  eigentümlichen  Kontrast  mit  der  hilfsbedürf¬ 
tigen  Begehrlichkeit,  mit  welcher  sie  seit  sechs  Wochen  eine  Kon¬ 
zession  nach  der  anderen  von  uns  wie  ein  Recht  fordert,  wäh¬ 
rend  sie  ihrerseits  auch  nicht  eine  der  Verpflichtungen  erfüllt, 
welche  sie  vertragsgemäß  übernommen  hat  .  .  .  Über  1400  Of¬ 
fiziere  und  Soldaten  der  deutschen  Heere  befinden  sich  noch  im¬ 
mer  in  französischer  Kriegsgefangenschaft,  während  sie  ver¬ 
tragsgemäß  in  den  ersten  Tagen  des  Februar  zu  unserer  Ver¬ 
fügung  hätten  gestellt  werden  müssen,  und  wir  seitdem  ohne 
Rücksicht  auf  Auswechslung  gegen  200  000  französische  Kriegs¬ 
gefangene  entlassen  haben,  obgleich  wir  bis  zur  vollständigen 
Rückgabe  aller  deutschen  Kriegsgefangenen  nicht  zur  Entlassung 
eines  einzigen  französischen  Soldaten  verpflichtet  waren  . .  ,“12 
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26.  April  1871 

Legationssekretär  von  Holstein,  dem  deutschen  Generalgouver¬ 
neur  in  Frankreich  beigegeben,  hat  im  Fort  Aubervilliers  eine 
Unterredung  mit  General  Cluseret  von  der  aufständischen  Pa¬ 
riser  Kommune,  der  Holstein  für  ein  Paktieren  mit  der  Kom¬ 
mune,  zumindest  für  eine  Vermittlung  zwischen  dieser  und  der 
französischen  Regierung  in  Versailles  zu  gewinnen  sucht.  Die 
deutsche  Reichsregierung  wird  zwar  auf  dieses  Ansinnen  nicht 
eingehen,  aber  die  spätere  Rolle  Holsteins  wird  doch  diesen 
frühen  Kontakt  in  besonderem  Lichte  erscheinen  lassen.13 
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30.  April  1871 

In  der  Nähe  von  Tuscon  in  Arizona  (USA),  unweit  der  mexi¬ 
kanischen  Grenze,  überfällt  ein  Haufen  von  6  weißen  Ameri¬ 
kanern,  42  Mexikanern  und  92  angeworbenen  christlich  mis¬ 
sionierten  Papago-Indianern  unter  Führung  eines  gewissen  Wil¬ 
liam  S.  Oury  in  den  frühen  Morgenstunden  eine  Siedlung  von 
unbewaffneten  Aravaipa-Indianern  (Apachen),  die  für  das 
Camp  Grant  arbeiten.  144  Aravaipas,  davon  etwa  100  Frauen 
und  Kinder,  werden  erschossen  (zum  Teil  noch  im  Schlaf),  er¬ 
schlagen  und  verstümmelt,  27  Kinder  als  Gefangene  mitge¬ 
schleppt,  um  sie  jenseits  der  Grenze,  in  Mexiko,  als  Sklaven  zu 
verkaufen.  Zwar  wird  es  dem  Kommandanten  von  Camp  Grant, 
Leutnant  Whitman,  schließlich  gelingen,  die  Mörder  aus  Tuscon 
vor  Gericht  zu  bringen.  Doch  werden  sie  freigesprochen  werden. 
Dafür  wird  Leutnant  Whitman  dreimal  wegen  an  den  Haaren 
herbeigezogener  Lapalien  vor  ein  Kriegsgericht  gestellt  und 
nicht  mehr  befördert  werden,  bis  er  schließlich  seinen  Abschied 
nehmen  wird.  Inzwischen  sind  die  überlebenden  Aravaipas  zu¬ 
rückgekehrt  und  haben  ihr  Dorf  beim  Camp  Grant  wieder  auf¬ 
gebaut.14 
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6.  Mai  1871 

In  Frankfurt  am  Main  beginnen  die  Gespräche  des  deutschen 
Reichskanzlers  von  Bismarck  mit  dem  französischen  Außen¬ 
minister  Jules  Favre  und  dem  Finanzminister  Pouyer-Quertier 
über  den  endgültigen  Friedensvertrag,  insbesondere  über  den 
Modus  der  französischen  Zahlungen  an  Kriegsentschädigung,  die 
im  Präliminarfrieden  in  Versailles  vom  26.  Februar  (vgl.  dort) 
vereinbart  wurden.  Die  langwierigen  Vorverhandlungen  in 
Brüssel  wurden  abgebrochen.  Dagegen  einigt  man  sich  nun  in 
Frankfurt  sehr  schnell.  Vgl.  10.  Mai  1871. 15 
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10.  Mai  1871 

In  Frankfurt  (Main)  unterzeichnen  Fürst  Otto  von  Bismarck- 
Schönhausen,  Kanzler  des  Deutschen  Reiches  „im  Namen  seiner 
Majestät  des  Deutschen  Kaisers“,  Graf  Harry  von  Arnim,  Au¬ 
ßerordentlicher  Gesandter  und  Bevollmächtigter  Minister  des 
Deutschen  Kaisers  beim  Heiligen  Stuhl,  die  französischen  Mini¬ 
ster  Jules  Favre  (Äußeres)  und  Aug.  Th.  Jos.  Pouyer-Quertier 
(Finanzen)  sowie  Marc  Th.  Eug.  de  Goulard,  Mitglied  der  fran¬ 
zösischen  Nationalversammlung,  den  Frankfurter  Friedensver¬ 
trag,  der  den  Deutsch-Französischen  Krieg  beendet.  Er  enthält 
im  wesentlichen  die  bereits  im  Versailler  Präliminarfrieden  vom 
26.  Februar  1871  (vgl.  dort!)  vereinbarten  Bestimmungen.  Dar¬ 
über  hinaus  besagt  Artikel  2:  „Kein  Bewohner  der  abgetretenen 
Gebiete  darf  wegen  im  Kriege  von  ihm  begangener  politischer 
oder  militärischer  Handlungen  verfolgt,  beunruhigt,  noch  in 
seiner  Person  oder  mit  seinem  Besitz  zur  Rechenschaft  gezo¬ 
gen  werden.“  (Man  vergleiche  das  mit  der  Verfolgung  der  so¬ 
genannten  „Kollaborateure“  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg.)  Ar¬ 
tikel  7  bestimmt,  daß  von  der  Kriegsentschädigung  (vgl.  26.  Fe¬ 
bruar  1871)  die  ersten  500  Millionen  „innerhalb  der  ersten 
dreißig  Tage  nach  der  Wiederherstellung  der  französischen  Re¬ 
gierungsgewalt  in  der  Stadt  Paris“  zu  zahlen  sind,  die  letzten 
drei  Milliarden  am  2.  März  1874.  In  Artikel  16  verpflichten 
sich  beide  Regierungen  gegenseitig  zum  Schutz  und  zur  Pflege 
der  Gräber  auf  ihrem  Gebiet  beerdigter  Soldaten.  Der  Vertrag 
ist  nur  in  französischer  Sprache  abgefaßt.  Der  Austausch  der  Ra¬ 
tifizierungsurkunden  wird  in  Frankfurt  am  20.  Mai  1871  er¬ 
folgen.  —  Es  war  unmöglich,  unter  den  gegebenen  Umständen 
einen  maßvolleren  Frieden  zu  schließen,  aber  es  war  ebenso  un¬ 
möglich,  einen  Frieden  zu  schließen,  mit  dessen  Bestimmungen 
sich  Frankreich  endgültig  abgefunden  hätte.16 

13.  Mai  1871 

Die  italienische  Regierung  erläßt  ein  sogenanntes  Garantiege¬ 
setz,  das  dem  Papst  die  Vorrechte  eines  souveränen  Fürsten  und 
Staatsoberhauptes  sowie  den  Besitz  der  Peterskirche,  des  Va¬ 
tikan-  und  Lateranpalastes  sichert.  Auch  sollen  die  Ordensge¬ 
nerale  und  kirchliche  Seminare  in  Rom  seinem  Schutz  unter¬ 
stehen.  Seine  Person  wird  für  heilig  und  unverletzlich  erklärt 
und  außerdem  wird  ihm  vom  italienischen  Staat  ein  Jahresein¬ 
kommen  von  3,2  Millionen  Lire  ausgesetzt.  Pius  IX.  wird  dieses 
Gesetz  nicht  anerkennen  und  den  ihm  ausgesetzten  Jahresbetrag 
zurückweisen.  Er  sieht  in  der  Auflösung  des  Kirchenstaates  und 
in  der  Annexion  Roms  durch  Italien  nach  wie  vor  ein  nicht  wie- 
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der  gutzumachendes  Unrecht  und  eine  schwere  Sünde  gegen  die 
durch  ihn  verkörperte  göttliche  Autorität.  Hier  gibt  es  keine 
Brücke  der  Verständigung.17 

28.  Mai  1871 

Nach  beinahe  zwei  Monate  währender  Belagerung  ist  die  Stadt 
Paris  durch  französische  Regierungstruppen  unter  dem  Befehl 
MacMahons  nach  achttägigem  Barrikadenkampf  (seit  dem  21. 
Mai)  zuriickerobert.  Die  „Communarden“  (vgl.  26.  März  1871) 
werden  bei  diesen  Kämpfen  und  durch  Standgerichte  zu  Tausen¬ 
den  (etwa  20  000)  niedergemacht,  aber  auch  die  Regierungs¬ 
truppen  haben  hohe  Verluste.  Am  24.  Mai  haben  die  „Com¬ 
munarden“  insgesamt  480  Geiseln  erschossen,  darunter  den  Erz¬ 
bischof  Darboy  von  Paris,  und  mehrere  öffentliche  Gebäude, 
darunter  das  Palais  de  Tuileries,  in  Brand  gesteckt.  Die  anschlie¬ 
ßenden  Prozesse  gegen  Teilnehmer  am  Aufstand  der  „Com¬ 
mune“  werden  sich  noch  bis  zum  Jahre  1875  hinziehen.  Es  wer¬ 
den  über  10  000  Strafurteile  ausgesprochen  und  mehr  als  3000 
Verurteilte  nach  Neukaledonien  (einer  Insel  im  Pazifischen  Oze¬ 
an,  nordöstlich  von  Neuseeland)  deportiert  werden. 

noch  Mai  1871 

Der  russische  Dichter  und  Schriftsteller  Dostojewski  schreibt  in 
einem  politischen  Aufsatz:  „Deutschland  ist  doch  in  Europa 
immerhin  das  Land,  das  in  der  Mitte  liegt:  wie  stark  es  also  auch 
sein  mag  —  auf  der  einen  Seite  bleibt  Frankreich,  auf  der  an¬ 
deren  Rußland  .  .  .  Wie  aber,  wenn  sie  [die  Russen]  plötzlich 
erraten,  daß  nicht  sie  das  Bündnis  mit  Deutschland  brauchen, 
wohl  aber  Deutschland  das  Bündnis  mit  Rußland;  und  über¬ 
dies  noch:  daß  die  Abhängigkeit  von  dem  Bündnis  mit  Ruß¬ 
land  allem  Anschein  nach  die  verhängnisvolle  Bestimmung 
Deutschlands  ist,  und  besonders  seit  dem  Deutsch-Französischen 
Kriege.“18 

17.  Juni  1871 

Der  deutsche  Geschäftsträger  in  Paris,  Graf  von  Waldersee, 
überreicht  dem  französischen  Außenminister  Favre  sein  Beglau¬ 
bigungsschreiben  und  wird  anschließend  vom  Regierungschef 
Thiers  empfangen.  Damit  sind  die  diplomatischen  Beziehungen 
nach  dem  endgültigen  Friedensschluß  vom  10.  Mai  (vgl.  dort) 
wieder  hergestellt.  Es  wird  nun  ein  monatelanges  Tauziehen 
um  die  französischen  Zahlungen  und  —  im  Gegenzug  —  um  die 
Räumung  der  noch  von  deutschen  Truppen  besetzten  Provinzen 
beginnen.19 
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1.  Juli  1871 

British  Columbia  tritt  dem  Dominion  of  Canada  (vgl.  29.  März 
1867,  19.  November  1869)  bei,  nachdem  es  bereits  seit  13  Jah¬ 
ren  (2.  August  1858)  der  Verfügungsgewalt  der  Hudson’s  Bay 
Company  entzogen  war  und  als  Kolonie  getrennt  verwaltet 
wurde.  Damit  erreicht  das  Dominion  die  Pazifikküste  und 
nimmt  die  gesamte  Nordgrenze  der  Vereinigten  Staaten  ein,  von 
Alaska  abgesehen.  Mit  der  Aufnahme  der  Prinz-Edward-Insel 
(Neu-Braunschweig  vorgelagert)  genau  zwei  Jahre  später  (1. 
Juli  1873)  wird  es  alle  britischen  Besitzungen  in  Nordamerika 
in  sich  vereinigen. 

20.  Juli  1871 

Kaiser  Wilhelm  I.  befiehlt  die  Räumung  der  französischen  De¬ 
partements  Somme,  Seine  Inferieure  und  Eure,  die  gemäß  Ar¬ 
tikel  7  des  Frankfurter  Friedens  nach  Zahlung  der  ersten  halben 
Milliarde  Kriegsentschädigung  zu  räumen  sind.  Zwar  ist  erst  ein 
Teil  des  fälligen  Geldes  eingegangen,  aber  der  Kaiser  will  die 
gefährdete  Position  des  französischen  Regierungschefs  Thiers 
nicht  unnötig  erschweren.  Außenminister  Favre  wird  diese  Geste 
dankbar  anerkennen,  nachdem  der  deutsche  Geschäftsträger  von 
Waldersee  offiziell  davon  Mitteilung  gemacht  hat..20 

29.  August  1871 

Der  deutsche  Gesandte  in  außerordentlicher  Mission  in  Paris, 
Graf  von  Arnim,  der  den  Grafen  von  Waldersee  ablöst,  über¬ 
reicht  dem  französischen  Regierungschef  Thiers  sein  Beglaubi¬ 
gungsschreiben  und  konferiert  anschließend  mit  dem  neuen  fran¬ 
zösischen  Außenminister  de  Remusat,  dem  Nachfolger  Favres. 
Es  geht  wieder  um  die  noch  ausstehenden  französischen  Zah¬ 
lungen  an  Kriegsentschädigung  einerseits  und  um  die  Räumung 
der  noch  besetzten  französischen  Departements  andrerseits.  Graf 
von  Waldersee,  der  diesen  Gesprächen  noch  beiwohnt,  wird 
anschließend  in  Bad  Gastein  Bismarck  darüber  berichten.21 

31.  August  1871 

Fünf  Wochen  nach  den  Nachwahlen  vom  28.  Juli  zur  franzö¬ 
sischen  Nationalversammlung,  die  ihren  Sitz  nunmehr  in  Ver¬ 
sailles  hat,  wird  der  Regierungschef  Adolphe  Thiers  zum  Prä¬ 
sidenten  der  französischen  Republik  ausgerufen.  Die  auf  seine 
Veranlassung  aufgelegte  Nationalanleihe  ist  mehrfach  über¬ 
zeichnet  worden  und  hat  es  ihm  ermöglicht,  die  Abzahlung  der 
Kriegsentschädigung  an  das  Deutsche  Reich  und  damit  die  Räu- 
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mung  der  noch  besetzten  östlichen  Provinzen  von  den  deut¬ 
schen  Truppen  vor  der  gesetzten  Frist  zu  erreichen.  Dennoch 
hat  er  in  der  Nationalversammlung  gegen  eine  wachsende  Op¬ 
position  von  Monarchisten  zu  kämpfen.22 

6.  September  1871 

Die  französische  Nationalversammlung  setzt  das  Jahreskontin¬ 
gent  an  auszuhebenden  Rekruten  auf  120  000  Mann  fest.  Unter 
Napoleon  I.  waren  es  niemals  mehr  als  100  600  Mann.  Ziel  ist 
die  Aufstellung  von  150  Infanterieregimentern,  d.  h.  37  bis  38 
Divisionen,  die  im  Kriegsfälle  keiner  Neuaufstellung  mehr  be¬ 
dürfen,  wie  Thiers  der  Nationalversammlung  am  7.  Dezember 
1871  in  einer  Botschaft  ankündigen  wird.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
daß  es  sich  hierbei  nicht  um  eine  Defensiv-  sondern  um  eine 
ausgesprochene  Offensivrüstung  handelt.23 

28.  September  1871 

Im  Kaiserreich  Brasilien  wird  ein  Gesetz  beschlossen,  das  den 
Kindern  von  Sklaven  die  Freiheit  zuerkennt.  Eine  weitergehen¬ 
de  Lösung  der  Sklavenfrage,  wie  sie  von  den  Republikanern 
gefordert  wird,  hält  die  Regierung  im  Hinblick  auf  die  Renta¬ 
bilität  der  Minen  für  unzuträglich.  Eine  Befreiung  der  Neger¬ 
sklaven  würde  die  Förderkosten  im  Bergbau  erheblich  steigern. 
Auch  die  Großgrundbesitzer  und  Pflanzer,  auf  die  sich  die  Mo¬ 
narchie  in  Brasilien  stützt,  würden  eine  Befreiung  der  dort  ar¬ 
beitenden  Sklaven  nicht  dulden.  Vgl.  hierzu  15.  November  1888 
und  15.  November  1889. 

12.  Oktober  1871 

In  Berlin  unterzeichnen  der  Reichskanzler  Fürst  Bismarck  sowie 
der  außerordentliche  Gesandte  Graf  von  Arnim  einerseits  und 
der  französische  Finanzminister  Pouyer-Quertier  andrerseits 
eine  zusätzliche  Übereinkunft  zum  Friedensvertrag  vom  10.  Mai 
und  eine  Separat-Konvention.  Erstere  behandelt  die  zollgün¬ 
stige  Einfuhr  elsaß-lothringischer  Produkte  in  Frankreich.  Letz¬ 
tere  legt  die  Räumung  der  Departements  Aisne,  Aube,  Cote 
d’or,  Haute  Saone,  Doubs  und  Jura  fest,  ebenso  die  Termine 
für  Teilzahlungen  auf  die  im  ersten  Halbjahr  1872  fälligen 
650  Millionen  Kriegsentschädigung  incl.  Zinsen.24 

20.  Oktober  1871 

Unmittelbar  im  Anschluß  an  die  Ratifizierung  der  Konvention 
vom  12.  Oktober  (vgl.  dort)  befiehlt  der  Chef  des  deutschen 
Generalstabes,  Graf  von  Moltke,  den  Beginn  der  Räumung  der 
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in  der  Konvention  genannten  Departements.  Die  Maßnahme 
wird  naturgemäß  in  der  französischen  öffentlichen  Meinung 
lebhaft  begrüßt  und  von  der  Regierung  Thiers  als  bedeutender 
diplomatischer  Erfolg  dargestellt,  mit  dem  sie  ihre  Stellung  zu 
festigen  sucht.  Auch  die  entgegenkommende  und  ehrenvolle 
Aufnahme  des  französischen  Finanzministers  bei  den  Verhand¬ 
lungen  in  Berlin  wird  dankbar  anerkannt.25 

30.  November  1871 

In  allen  noch  von  deutschen  Truppen  besetzten  Teilen  Frank¬ 
reichs  wird  auf  Antrag  Bismarcks  der  Belagerungszustand  ver¬ 
hängt  und  verkündet,  daß  alle  gegen  die  Sicherheit  der  deut¬ 
schen  Truppen  gerichteten  Verbrechen  oder  Vergehen  künftig 
durch  deutsche  Militärgerichte  abgeurteilt  werden.  Anlaß  zu 
dieser  Maßnahme  gaben  wiederholte  Freisprüche  durch  fran¬ 
zösische  Gerichte,  von  Angeklagten,  denen  die  Tötung  deut¬ 
scher  Besatzungssoldaten  nachgewiesen  war.  Die  beiderseitige 
Presse  hat  den  Konflikt  verschärft.26 

10.  Dezember  1871 

In  das  deutsche  Strafgesetzbuch  wird  im  Rahmen  des  beginnen¬ 
den  „ Kulturkampfes “  (nach  italienischem  Vorbild)  der  soge¬ 
nannte  „Kanzelparagraph“  (§  130a)  eingefügt.  Danach  können 
Geistliche,  die  in  Ausübung  ihres  Berufes  öffentlich  oder  in  ei¬ 
ner  Kirche  Angelegenheiten  des  Staates  in  einer  den  öffentlichen 
Frieden  gefährdenden  Weise  erörtern,  mit  Gefängnis  oder  Fe¬ 
stung  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft  werden.  1876  wird  durch  ei¬ 
nen  2.  Absatz  auch  die  Verbreitung  entsprechender  aufreizen¬ 
der  kirchenamtlicher  Schriftstücke  unter  Strafe  gestellt  werden.27 
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1872 


13.  Februar  1872 

Das  preußische  Abgeordnetenhaus  nimmt  ein  Schulaufsichts¬ 
gesetz  an,  das  die  Inspektion  der  Schulen  dem  Staate  vorbehält 
und  katholische  Ordensangehörige  vom  Lehrberuf  an  öffent¬ 
lichen  Schulen  ausschließt.  Die  bisherige  Abhängigkeit  der  Volks¬ 
schulen  von  der  Kirche  wird  damit  aufgehoben  und  die  Grund¬ 
lage  für  eine  Erziehung  zu  einem  ungebrochenen  Nationalbe¬ 
wußtsein  gelegt.  Das  Gesetz  stößt  auf  den  entschlossenen  Wider¬ 
stand  der  polnischen  Geistlichkeit  in  Posen  und  dem  polnischen 
Teil  Oberschlesiens  sowie  aller  konfessionell  gebundenen  Mit¬ 
glieder  des  preußischen  Herrenhauses,  wird  aber  dennoch  von 
Bismarck  und  dem  preußischen  Kultusminister  Falk  durchge¬ 
setzt.  Am  8.  März  1872  wird  es  auch  das  Herrenhaus  passieren.1 

6.  April  1872 

In  einem  Vertrag  zwischen  Großbritannien  und  den  Nieder¬ 
landen  überlassen  diese  dem  Vertragspartner  ihre  Besitzungen 
an  der  westafrikanischen  Goldkiiste  einschließlich  des  Forts 
Elmina ,  auf  das  der  Eingeborenenkönig  der  Asbanti,  Koffi  Kal- 
kalli,  Anspruch  erhebt.  Daraus  wird  sich  der  Ashantikrieg  ent¬ 
wickeln,  in  dem  britische  Truppen  unter  Sir  Garnet  Wolseley 
vom  13.  Juni  1873  bis  zum  19.  Februar  1874  diesem  Stamme 
einen  erheblichen  Teil  seines  Gebietes  abnehmen,  die  Haupt¬ 
stadt  Kumasi  zerstören  und  noch  50  000  Unzen  Gold  als  Kriegs¬ 
entschädigung  einbringen  werden.2 

10.  April  1872 

Der  deutsche  Botschafter  in  Petersburg,  Prinz  Heinrich  VII. 
Reuß,  berichtet  nach  Berlin,  daß  der  französische  Botschafter 
Le  Flo  wiederholt  versucht  hat,  den  russischen  Staatskanzler 
Gortschakow  zur  Verwendung  für  eine  beschleunigte  Räumung 
der  noch  von  deutschen  Truppen  besetzten  Gebiete  Frankreichs 
zu  bewegen,  daß  dieser  aber  ein  solches  Ansinnen  abgewiesen 
hat.  Dafür  wird  ihm  Bismarck  durch  den  Botschafter  eine  Woche 
später  seinen  Dank  aussprechen  lassen  unter  gleichzeitigem  Hin¬ 
weis  auf  den  „sanguinischen  Charakter  und  .  .  .  Leichtsinn  der 
Franzosen“.3 

25.  April  1872 

Der  französische  Botschafter  in  Berlin,  Vicomte  de  Gontaut- 
Biron,  trifft  bei  einer  Gesellschaft  mit  dem  Generalfeldmarschall 
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Graf  Moltke  zusammen  und  wird  über  das  Gespräch  berichten. 
Es  geht  um  die  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  in 
Frankreich.  Gontaut:  „  ...  ich  weiß  nicht,  in  welchem  Sinne  die 
Entscheidung  der  Nationalversammlung  ausfallen  wird.“  Molt¬ 
ke:  „Inzwischen  beschäftigt  sich  Herr  Thiers  hübsch  mit  dem 
Wiederaufbau  der  Armee.  Im  nächsten  Frühjahr  [1873]  wird 
sie  eine  formidable  Stärke  haben  und  wohl  imstande  sein,  wie¬ 
der  Krieg  anzufangen.“  Gontaut:  „Ich  glaube,  Sie  irren  sich, 
Herr  Feldmarschall.  Zweifellos  wünscht  Herr  Thiers  eine  ach¬ 
tunggebietende  Armee;  aber  wir  bedürfen  dazu  zweier  Dinge: 
einerseits,  leider,  der  Gewißheit,  daß  die  Ruhe  im  Innern  nicht 
gestört  wird,  und  andrerseits,  wenn  erforderlich,  des  Schutzes 
vor  Angriffen  von  außen.“  Moltke:  „Aber  wer  denkt  daran, 
Sie  anzugreifen?  Wir  haben  jetzt  alles,  was  wir  brauchen,  füh¬ 
len  also  weder  das  Bedürfnis  noch  das  Verlangen,  Sie  anzu¬ 
greifen.“  Gontaut:  „Um  so  besser!  Und  nun  beachten  Sie,  wie 
wenig  beunruhigend  unsere  Zahlen  sind  .  .  .“  Gontaut  führt  des 
längeren  aus,  daß  die  überwiegende  Mehrheit  der  Franzosen 
keinen  Krieg  wolle.  Darauf  Moltke:  „Desto  besser,  aber  Ihre 
Zukunft  ist  nicht  vertrauenerweckend.  Da  ist  der  Diktator 
Gambetta,  dem  niemand  zum  mindesten  eine  gewaltige  Energie 
absprechen  kann;  er  genießt  große  Popularität  und  kann  wieder 
an  das  Ruder  kommen.  Viel  beruhigender  wäre  es,  wenn  die 
, Fusion'  [gemeint  ist  die  Einigung  der  Orleanisten,  Bourbonen 
und  Bonapartisten  auf  den  Grafen  Chambord  als  Thronpräten¬ 
denten]  zustande  gekommen  wäre.  Aber  man  stieß  sich  an  der 
nebensächlichen  Frage  der  Fahne!  Ich  verstehe  nicht,  wie  der 
Graf  Chambord  [vgl.  19.  November  1873]  ihr  diese  Wichtig¬ 
keit  beilegen  konnte.  Weht  nicht  auf  dem  Palais  des  Kaisers  eine 
Flagge,  die  nicht  die  deutsche  ist?  Auch  wir  haben  unsere  Fahne 
gewechselt.“4 

6.  Mai  1872 

Der  deutsche  Botschafter  in  Paris,  Graf  von  Arnim ,  berichtet 
an  den  Reichskanzler  u.  a.:  „Aus  meiner  Konversation  mit 
Herrn  Thiers  hatte  ich  den  Eindruck,  daß  es  dem  Präsidenten 
ernstlich  um  eine  schleunige  und  uns  befriedigende  Lösung  der 
Sache  zu  tun  ist,  wenn  auch  von  anderen  Seiten  insinuiert  [un¬ 
terstellt]  wird,  daß  Herr  Thiers  die  Evakuation  [Räumung]  im 
Grunde  nicht  wünscht,  weil  mit  dem  Aufhören  derselben  seine 
Stellung  gleichfalls  ein  Ende  erreichen  würde.  Das  körperliche 
Befinden  des  Präsidenten  und  die  unleidliche  Position,  in  welcher 
er  sich  der  Nationalversammlung  gegenüber  befindet,  lassen  mir 
aber  keinen  Zweifel,  daß  Herr  Thiers  eine  Befriedigung  seines 
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Ehrgeizes  mehr  in  der  Befreiung  seines  Vaterlandes  von  der  Ok¬ 
kupation  als  in  der  Verlängerung  seiner  Regierung  sucht.“5 
„  .  .  .  möchte  ich  behaupten,  daß  nach  einer  weit  verbreiteten 
Überzeugung  das  allgemeine  Stimmrecht  nur  zwei  Resultate  ha¬ 
ben  kann,  nämlich  entweder  Gambetta  oder  Napoleon  [gemeint 
ist  ein  Nachfolger  aus  dem  Hause  Bonaparte].  Was  den  ersten 
betrifft,  so  ist  unverkennbar,  daß  er  in  den  Provinzen,  nament¬ 
lich  im  Süden,  täglich  neue  Fortschritte  macht.  Der  Sozialismus 
und  die  rote  Demokratie  gewinnt  namentlich  unter  der  Land¬ 
bevölkerung  immer  mehr  Boden,  und  es  ist  dahin  gekommen, 
daß  die  Bauern  radikaler  sind  als  die  Pariser.  Allenthalben,  wo 
eine  Manifestation  der  öffentlichen  Stimmung  stattfindet,  ist  sie 
Gambetta  und  der  roten  Republik  günstig.  Selbst  in  der  Armee 
verhält  es  sich  nach  dem  Urteil  des  Marschalls  Bazaine  ähn¬ 
lich.  Er  hält  die  Armee  für  ganz  korrumpiert  und  ist  namentlich 
auch  davon  überzeugt,  daß  sie  der  herrschenden  Strömung  nicht 
widerstehen,  sondern  ihr  folgen  würde.  Mac  Mahon  ist  in  sei¬ 
nen  Augen  kein  Bürge  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung. 
Ein  Gegengewicht  gegen  die  überwuchernde  Gewalt  der  De¬ 
mokratie  —  welche  übrigens  in  Gambetta  nur  vorläufig  einen 
Ausdruck  finden  würde  —  ist  augenblicklich  noch  in  dem  Einfluß 
des  Napoleonischen  Namens  zu  finden.  Marschall  Bazaine  meint, 
daß  heute  das  Kaiserreich  wohl  noch  stark  genug  sei,  um  die 
Zügel  der  Regierung  zu  ergreifen  .  .  .“  Bismarck  wird  auf  diesen 
Bericht  am  12.  Mai  mit  dem  Hinweis  antworten:  „Unsere  erste 
Aufgabe  bleibt  natürlich  immer,  die  jetzige  Regierung  zu  stüt¬ 
zen,  solange  dieselbe  für  uns  die  Repräsentantin  des  Willens  ist, 
den  Frieden  loyal  auszuführen.  Was  nach  ihr  kommt,  wird  sich 
in  dieser  selben  Richtung  von  neuem  uns  gegenüber  legitimieren 
müssen;  wir  haben  keinen  Anlaß  dabei,  der  bonapartistischen 
Partei  die  Exklusive  zu  geben  .  .  .“6 

18.  Juni  1872 

In  einer  Instruktion  Bismarcks  an  den  deutschen  Botschafter  in 
Paris,  den  Grafen  von  Arnim,  heißt  es  u.  a.:  „Die  inneren  An¬ 
gelegenheiten  und  die  Zukunft  Frankreichs  mit  Thiers  zu  be¬ 
sprechen,  hat  für  mich  wenig  Reiz  und  für  ihn  keinen  Nutzen. 
Vermag  er  durchzuführen,  was  er  beabsichtigt  [eine  konser¬ 
vative  Verfassung  für  Frankreich  mit  einer  möglichst  aristokra¬ 
tischen  ersten  Kammer  (Oberhaus)],  so  würde  es  mich  freuen, 
aber  mit  unserer  Okkupation  hat  diese  Angelegenheit  gar  nichts 
zu  tun;  höchstens  könnte  man  sagen,  daß  in  unserer  Anwesen¬ 
heit  in  Frankreich  eine  Erleichterung  für  Ausführung  vernünf¬ 
tiger  Pläne  liegt,  jedenfalls  eine  Verzögerung  der  Krisen,  welche 
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vermutlich  im  Inneren  eintreten,  sobald  man  uns  gänzlich  los 
sein  wird.  Ich  fürchte  vielmehr,  daß  von  dem  Augenblick  an, 
wo  der  letzte  deutsche  Soldat  den  französischen  Boden  verläßt, 
auch  die  Furcht  vor  dem,  was  nach  ihm  kommen  könnte,  nicht 
mehr  ausreichen  werde,  um  den  Krieg  aller  gegen  alle  länger 
aufzuschieben  und  Thiers  am  Ruder  zu  erhalten."7 

29.  Juni  1872 

In  Versailles  unterzeichnen  der  französische  Außenminister 
Charles  de  Remusat  und  der  deutsche  Botschafter  Graf  Harry 
von  Arnim  eine  „Spezialkonvention“  über  die  Restzahlung  der 
französischen  Kriegsentschädigung  und  die  Räumung  der  noch 
besetzten  Departements,  beides  in  je  drei  Etappen,  wobei  die 
Räumung  jeweils  fünfzehn  Tage  nach  der  entsprechenden  Teil¬ 
zahlung  erfolgen  soll.  Als  letzte  Gebiete  sollen  am  15.  März 
1875  die  Departements  Meuse,  Meurthe  et  Moselle  und  Beifort 
geräumt  werden.8 

4.  Juli  1872 

Durch  ein  von  Kaiser  Wilhelm  I.  bestätigtes  Reichsgesetz  wird 
in  Deutschland  der  Jesuitenorden  (Societas  Jesu)  verboten,  sei¬ 
ne  Niederlassungen  bis  zum  Jahresende  geschlossen,  seine  Mit¬ 
glieder  aus  dem  Reichsgebiet  ausgewiesen,  seine  Tätigkeit,  in 
welcher  Form  auch  immer,  beendet.  Die  Durchführung  dieses 
Gesetzes  erfolgt  in  Bayern,  Hessen  und  Preußen  im  Gegenzug 
auf  Dekrete  des  Vatikans  hin,  nach  denen  jeglicher  Ungehorsam 
gegen  die  Kirche  durch  Androhung  von  Exkommunikation  und 
andere  Druckmittel  von  den  Bischöfen  zu  bekämpfen  sei.  Hier 
handelt  der  Staat  in  Notwehr  gegen  seine  Entmachtung.9 

16.  Juli  1872 

Der  deutsche  Botschafter  in  Petersburg,  Prinz  Heinrich  VII. 
Reuß,  meldet  dem  Kaiser  Wilhelm  /.,  daß  Zar  Alexander  II. 
ihn  bei  einer  Flottenrevue  am  Vortage  gefragt  habe:  „Hat  man 
Ihnen  von  Berlin  nicht  geschrieben,  ob  man  mich  gleichzeitig  mit 
dem  Kaiser  von  Österreich  dort  zu  haben  wünscht?  Glauben 
Sie,  daß  dies  dem  Könige  angenehm  sein  würde?“  Der  Bot¬ 
schafter  fügt  daran  folgende  Betrachtung:  „Ich  glaube  mich  kaum 
zu  irren,  wenn  ich  den  Gedankengang  des  Kaisers  [gemeint  ist: 
des  Zaren]  folgendermaßen  verstehe.  Das  Zusammengehen  der 
drei  nordischen  Mächte  [Rußland,  Österreich-Ungarn,  Deutsch¬ 
land]  ist  von  jeher  seine  Lieblingsidee  gewesen,  wenn  ihm  auch 
Österreich,  namentlich  während  des  Ministeriums  des  Grafen 
Beust,  wenig  Vertrauen  eingeflößt  hat.  Er  sieht  in  diesem  Zu- 
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sammengehen  die  festeste  Garantie  für  den  Frieden  in  Europa, 
und  er  möchte  dadurch  mit  einem  Schlage  alle  Revanchegelüste 
Frankreichs,  durch  welche  dieser  Friede  dauernd  bedroht  ist,  zu¬ 
nichte  machen.  Die  Begegnung  der  Monarchen  von  Rußland  und 
Österreich  unter  dem  Dach  und  gewissermaßen  unter  der  Pro¬ 
tektion  des  deutschen  Kaisers  scheint  ihm  eine  so  deutliche  Spra¬ 
che  zu  sein,  daß  niemandem  erlaubt  sein  würde,  über  die  Friedens¬ 
politik  der  drei  Kaiserreiche  im  Zweifel  zu  sein.  Dieser  Friedens¬ 
gedanke  ist  ihm  so  sehr  ans  Herz  gewachsen,  daß  er,  wie  ich 
weiß,  sogar  nicht  abgeneigt  sein  würde,  eine  Offensiv-  und  De¬ 
fensivallianz  auf  der  Basis  einer  Territorialgarantie  mit  uns 
zu  schließen  und  dadurch  unseren  unruhigen  Nachbarn  auf  lange 
Zeit  die  Kriegsgelüste  auszutreiben.  Für  sich  und  sein  Land 
hofft  er  daraus  den  Vorteil  zu  ziehen,  das  ungeheure  Kriegs¬ 
budget  zu  ermäßigen.  —  Dies  dürfte  die  eine,  die  großartige 
Seite  seines  Gedankens  sein.  Ein  anderer  ist  damit  verwandt. 
Es  ist  ihm  nämlich  nicht  erwünscht,  wenn  sein  bester  Freund,  wie 
er  Eure  Majestät  immer  nennt,  mit  einem  dritten  zusammen¬ 
kommt,  und  er  sozusagen  vor  der  Tür  seines  Freundes  stehen 
bleiben  muß,  während  die  zwei  anderen  miteinander  verkehren. 
Nicht  daß  sein  Vertrauen  in  Eure  Majestät  dadurch  wankend 
gemacht  werden  könnte,  aber  er  möchte  nur,  daß  sein  bester 
Freund  ohne  ihn  nicht  neue  Freundschaften  schlösse  .  .  .“  Vgl. 
hierzu  29.  Juli  1872.10 


29.  Juli  1872 

Nachdem  Bismarck  von  Varzin  aus  dringend  zugeraten  hat,  den 
Zaren  Alexander  ebenfalls  zu  dem  beabsichtigten  Treffen  mit 
Kaiser  Franz  Joseph  zu  bitten,  schreibt  Kaiser  Wilhelm  I.  von 
Wiesbaden  aus  an  diesen: 

„Lieber  Freund.  Mein  Botschafter  hat  Dir  bereits  ausgesprochen, 
mit  wie  großer  Freude  mich  die  Aussicht  erfüllt,  Dich  im  Sep¬ 
tember  als  meinen  Gast  in  Berlin  begrüßen  zu  dürfen.  Indem 
ich  den  Ausdruck  dieser  Freude  und  des  herzlichen  Dankes  für 
Deine  liebenswürdige  Ankündigung  hiermit  wiederhole,  erlaube 
ich  mir  daran  die  Mitteilung  zu  knüpfen,  daß  der  Kaiser  von 
Rußland  mir  vor  wenigen  Tagen  andeutungsweise  und  ganz 
vertraulich  den  Wunsch  zu  erkennen  gegeben  hat,  gleichzeitig 
mit  Dir  zu  den  Manövern  meines  Gardekorps  nach  Berlin  ein¬ 
geladen  zu  werden.  Ich  glaube  mich  nicht  zu  irren,  wenn  ich  als 
das  Motiv  dieses  aus  der  persönlichen  Initiative  des  Kaisers 
Alexander  hervorgegangenen  Wunsches  das  lebhafte  Interesse 
bezeichne,  von  welchem  sein  edles  Herz  für  die  Erhaltung  und 
Befestigung  des  europäischen  Friedens  erfüllt  ist.  In  einer 
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freundschaftlichen  Begegnung  der  Souveräne  von  Österreich, 
Rußland  und  Preußen  erblickt  er,  und  gewiß  mit  Recht,  den 
jnzweideutigsten  Beweis  von  der  aufrichtigen  Friedenspolitik  der 
drei  Kabinette  und  die  sicherste  Gewähr  für  den  Frieden  der 
Welt. 

Du  wirst  ermessen,  lieber  Freund,  daß  ich  angesichts  dieser  Er¬ 
wägung  geglaubt  habe,  die  mir  gewordenen  Andeutungen  des 
Kaisers  Alexander  nicht  unbeachtet  lassen  zu  dürfen,  zumal  die 
Entrevue  in  meinen  Augen  auch  noch  den  nicht  hoch  genug  zu 
schätzenden  Vorteil  hätte,  daß  dadurch  die  leider  nur  zu  zahl¬ 
reichen  auf  Krieg  und  Unruhe  spekulierenden  subversiven  Ele¬ 
mente  in  Europa  gründlich  entmutigt  werden  würden.  Dem¬ 
gemäß  habe  ich,  in  Voraussetzung  Deines  Einverständnisses,  an 
welchem  ich  bei  Deinen  mir  bekannten  Gesinnungen  keinen  Au¬ 
genblick  zweifeln  durfte,  den  Kaiser  Alexander  eingeladen, 
gleichzeitig  mit  Dir  mein  Gast  in  Berlin  zu  sein.  Ich  werde  mich 
freuen,  von  Dir  zu  hören,  daß  ich  dabei  in  Deinem  Sinne  ge¬ 
handelt  habe. 

Indem  der  erlauchten  Kaiserin  ich  die  Hand  küsse,  bleibe  ich 
in  aufrichtiger  Freundschaft 

Dein  treuer  Freund  Wilhelm.“ 

Vgl.  hierzu  9.  September  1872. 11 

noch  Juli  1872 

Der  Präsident  von  Peru,  Balta,  der  Nachfolger  der  zuvor  ge¬ 
stürzten  Prado  (vgl.  5.  Dezember  1865,  2.  Mai  1866),  wird  bei 
einem  Aufstand  ermordet,  den  der  Oberst  Gutierrez  hervorge¬ 
rufen  hat.  Dieser  wirft  sich  zum  Diktator  auf  und  löst  den  Kon¬ 
greß  auf  mit  dem  Ergebnis,  daß  er  von  einer  aufgeputschten 
Volksmenge  aufgehängt  wird.  Im  darauffolgenden  Monat  wird 
der  bisherige  Vizepräsident,  Oberst  Cevallos,  die  Ruhe  wieder 
hersteilen  und  den  Kongreß  wieder  einberufen,  der  Manuel 
Pardo  (nicht  zu  verwechseln  mit  dem  gestürzten  Prado,  siehe 
oben)  zum  Präsidenten  auf  vier  Jahre  wählen  wird.12 

9.  September  1872 

In  Berlin  trifft  Kaiser  Franz  Joseph  von  Österreich-Ungarn  zu 
einem  offiziellen  Staatsbesuch  ein  und  erkennt  damit  das  seit 
fast  zwei  Jahren  bestehende  Deutsche  Reich  an.  Auch  Zar  Alex¬ 
ander  II.  von  Rußland  findet  sich  mit  seinem  Kanzler  Fürst 
Gortschakow  zu  diesem  Treffen  ein.  Es  werden  keine  schrift¬ 
lichen  Abmachungen  getroffen,  aber  die  drei  Monarchen  geben 
durch  ihre  Zusammenkunft  weltweit  zu  erkennen,  daß  sie  und 
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ihre  Regierungen  die  1866  und  1871  geschaffene  Neuordnung 
in  Europa  als  gegebene  Tatsache  und  Grundlage  ihrer  künftigen 
Politik  betrachten.13 

noch  September  1872 

Ein  von  Großbritannien  und  den  USA  gemeinsam  bestelltes 
Schiedsgericht  in  Genf  entscheidet  über  den  Schadenersatz,  den 
Großbritannien  den  USA  für  deren  Verluste  durch  die  von  Eng¬ 
land  aus  operierenden  Kaperschiffe  der  Südstaaten  während  des 
amerikanischen  Sezessionskrieges  zu  leisten  hat.  Der  Konflikt 
über  diesen  Schadenanspruch  der  USA,  nach  dem  wirksamsten 
der  Kaperschiffe  „ Alabama “  benannt,  hat  sich  mehrere  Jahre 
lang  hingezogen  und  hart  an  die  Grenze  eines  Krieges  geführt. 
Nunmehr  verurteilt  das  Genfer  Schiedsgericht  Großbritannien 
zur  Zahlung  von  15,5  Millionen  Dollar  und  zur  Anerkennung 
des  völkerrechtlichen  Grundsatzes,  „daß  jede  neutrale  Regierung 
verpflichtet  sei,  die  Ausrüstung  und  das  Auslaufen  von  Kreu¬ 
zern  zu  verhindern  und  nicht  zu  dulden,  daß  ein  Kriegführen¬ 
der  ihre  Häfen  als  Operationsbasis  oder  zur  Erneuerung  oder 
Vermehrung  militärischer  Vorräte,  Waffen  oder  Mannschaft  ge¬ 
brauche“.  Mit  der  Anerkennung  dieses  Schiedsspruches  durch 
beide  Mächte  findet  auch  die  stillschweigende  Unterstützung  der 
irischen  Unabhängigkeitsbewegung  der  „Fenier“  durch  die  USA 
ihr  Ende,  eine  Art  von  Vergeltung  für  die  Unterstützung  der 
Südstaaten  durch  Großbritannien  während  des  Sezessionskrie¬ 
ges.14 

Die  treibende  Kraft  des  republikanischen  Widerstandes  in 
Frankreich  gegen  die  deutsche  Heeresführung  während  des 
deutsch-französischen  Krieges,  Leon  Gambetta,  jüdisch-genuesi¬ 
scher  Herkunft,  agitiert  auf  einer  seiner  Rundreisen  durch  Frank¬ 
reich  gleichzeitig  für  Selbstauflösung  der  Nationalversammlung 
sowie  Neuwahlen  und  für  den  Revanchegedanken  gegenüber 
Deutschland.  In  einer  Rede  in  Chambery  sagt  er  u.  a.,  Frank¬ 
reich  müsse  das  ihm  in  den  Tagen  der  Schwäche  und  des  Un¬ 
glücks  genommene  Gut  zurückgewinnen.  „Denken  wir  immer 
an  das,  was  wir  zu  tun  haben,  sprechen  wir  aber  nie  davon!“15 

20.  Dezember  1872 

Der  deutsche  Reichskanzler  Fürst  Bismarck  beanstandet  in  höf¬ 
lichster  Form  gegenüber  dem  deutschen  Botschafter  in  Paris,  dem 
Grafen  von  Arnim,  dessen  Berichterstattung  der  letzten  zwei 
Monate  über  die  Verhältnisse  in  Frankreich  und  führt  u.  a.  aus: 
„  .  .  .  auch  nicht  in  einer  für  uns  erwünschten  Weise  würde  sich, 
wie  ich  besorge,  die  Sache  entwickeln,  wenn  vor  der  Zahlung 
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und  der  Räumung  [vgl.  29.  Juni  1872]  einer  der  monarchischen 
Prätendenten  sich  der  Gewalt  bemächtigte.  Wir  würden  dann 
in  freundlicher  Weise  gebeten  werden,  das  Gedeihen  des  jungen 
monarchischen  Keimes  dadurch  zu  fördern,  daß  wir  der  Monar¬ 
chie  in  bezug  auf  Zahlung  und  Räumung  Konzessionen  mach¬ 
ten,  die  wir  der  Republik  versagt  hätten.  Wir  könnten  das  al¬ 
lerdings  abschlagen,  aber  ich  fürchte,  daß  dies  nidit  tunlich  sein 
würde,  ohne  daß  andere  Kabinette,  und  namentlich  uns  nahe 
befreundete,  auch  ihrerseits  eine  Berücksichtigung  des  monar¬ 
chischen  Elementes  in  Frankreich  uns  mehr  oder  weniger  drin¬ 
gend  empfehlen  würden.  Wenn  man  auch  in  London,  Peters¬ 
burg  und  Wien  zu  klug  ist,  um  zu  glauben,  daß  ein  monarchi¬ 
sches  Frankreich  uns  weniger  gefährlich  sei,  als  die  gelegent¬ 
liche  Herrschaft  der  republikanischen  Fraktionen  in  Frankreich, 
so  ist  doch  die  Behauptung,  eine  solche  Ansicht  zu  haben,  ein  zu 
braudibarer  Deckmantel  zur  Erstrebung  anderer  Zwecke,  als  daß 
man  nicht  die  Verstimmung  über  unsere  Stellung  und  wegen 
der,  allerdings  für  alle,  außer  für  uns,  unbequemen  Übertra¬ 
gung  der  Milliarden  aus  Frankreich  nach  Deutschland,  unter 
dieser  Maske  zur  Geltung  bringen  sollte.  Es  würde  auf  diese 
Weise  sich  eine  für  uns  recht  unbequeme  europäische  Gruppie¬ 
rung  in  kurzer  Zeit  herausbilden  können,  welche  einen  zunächst 
freundschaftlichen  Druck  auf  uns  üben  würde,  um  uns  zum 
Verzicht  auf  einen  Teil  der  errungenen  Vorteile  zu  bestimmen. 
Analoge  Erscheinungen  werden  ohnehin  vielleicht  später  nicht 
ausbleiben,  aber  unsere  Aufgabe  ist  es  gewiß  nicht,  Frankreich 
durch  Konsolidierung  seiner  inneren  Verhältnisse  und  durch 
Herstellung  einer  geordneten  Monarchie  mächtig  und  bündnis¬ 
fähig  für  unsere  bisherigen  Freunde  zu  machen  .  . 

„  .  .  .  Die  Verbindungen  der  französischen  Demokratie  beste¬ 
hen  seit  der  Julirevolution  [unter  Thiers,  26.  Juli  1830]  und 
länger  nicht  nur  mit  Süddeutschland,  sondern  sehr  viel  lebhafter 
und  entwickelter  mit  der  Schweiz  und  Belgien,  mit  England  und 
Italien,  Spanien,  Dänemark  und  Ungarn  und  namentlich  Polen. 
Die  Intensität  derselben  hat  im  ganzen  ziemlich  genau  Schritt 
gehalten  mit  dem  Ansehen  Frankreichs  in  Europa,  denn  keine 
monarchische  Regierung  in  Frankreich  verschmäht  es,  auch  wenn 
sie  mit  dem  größten  Nachdruck  die  französische  Demokratie 
verfolgt,  diesen  Hebel  den  übrigen  Staaten  und  namentlich 
Deutschland  gegenüber  wirksam  zu  erhalten.  Es  wird  sich  hier¬ 
in  eben  immer  dasselbe  Spiel  wiederholen,  wie  bei  der  Unter¬ 
drückung  der  Protestanten  in  Frankreich  und  ihrer  Unterstüt¬ 
zung  in  Deutschland,  und  wie  in  der  türkenfreundlichen  Politik 
des  allerchristlichsten  Königs  Ludwig  XIV.  Ich  bin  überzeugt, 
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daß  kein  Franzose  jemals  auf  den  Gedanken  kommen  würde, 
uns  wieder  zu  den  Wohltaten  einer  Monarchie  zu  verhelfen, 
wenn  Gott  über  uns  das  Elend  einer  republikanischen  Anarchie 
verhängt  hätte.  Die  Betätigung  derartiger  wohlwollender  Teil¬ 
nahme  für  die  Geschicke  feindlicher  Nachbarländer  ist  eine  we¬ 
sentlich  deutsche  Eigentümlichkeit.  Die  Regierung  Seiner  Maje¬ 
stät  des  Kaisers  hat  aber  um  so  weniger  Anlaß,  dieser  unprak¬ 
tischen  Neigung  Rechnung  zu  tragen,  als  es  keinem  aufmerk¬ 
samen  Beobachter  hat  entgehen  können,  wie  stark  und  massen¬ 
haft  in  Deutschland  die  Bekehrung  gewesen  ist  und  noch  ist  von 
roten  zu  gemäßigten  Liberalen,  von  gemäßigt  Liberalen  zu  kon¬ 
servativen  Gesinnungen,  von  doktrinärer  Opposition  zu  dem 
Gefühl  des  Interesses  am  Staate  und  der  Verantwortlichkeit  für 
denselben,  seit  dem  experimentum  in  corpore  vili,  welches  mit 
der  [Pariser]  Kommune  vor  den  Augen  Europas  gemacht  wur¬ 
de.  Frankreich  dient  mit  Nutzen  als  abschreckendes  Beispiel. 
Wenn  Frankreich  noch  einen  Akt  des  unterbrochenen  Dramas 
der  Kommune  vor  Europa  aufführte,  was  ich  aus  menschlichem 
Interesse  nicht  wünschen  will,  so  würde  es  nur  um  so  stärker  zur 
Klarmachung  der  Wohltaten  monarchischer  Verfassung  und  zur 
Anhänglichkeit  an  monarchische  Institutionen  in  Deutschland 
beitragen.“ 

„Unser  Bedürfnis  ist,  von  Frankreich  in  Ruhe  gelassen  zu  wer¬ 
den  und  zu  verhüten,  daß  Frankreich,  wenn  es  uns  den  Frieden 
nicht  halten  will,  Bundesgenossen  finde.  Solange  es  solche  nicht 
hat,  ist  uns  Frankreich  nicht  gefährlich,  und  solange  die  großen 
Monarchien  Europas  Zusammenhalten,  ist  ihnen  keine  Republik 
gefährlich.  Dagegen  wird  eine  französische  Republik  aber  sehr 
schwer  einen  monarchischen  Bundesgenossen  gegen  uns  finden. 
Diese  meine  Überzeugung  macht  es  mir  unmöglich,  Seiner  Ma¬ 
jestät  dem  [Kaiser  und]  Könige  zu  einer  Aufmunterung  der 
monarchischen  Rechten  in  Frankreich  zu  raten,  welche  zugleich 
eine  Kräftigung  des  uns  feindlichen  ultramontanen  Elementes  in¬ 
volvieren  [einschließen]  würde  .  .  .“le 

noch  1872  (ohne  nähere  Datierung) 

Auf  der  Inselgruppe  des  Samoa- Archipels  wird  unter  dem  Ein¬ 
fluß  amerikanischer,  britischer  und  deutscher  Missions-  wie  Han¬ 
delsvertretungen  das  traditionelle  Oberhäuptlingstum,  das  zu¬ 
gleich  priesterliche  und  herrscherliche  Bedeutung  hat,  in  Ver¬ 
kennung  seiner  tief  eingewurzelten  Rolle  in  eine  Monarchie 
nach  abendländischen  Vorstellungen  umgewandelt.  Damit  wer¬ 
den  Rivalitäten  hervorgerufen,  die  in  der  überlieferten  Ordnung 
nicht  möglich  waren,  und  die  Folge  werden  endlose,  blutige  Bür- 
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gerkriege  zwischen  den  Anhängern  der  verschiedenen  Kron¬ 
prätendenten  sein,  die  noch  dazu  von  den  westlichen  Großmäch¬ 
ten  gegeneinander  ausgespielt  werden.  Das  Ganze  ist  ein  Lehrbei¬ 
spiel  für  die  Zerstörung  einer  gewachsenen,  natürlichen  Ord¬ 
nung  durch  den  gewaltsamen  Eingriff  von  Kolonialmächten,  die 
ihre  eigenen  Weltvorstellungen  und  Wertmaßstäbe  in  naiver 
Überheblichkeit  für  allgemeingültig  und  überall  anwendbar 
halten.  Vgl.  auch  14.  November  1899. 


1873 


2.  Februar  1873 

Der  deutsche  Reichskanzler  Fürst  Bismarck  nimmt  zu  einem  Be¬ 
richt  des  deutschen  Botschafters  in  Paris,  des  Grafen  von  Arnim , 
wie  folgt  Stellung:  „  .  .  .  Die  Offenheit,  mit  welcher  seit  dem 
Friedensschluß  in  Frankreich  der  Nationalhaß  gegen  die  Deut¬ 
schen  von  allen  Parteien  geschürt  und  proklamiert  wird,  läßt 
uns  darüber  keinen  Zweifel,  daß  jede  Regierung  [dort],  welcher 
Partei  sie  auch  angehören  möge,  die  Revanche  als  ihre  Haupt¬ 
aufgabe  betrachten  wird.  Es  kann  sich  nur  darum  handeln,  wel¬ 
che  Zeit  die  Franzosen  brauchen  werden,  um  ihre  Armee  oder 
ihre  Bündnisse  so  weit  zu  reorganisieren,  daß  sie  ihrer  Ansicht 
nach  fähig  ist,  den  Kampf  wieder  aufzunehmen.  Sobald  dieser 
Augenblick  gekommen  ist,  wird  jede  französische  Regierung 
dazu  gedrängt  werden,  uns  den  Krieg  zu  erklären.  Wir  sind 
darauf  vollständig  gefaßt,  und  unsere  Vertretung  in  Paris  trifft 
kein  Vorwurf,  wenn  sie  die  gallische  Kampflust  nicht  zu  zügeln 
vermag.“ 

„Wenn  es  richtig  ist,  daß  Ihre  Majestät  die  [ehemalige]  Kaise¬ 
rin  [Eugenie]  den  Rat  des  Herrn  Guizot  darüber  erbeten  hat, 
wie  der  Haß  der  Franzosen  gegen  uns  zu  mildern  sei,  so  würde 
einem  solchen  Schritte  ein  für  weibliche  Empfindungsweise  na¬ 
türliches  Gefühl  zugrunde  liegen.  Die  Besänftigung  des  unge¬ 
rechten  Zornes  unsrer  Nachbarn  liegt  aber  nicht  in  den  Aufga¬ 
ben  Ew.pp.  [Eurer  Hochwohlgeboren  (des  Botschafters)],  so¬ 
lange  jedes  Streben  nach  dieser  Richtung  hin  ebenso  erfolglos 
als  mit  unsrer  nationalen  Würde  unverträglich  sein  würde.  Wir 
haben  den  Krieg  nicht  gewollt,  sind  aber  stets  bereit,  ihn  noch¬ 
mals  zu  führen,  sobald  neue  Überhebungen  Frankreichs  uns 
dazu  nötigen  werden.  Oderint,  dum  metuant  [Mögen  sie  uns 
hassen,  solange  sie  uns  nur  fürchten].“1 

10.  Februar  1873 

Nachdem  es  beim  dem  Drei-Kaiser-Treffen  im  Vorjahre  in  Ber¬ 
lin  (vgl.  9.  September  1872)  zu  keinerlei  schriftlichen  Vereinba¬ 
rungen  gekommen  ist,  schlägt  nunmehr  der  russische  Feldmar¬ 
schall  Graf  Berg,  ein  naher  Vertrauter  des  Zaren  Alexander, 
dem  deutschen  Botschafter  in  Petersburg,  dem  Prinzen  Heinrich 
VII.  Reuß,  den  Abschluß  einer  militärischen  Konvention  zwi¬ 
schen  den  drei  Souveränen  vor.  Sie  solle  nur  aus  wenigen  Ar¬ 
tikeln  bestehen.  Jeder  der  Souveräne  würde  darin  versprechen, 
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demjenigen,  dessen  Gebiet  von  außen  her  angegriffen  werde, 
mit  200  000  Mann  zu  Hilfe  zu  kommen,  ohne  andere  Entschä¬ 
digung  als  Verpflegung  von  Mann  und  Pferd  auf  dem  von  der 
Hilfsarmee  berührten  Territorium.  Dieser  Vorschlag  wird  nur 
zwischen  dem  deutschen  Kaiser  und  dem  russischen  Zaren  ver¬ 
wirklicht  werden  (vgl.  6.  Mai  1873).  Mit  Österreich  wird  der 
Zar  nur  ein  Konsultationsabkommen  erzielen  können  (vgl.  6.  Juni 
1873),  dem  auf  besonderen,  durch  Handschreiben  vom  10.  Juni 
mitgeteilten  Wunsch  des  Zaren  dann  auch  Kaiser  Wilhelm  I.  bei¬ 
treten  wird  (vgl.  22.  Oktober  1873). 2 

noch  Februar  1873 

König  Arnadeo  I.  von  Spanien  entsagt  dem  Thron,  gibt  den 
Cortes  die  königliche  Souveränität  zurück  und  reist  über  Lissa¬ 
bon  wieder  nach  Italien.  Er  hat  zuvor  einen  ihm  von  Serrano 
(vgl.  1.  Juni  1869)  nahegelegten  Staatsstreich  mit  dem  Ziel,  sich 
von  Parlament  und  Verfassung  unabhängig  zu  machen,  abge¬ 
lehnt,  konnte  aber  andrerseits  mit  dem  Parlament  und  der  von 
ihm  berufenen  Regierung  Zorilla  nicht  regieren.  Nach  seinem 
Thronverzicht  treibt  Spanien  unter  einer  von  den  Cortes  be¬ 
rufenen  republikanischen  Regierung  Figueras  vollends  der  Anar¬ 
chie  entgegen.3 

Der  Staatsrat  der  Schweiz  läßt  den  katholischen  Geistlichen 
Mermillod,  den  der  Papst  zum  Bischof  von  Genf  ernannt  hat, 
deportieren  und  über  die  französisdie  Grenze  bringen.  Es  gab  in 
Genf  seit  der  Reformation  keine  katholischen  Bischöfe  mehr  und 
die  Wiedereinführung  eines  solchen,  ohne  vorherige  Verhand¬ 
lungen  mit  der  Schweizer  Regierung,  wird  von  dieser  als  ein¬ 
deutige  Kampfansage  aufgefaßt,  die  nur  ebenso  eindeutig  zu 
beantworten  ist.  Der  willkürliche  Versuch  der  römischen  Kirche, 
ihren  Einfluß  zu  erweitern,  wird  damit  abgewehrt.  Vgl.  auch: 
noch  April  1873.4 

15.  März  1873 

In  Berlin  unterzeichnen  der  deutsche  Reichskanzler  Fürst  Bis¬ 
marck  und  der  französische  Botschafter  de  Gontaut-Biron  eine 
Konvention  über  die  Zahlung  der  beiden  letzten  Milliarden 
Kriegsentschädigung  durch  Frankreich  und  die  entsprechenden 
Räumungstermine,  deren  letzter  und  endgültiger  gegenüber 
der  Konvention  vom  29.  Juni  1872  (vgl.  dort)  um  andert¬ 
halb  Jahre  vorgezogen  und  mithin  bereits  auf  den  20.  Sep¬ 
tember  1873  festgesetzt  wird.  Bis  dahin  wird  als  letztes  deut¬ 
sches  Faustpfand  an  Stelle  von  Beifort  nunmehr  Verdun  ver- 
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einbart,  dazu  eine  Etappenstraße  zwischen  Metz  und  Verdun 
mit  zwei  besetzten  Etappenstationen  in  Conflans  und  Etain. 
Die  frühe  Abzahlung  der  französischen  Schulden  ebenso  wie  die 
erheblichen  Aufwendungen  Frankreichs  für  seine  Wiederauf¬ 
rüstung  zeugen  von  dem  eindrucksvollen  Wirtschaftsaufschwung, 
den  das  Land  unter  der  Regierung  Thiers  genommen  hat.5 


25.  März  1873 

Die  Niederlande,  die  durch  den  Vertrag  vom  6.  April  1872  (vgl. 
dort!)  zugleich  auch  freie  Hand  in  Sumatra  erhalten  haben,  er¬ 
klären  dem  dortigen  Sultan  den  Krieg,  nachdem  er  es  abgelehnt 
hat,  das  Piratenwesen  in  der  indonesischen  Inselwelt  wirksam 
zu  bekämpfen.  Der  Krieg,  der  von  seiten  der  Mohammedaner 
mit  religiösem  Eifer  geführt  und  den  Niederländern  am  Weih¬ 
nachtstag  1873  vor  der  Hauptfestung  Kraton  eine  Niederlage 
einbringen  wird,  zieht  sich  über  ein  ganzes  Jahr  hin.  Erst  im 
Februar  1874  wird  die  ganze  Insel  Sumatra  fest  in  niederlän¬ 
discher  Hand  sein.6 
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noch  März  1873 

Die  britische  Regierung  Gladstone  (vgl.  26.  Juli  1869)  gerät 
durch  ihre  Irlandpolitik  in  eine  anhaltende  Krise.  Ein  Gesetzes¬ 
entwurf  zur  Reform  der  Universität  Dublin,  der  den  Katholiken 
Erleichterungen  verschaffen  und  die  anglikanischen  Colleges  all¬ 
mählich  abbauen  soll,  scheitert  nicht  zuletzt  am  Widerstand  des 
irischen  katholischen  Klerus  selbst,  der  offensichtlich  keinen  Aus¬ 
gleich,  kein  „Appeasement",  sondern  den  Konflikt  auf  die  Spitze 
treiben  will,  um  schließlich  eine  radikale  Lösung  zu  erreichen. 
Vgl.  auch:  noch  Februar  1874. 7 

April  1873 

Die  Schweizer  Regierung  erklärt  den  katholischen  Bischofssitz 
in  Basel  für  erledigt,  nachdem  der  Bischof  Lachat  dort  fortge¬ 
fahren  hat,  Kirchenstrafen  gegen  Gegner  des  päpstlichen  Un¬ 
fehlbarkeitsdogmas  zu  verhängen.  Lachat  siedelt  unter  Protest 
in  den  mehrheitlich  katholischen  Canton  Luzern  über.  Der  ka¬ 
tholische  Klerus  im  Berner  Jura  wird  daraufhin  Protest  gegen 
die  Absetzung  Lachats  erheben.  Die  Regierung  wird  den  be¬ 
treffenden  Geistlichen  das  Abhalten  von  Gottesdiensten  verbie¬ 
ten  und  sie,  nachdem  in  ihren  Gemeinden  Unruhen  entstanden 
sind,  des  Landes  verweisen,  die  Ortschaften  militärisch  besetzen 
lassen.8 
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1.  Mai  1873 

In  Tschitambo  (im  heutigen  Sambia)  stirbt  der  schottische  Mis¬ 
sionar  und  Forschungsreisende  David  Livingstone.  Er  galt  jah¬ 
relang  als  verschollen  und  wurde  erst  1871  von  dem  Ameri¬ 
kaner  Henry  Stanley  wieder  aufgefunden,  nachdem  er  unter 
unvorstellbaren  Leistungen  und  Strapazen  das  südliche  Zentral¬ 
afrika  erforscht  hat.  Männer  wie  Livingstone,  Stanley  und  spä¬ 
ter  Cecil  Rhodes  wirken  in  der  festen  Überzeugung,  den  von 
ihnen  angetroffenen  eingeborenen  Völkerschaften  eine  Wohltat 
zu  erweisen,  wenn  sie  ihnen  die  europäische,  insbesondere  die 
britische  Zivilisation  zugänglich  machen.  Sie  erblichen  darin  so¬ 
gar  eine  Verpflichtung.9 

6.  Mai  1873 

In  Petersburg  unterzeichnen  Graf  Moltke  für  das  Deutsche  Reich 
und  Graf  Berg  für  Rußland  eine  deutsch-russische  Militärkon¬ 
vention,  die  noch  am  gleichen  Tage  von  Kaiser  Wilhelm  I.  und 
Zar  Alexander  II.  ratifiziert  wird.  Artikel  1  der  Konvention 
lautet:  „Wenn  eines  der  beiden  Kaiserreiche  durch  eine  euro¬ 
päische  Macht  angegriffen  würde,  soll  es  in  möglichst  kurzer 
Frist  mittels  einer  Armee  von  200  000  Mann  Effektivstärke  un¬ 
terstützt  werden.“  Artikel  2  besagt:  „Diese  Militärkonvention 
wird  in  einem  Geiste  abgeschlossen,  der  keinerlei  Feindseligkeit 
gegen  irgendeine  Nation  oder  Regierung  enthält.“10 

7.  Mai  1873 

Amerikanische  Marineinfanterie  wird  in  Panama  an  Land  ge¬ 
setzt,  um  „Leben  und  Eigentum  der  dort  ansässigen  US-Ameri¬ 
kaner  zu  schützen“.  Das  Gebiet  gehört  zu  dieser  Zeit  noch  zu 
Kolumbien,  und  das  Kanalbauprojekt  des  Franzosen  Lesseps, 
der  auch  den  Suez-Kanal  gebaut  hat,  wird  erst  acht  Jahre  später 
in  Angriff  genommen  werden.  Die  Intervention  der  US-Marine 
zielt  also  noch  nicht  auf  das  Kanalbauprojekt  wie  dreißig  Jahre 
später  (vgl.  22.  Januar  1903,  13.  Juni,  12.  August  und  3.  No¬ 
vember  1903). 11 


14.  Mai  1873 

Der  Kulturkampf  zwischen  der  preußischen  Regierung  und  der 
Katholischen  Kirche  erreicht  seinen  Höhepunkt  mit  der  Verab¬ 
schiedung  der  vier  sogenannten  „Mai-Gesetze“  im  preußischen 
Abgeordnetenhaus.  Voraus  ging  eine  Änderung  der  Artikel  15 
und  18  der  preußischen  Verfassung,  die  nach  belgischem  Muster 
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die  völlige  Freistellung  der  Kirche  vom  Staat  gewährt  hatten. 
Das  1.  Maigesetz  schreibt  für  Geistliche  die  deutsche  Staatsan¬ 
gehörigkeit,  Reifeprüfung  und  Universitätsstudium  an  deut¬ 
schen  Lehranstalten  vor.  Außer  Theologie  muß  auch  Deutsch, 
Geschichte  und  Philosophie  geprüft  werden.  Das  2.  Gesetz  läßt 
die  Ausübung  kirchlicher  Disziplinargewalt  nur  durch  deutsche 
Kirchenbehörden  zu  (nicht  mehr  unmittelbar  durch  Rom).  Das 
3.  Gesetz  untersagt  die  sogenannte  „große  Exkommunikation“, 
das  4.  ermöglicht  den  Kirchenaustritt  durch  einfache  Erklärung 
vor  einem  Richter.  Im  Rahmen  des  2.  Maigesetzes  wird  ein 
„Königlicher  Gerichtshof  für  kirchliche  Angelegenheiten“  als 
Appellationsinstanz  errichtet,  der  auch  Geistliche,  die  erheblich 
gegen  die  Staatsgesetze  verstoßen  haben,  ihres  Amtes  entheben 
kann.12 


23.  Mai  1873 

Der  Präsident  der  französischen  Republik,  Adolphe  Thiers, 
durch  ein  Tadelsvotum  der  Nationalversammlung  gekränkt, 
reicht  sein  Rücktrittsgesuch  ein.  Es  wird  von  der  Mehrheit  der 
Versammlung  angenommen.  An  seiner  Stelle  wird  der  seinerzeit 
bei  Sedan  verwundete  Marschall  Mac  Mahon,  Herzog  von  Ma¬ 
genta,  zum  Präsidenten  der  Republik  gewählt.  Hinter  ihm  ste¬ 
hen  die  monarchistischen  und  klerikalen  Kreise  Frankreichs  (Na¬ 
poleon  III.  ist  inzwischen  am  9.  Januar  1873  in  seinem  briti¬ 
schen  Exil  Chiselhurst  an  den  Folgen  einer  Operation  gestorben), 
und  es  sieht  eine  Weile  so  aus,  als  werde  die  Präsidentschaft 
Mac  Mahons  nur  den  Übergang  zu  einer  erneuten  Restauration 
der  Monarchie  darstellen.  Vgl.  dazu  19.  November  1873. 13 
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4.  Juni  1873 

In  einem  Erlaß  an  den  deutschen  Botschafter  in  Wien,  von 
Schweinitz,  nimmt  Bismarck  zum  Regierungswechsel  in  Frank¬ 
reich  (vgl.  23.  Mai  1873)  Stellung:  „Ich  sehe  in  dem  Tausch  Mac- 
Mahons  gegen  Thiers  die  Eintauschung  eines  stärkeren,  militä¬ 
rischen,  ultramontanen,  bündnisfähigeren  Frankreichs  gegen  ein 
schwächeres,  zivilistisches,  antiklerikales,  isoliertes.  Thiers,  durch 
die  Opposition  der  Parteien,  deren  vereintem  Angriff  er  unter¬ 
legen  ist,  genötigt,  sich  auf  andere  Elemente  zu  stützen,  konnte 
die  Politik  nicht  befolgen,  die  zweifellos  von  einer  kühlen  Be¬ 
rechnung  der  französischen  Interessen  vorgeschrieben  ist,  Hand 
in  Hand  mit  Rom  und  durch  Rom  mit  unseren  tätigsten  und  ge¬ 
fährlichsten  inneren  Gegnern  zu  gehen.  Mac  Mahon  wird  die- 
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sen  Weg  gehen  können.  Thiers,  in  inneren  Kämpfen  sich  mit 
Schwierigkeit  behauptend,  würde  keinen  Bundesgenossen  ge¬ 
funden  haben.  Unter  Mac  Mahon  ist  Frankreich  bündnisfähiger 
geworden;  unter  einer  Monarchie,  zu  der  Mac  Mahon  den  Über¬ 
gang  bilden  soll,  wird  es  das  in  noch  höherem  Grade  sein.“  Vgl. 
auch  20.  Dezember  1872. 14 
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6.  Juni  1873 

Im  Wiener  Schloß  Schönbrunn  unterzeichnen  Kaiser  Franz  Jo¬ 
seph  von  Österreich,  König  von  Ungarn,  und  Zar  Alexander  II. 
von  Rußland  ein  Konsultationsabkommen,  dem  am  22.  Oktober 
1873  (vgl.  dort!)  durch  eine  Akzessionsakte  auch  Kaiser  Wil¬ 
helm  I.  beitreten  und  es  dadurch  zum  Dreikaiserabkommen  er¬ 
weitern  wird.  Die  gegenseitige  Konsultation  soll  der  Aufrecht¬ 
erhaltung  des  europäischen  Friedens  dienen  und  sie  wenn  nötig 
erzwingen.  Im  Falle  des  Angriffs  einer  weiteren  Macht  wollen 
sich  die  Monarchen,  ohne  neue  Bündnisse  abzuschließen,  zu¬ 
nächst  untereinander  verständigen  und  sich  auf  eine  gemein¬ 
same  Linie  einigen  (Art.  2).  Sollte  sich  aus  dieser  Verständi¬ 
gung  die  Notwendigkeit  einer  militärischen  Aktion  ergeben,  so 
soll  diese  durch  eine  jeweils  zwischen  den  Vertragspartnern  ab¬ 
zuschließende  besondere  Konvention  geregelt  werden.  (Vgl.  auch 
22.  Oktober  1873.)!5 

8.  Juni  1873 

Ismail  Pascha,  der  Khedive  (Vizekönig)  von  Ägypten,  erlangt 
vom  Sultan  Abdul  Aziz  in  Konstantinopel  einen  Ferman,  in  dem 
ihm  nahezu  die  volle  Unabhängigkeit  von  der  Hohen  Pforte 
sowie  die  Anerkennung  der  unmittelbaren  Erbfolge  nach  dem 
Erstgeburtsrecht  zugestanden  wird.  Es  ist  die  Krönung  der  Zu¬ 
geständnisse,  die  der  Khedive  dem  stets  geldbedürftigen  Sultan 
im  Laufe  der  Jahre  entlockt  hat.  Aber  er  gerät  auch  selbst  in 
zunehmende  Geldverlegenheit.  Krieg  mit  Darfur  und  Äthio¬ 
pien  sowie  eine  maßlose  Verschwendung  tun  das  ihre,  um  Is¬ 
mail  in  neue  Anhängigkeiten  zu  verstricken.  Vgl.:  noch  1875.lß 

10. Juni  1873 

Mit  der  Kapitulation  der  Usbekenfestung  Chiwa,  südlich  des 
Aral-Sees,  vor  General  Kaufmann,  annektiert  Rußland  die  Cha- 
nate  Chiwa  und  Buchara,  d.  h.  den  größten  Teil  Usbekistans 
und  Turkmeniens.  Binnen  zehn  Jahren  wird  cs  sich  auch  die 
Restgebiete  dieser  beiden  Länder  aneignen  und  damit  seine  Ex- 
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pansion  in  südlicher  Richtung  abschließen.  Ein  weiteres  Vor¬ 
dringen  in  persisches  oder  afghanisches  Gebiet  wird  Großbritan¬ 
nien  nicht  zulassen,  um  nicht  von  Indien  abgeschnitten  zu  wer¬ 
den.  Vgl.  auch  16.  März  1884. 17 

16. Juni  1873 

Der  Präsident  der  USA,  Ulysses  Grant,  erläßt  eine  Anordnung, 
die  eine  Ansiedlung  von  Weißen  im  Wallowa  Valley,  einem 
Nebental  des  Snake  River,  unmittelbar  südlich  des  Territoriums 
Washington,  verbietet.  Das  Tal  soll  den  Nez  Perces-Indianern 
Vorbehalten  werden.  Die  Anordnung  erfolgt  auf  Bitten  eines 
jungen  Nez  Perces-Häuptlings,  Heinmot  Tooyalaket  (genannt 
Young  Joseph).  Bereits  zwei  Jahre  später  wird  der  Präsident 
die  Anordnung  widerrufen.  In  den  Bergen  beim  Wallowa  Val¬ 
ley  ist  Gold  gefunden  worden  und  man  hat  gegen  die  Nez 
Perces  erlogene  Beschuldigungen  vorgebracht.  Das  Wallowa 
Valley  wird  nunmehr  zur  Besiedlung  durch  Weiße  freigegeben 
werden.  Weitere  zwei  Jahre  später,  im  Mai  1877,  wird  die  US- 
Regierung  General  Howard  beauftragen,  das  Tal  von  den 
Indianern  zu  räumen  und  sie  ins  Reservat  Lapwai  umzusiedeln. 
Der  Stamm  wird  bis  in  die  ersten  Oktobertage  kämpfen  und 
großenteils  dabei  untergehen.  Wenigen  wird  es  gelingen,  über 
die  kanadische  Grenze  zu  Tatanka  Yotanka  (Sitting  Bull)  zu 
stoßen,  andere  werden  als  Kriegsgefangene  der  Armee  zugrun¬ 
de  gehen,  ein  kleiner  Rest  in  der  Reservation  verkommen.18 

noch  Juni  1873 

Ein  britisches  Geschwader  unter  dem  Befehl  von  Admiral  Cum- 
ming  landet  auf  Weisung  der  britischen  Regierung  von  Bombay 
kommend  Truppen  auf  der  Insel  Sansibar  und  zwingt  den  dor¬ 
tigen  Sultan,  sich  vertraglich  zur  Einstellung  des  Sklavenhan¬ 
dels  zu  verpflichten.  Er  hat  zuvor  einen  solchen  Vertrag,  der  ihn 
um  den  größten  Teil  seiner  Einkünfte  bringen  muß,  zurückge¬ 
wiesen.  Der  Sklavenmarkt  in  Sansibar  selbst  wird  sogleich  ge¬ 
schlossen.  Doch  wird  der  Handel  im  Hinterland  der  gegenüber¬ 
liegenden  afrikanischen  Ostküste  noch  lange  Zeit  fortdauern.19 


3.  Juli  1873 

Der  spanische  Kronprätendent  Don  Carlos  aus  dem  Hause  Bour¬ 
bon  (Enkel  jenes  Don  Carlos,  dessen  Anhänger  die  „Carlisten“- 
Partei  bildeten)  dringt  mit  großem  Gefolge  von  Frankreich  aus 
in  die  spanischen  Nordprovinzen  ein,  wird  dort  eine  Armee  von 
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etwa  12  000  Mann  unter  Führung  berüchtigter  Bandenführer 
sammeln  und  einen  Bürgerkrieg  gegen  die  Streitkräfte  der  repu¬ 
blikanischen  Regierung  entfesseln,  der  bald  die  für  spanische 
Bürgerkriege  typischen  grausamen  und  an  beiderseits  verübten 
Greueln  reichen  Formen  annehmen  wird.  Gleichzeitig  lösen  sich 
auch  in  Südspanien  Städte  und  Provinzen  von  der  Republik 
ab.20 


7.  August  1873 

Papst  Pius  IX.  richtet  ein  Schreiben  an  Kaiser  Wilhelm  I.,  in 
dem  es  unter  anderem  heißt:  „  ...  ich  rede,  um  eine  meiner 
Pflichten  zu  erfüllen,  nämlich  die,  allen  die  Wahrheit  zu  sagen, 
auch  denen,  die  nicht  Katholiken  sind.  Denn  jeder,  welcher  die 
Taufe  empfangen  hat,  gehört  in  irgendeiner  Beziehung  oder 
auf  irgend  eine  Weise  dem  Papst  an“.  Kaiser  Wilhelm  wird  am 
3.  September  brieflich  antworten,  die  Äußerung,  daß  jeder  Ge¬ 
taufte  dem  Papst  angehöre,  könne  er  nicht  ohne  Widerspruch 
übergehen.  Der  evangelische  Glaube,  zu  dem  er  sich  gleich  sei¬ 
nen  Vorfahren  und  mit  der  Mehrheit  seiner  Untertanen  beken¬ 
ne,  gestatte  ihm  nicht,  „in  dem  Verhältnis  zu  Gott  einen  anderen 
Vermittler  als  unsern  Flerrn  Jesum  Christum  anzunehmen“.21 


15.  September  1873 

Vormittags  um  10  Uhr  überschreitet  der  Oberbefehlshaber  der 
deutschen  Besatzungstruppen  in  Frankreich,  General  von  Man- 
teuffel,  bei  Bagneux  mit  den  letzten  Einheiten  der  Besatzungs¬ 
armee  die  deutsche  Grenze  und  erstattet  dem  Reichskanzler,  dem 
Fürsten  Bismarck ,  telegraphisch  entsprechende  Meldung.  Frank¬ 
reich  ist  damit  vollständig  geräumt,  nachdem  auch  die  franzö¬ 
sische  Kriegsentschädigung  vollständig  gezahlt  und  damit  der 
Artikel  7  des  Friedensvertrages  vom  10.  Mai  1871  erfüllt  ist. 
Aber  Frankreich  ist  auch  vollständig  wieder  aufgerüstet,  stärker 
als  zuvor,  und  in  weiten  Kreisen  seiner  Bevölkerung  von  einem 
unversöhnlichen  Haß  auf  das  Deutsche  Reich  und  die  Deutschen 
erfüllt,  zudem  unter  der  Regierung  Mac  Mahon  für  andere  eu¬ 
ropäische  Mächte  ein  annehmbarerer  Bundesgenosse  als  zuvor 
unter  Thiers,  kurzum:  eine  ständige  Bedrohung.22 


20.  September  1873 

Die  Börse  in  New  York  schließt  für  zehn  Tage,  nachdem  tags 
zuvor  der  Bankrott  der  Bankfirma  Jay  Cooke  &  Co.  in  den 
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nordamerikanischen  Finanzkreisen  eine  Panik  ausgelöst  hat.  Die 
Folge  ist  eine  schwere  Wirtschaftskrise  in  den  USA,  die  sich  auch 
auf  die  Außenhandelsbeziehungen,  insbesondere  das  internatio¬ 
nale  Geldgeschäft,  auswirkt.  Inwieweit  das  Ganze  inszeniert 
bzw.  manipuliert  wurde,  um  einigen  wenigen  zum  Supergeschäft 
zu  verhelfen,  läßt  sich  heute  nicht  mehr  ermitteln.  Es  wirkt  je¬ 
denfalls  wie  eine  Ironie,  daß  gerade  zu  dieser  Zeit  Mark  Twains 
Buch  „Das  goldene  Zeitalter“  erschien.23 


noch  September  1873 

In  der  spanischen  Stadt  Cartagena  haben  sich  die  extrem  lin¬ 
ken  Kräfte,  Föderalisten,  Sozialisten  und  die  „Unversöhnlichen“ 
(Intransigentes)  gesammelt  und  betreiben  von  hier  aus,  trotz 
Belagerung  durch  die  republikanischen  Regierungstruppen,  eine 
kommunistisch-revolutionäre  Agitation  in  den  anderen,  eben  erst 
beruhigten  großen  Küstenstädten.  Doch  gelingt  es  schließlich 
dem  mit  Sondervollmachten  der  Cortes  ausgestatteten  Chef  der 
republikanischen  Regierung,  Castelar,  nach  einem  Bombarde¬ 
ment  von  Cartagena  die  weitere  Ausbreitung  der  kommunisti¬ 
schen  Revolution  zu  verhindern.24 


22.  Oktober  1873 

Kaiser  Wilhelm  I.  und  Kaiser  Franz  Joseph  I.  unterzeichnen 
eine  Akzessionsakte,  durch  die  „Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Deutschland“  (vgl.  10.  Mai  1871:  „Deutscher  Kaiser“)  dem  Ab¬ 
kommen  Kaiser  Franz  Josephs  mit  Zar  Alexander  II.  vom  6. 
Juni  1873  (vgl.  dort!)  beitritt.  Damit  ist  das  „Dreikaiserabkom¬ 
men“  Wirklichkeit  geworden,  das  von  der  Voraussetzung  aus¬ 
geht,  der  Friedenszustand  in  Europa  könne  nicht  besser  auf¬ 
rechterhalten  werden,  „als  durch  eine  direkte  und  persönliche 
Verständigung  zwischen  den  Souveränen“.  Das  Abkommen 
wird  am  18.  Juni  1881  (vgl.  dort!)  durch  das  Dreikaiser bündnis 
ersetzt  werden.25 


19.  November  1873 

Die  französische  Nationalversammlung  in  Paris  überträgt  dem 
Präsidenten  Mac  Mahon  sein  Amt  aufs  neue  für  die  Dauer  von 
sieben  Jahren  (Septenat).  Zuvor  hat  der  Kronprätendent  der 
Monarchisten  aus  dem  Hause  Bourbon,  Henri  Charles,  Graf  von 
Chambord  (Enkel  Karls  X.),  in  einem  Brief  an  seine  Anhänger 
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vom  27.  Oktober  1873  die  Annahme  des  Thrones  nochmals  (vgl. 
25.  April  1872)  von  der  Wiedereinführung  der  bourbonischen 
Fahne,  des  Lilienbanners,  abhängig  gemacht.  Da  er  selbst  weiß, 
daß  die  Abschaffung  der  Trikolore  in  Frankreich  unmöglich  ist, 
bedeutet  dieser  Vorwand  eine  umschriebene  Zurückweisung  des 
angebotenen  Thrones.-6 
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j. Januar  1874 

Der  Chef  der  republikanischen  Regierung  in  Spanien,  Castelar 
(vgl.:  noch  September  1873),  reicht  den  Cortes  seine  Entlassung 
ein.  Die  Mehrheit  der  Cortes  ist  für  ein  neues  Kabinett  unter 
Pi  y  Margall,  das  mit  den  Linksrevolutionären  in  Cartagena 
sympathisiert.  Da  dringt  der  junge  General  Pavia  mit  einigen 
Bewaffneten  in  den  Sitzungssaal  ein,  erklärt  die  Cortes  für  auf¬ 
gelöst,  zwingt  die  Abgeordneten,  den  Saal  zu  räumen,  und  ver¬ 
sammelt  dort  anschließend  die  Führer  aller  Parteien,  um  über 
die  Errichtung  eines  neuen,  auf  die  Armee  gestützten  Regimes 
zu  beraten,  das  die  vollständige  Auflösung  Spaniens  verhindern 
soll.  Man  einigt  sich  darauf,  Marschall  Serrano ,  Herzog  de  la 
Torre  (vgl.  1.  Juni  1869),  zum  Chef  der  vollziehenden  Gewalt 
und  Sagasta  zum  Ministerpräsidenten  zu  machen.  Bereits  drei 
Tage  später  wird  sich  die  Stadt  Cartagena  ergeben  und  damit 
das  Zentrum  der  linksrevolutionären  Agitation  unwirksam  ge¬ 
macht  sein.  Am  25.  August  wird  Sagasta  den  auswärtigen  Re¬ 
gierungen  in  einem  Rundschreiben  mitteilen,  daß  in  Spanien  Ge¬ 
setz  und  Ordnung  wiederhergestellt  sei,  zu  früh,  wie  sich  bald 
herausstellen  wird.1 

12.  Januar  1874 

Der  deutsche  Botschafter  in  Petersburg  berichtet  über  ein  Schrei¬ 
ben  des  russischen  Generals  Zimmermann  aus  Paris  an  den  rus¬ 
sischen  Feldmarschall  Berg ,  der  es  dem  Botschafter  gezeigt  hat. 
Darin  heißt  es,  Gambetta  dränge  in  Frankreich  auf  einen  baldi¬ 
gen  Rachekrieg,  indem  er  vorgebe,  in  Deutschland  Bundesge¬ 
nossen  unter  denjenigen  Parteien  zu  haben,  welche  den  Um¬ 
sturz  der  Monarchien  wollten.  Man  müsse  nur  diese  Parole  auf 
die  französischen  Fahnen  schreiben.  Das  zielt  deutlich  auf  die 
Wirksamkeit  und  auf  die  Verbindungen  des  Grand  Orient  de 
France  (vgl.  27.  Februar  1848  und  18.  März  1848).  Bismarck 
erblickt  aber  in  diesen  antimonarchistischen  Bestrebungen,  die 
von  Paris  ausgehen,  offensichtlich  eine  weniger  große  Gefahr 
als  in  den  klerikalen,  die  mit  einer  Restauration  der  französi¬ 
schen  Monarchie  verbunden  wären.  Vgl.  23.  Januar  1874.2 

13.  Januar  1874 

In  New  York  kommt  es  zu  Kämpfen  zwischen  Arbeitslosen  und 
Polizei  mit  Hunderten  von  Verletzten.  Die  Arbeitslosen  haben 
zu  dieser  Zeit  noch  keinerlei  Versicherungsschutz.  Ihre  wachsende 
Zahl  ist  eine  Folge  der  schweren  Wirtschaftskrise,  die  im  voraus- 
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gegangenen  Herbst  begann  (vgl.  20.  September  1873).  Es  ent¬ 
steht  der  Eindruck,  als  solle  die  Wirtschafts-  (und  Gesellschafts-) 
theorie  des  Karl  Marx  in  London  hier  im  industrialisierten 
Osten  der  USA  erprobt  werden,  während  im  mittleren  Westen 
noch  Reste  der  Urbevölkerung  im  Zustand  des  Nomadentums 
leben.3 

23. Januar  1874 

Der  deutsche  Reichskanzler,  Fürst  Bismarck,  antwortet  dem 
deutschen  Botschafter  in  Petersburg,  dem  Prinzen  Heinrich  VII. 
Reuß,  auf  dessen  Bericht  vom  12.  Januar  (vgl.  dort):  „Für  uns 
ist  die  Rachestimmung  in  Frankreich  nicht  erwünscht;  wir  haben 
den  Ernst  und  die  Leiden  jedes  Krieges,  auch  eines  siegreichen, 
würdigen  gelernt  und  sind  entschlossen,  denselben  zu  vermeiden, 
solange  sich  uns  nicht  die  Überzeugung  aufdrängt,  daß  er  un¬ 
vermeidlich  ist.  Diese  Überzeugung  würde  uns  dann  werden, 
wenn  die  weltliche  Regierung  Frankreichs  der  politischen  Lei¬ 
tung  jenes  herrschsüchtigen  Priestertums  anheimfiele,  welches 
wir  als  den  geborenen  Feind  des  Friedens  und  der  staatlichen 
Ordnung  kennen.  Wenn  die  französische  Politik  sich  den  uns 
feindlichen  Bestrebungen  der  römischen  Kurie  dienstbar  macht, 
so  werden  wir  uns  für  bedroht  erachten  und  auf  die  Abwehr 
Bedacht  nehmen  müssen.  Auf  anderen  Gebieten  liegt  für  uns 
kein  Grund  vor,  eine  Störung  des  Friedens  zu  besorgen,  und  wir 
haben  weder  Absicht  noch  Bedürfnis,  in  die  ruhige  Entwicklung 
unsrer  künftigen  Beziehungen  zu  dem  mächtigen  Nachbarstaate 
gewaltsam  einzugreifen  .  .  .“  Dieser  Erlaß  Bismarcks  an  den 
Botschafter  in  Petersburg  wird  noch  im  selben  Jahr  1874  ent¬ 
stellt  wiedergegeben  und  daran  die  Behauptung  geknüpft  wer¬ 
den,  es  sei  an  die  deutschen  Missionen  bei  den  großen  Höfen 
eine  Zirkulardepesche  ergangen,  in  der  geradezu  mit  einem  Prä¬ 
ventivkrieg  gedroht  worden  sei.  Schulthess’  Europäischer  Ge¬ 
schichtskalender,  Jahrgang  1874,  S.  43,  wird  diese  Behauptung 
als  außer  Zweifel  stehend  bezeichnen  und  sogar  daraus  den  frei 
erfundenen  Satz  zitieren:  „Wenn  jedoch  außer  allen  Zweifel 
gestellt  werde,  daß  ein  Zusammenstoß  unvermeidlich  sei,  dann 
würde  die  deutsche  Regierung  es  nicht  vor  ihrem  Gewissen  und 
der  Nation  verantworten  können,  den  Zeitpunkt  abzuwarten, 
der  für  Frankreich  der  passendste  wäre.“  Man  vergleiche  damit 
den  tatsächlichen  Wortlaut  des  Erlasses  an  den  Prinzen  Reuß 
(siehe  oben).  Es  handelt  sich  hier  um  ein  kennzeichnendes  Bei¬ 
spiel  für  Geschichtsfälschung,  wie  sie  besonders  im  Zusammen¬ 
hang  mit  der  jeweiligen  Kriegsschuldfrage  immer  wieder  ange¬ 
wendet  wird.4 
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28.  Februar  1874 

In  einem  weiteren  Erlaß  an  den  deutschen  Botschafter  in  Peters¬ 
burg  (siehe  oben)  führt  Fürst  Bismarck  aus:  „Nach  meiner  Über¬ 
zeugung  beginnt  die  Gefahr,  welche  uns  von  Frankreich  droht, 
mit  dem  Augenblicke,  wo  Frankreich  den  monarchischen  Höfen 
Europas  wieder  bündnisfähig  erscheinen  wird,  was  es  unter 
Thiers  nicht  war  und  unter  MacMahon  noch  nicht  geworden  ist. 
Ich  glaube  nicht,  daß  eine  verlängerte  Regierung  des  Herrn 
Thiers  gerade  zu  einer  Regierung  Gambetta  führen  mußte, 
bin  aber  überzeugt,  daß,  wenn  Gambetta  an  das  Ruder 
gekommen  wäre,  die  Wirkung  auf  die  übrigen  europäischen  Völ¬ 
ker  wiederum  dieselbe  sein  würde,  wie  die  Wirkung  der  Kom¬ 
mune.  Sie  würden  in  verstärktem  Maße  die  Wohltat  empfinden, 
durch  die  Herrschaft  angestammter  Monarchen  gegen  die  anarchi¬ 
schen  Zustände  des  französischen  Staates  sichergestellt  zu  sein. 
Nach  dem  abschreckenden  Beispiel  der  Kommune  sind  alle  Par¬ 
teien  in  Deutschland  mit  Ausnahme  der  päpstlichen  und  der 
kommunistischen  etwas  mehr  nach  rechts  gerückt.  Umgekehrt 
hat  jede  Erstarkung  Frankreichs,  welches  auch  das  politische 
System  an  der  Spitze  sein  mochte,  Louis  XIV.  oder  Napoleon, 
der  Revolution  in  den  Nachbarstaaten  Frankreichs  bis  nach 
Polen  hinein  immer  nur  einen  stärkeren  Bundesgenossen  zuge¬ 
führt  . . . 

„Ich  halte  ein  Gambettistisches  Frankreich  für  ganz  ungefährlich 
für  den  Frieden  Europas,  wohl  aber  den  letzteren  für  bedroht, 
sobald  die  französischen  Staatskräfte  sich  wieder  erholt  haben 
und  in  Einer  sichern  Hand  befinden  werden.  Mac  Mahon  ist  viel¬ 
leicht  kein  Politiker  in  dem  Sinne,  wie  der  Graf  Andrässy  das 
Wort  gebraucht;  doch  ist  er  ultramontan  [römisch-klerikal],  fast 
ebenso  sehr  wie  seine  Gemahlin,  und  vermag  diese  Neigung  und 
seinen  Haß  gegen  uns  so  wenig  zu  beherrschen,  daß  er  es  nicht 
hat  über  sich  gewinnen  können,  dem  Feldmarschall  von  Man- 
teuffel  nach  geschlossenem  Frieden  auch  nur  die  gewöhnlichsten 
Höflichkeiten  zu  erwidern.  Aber  er  ist  vielleicht  noch  nicht 
bündnisfähig,  wenigstens  nicht  für  die  Monarchen,  wenn  auch 
vielleicht  für  Minister,  und  deshalb  weniger  gefährlich  als  eine 
klerikale  Restauration  der  Monarchie,  welche  in  dem  katho¬ 
lischen  Europa  breite  Unterlagen  für  dauernde  Verbindungen 
haben  würde  .  .  .“  Und  in  einem  geheimen  Zusatz  vom  selben 
Tage:  „Niemand  kann  sich  darüber  täuschen,  daß,  wenn  Frank¬ 
reich  wieder  stark  genug  ist,  den  Frieden  zu  brechen,  der  Friede 
zu  Ende  sein  wird;  .  .  .  Der  Fürst  Gortschakow  [der  russische 
Staatskanzler]  treibt  russische  Machtpolitik;  wir  verfolgen  keine 


BISMARCK 
AN  DEN 

PRINZEN  REUSS: 

GAMBETTA 
WÜRDE  AB¬ 
SCHRECKEND 
WIRKEN 

„ WOHLTAT 
DER 

HERRSCHAFT 

ANGESTAMMTER 

MONARCHEN“ 


GEFÄHRLICH 

WÄRE 

FRANKREICH 
IN  EINER 
STARKEN  HAND 


ZUR  ZEIT  NOCH 
NICHT 

BÜNDNISFÄHIG 

FÜR 

MONARCHEN 

GEHEIMER 

ZUSATZ: 

KEINE  MACHT¬ 
SONDERN 


1 1.  Lieferung,  ©  K.  W.  Schütz  Verlag,  4994  Preußisch  Oldendorf,  Januar  1976 


261 


SICHERHEITS¬ 

POLITIK 


GROSS¬ 

BRITANNIEN 

RÜCKTRITT 

GLADSTONES 

D’ISRAELI 

PREMIER¬ 

MINISTER 

ZUNEHMEND 

JÜDISCHER 

EINFLUSS 


DEUTSCHER 

KRONPRINZ 

LEGT 

LOGENAMT 

NIEDER 

ROLLE  DER 
FREIMAUREREI 


SCHIFFMANN 

AUS¬ 

GESCHLOSSEN 


Macht-,  sondern  eine  Sicherheitspolitik.  Gambetta  ist  uns  nicht 
so  gefährlich  wie  eine  das  ganze  Frankreich  zusammenfassende 
und  für  andere  Mächte  bündnisfähige  Organisation  dieses  Nach¬ 
barstaates,  der  uns  seit  250  Jahren  in  jedem  Menschenalter  min¬ 
destens  einmal  überfallen  hat.  Das  ist  der  deutsche  Standpunkt. 
Daß  diejenigen  Russen  ihn  nicht  teilen,  die  weniger  Sympathie 
für  Deutschland  haben  als  Seine  Majestät  der  Kaiser  Alexander, 
ist  einleuchtend  .  . 

noch  Februar  1874 

In  Großbritannien  reidit  der  liberale  Ministerpräsident  William 
Ewart  Gladstone  (vgl.  26.  Juli  1869,  noch  März  1873)  nach 
einer  Wahlniederlage  der  Liberalen  seinen  Rücktritt  ein.  Königin 
Victoria  nimmt  das  Gesuch  an  und  beauftragt  den  Führer  der 
Konservativen,  den  ehemaligen  Schatzkanzler  in  der  Regierung 
Lord  Derbys,  Benjamin  Disraeli  (d’Israeli,  vgl.:  noch  1867)  mit 
der  Regierungsbildung.  Er  ist  seit  dem  Altertum  der  erste  Jude 
an  der  Spitze  einer  europäischen  Regierung.  In  der  britischen 
Geschichte  bedeutet  seine  Ernennung  den  entscheidendsten  Ein¬ 
schnitt  nach  der  Eroberung  durch  Wilhelm  von  der  Normandie 
im  Jahre  1066.  Die  geistig-seelischen  Antipoden  der  angelsäch¬ 
sischen  Bevölkerung  ergreifen  endgültig  die  Macht.  Sie  werden 
sie  nicht  wieder  hergeben,  ganz  gleich,  wer  künftig  offiziell  die 
Regierung  bildet.  Selbst  das  Königshaus  wird  unterwandert  wer¬ 
den.0 


1.  März  1874 

Der  deutsche  Kronprinz  Friedrich,  von  französischen  Logen  we¬ 
gen  „Eidbruches“  angeklagt  (vgl.  16.  September  1870,  26.  No¬ 
vember  1870),  legt  sein  Amt  als  Ordensmeister  seiner  Frei¬ 
maurerloge  nieder  und  sagt  bei  diesem  Anlaß  in  seiner  An¬ 
sprache  u.  a.:  „Während  frühere  Zeiten  sich  bei  der  Autorität 
der  Überlieferung  beruhigten,  sind  in  unseren  Tagen  die  For¬ 
schungen  der  historischen  Kritik  zu  einer  Macht  geworden, 
der  auch  die  heiligsten  Überlieferungen  sich  nicht  mehr  ent¬ 
ziehen  können.  Diese  Macht  stellt  auch  an  unseren  Orden  For¬ 
derungen,  die  sich  auf  die  Länge  hin  ungestraft  nicht  abweisen 
lassen  .  .  .  Ehrlichkeit  ist  nie  eine  Schmach  .  .  .  Mein  Name  soll 
nicht  dazu  dienen,  Unhaltbares  mit  diesem  Schilde  zu  decken.“ 
Die  Worte  richten  sich  gegen  den  Logenmeister  und  Hofprediger 
Gustav  Adolf  Schiffmann,  da  dieser  offenbar  der  Erforschung 
der  geschichtlichen  Wahrheit  über  die  Wirksamkeit  der  Frei¬ 
maurerei  Hindernisse  in  den  Weg  gelegt  hat.  Er  wird,  allerdings 
erst  zwei  Jahre  später,  feierlich  aus  der  Loge  ausgeschlossen  wer- 
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den.  Der  Kronprinz  wird  sich  auch  weiterhin  der  Loge  gegen¬ 
über  reserviert  verhalten  und  den  Verkehr  auf  Höflichkeiten 
beschränken.  Sein  Sohn,  der  spätere  Kaiser  Wilhelm  II.,  wird 
sich  keiner  Loge  anschließen.  Die  Folgen  sind  bekannt.7 

noch  März  1874 

In  Preußen  wird  ein  Gesetz  angenommen,  das  die  staatliche 
Beurkundung  des  Personenstandes  und  die  standesamtliche  Ehe¬ 
schließung  zur  Pflicht  macht.  Dieses  Gesetz  wird  ein  Jahr  dar¬ 
auf,  im  März  1875,  gegen  den  Widerstand  Kaiser  Wilhelms  I. 
auch  als  Reichsgesetz  übernommen  werden.  Die  Folge  wird  sein, 
daß  z.  B.  in  Berlin  nur  noch  zehn  Prozent  der  Ehen  kirchlich 
eingesegnet  werden  und  damit  die  geringe  Bindekraft  der  pro¬ 
testantischen  Kirchen  offenbar  wird.  Die  bis  dahin  unumgäng¬ 
liche  Eintragung  in  die  Kirchenbücher  stellte  in  beiden  Konfes¬ 
sionen  ein  entscheidendes  Bindemittel  dar,  das  nunmehr  fort¬ 
fällt.  Auch  dieses  Gesetz  erweist  sich  als  eine  wesentliche  Waffe 
im  Kulturkampf.8 

19.  April  1874 

In  der  Schweiz  wird  eine  grundlegende  Verfassungsreform  zum 
Gesetz  erhoben.  Sie  schränkt  die  Selbständigkeit  der  Cantone 
zugunsten  einer  stärkeren  Zentralisation  ein  (nicht  zuletzt  um 
dem  Einnisten  der  römischen  Kirche  besser  entgegenwirken  zu 
können)  und  führt  das  Referendum  ein,  die  allgemeine  Volks¬ 
abstimmung  über  neue  Gesetze,  falls  von  acht  Cantonen  oder 
30  000  Bürgern  verlangt.  Sie  garantiert  volle  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit  sowie  Unabhängigkeit  bürgerlicher  und  poli¬ 
tischer  Rechte  von  kirchlichen  Vorschriften,  macht  Eheschließung 
vor  Zivilbehörden  zur  Pflicht  und  gibt  dem  Bund  die  Militär¬ 
hoheit,  Schulaufsichtsrecht,  Kontrolle  der  Eisenbahnen  sowie  das 
Recht  zu  einheitlicher  Wirtschafts-  und  Strafgesetzgebung.9 
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4.  Mai  1874 

Im  Zuge  des  „Kulturkampfes“  übernimmt  der  deutsche  Reichs¬ 
tag  die  preußischen  „Maigesetze“  vom  Vorjahre  (vgl.  14.  Mai 
1873)  als  „Reichsgesetz  gegen  unbefugte  Ausübung  von  Kirchen¬ 
ämtern“ .  Es  wird  noch  dadurch  verschärft,  daß  es  den  Regie¬ 
rungen  der  deutschen  Länder  das  Recht  einräumt,  gegen  den 
Staat  opponierende  Geistliche  an  einen  anderen  Ort  zu  ver¬ 
setzen  und  ihnen  im  Wiederholungsfälle  die  deutsche  Staats¬ 
angehörigkeit  zu  entziehen  sowie  sie  gegebenenfalls  aus  dem 
Reichsgebiet  auszuweisen  („Verbannungsgesetz“).10 
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27. Juni  1874 

Im  Quellgebiet  des  Red  River/USA,  beim  Canadian  River, 
greifen  siebenhundert  indianische  Krieger  vom  Stamm  der  Kwa- 
hadi  (Comanchen),  Cheyennes  und  Arapahos  unter  Führung 
des  Comanchen-Häuptlings  Quanah  den  Handelsposten  und 
Stützpunkt  weißer  Büffeljäger  Adobe  Walls  an.  Der  Angriff 
wird  verlustreich  abgeschlagen.  Anlaß  ist  die  Tatsache,  daß  in 
zwei  Jahren,  von  1872  bis  1874,  in  den  Staked  Plains  3,7  Mil¬ 
lionen  (!)  Büffel  abgeschossen  wurden,  eine  systematische  Aus¬ 
rottungsaktion,  mit  der  man  die  Indianer  ihrer  Existenzgrund¬ 
lage  berauben  will.  General  Sheridan  hat  das  offen  ausgespro¬ 
chen.  Er  nennt  das  die  „einzige  Möglichkeit,  eine  Ausbreitung 
der  Zivilisation  zu  erreichen“.11 
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13.  Juli  1874 

Unter  dem  Eindruck  der  hemmungslosen,  vom  Vatikan  ange¬ 
feuerten  Agitation  aller  kirchlichen  Stellen  gegen  Preußen  und 
das  Deutsche  Reich  verübt  in  Bad  Kissingen  ein  katholischer 
Tischlergeselle  aus  Magdeburg,  Kullmann,  Mitglied  eines  katho¬ 
lischen  Gesellenvereins,  einen  Mordanschlag  auf  den  Reichs¬ 
kanzler,  den  Fürsten  Bismarck,  bei  dem  dieser  nur  unerheblich 
verletzt  wird.  Der  Anschlag  selbst  und  die  geistige  Verfassung 
des  Täters  veranschaulichen  die  Atmosphäre,  in  der  sich  der  Kul¬ 
turkampf  zwischen  Staat  und  Kirche  abspielt.  Ebenso  deutlich 
macht  der  Vorfall  aber  auch  die  Lage  Bismarcks.  Er  hat  ununter¬ 
brochen  einen  Zweifrontenkampf  auszufechten,  einerseits  gegen 
den  Machtanspruch  der  römischen  Kirche,  andererseits  gegen  die 
antimonarchistische  Zersetzungstätigkeit  der  international  or¬ 
ganisierten  republikanisch-demokratischen  Freimaurerei.  Kaiser 
und  Kronprinz  wirken  dort  als  Repräsentanten  an  ihrem  ei¬ 
genen  Untergang  mit,  geblendet  durch  die  Scheinziele,  die  das 
Logentum  nach  außen  hin  offiziell  vertritt.  Das  alles  hat  Bis¬ 
marck  abzufangen  und  auszugleichen,  eine  Aufgabe,  die  weit 
über  Menschenkraft  geht.12 

26.  September  1874 

Im  Palo  Duro-Canyon,  im  Quellgebiet  des  Red  River,  zwischen 
New  Mexiko  und  Texas/USA,  zerstört  eine  Kavallerieeinheit 
des  Generals  Mackenzie  ein  großes  Indianerdorf  der  Kiowa.  In 
diesem  Canyon  haben  die  letzten  noch  nicht  ausgerotteten  Büffel 
und  die  letzten  noch  nicht  ausgerotteten  frei  lebenden  Indianer 
dieses  Gebietes  Zuflucht  gesucht.  Mackenzie  läßt  sämtliche  Zelte 
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verbrennen,  sämtliche  Wintervorräte  vernichten  und  über  tau¬ 
send  Pferde  töten.  Damit  sind  die  250  Indianer,  die  dem  Ge¬ 
metzel  entkommen,  dem  Hungertode  preisgegeben.  Am  25.  Fe¬ 
bruar  1875  werden  sich  die  Überlebenden  von  ihnen  im  Fort 
Sill  (heute  Lawton/Oklahoma)  ergeben,  d.  h.  dem  Untergang  in 
einer  Reservation  ausliefern.13 

9.  Oktober  1874 

Auf  Anregung  des  deutschen  Generalpostdirektors  Heinrich  von 
Stephan  tritt  in  Bern  ein  internationaler  Postkongreß  zusammen, 
bei  dem  die  22  vertretenen  Staaten  einen  „Allgemeinen  Post- 
vereins-V ertrag“  schließen,  der  am  1.  Juli  1875  in  Kraft  treten 
wird.  Er  regelt  den  internationalen  Postverkehr  und  vereinheit¬ 
licht  auch  das  Postwesen  innerhalb  der  beteiligten  Staaten.  1878 
wird  er  zum  Weltpostvertrag  erweitert  werden.  Seitdem  besteht 
der  „W eltpostverein“  (union  postale  universelle).  Hauptanliegen 
ist  der  ungehemmte  Durchgang  der  Postsendungen  im  gesamten 
Gebiet  der  Mitgliederstaaten.14 

10.  Oktober  1874 

Großbritannien  macht  die  Gruppe  der  Fidschi-Inseln  im  Pazi¬ 
fischen  Ozean  zur  Kronkolonie.  Etwa  hundert  dieser  Inseln  sind 
bewohnt.  Zwei  Jahrzehnte  später  werden  auch  die  letzten  be¬ 
wohnten  Inseln  „Ozeaniens“  in  der  Hand  von  Kolonialmächten 
sein,  Polynesien  sowohl  wie  Mikronesien.  Überall  in  diesem 
Riesenraum  wird  die  ursprüngliche  gewachsene  Lebensordnung 
durch  die  Missionen  und  Handelsvertretungen  des  Westens  und 
durch  die  Rivalität  der  Kolonialmächte  untereinander  zerstört, 
werden  die  Eingeborenen  zunehmend  entwurzelt.  Man  ist  fest 
überzeugt,  ihnen  mit  der  „Zivilisierung“  eine  Wohltat  zu  er¬ 
weisen. 

30.  Dezember  1874 

In  der  spanischen  Stadt  Murviedro,  dem  römischen  Sagunt, 
proklamiert  General  Martinez  Campos,  auf  die  ostspanische  Ar¬ 
mee  gestützt,  die  Monarchie  und  ruft  den  Sohn  der  gestürzten 
Königin  Isabella  II.,  als  Alfons  XII.  zum  König  aus.  Damit 
wird  dem  anhaltenden  Bürgerkrieg  zwischen  Republikanern  und 
Carlisten  der  Boden  entzogen.  Stadt  und  Provinz  Valencia 
stellen  sich  sogleich  hinter  die  Königsproklamation.  Auch  die 
mittelspanische  Armee  unter  Jovellar  und  die  Besatzungstrup¬ 
pen  von  Madrid  unter  Primo  de  Rivera  werden  sich  kurz  dar¬ 
auf  anschließen.  Vgl.  14.  Januar  1875. 15 
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noch  1874  (ohne  nähere  Datierung) 

In  Rußland  führt  der  Kriegsminister,  Graf  Dimitrij  Alexewitsch 
Miljutin,  eine  grundlegende  Heeresreform  durch.  Es  wird  die 
allgemeine  Wehrpflicht  eingeführt  und  dafür  die  aktive  Dienst¬ 
zeit  herabgesetzt.  Offenbar  dient  diese  Reform,  mit  der  die  mili¬ 
tärische  Stärke  Rußlands  entscheidend  erhöht  wird,  bereits  der 
Vorbereitung  des  russisch-türkischen  Krieges,  der  drei  Jahre 
später  beginnen  wird.  Vgl.  hierzu  15.  Januar  1877  und  24.  April 
1877.  Er  wird  aber  Rußland  nicht  einbringen,  was  eine  so  ein¬ 
schneidende,  das  ganze  Volk  einbeziehende  Heeresreform  zu 
versprechen  scheint. 
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14.  Januar  1875 

Nachdem  in  Spanien  eine  neue  Regierung  unter  Führung  des 
„liberal-konservativen“  (!)  Politikers  Antonio  Canovas  del 
Castillo  gebildet  worden  ist,  hält  der  junge  König  Alphons  XII. 
(vgl.  30.  Dezember  1874)  seinen  Einzug  in  Madrid.  Sein  und 
seiner  Regierung  wichtigstes  Anliegen  ist  die  Beilegung  des  Car¬ 
listenkrieges  im  Lande.  Dazu  bedarf  es  einer  wohlwollenden 
Haltung  des  Papstes,  und  daher  unternimmt  Canovas  del  Ca¬ 
stillo  Schritte,  um  die  Religionsfreiheit  wieder  aufzuheben  und 
die  Tätigkeit  der  Protestanten  weitgehend  einzuschränken,  so¬ 
weit  dies  ohne  Verfassungsbruch  möglich  ist.1 

30.  Januar  1875 

Die  französische  Nationalversammlung  nimmt  mit  353  gegen 
352  Stimmen  (!)  eine  republikanische  Verfassung  an  und  be¬ 
schließt  nach  knapp  vierjährigem  Bestehen  ihre  Selbstauflösung. 
In  dem  Stimmenverhältnis  ebenso  wie  in  dem  jahrelangen  Hin¬ 
ausziehen  dieser  Entscheidung  zeigt  sich  die  Stärke  der  monar¬ 
chistischen  Restaurationsbestrebungen  innerhalb  Frankreichs. 
Diese  kommen  aber  nicht  zum  Tragen,  weil  der  klerikale  Flügel 
der  Monarchisten  mit  seiner  Agitation  gegen  Italien  und  das 
Deutsche  Reich  die  Gefahr  eines  neuen  Krieges  heraufbeschworen 
hat  und  weil  der  Thronprätendent,  der  Graf  von  Chambord 
(vgl.  19.  November  1873)  sich  verständlicherweise  vor  der  Über¬ 
nahme  der  sehr  undankbaren  Aufgabe  scheut.2 

5.  Februar  1875 

Papst  Pius  IX.  richtet  eine  Enzyklika  an  die  Erzbischöfe  und 
Bischöfe  der  katholischen  Kirche  in  Preußen,  in  der  er  die  „Mai¬ 
gesetze“  (vgl.  14.  Mai  1873)  schroff  verwirft  und  alle  Geist¬ 
lichen,  die  sich  diesen  Gesetzen  fügen,  mit  der  größeren  Exkom¬ 
munikation  bedroht,  das  heißt  mit  eben  der  Art  von  Kirchen¬ 
strafe,  die  durch  das  3.  Maigesetz  in  Preußen  untersagt  ist.  Da¬ 
mit  wird  die  Enzyklika  zu  einer  förmlichen  Kriegserklärung  an 
die  preußische  und  an  die  deutsche  Regierung,  besonders  ver¬ 
schärft  durch  den  Satz:  „Es  will  Uns  scheinen,  als  ob  jene  Ge¬ 
setze  nicht  freien  Bürgern  gegeben,  um  einen  vernünftigen  Ge¬ 
horsam  zu  fordern,  sondern  Sklaven  auferlegt  seien,  um  den 
Gehorsam  durch  des  Schreckens  Gewalt  zu  erzwingen.“  Darauf 
wird  die  „Provinzial-Correspondenz",  halbamtliches  Organ  der 
Preußischen  Regierung,  entgegnen,  es  handle  sich  bei  dieser  En- 
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zyklika  um  „Aufruf  und  Aufmunterung  revolutionärer  Leiden¬ 
schaft“  und  um  eine  Bestätigung  der  Äußerung  des  päpstlichen 
Nuntius  in  Wien,  „daß  die  katholische  Kirche  sich  nötigenfalls 
auf  die  Revolution  stützen  müsse“.  Daher  sei  nunmehr  „eine 
weitere  Auseinandersetzung  des  Staates  mit  der  römischen 
Kirche  unerläßlich“.  Vgl.  22.  April  1875.3 

14.  März  1875 

Der  deutsche  Reichstag  ermächtigt  durch  ein  Bankgesetz  den 
Reichskanzler,  mit  der  preußischen  Regierung  eine  Vereinbarung 
über  Abtretung  der  Preußischen  Bank  an  das  Reich  zu  treffen, 
und  danach  die  ehemals  Preußische  Bank  an  die  nach  dem  glei¬ 
chen  Gesetz  zu  errichtende  Deutsche  Reichsbank  zu  übertragen. 
Diese  wird  eine  Zentralnotenbank  sein  und  die  Währungshoheit 
des  Reiches  repräsentieren.  Sowohl  die  Leitung  der  Bank  als 
auch  der  Vorsitz  im  Bankkuratorium  wird  dem  Reichskanzler 
obliegen.  In  der  Leitung  kann  er  sich  vertreten  lassen.  Die  Bank 
wird  ihre  Tätigkeit  am  1.  Januar  1876  aufnehmen.4 

8.  April  1875 

In  der  Berliner  Zeitung  „Die  Post“  erscheint  ein  Artikel  halb¬ 
amtlicher  Art  von  Constantin  Rößler  „Ist  Krieg  in  Sicht?“.  Dar¬ 
in  wird  angesichts  der  erheblichen  Heeresverstärkung  in  Frank¬ 
reich  (Cadregesetz  vom  13.  März  1875)  in  Erwartung  eines  fran¬ 
zösischen  Angriffs  die  Frage  erörtert,  ob  es  nicht  ratsam  sei,  dem 
Gegner  zuvorzukommen.  Der  Chef  des  Generalstabs,  Graf 
Moltke,  spricht  sich  für  einen  Präventivkrieg  aus.  Daraufhin 
wird  sich  der  französische  Außenminister,  der  Herzog  von 
Decazes,  an  die  britische  und  an  die  russische  Regierung  mit  der 
Bitte  wenden,  den  Frieden  zu  wahren.  Vgl.  weiter  10.  Mai 
1875). 5 

22.  April  1875 

Kaiser  Wilhelm  I.  setzt  durch  seine  Unterschrift  ein  Gesetz  in 
Kraft,  nach  dem  alle  staatlichen  Zahlungen  an  die  Bischöfe  und 
Geistlichen  der  römisch-katholischen  Kirche  in  Preußen  so  lange 
einzustellen  sind,  bis  der  betreffende  Bischof  oder  Geistliche  sich 
durch  eine  schriftliche  Erklärung  zur  Befolgung  der  Staats¬ 
gesetzte  („Maigesetze“,  vgl.  14.  Mai  1873)  verpflichtet  hat.  Dieses 
sogenannte  „ Sperrgesetz "  ist  die  Antwort  auf  die  päpstliche 
Enzyklika  vom  5.  Februar  1875  (vgl.  dort!).  Es  wird  sich  jedoch 
keiner  der  preußischen  Bischöfe  unterwerfen,  von  ca.  4000  ka¬ 
tholischen  Geistlichen  nur  24,  die  daraufhin  exkommuniziert 
werden.  Vgl.  weiter  31.  Mai  1875.® 


268 


30.  April  1875 

In  Berlin  kommt  es  zu  einem  Gespräch  zwischen  dem  belgischen 
Gesandten  Nothomb  und  Feldmarschall  Graf  Moltke.  Der  Ge¬ 
sandte  spricht  von  den  seiner  Ansicht  nach  zweifellos  friedlichen 
Absichten  Frankreichs.  Moltke  antwortet:  „Das  ist  möglich,  aber 
ich  für  meine  Person  sehe  nur  die  Tatsachen,  und  ich  behaupte, 
die  Errichtung  eines  vierten  Bataillons  für  jedes  Regiment,  wo¬ 
durch  die  französische  Armee  um  144  000  Mann  vermehrt  wird, 
ist  ein  unumstößliches  Anzeichen  der  Kriegsvorbereitung.  Unter 
diesen  Umständen  dürfen  wir  nicht  abwarten,  bis  Frankreich 
fertig  ist,  sondern  unsere  Pflicht  ist,  ihm  zuvorzukommen.“ 
Nothomb:  „Was  werden  Sie  aber  tun,  wenn  Sie  Frankreich  von 
neuem  besiegt  haben?“  Moltke:  „Das  weiß  ich  nicht;  das  zu  ent¬ 
scheiden,  wird  zweifellos  nicht  leicht  sein.  Ach,  der  Krieg,  der 
Krieg!  Wenn  man  ihn,  wie  ich,  aus  der  Nähe  gesehen  hat,  kann 
man  nur  tiefe  Abscheu  vor  ihm  haben.  Er  ist  die  schlimmste 
Geißel  der  Menschheit,  und  sicher  muß  man  alles  tun,  um  ihn 
zu  vermeiden.“  Nothomb  fragt,  ob  der  Feldmarschall  in  diesem 
Jahr  wieder  nach  Schlesien  fahren  werde.  Moltke:  „Ich  rechne 
darauf.“  Nothomb:  „Aber  werden  Sie  das  auch  möglich  machen 
können?“  Moltke:  „O,  in  diesem  Jahr  werden  wir  keinen  Krieg 
haben.“7 
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7.  Mai  1875 

Kaiser  Wilhelm  I.  notiert  eigenhändig  zu  den  Alarmnachrichten 
in  der  Kölnischen  und  Post-Zeitung  (vgl.  8.  April  1875):  „.  . .  Da 
weder  Kölnische  noch  Post-Zeitung,  soviel  ich  weiß,  offiziöse 
oder  inspirierte  gouvernementale  [amtliche  oder  angeregte  Re¬ 
gierungs-]  Artikel  aufnimmt,  man  also  keinen  offiziellen  Einfluß 
auf  dieselben  äußern  kann,  so  scheint  es  mir  doch  durchaus  ge¬ 
raten  und  geboten,  beide  Redaktionen  aufmerksam  zu  machen, 
wohin  dergleichen  unsinnige,  gänzlich  aus  der  Luft  gegriffene 
Raisonnements  führen  können,  die  ganz  Europa  in  Alarm  ver¬ 
setzt  haben  und  das  nach  und  nach  erwachende  Vertrauen  auf 
Friedensdauer  dermaßen  erschüttert  haben,  daß  es  in  allen  Klas¬ 
sen  der  Bevölkerung,  auf  Handel  und  Industrie  pp.,  den  aller- 
nachteiligsten  Einfluß  geäußert  hatte,  wowon  ich  mich  auf  meiner 
Reise  nach  und  in  Wiesbaden  vielfach  überzeugt  habe.  Man  muß 
jenen  Redakteuren  also  das  Gewissen  schärfen  und  zeigen,  was 
sie  für  Unheil  angestiftet  haben!  Ich  wünsche  zu  wissen,  was  dar¬ 
in  geschehen  kann. 

7.  5.  75  Wilhelm“8 
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10.  Mai  1875 

Zar  Alexander  II.  und  sein  Ministerpräsident  Gortschakow  tref¬ 
fen  zu  einem  bereits  seit  längerer  Zeit  geplanten  offiziellen  Be¬ 
such  in  Berlin  ein  und  werden  bei  dieser  Gelegenheit  feststellen, 
daß  weder  Kaiser  Wilhelm  I.  noch  Fürst  Bismarck  einen  Prä¬ 
ventivkrieg  gegen  Frankreich  (vgl.  8.  April  1875)  planen,  mit¬ 
hin  keine  Kriegsgefahr  besteht.  Gortschakow  wird  sich  aber  trotz 
dieser  Feststellung  den  Anschein  geben,  als  habe  erst  er  den  Frie¬ 
den  gesichert.  Es  zeigt  sich  in  diesem  Zusammenhang,  daß  so¬ 
wohl  Rußland  als  auch  Großbritannien  das  Wiedererstarken 
Frankreichs  begrüßen.  Zar  Alexander  wird  sogar  unmißver- 
ständlidr  zum  Ausdruck  bringen  (am  13.  Mai),  daß  er  eine  noch¬ 
malige  Niederwerfung  Frankreichs  nicht  zulassen  werde.  In  ähn¬ 
lichem  Sinne  wird  sich  auch  die  britische  Regierung  vernehmen 
lassen.  Zum  ersten  Mal  zeichnet  sich  der  Umriß  einer  Triple- 
Entente  Frankreich — Großbritannien — Rußland  ab,  die  in  bei¬ 
den  Weltkriegen  dem  Deutschen  Reich  zum  Verhängnis  werden 
wird.  Sie  zu  verhindern,  wird  künftig  das  Hauptanliegen  der 
Bismarckschen  Staatskunst  sein.9 

12.  Mai  1875 

Fürst  Bismarck  an  den  deutschen  Botschafter  in  London,  den 
Grafen  Münster:  „.  .  .  Die  in  Europa  vorhandene,  durch  das 
Verhältnis  von  Deutschland  zu  Frankreich  hervorgerufene  Un¬ 
ruhe  ist  .  .  .  zurzeit  kein  Grund  zum  Mißtrauen  zwischen  den 
gegenwärtig  am  Ruder  befindlichen  Regierungen  beider  Länder. 
Zwischen  denselben  ist  bislang  auch  nicht  die  leiseste  Tonart  ei¬ 
ner  Verstimmung  erkennbar,  noch  weniger  sind  irgendwelche 
andere  als  friedliche  Erklärungen  zwischen  hier  und  Paris  aus¬ 
gewechselt  worden.  Wenn  trotzdem  die  öffentliche  Meinung  in 
Europa  in  Unruhe  erhalten  wird,  so  scheint  uns,  daß  nur  die 
politische  Tagespresse  die  Schuld  daran  trägt,  und  zwar  in  erster 
Linie  die  in  ganz  Frankreich,  in  Paris  wie  in  den  Provinzen, 
und  ebenso  in  anderen  Ländern,  in  Österreichisch-Polen,  Ruß¬ 
land,  Belgien,  leider  auch  in  England  wirksame  Preßliga,  welche 
ersichtlich  zwischen  allen  dem  Deutschen  Reiche  feindlichen  Ele¬ 
menten  besteht  und  unter  Vermittlung  des  internationalen  Ein¬ 
flusses  der  katholischen  Priester  sich  mehr  und  mehr  konsolidiert. 
Diese  Liga  verfolgt  einstweilen  den  Zweck,  Kriegsbefürchtungen 
zu  erfinden  und  Kriegsgefahren  als  nahe  bevorstehend  zu  be¬ 
zeichnen  und  die  Schuld  davon  Deutschland,  insbesondere  der 
Reichsregierung,  zuzuschieben.  Jede  dieser  Richtung  dienende 
Zeitung  sucht  der  anderen  in  der  Einwirkung  auf  die  Einbil- 
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dungskraft  ihrer  Leser  den  Rang  abzulaufen.  Dazu  mag  in  er¬ 
heblichem  Maße  neuerdings  die  Spekulation  großer  Bankhäuser 
und  einflußreidier  Politiker  auf  Baisse  der  Börsenfonds  des  glei¬ 
chen  Themas  sich  bemächtigt  haben.  Man  kann  im  ganzen  sagen, 
daß  die  deutsche  Journalistik  in  dieser  Beziehung  noch  am  we¬ 
nigsten  Mißbrauch  mit  ihrer  Preßfreiheit  getrieben  hat,  obschon 
gerade  ihr  von  der  ganzen  ausländischen  Presse  jederzeit  der 
Vorwurf  kriegerischer  Tendenzen  gemacht  wird,  sobald  deutsche 
Blätter  den  Provokationen  fremder  gegenüber  eine  Abwehr 
üben  und  zur  Vertretung  der  nationalen  Gefühle  in  Abwehr 
ausländischer  Angriffe  sich  der  allgemeinen  Preßfreiheit  be¬ 
dienen.  Eine  Beschränkung  der  letzteren  können  wir  uns  nidit 
zur  Aufgabe  stellen,  und  gewiß  audi  die  englische  Regierung 
nicht .  .  .“10 

27.  Mai  1875 

In  Gotha  findet  ein  fünftägiger  Kongreß  sein  Ende,  bei  dem  sich 
der  von  Ferdinand  Lassalle  gegründete  Allgemeine  Deutsche 
Arbeiterverein  (vgl.  23.  Mai  1863)  und  die  von  August  Bebel 
und  Wilhelm  Liebknecht  1869  in  Eisenach  gegründete  Sozial¬ 
demokratische  Arbeiterpartei  zur  Sozialistischen  Arbeiterpartei 
Deutschlands  vereinigt  haben.  Das  von  diesem  Kongreß  be¬ 
schlossene  „Gothaer  Programm“  betont  den  internationalen  Ge¬ 
danken  der  Arbeiterbewegung  und  „erstrebt  .  .  .  mit  allen  ge¬ 
setzlichen  Mitteln  den  freien  Staat  und  die  sozialistische  Gesell¬ 
schaft“.  (Was  unter  einem  „freien  Staat“  zu  verstehen  ist,  bleibt 
offen.)  Obgleich  dieses  Programm  unter  dem  Einfluß  von  Lieb¬ 
knecht  im  wesentlichen  von  der  Lehre  des  Karl  Marx  bestimmt 
ist,  wird  Engels  es  scharf  kritisieren,  weil  noch  einige  Thesen 
Lassalles  darin  enthalten  sind.  Die  neue  Partei  wird  sich  ab  1890 
Sozialdemokratische  Partei  Deutschlands  nennen.11 

31.  Mai  1875 

In  Preußen  folgt  dem  „Sperrgesetz“  (vgl.  22.  April  1875)  im 
Zuge  des  verschärften  Kulturkampfes  das  „Klostergesetz" ,  das  in 
Ergänzung  des  Jesuitengesetzes  (vgl.  4.  Juli  1872)  nunmehr  alle 
katholischen  Orden  verbietet,  soweit  sie  sich  nicht  der  Kranken¬ 
pflege  widmen,  und  auch  diese  staatlicher  Aufsicht  unterstellt. 
Zu  dieser  Zeit  gibt  es  in  ganz  Preußen  nur  etwa  8800  Ordens¬ 
mitglieder  auf  über  900  Niederlassungen  und  Stationen  verteilt, 
davon  mehr  als  eintausend  männliche  Ordensbrüder.  Das  ein- 
gczogene  Vermögen  der  zu  schließenden  Niederlassungen  soll 
für  den  Lebensunterhalt  der  im  Lande  verbleibenden  Ordens¬ 
angehörigen  verwendet  werden.12 
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3. Juni  1875 

Das  deutsche  Auswärtige  Amt  (von  Bülow)  an  den  deutschen 
Botschafter  in  London,  den  Grafen  Münster:  „.  .  .  Daß  die  eng¬ 
lische  Regierung  sich  für  die  gegen  uns  gerichteten  Verdäch¬ 
tigungen  so  empfänglich  gezeigt  und  [sie]  in  einer  Weise,  die 
für  uns  als  wenig  verbindlich,  ja  als  wenig  rücksichtsvoll  zu  be¬ 
zeichnen  ist,  mit  dem  Gewicht  ihrer  amtlichen  Autorität  ver¬ 
breitet  hat,  darin  ist,  wenn  wir  nach  der  harmlosesten  Erklärung 
suchen,  ein  Beweis  davon  zu  sehen,  daß  die  Minister  die  Trag¬ 
weite  ihrer  Handlungen  nicht  genau  berechnen  .  .  .  ;  wir  haben 
vielmehr  aus  Petersburg  und  Wien  .  .  .  mit  Bedauern  erfahren, 
daß  die  englische  Regierung  ihre  auf  irrigen  Voraussetzungen 
beruhende  Intervention  auch  dort  versucht  hat.  Wir  haben  es 
von  den  höchsten  Autoritäten  [dort  erfahren],  daß  an  beiden 
Orten  der  englische  amtliche  Einfluß  mit  der  Anklage  gegen  uns 
aufgetreten  ist,  daß  von  uns  eine  Gefährdung  des  Friedens 
drohe,  daß  Deutschland  Krieg  wolle  und  sogar  zunächst  gegen 
Österreich.  Dies  ist  dem  Wiener  Kabinett,  nach  dessen  Mittei¬ 
lung,  von  der  englischen  Botschaft  insinuiert  [eingeflüstert]  wor¬ 
den  .  .  . 

„In  Wien  ist  die  englische  Intervention  so  abfällig  aufgenommen 
worden,  wie  es  sich  von  dem  Staatsmann,  der  dort  die  auswär¬ 
tigen  Geschäfte  leitet,  und  von  den  alten  Traditionen  der  öster¬ 
reichischen  Diplomatie  erwarten  ließ.  Auch  in  Petersburg  hat  sie 
Glauben  nicht  gefunden  und  nur  dem  Fürsten  Gortschakow  die 
vielleicht  willkommene  Gelegenheit  gegeben,  die  Rolle  des  Frie¬ 
densvermittlers  zu  übernehmen.  Wenn  also  das  Resultat  der 
englischen  Demarche  praktische  Nachteile  für  uns  auch  nicht  ge¬ 
habt  hat,  so  bleibt  uns  doch  der  peinliche  Eindruck,  daß  das 
englische  Ministerium  die  europäischen  Kabinette  gleichzeitig 
gegen  uns  einzunehmen,  gegen  uns  in  gemeinsame  Tätigkeit  zu 
setzen  versucht,  und  das  gute  Einvernehmen  mit  Deutschland, 
wir  wissen  nicht,  um  welches  momentanen  Erfolges  willen,  ohne 
Not  auf  das  Spiel  gesetzt  hat.  Unser  Vertrauen  auf  das  Wohl¬ 
wollen  der  englischen  Politik  gegen  Deutschland  kann  sich  sol¬ 
chen  Wahrnehmungen  gegenüber  nicht  befestigen,  zumal  wir 
England  in  keiner  Art  Anlaß  zu  einer  Verstimmung  gegeben, 
wohl  aber  bewiesen  haben,  welchen  großen  Wert  wir  auf  gute 
Beziehungen  beider  Völker  legten  . .  ,“13 

18.  Juni  1875 

Um  die  im  Rahmen  des  „Kulturkampfes“  in  Preußen  erlassenen 
Gesetze  auch  verfassungsmäßig  unanfechtbar  zu  machen,  wird 
sowohl  im  Abgeordnetenhaus  als  auch  im  Herrenhaus  mit  großer 
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Mehrheit  ein  verfassungänderndes  Gesetz  angenommen,  das  die 
Artikel  15,  16  und  18  der  preußischen  Verfassung  vom  31.  Ja¬ 
nuar  1850  (vgl.  6.  Februar  1850)  aufhebt  und  durch  den  Satz 
ersetzt:  „Die  Rechtsordnung  der  evangelischen  und  der  katho¬ 
lischen  Kirche  sowie  der  anderen  Religionsgesellschaften  im 
Staate  regelt  sich  nach  den  Gesetzen  des  Staates.“  Vgl.  noch 
20.  Juli  1875. 14 

20.  Juni  1875 

Königin  Viktoria  von  England  antwortet  Kaiser  Wilhelm  I.  aus 
Windsor  auf  einen  Brief  vom  3.  Juni,  in  dem  dieser  sich  auf  die 
britischen  Verdächtigungen,  Deutschland  wolle  einen  Präventiv¬ 
krieg  gegen  Frankreich  führen  (vgl.  3.  Juni  1875),  bezogen  hat: 
„Teurer  Bruder!  Gestern  von  Schottland  zurüdegekehrt,  beeile 
ich  mich,  Dir  für  Deinen  herzlichen  Brief  vom  3.  zu  danken!  Ich 
habe  ihn  mit  vielem  Vergnügen  gelesen  und  freue  midi  von 
Flerzen,  daß  meine  Bemühungen  um  die  Erhaltung  des  Friedens 
von  Dir  nicht  falsch  ausgelegt  worden  sind.  Es  wäre  unter  allen 
Umständen  zu  beklagen,  wenn  Europa  unter  den  Heimsuchun¬ 
gen  eines  unnötigen  Krieges  zu  leiden  hätte;  aber  Du  wirst  mir 
gern  glauben,  daß  ich  es  mit  doppeltem  Schmerz  empfunden  ha¬ 
ben  würde,  wenn  ein  so  großes  Unheil  leichtsinnig  heraufbe¬ 
schworen  worden  wäre  durch  irgendeine  von  Deutschland  aus¬ 
gehende  Äußerung  oder  Handlung.  Mit  aufrichtiger  Freude  er¬ 
sehe  ich  nun  aus  Deinem  Briefe,  daß  Du  sogar  den  Gedanken 
mit  Indignation  zurückweisest:  Frankreich  oder  irgendein  Nach¬ 
barland  anzugreifen  einfach,  aus  dem  Grunde,  weil  dieses  Land 
oder  Volk  auf  Krieg  sinnt  und  nur  auf  die  erste  günstige  Ge¬ 
legenheit  zum  Losschlagen  wartet.  Eine  solche  Politik  könnte 
wohl  für  den  Augenblick  von  Erfolg  sein,  allein  sie  würde  not¬ 
wendig  (und  mit  Recht)  die  allgemeine  Indignation  Europas 
wachrufen  und  (wie  Du  selber  sagst)  den  Staat,  der  sie  in¬ 
auguriert,  ohne  Alliierte  und  ohne  teilnehmende  Freunde  las¬ 
sen.  —  Die  Befürchtungen  sind  nun  vorüber,  und  zwar  infolge 
der  bündigen  Versicherungen,  welche  Deine  Minister  zu  erteilen 
autorisiert  wurden,  und  es  würde  jetzt  zu  garnichts  führen, 
wollte  ich  auseinandersetzen,  wie  es  kam  und  warum  es  geschah, 
daß  man  die  politische  Situation  hier  viel  ernster  auffaßte,  als 
Du  durch  die  Umstände  gerechtfertigt  findest;  doch  kann  ich 
nicht  umhin,  zu  bemerken,  daß  es  keineswegs  eine  flüchtige, 
leichte  Bemerkung  (einerlei,  ob  von  einer  so  hervorragenden 
Persönlichkeit  wie  Graf  Moltke  [vgl.  30.  April  1875]  oder  von 
sonst  jemand  herrührend)  [war],  was  meine  Minister  und  mich 
selbst  nicht  minder,  mit  Furcht  erfüllte.  Äußerungen  wie  die  an- 
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geblich  vom  Grafen  Moltke  gefallene,  sind  bei  vielen  Gelegen¬ 
heiten  und  an  vielen  Orten  von  Persönlichkeiten  getan  worden, 
welche  vermöge  ihrer  Stellung  als  Vertreter  Deiner  Regierung 
gelten  müssen.  Nach  Inhalt  [Deines  Briefes]  habe  ich  gar  keinen 
Zweifel,  daß  Du  selbst  nicht  vollständig  unterrichtest  warst 
über  den  Umfang,  in  welchem  man  solche  Argumente  auszu¬ 
sprechen  wagte,  und  demgemäß  konntest  Du  unsere  Befürch¬ 
tungen  wohl  übertrieben  ansehen  —  indessen  wäre  es  mir  ein 
Leichtes,  nachzuweisen,  daß  letzteres  keineswegs  der  Fall,  vor¬ 
ausgesetzt,  daß  es  überhaupt  zYgerzdwelchen  Nutzen  schaffen 
könnte,  wenn  wir  auf  Fragen  zurückkommen  wollten,  die  glück¬ 
licherweise  jetzt  erledigt  sind.  —  ...  Deine  treue  Schwester 
und  Freundin.“15 

20.  Juli  1875 

Den  Abschluß  der  preußischen  Gesetzgebung  im  Rahmen  des 
„Kulturkampfes“  gegen  Papst  Pius  IX.  bildet  die  Verabschie¬ 
dung  eines  Gesetzes,  das  die  Vermögensverwaltung  der  katho¬ 
lischen  Kirchengemcinden  in  die  Hände  gewählter  Kirchen¬ 
vorsteher  und  Gemeindevertreter  aus  dem  Laienstande  legt, 
unter  Aufsicht  sowohl  des  jeweiligen  Oberpräsidenten  der  Re¬ 
gierung  als  auch  des  zuständigen  Bischofs.  Damit  wird  entgegen 
dem  katholischen  Kirchenrecht  das  Kirchenvermögen  zum  Ge¬ 
meindevermögen  gemacht  und  der  zentralen  Verfügung  ent¬ 
zogen.  Doch  wird  sich  die  Kirche  dieser  Regelung  insoweit  an¬ 
passen,  daß  es  nicht  zu  einem  Gegensatz  zwischen  Geistlichkeit 
und  Gemeinden  kommt.  Überhaupt  wird  der  Zusammenhalt  in¬ 
nerhalb  der  katholischen  Gemeinden  und  auch  ihre  Verbunden¬ 
heit  mit  Rom  durch  die  gesamte  Kulturkampf-Gesetzgebung 
eher  gestärkt  als  vermindert  werden.  Die  katholische  Zentrums¬ 
partei  wird  bei  den  kommenden  Wahlen  Stimmengewinne  er¬ 
zielen.  Eine  tausendjährige  Tradition,  in  der  katholischen  Be¬ 
völkerung  tief  verwurzelt,  läßt  sich  nicht  in  wenigen  Jahren 
überwinden.  Das  hat  nicht  einmal  die  Reformation  vermocht. 
Zudem  kommt  der  Kampf  gegen  den  Machtanspruch  der  Kirche 
stets  auch  der  liberalistisch-republikanischcn  Agitation  der  Frei¬ 
maurerlogen  zugute,  die  gleichzeitig  auch  den  monarchischen 
Staatsgedanken  und  das  aristokratische  Prinzip  unterhöhlt.  Dar¬ 
um  wird  Bismarck  nach  dem  Tode  Papst  Pius’  IX.  im  Februar 
1878  von  sich  aus  im  Kulturkampf  den  Rückzug  antreten  und 
persönlich  entsprechende  Verhandlungen  mit  den  päpstlichen 
Nuntiis  Masella  und  Jacobini  in  München  und  Wien  führen 
(1878  und  1879).  Bleiben  werden  über  Bismarcks  Regierungs¬ 
zeit  hinaus  die  staatliche  Personenstandsbeurkundung  samt  Zivil- 
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eheschließung,  die  Anzeigepflicht  der  Kirche  für  neu  zu  er¬ 
nennende  Geistliche  mit  staatlichem  Einspruchsrecht  und  das  Je¬ 
suitenverbot  (dieses  bis  1904),  außerdem  die  staatliche  Schul¬ 
aufsicht  und  der  Kanzelparagraph  (10.  Dezember  1871). 16 

noch  Juli  1875 

In  der  Herzegowina  und  danach  in  Bosnien  kommt  es  zu  Volks¬ 
aufständen,  verursacht  durch  die  rücksichtslosen  Steuereintreiber, 
denen  die  Regierung  die  Steuern  und  Abgaben  verpachtet  hat. 
Flüchtlingszüge  überschreiten  die  österreichische  und  montenegri¬ 
nische  Grenze,  während  die  Männer  einen  Bandenkrieg  gegen 
die  unter  Führung  von  Mukhtar  Pascha  (einem  Sohn  des  Sultans 
Abdul  Aziz)  heranrückenden  türkischen  Truppen  vorbereiten. 
Sie  werden  durch  Freiwillige  aus  Serbien  und  Montenegro  ver¬ 
stärkt  und  besetzen  die  Pässe  und  Schluchten.  Durch  eine  diplo¬ 
matische  Vermittlungsaktion  der  europäischen  Mächte  veran- 
laßte  Reformversprechungen  der  türkischen  Regierung  finden 
bei  diesen  Partisanen  keinen  Glauben  mehr.  Die  Kämpfe  mit 
den  Truppen  Mukhtars  werden  sich  bis  tief  in  den  Winter  hin¬ 
einziehen.  Vgl.  31.  Januar  1876. 17 

30.  September  1875 

Mahpina-luta  (Red  Cloud),  Häuptling  der  Oglala-Dakota- 
Sioux,  läßt  es  durch  seinen  Vertreter  nochmals  und  endgültig  ab¬ 
lehnen,  die  von  über  tausend  weißen  Goldgräbern  überlaufenen 
Black  Hills,  das  Kerngebiet  des  letzten  den  Sioux  verbliebenen 
Jagdgrundes  (teils  Wyoming,  teils  South  Dakota)  zu  verpachten 
oder  zu  verkaufen.  (Vgl.  9.  Juni  1870.)  Er  selbst  ist  zu  den  Ver¬ 
handlungen  bei  seiner  Agentur  gar  nicht  mehr  erschienen.  Die 
Regierungskommissare  haben  sechs  Millionen  Dollar,  zahlbar  in 
15  Jahresraten,  für  die  Schürfrechte  geboten.  (Jede  einzelne 
Goldmine  stellt  einen  Wert  von  mindestens  500  Millionen  Dol¬ 
lar  dar.)  Die  klare  und  endgültige  Ablehnung  dieses  „Angebots“ 
wird  eine  Kette  von  Ereignissen  nach  sich  ziehen,  u.  a.  die 
schwerste  Niederlage  der  US-Armee  im  Kampf  gegen  die  letzten 
noch  frei  lebenden  Indianer,  am  Ende  aber  das  Ende  auch  der 
Sioux.  Vgl.  9.  November  1875. 18 

9.  November  1875 

E.  T.  Watkins,  Sonderinspektor  des  „Indian  Bureau“  der  US- 
Regierung,  berichtet  dem  Kommissar  für  Indianische  Angelegen¬ 
heiten,  die  außerhalb  der  Reservationen  lebenden  Prärie-In¬ 
dianer  seien  gut  genährt  und  bewaffnet,  in  ihrer  Haltung  stolz 
und  selbstbewußt  und  deshalb  eine  Gefahr  für  das  Reservations- 
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System.  Er  empfiehlt,  gegen  diese  „ unzivilisierten “  Indianer  im 
bevorstehenden  Winter  „je  früher  desto  besser  Truppen  einzu¬ 
setzen  und  sie  mit  Gewalt  zu  unterwerfen“ .  Vgl.  weiter  22.  No¬ 
vember  1875. 19 

22.  November  1875 

Kriegsminister  W.  W.  Belknap  der  USA  warnt  die  Regierung 
daß  es  zu  Unruhen  in  den  Black  Hills  (Wyoming-South  Da¬ 
kota)  kommen  könnte,  „wenn  nicht  etwas  unternommen  wird, 
um  den  Besitz  jenes  Gebietes  den  weißen  Goldgräbern  zu  si¬ 
chern,  die  durch  Berichte  über  reiche  Lager  des  wertvollen  Me¬ 
talls  in  großer  Zahl  angezogen  worden  sind“.  Belknap  hat  offen¬ 
bar  von  den  Verhandlungen  im  September  desselben  Jahres 
(vgl.  30.  September  1875)  keine  Kenntnis  erhalten.  Die  Rechts¬ 
lage  scheint  ihn  nicht  zu  interessieren.  Vgl.  weiter  9.  Dezember 
1875.2» 

9.  Dezember  1875 

Der  Kommissar  für  Indianische  Angelegenheiten  in  den  USA, 
Edward  P.  Smith,  der  Nachfolger  Donehogawas  (vgl.  4.  März 
1869  und  9.  Juni  1870),  gibt  Anweisungen  an  die  für  Sioux- 
und  Cheyenne-Indianer  zuständigen  Agenten,  daß  alle  noch 
außerhalb  von  Reservationen  lebenden  Angehörigen  dieser 
Stämme  sich  bis  zum  31.  Januar  1876,  also  binnen  sieben 
Wochen,  bei  den  Agenturen  einzufinden  haben.  Andernfalls  wür¬ 
den  sie  durch  Einsatz  von  Militär  zur  Aufgabe  ihrer  bisherigen 
Freizügigkeit  gezwungen  werden.  Vgl.  22.  November  1875  und 
weiter  1.  Februar  1876.21 

noch  1875  (ohne  nähere  Datierung) 

Der  britische  Premierminister  d’Israeli  (vgl.:  noch  Februar  1874) 
kauft  dem  durch  einen  verlorenen  Abessinienkrieg  und  Mißwirt¬ 
schaft  tief  verschuldeten  Khediven  Ismail  von  Ägypten  seine 
Suezkanal-Aktien  ab  und  verschafft:  damit  Großbritannien  die 
Aktienmehrheit  in  der  Kanalgesellschaft.  Es  wird  sieben  Jahre 
später  bereits  80  Prozent  der  den  Kanal  passierenden  Schiffe 
stellen.  In  Frankreich  beobachtet  man  diese  Entwicklung,  die  zu 
einer  britischen  Vorherrschaft  im  Mittelmeer  führt,  mit  großer 
Sorge.22 
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19.  Januar  1876 

Der  spanische  General  Primo  de  Rivera  zwingt  die  Festung 
Estella,  den  letzten  Stützpunkt  der  Carlisten,  zur  Kapitulation 
und  bereitet  damit  dem  Bürgerkrieg  auch  in  Nordspanien  ein 
Ende.  Don  Carlos  (der  Jüngere)  überschreitet  mit  dem  Rest 
seiner  Anhänger  die  französische  Grenze.  Sie  werden  entwaffnet 
und  interniert.  Damit  ist  Alphons  XII.  (vgl.  30.  Dezember  1874 
und  14.  Januar  1875)  Alleinherr  in  Spanien,  dessen  nördliche 
Provinzen  durch  den  vier  Jahre  währenden  Bürgerkrieg  ver¬ 
wüstet  und  entvölkert  sind.  Nur  langsam  und  nicht  überall  wer¬ 
den  sich  die  Verhältnisse  normalisieren.1 
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31.  Januar  1876 

Der  österreichische  Botschafter  bei  der  Hohen  Pforte  in  Kon¬ 
stantinopel,  Graf  Zichy,  überreicht  dem  Außenminister  Raschid 
Pascha  eine  gemeinsame  Note  der  europäischen  Mächte  mit  Vor¬ 
schlägen  zur  Verbesserung  der  Verhältnisse  in  der  europäischen 
Türkei.  Die  Kämpfe  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  (vgl.: 
noch  Juli  1875)  beunruhigen  die  gesamte  Balkan-Halbinsel,  und 
die  Behandlung  des  zum  Christentum  bekehrten  Teiles  der  Be¬ 
völkerung  durch  die  islamischen  Regierungsbehörden  erscheint 
den  europäischen  Mächten  unerträglich.  Großbritannien  hat  der 
Note  allerdings  nur  zögernd  zugestimmt,  da  es  russische  Ab¬ 
sichten  auf  Konstantinopel  argwöhnt.  Vgl.  23.  Februar  1876.2 

1.  Februar  1876 

Der  Innenminister  der  USA  setzt  den  Kriegsminister  davon  in 
Kenntnis,  daß  die  den  „feindseligen  Indianern“  (gemeint  sind 
die  noch  frei  lebenden)  gesetzte  Frist,  bis  zu  der  sie  sich  in  den 
für  sie  zuständigen  Reservationen  einfinden  sollten  (vgl.  9.  De¬ 
zember  1875),  abgelaufen  ist.  Er  werde  nunmehr  die  Militär¬ 
behörden  auffordern,  den  Umständen  angemessene  Aktionen  zu 
unternehmen.  Das  bedeutet,  daß  nunmehr  die  Endlösung  der 
Indianerfrage,  die  Schlußphase  eines  durch  zwei  Jahrhunderte 
hindurch  fortgesetzten  Genocids  (Völkermords)  eingeleitet  wird. 
(Vgl.  7.  Februar  1876).  Es  war  von  vornherein  bekannt,  daß  die 
den  Stämmen  gesetzte  Frist  von  sieben  Wochen  nicht  einzu¬ 
halten  war.  Die  Kuriere  der  Agenten  mußten  sich  durch  tiefen 
Schnee  zu  den  Winterlagern  der  Indianer  hindurchkämpfen,  um 
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ihnen  das  Ultimatum  überbringen  zu  können.  Viele  Gruppen 
erreichten  sie  überhaupt  nicht.  Der  geforderte  sofortige  Auf¬ 
bruch  zu  den  Agenturen  mitten  im  Winter  hätte  für  einen 
großen  Teil  der  Betroffenen  den  sicheren  Tod  schon  vor  der  Ein¬ 
schließung  in  die  Reservation  bedeutet.  So  wurde  das  Ultimatum 
der  Regierung  vielfach  als  eine  Kriegserklärung  verstanden.  Vgl. 
weiter  7.  Februar  1876. 3 

7.  Februar  1876 

Der  Kriegsminister  der  USA  (Belknap)  bevollmächtigt  auf  Er¬ 
suchen  des  Innenministers  (vgl.  1.  Februar  1876)  den  Komman¬ 
deur  der  Military  Division  Missouri,  General  Sheridan,  mit 
Operationen  gegen  die  „feindseligen“  (noch  frei  lebenden)  Sioux- 
Indianer  zu  beginnen,  insbesondere  gegen  die  Gruppen  unter 
Führung  der  Häuptlinge  Tatanka  Yotanka  (Sitting  Bull)  und 
Tashunka  Witko  (Crazy  Horse).  Sheridan  übernimmt  also  genau 
die  Rolle  Adolf  Eichmanns,  das  gewaltsame  Zusammentreiben 
derjenigen,  die  man  in  die  Reservationen  (KZ)  sperren  will,  in 
denen  sie  dann  verkommen.  Es  ist  derselbe  Sheridan,  der  auch 
die  Massenausrottung  der  Büffel,  d.  h.  das  Aushungern  der  noch 
frei  lebenden  Indianer  ausdrücklich  befürwortet  hat,  als  das 
einzig  wirksame  Mittel  zur  „Ausbreitung  der  Zivilisation“.  Be¬ 
reits  tags  darauf  wird  er  den  Generalen  Crook  und  Terry  be¬ 
fehlen,  Vorbereitungen  für  militärische  Operationen  im  Quell¬ 
gebiet  der  Flüsse  Powder,  Tongue,  Rosebud  und  Bighorn  (nördl. 
Wyoming)  zu  treffen,  „wo  sich  Crazy  Horse  und  seine  Ver¬ 
bündeten  häufig  aufhalten“.  Vgl.  weiter  17.  März  1876. 4 

23.  Februar  1876 

Die  türkische  Regierung  des  Sultans  erläßt  auf  die  Note  der 
europäischen  Mächte  vom  31.  Januar  (vgl.  dort)  hin  ein  Mani¬ 
fest  (Irade),  in  dem  sie  den  Aufständischen  in  Bosnien  und  der 
Herzegowina  Amnestie,  den  Flüchtlingen  straflose  Rückkehr, 
Nachlaß  des  Zehnten  auf  ein  Jahr  und  Befreiung  von  anderen 
Steuern  auf  zwei  Jahre  verspricht.  Die  Partisanen  schenken  je¬ 
doch  diesem  Versprechen  kein  Vertrauen  und  weigern  sich,  die 
Waffen  niederzulegen  und  nach  Hause  zu  gehen,  wenn  nicht  die 
europäischen  Mächte  die  Zugeständnisse  der  Pforte  gewähr¬ 
leisten.  Das  aber  ist  unmöglich,  ohne  die  Souveränität  des  Sul¬ 
tans  zu  zerstören.5 

4.  März  1876 

Der  Kongreß  der  USA  beschließt,  gegen  den  Kriegsminister 
Belknap  Anklage  zu  erheben.  Ihm  wird  vorgeworfen,  an  den 
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betrügerischen  Machenschaften  des  sogenannten  „Indian  Ring“ 
beteiligt  gewesen  zu  sein,  der  schon  seit  einem  Jahrzehnt  für  die 
Indianer-Reservationen  bestimmte  Güter  anderweitig  verscho¬ 
ben  und  damit  zu  den  trostlosen  Zuständen  in  diesen  Reserva¬ 
tionen  beigetragen  hat.  Der  „Indian  Ring“  war  es  auch,  der  den 
Verleumdungsfeldzug  gegen  Donehogawa,  den  Regierungskom¬ 
missar  für  indianische  Angelegenheiten,  organisierte  und  diesen 
damit  zum  Rücktritt  bewog  (vgl.  9.  Juni  1870). 6 

17.  März  1876 

Im  Zuge  der  Endlösung  der  Indianerfrage  in  den  USA  (vgl.  1. 
und  7.  Februar)  überfällt  die  Vorhut  der  Truppen  General 
Crooks  unter  dem  Befehl  von  Colonel  J.  Reynolds  unweit  der 
Mündung  des  Little  Powder  in  den  Powder  River  (südöstl. 
Montana)  früh  morgens  ein  noch  schlafendes  Lager  von  Sioux- 
und  Cheyenne-Indianern,  verbrennt  sämtliche  Zelte,  die  Winter¬ 
vorräte  und  Sättel  und  treibt  etwa  zwölfhundert  Pferde  fort, 
die  sich  die  entflohenen  Indianer  allerdings  in  der  nächsten  Nacht 
zurückholen.  Dafür  läßt  Crook  Reynolds  vor  ein  Kriegsgericht 
stellen.  Die  überlebenden  Indianer  schlagen  sich  zum  einige  Kilo¬ 
meter  weiter  nordöstlich  liegenden  Lager  von  Tashunka  Witko 
(Crazy  Horse)  durch.  Vgl.  weiter  17.  Juni  1876. 7 

noch  März  1876 

Zar  Alexander  II.  verkündet  in  einem  kaiserlichen  Ukas  die 
Einverleibung  des  gesamten  Chanats  Chiwa  in  das  russische 
Reich,  nachdem  zuvor  russische  Streitkräfte  unter  General  Sko- 
belew  auch  in  Kokand  (im  östlichen  Buchara)  ihren  Einzug  ge¬ 
halten  haben.  Das  Gebiet  erhält  den  Namen  Fergana,  der  aber 
bald  wieder  in  Vergessenheit  geraten  wird.  Es  steht  nunmehr 
lediglich  noch  Merv  aus,  das  erst  im  Jahre  1884  eingenommen 
werden  wird  und  wo  die  endgültige  britisch-russische  Interessen¬ 
grenze  erreicht  werden  wird.  Vgl.  hierzu  auch  10.  Juni  1 873.® 

3.  April  1876 

Der  britische  Premierminister  d’Israeli  setzt  im  Parlament  ein 
Gesetz  durch,  nach  dem  die  Königin  Victoria  künftig  (ab  1877 
wirksam)  auch  den  Titel  einer  Kaiserin  von  Indien  führen  wird. 
Damit  soll  gleichzeitig  die  Bedeutung  und  der  Rang  der  in¬ 
dischen  Kronkolonie  unterstrichen,  dem  Selbstwertgefühl  der  in¬ 
dischen  Fürsten  geschmeichelt  und  der  britische  Hof  den  Höfen 
von  Petersburg,  Wien  und  Berlin  gleichrangig  gemacht  werden. 

11.  Lieferung,  ©  K.W.  Schütz  Verlag,  4994  Preußisch  Oldendorf,  Januar  1976 
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Bei  dieser  Gelegenheit  wird  d’Israeli  selbst  von  der  Königin  in 
den  Adelsstand  erhoben.  Er  kann  sich  von  nun  an  Lord  Beacons- 
field  nennen.9 

noch  April  1876 

Die  Partisanen  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  erhalten  wei¬ 
teren  Zuzug  aus  Montenegro  und  vor  allem  aus  Serbien,  wo 
Fürst  Milan  sich  anschickt,  bei  dieser  günstigen  Gelegenheit  die 
türkische  Souveränität  abzuschütteln.  Wie  der  türkische  Befehls¬ 
haber  Mukhtar  Pascha  die  eingeschlossene  Festung  Niksitsch  ent¬ 
setzen  und  mit  Proviant  versorgen  will,  können  ihm  die  ver¬ 
einigten  Aufständischen  im  Duga-Paß  energischen  und  anhalten¬ 
den  Widerstand  entgegensetzen.  Im  Mai  wird  der  Aufstand 
auch  auf  Bulgarien  überspringen  und  die  panslawistische  Or¬ 
ganisation  der  Omladina  breitet  sich  über  die  europäische  Türkei 
aus.10 

6.  Mai  1876 

In  Saloniki  (das  noch  bis  1913  zum  Osmanischen  Reich  gehören 
wird)  kommt  es  wegen  des  angeblichen  Glaubenswechsels  eines 
Bulgarenmädchens  zu  gewaltsamen  Streitigkeiten  zwischen  Chri¬ 
sten  und  Mohammedanern.  In  deren  Verlauf  werden  der  deut¬ 
sche  Konsul  Abbot  und  der  französische  Konsul  Moulin  in  eine 
Moschee  gezerrt  und  dort  mit  Knüppeln,  Eisenstangen  und 
Schwertern  vom  türkischen  Mob  erschlagen.  Der  Vorfall  ver¬ 
stärkt  bei  den  europäischen  Regierungen  den  Eindruck  von  der 
Unhaltbarkeit  der  Verhältnisse  im  europäischen  Teil  des  Os¬ 
manischen  Reiches.  Vgl.  10.  Mai  1876. 11 

10.  Mai  1876 

In  Berlin  findet  anläßlich  der  Durchreise  des  Zaren  Alexander  II. 
nach  Bad  Ems  eine  Konferenz  der  drei  Reichskanzler  Deutsch¬ 
lands,  Österreich-Ungarns  und  Rußlands,  Bismarcks,  Andrassys 
und  Gortschakows,  statt.  Ein  Memorandum  wird  in  einwöchiger 
Arbeit  entworfen,  das  der  Pforte  überreicht  werden  soll.  Darin 
wird  die  Forderung  der  Aufständischen  in  Bosnien  und  der 
Herzegowina  auf  Garantie  der  türkischen  Versprechungen  durch 
die  Mächte  (vgl.  23.  Februar  1876)  als  berechtigt  bezeichnet  und 
angekündigt,  daß  nach  einem  Waffenstillstand  von  zwei  Mo¬ 
naten  ohne  entsprechendes  Resultat  „die  drei  kaiserlichen  Höfe 
nach  gemeinsamer  Verständigung  ihrem  diplomatischen  Vor¬ 
gehen  wirksamere  Maßregeln  hinzuzufügen  haben  würden,  wie 
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sie  im  Interesse  des  allgemeinen  Friedens  und  zur  Vermeidung 
eines  weiteren  Umsichgreifens  der  Empörung  geboten  erscheinen 
könnten“.  Dieser  verschlüsselten  Kriegsdrohung  wegen  wird 
Großbritannien  dem  Entwurf  der  drei  Kanzler  seine  Zustim¬ 
mung  versagen,  um  nicht  Rußland  Gelegenheit  zu  geben,  als 
Vollstrecker  des  Gesamtwillens  der  europäischen  Mächte  aufzu¬ 
treten.12 

11.  Mai  1876 

In  Konstantinopel  rückt  ein  Zug  von  islamischen  Theologiestu¬ 
denten  vor  den  Palast  des  Sultans  Abdul  Aziz  und  fordert  die 
Absetzung  des  Großwesirs  Mahmud  Pascha,  der  als  Parteigänger 
Rußlands  betrachtet  wird,  sowie  des  Scheich-ul-Islam.  Abdul 
Aziz  kommt  der  Forderung  nach,  ernennt  zwei  Nachfolger  für 
die  abgesetzten  Amtsträger,  hält  aber  das  ganze  für  einen  An¬ 
schlag  seiner  Brüder  und  Neffen  gegen  seine  Person  und  läßt 
diese  daher  verhaften.  Er  selbst  verbirgt  sich  im  Innern  seiner 
Gemächer,  mehrere  Wochen  lang  .Vgl.  4.  Juni  1876.13 

4.  Juni  1876 

Sultan  Abdul  Aziz  (vgl.  11.  Mai  1876)  stirbt,  angeblich  von  ei¬ 
gener  Hand,  nachdem  wenige  Tage  zuvor  sein  Ministerrat  unter 
Zustimmung  des  neuernannten  Scheich-ul-Islam  seine  Abset¬ 
zung  beschlossen  und  den  Thronfolger  Murad  V.  zum  Herrscher 
über  alle  Gläubigen  erklärt  hat.  Dieser  aber  ist  gemütskrank, 
und  das  läßt  sich  nicht  lange  verborgen  halten.  Der  neue  Groß- 
wesier  Ruschid,  der  Kriegsminister  Hussein  Avni  und  der  Mi¬ 
nister  Midhat  Pascha  versuchen,  europäische  Formen  des  Par¬ 
lamentarismus  auf  türkische  Verhältnisse  zu  übertragen,  zu¬ 
nächst  aber,  dem  Aufstand  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  so¬ 
wie  nun  auch  in  Bulgarien  ein  Ende  zu  machen.14 

15. Juni  1876 

Während  der  Sitzung  des  türkischen  Ministerrats  in  Konstan¬ 
tinopel  werden  der  Großwesir  Ruschid  und  der  Kriegsminister 
Hussein  Avni,  beide  maßgeblich  am  Sturz  des  Sultans  Abdul 
Aziz  (vgl.  4.  Juni  1876)  beteiligt,  von  einem  Anhänger  des  alten 
Regimes,  Hassan,  erdolcht.  Midhat  Pascha  rückt  in  das  Amt  des 
Großwesirs  auf.  Indessen  wird  der  Aufstand  in  Bulgarien  von 
Tscherkessen  und  türkischen  Freischaren  (Baschi-Bozuks)  buch¬ 
stäblich  in  Blut  erstickt  werden.  In  Batak  werden  die  nichtmo¬ 
hammedanischen  Einwohner  jeden  Alters  und  Geschlechts  zu 
Tausenden  erschlagen,  verstümmelt  und  geschändet,  über  hun- 
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dert  bulgarische  Ortschaften  eingeäschert  werden.  Doch  das  Miß¬ 
trauen  des  britischen  Premierministers  d’Israeli  und  seines 
Außenministers  Derby  gegenüber  den  russischen  Absichten  auf 
Konstantinopel  wird  auch  dieses  Mal  wieder  ein  gemeinsames 
Vorgehen  der  europäischen  Mächte  gegenüber  der  Pforte  ver¬ 
hindern.15 


17.  Juni  1876 

Am  Rosebud  River  (zwischen  Little  Big  Horn  und  Tongue- 
River,  südöstl.  Montana/USA)  liefern  etwa  tausend  Sioux-  und 
Cheyenne-Indianer  unter  Führung  der  Häuptlinge  Tatanka 
Yotanka  (Sitting  Bull)  und  Tashunka  Witko  (Crazy  Horse)  der 
Truppe  des  Generals  Crook  eine  regelrechte  Schlacht.  Tashunka 
Witko  hat  sich  die  Taktik  der  Weißen  angeeignet  und  wendet  sie 
an.  Der  Kampf  dauert  vom  frühen  Morgen  bis  Sonnenunter¬ 
gang.  Dann  muß  Crook  den  Rückzug  antreten.  Die  Indianer 
wenden  sich  nach  Westen,  zum  Little  Bighorn,  wo  sich  etwa 
zehntausend  von  ihnen  sammeln,  darunter  etwa  drei-  bis  vier¬ 
tausend  Krieger.  Die  höchste  Autorität  in  dieser  Ansammlung 
verschiedener  Stammesteile  der  Sioux  und  Cheyenne  genießt 
Tatanka  Yotanka,  von  den  Amerikanern  Sitting  Bull  genannt. 
Er  erwartet  einen  weit  bedeutenderen  Sieg  über  die  weißen 
Truppen,  als  es  der  am  Rosebud  River  war.  Vgl.  weiter  25.  Juni 
1876. lfi 

22. Juni  1876 

Die  Regierung  der  USA  ordnet  an,  daß  alle  Indianerreser¬ 
vationen  im  ursprünglichen  Sioux-Bereich  dem  militärischen 
Kommando  des  Generals  Sherman  unterstellt  werden.  Auch  wird 
dieser  ausdrücklich  ermächtigt,  alle  in  diesen  Reservationen  le¬ 
benden  Indianer  als  Kriegsgefangene  zu  behandeln.  Sie  sollen 
offensichtlich  für  den  Angriff  der  noch  frei  lebenden  Sioux  am 
Rosebud-River  (vgl.  17.  Juni  1876),  deren  man  nicht  habhaft 
werden  kann,  büßen  und  werden  nunmehr  auch  de  jure  völlig 
rechtlos.  De  facto  waren  sie  es  ohnehin  seit  Beginn  des  Reservat¬ 
systems.17 


25. Juni  1876 

Am  Little  Bighorn  River  (vgl.  17.  Juni  1876)  greift  General 
George  Armstrong  Güster  mit  Teilen  des  7.  Kavallerieregiments 
die  große  Ansammlung  mehrerer  Teilstämme  an  und  unterliegt 
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der  überlegenen  Führung  der  Häuptlinge.  Seine  Truppe  wird 
bis  zum  letzten  Mann  vernichtet,  er  selber  fällt.  Es  ist  die 
schwerste  Niederlage  der  amerikanischen  Armee  im  Zuge  der 
Indianerausrottung.  Nach  der  Schlacht  löst  sich  auf  Anordnung 
Tatanka  Yotankas  das  große  Indianerlager  auf.  Die  Stammes¬ 
teile  wenden  sich  den  Bighorn-Mountains  zu,  trennen  sich  unter¬ 
wegs  und  marschieren  in  verschiedenen  Richtungen.18 

30.  Juni  1876 

Milan  I.  von  Serbien  erklärt  dem  Sultan  des  Osmanischen 
Reiches  den  Krieg,  nachdem  bereits  im  Mai  desselben  Jahres  in 
Bulgarien  ein  Aufstand  gegen  die  türkische  Oberherrschaft  aus¬ 
gebrochen  ist.  Zwei  Tage  später  wird  auch  Nikita  I.  von  Monte¬ 
negro  dem  Sultan  den  Krieg  erklären.  Mit  der  Gefährdung  der 
türkischen  Oberhoheit  in  diesen  Gebieten  wird  die  Rivalität 
zwischen  österreichischen  und  russischen  Ansprüchen  dort  von 
neuem  aktuell.  Darauf  bezieht  sich  eine  Anfrage  des  russischen 
Zaren  nach  der  voraussichtlichen  deutschen  Haltung  in  einem 
etwaigen  Konflikt  (vgl.  1.  Oktober  1876). 19 

1.  Juli  1876 

In  Bern  in  der  Schweiz  stirbt  der  russische  Anarchist  Maichail 
Bakunin  im  Alter  von  62  Jahren.  Er  hat  in  den  vierziger  Jahren 
in  Paris  mit  Marx  in  Verbindung  gestanden,  sich  aber  als  kon¬ 
sequenter  Anarchist  mit  diesem  überworfen  und  ist  später  von 
Marx  und  Engels  heftig  bekämpft  worden.  Ursprünglich  rus¬ 
sischer  Offizier,  wurde  er  beim  Maiaufstand  in  Dresden  1849  ge¬ 
fangengenommen  und  ausgeliefert.  Aus  neunjähriger  Gefangen¬ 
schaft  in  Rußland,  zuletzt  Sibirien,  ist  Bakunin  1860  über  Japan 
und  die  Vereinigten  Staaten  nach  London  geflohen,  von  dort 
später  in  die  Schweiz  gekommen.20 

2.  Juli  1876 

Fürst  Milan  von  Serbien  überschreitet  an  der  Spitze  seines  Hee¬ 
res,  in  dem  zahlreiche  russische  Freiwillige  Dienst  genommen 
haben,  die  Grenze  zur  Türkei.  Den  Oberbefehl  hat  der  russische 
General  Tschernajew.  Der  türkische  Großwesir  erklärt  auf  diese 
Nachricht  hin:  „Wir  werden  Serbien  zermalmen!“  Ein  britisches 
Geschwader  ankert  in  der  Besika-Bai,  nahe  den  Dardanellen, 
offensichtlich  um  im  Falle  eines  russisch-türkischen  Krieges  die 
Integrität  des  Osmanischen  Reiches  zu  schützen.  Die  Lage  ähnelt 
derjenigen  zu  Beginn  des  Krimkrieges  (vgl.  21.  Mai  und  7.  Juli 
1853).21 


VERNICHTUNG 

GENERAL 

CUSTERS  UND 

SEINER 

KAVALLERIE 

DURCH 

S  ITT  ING  BULL 


MILAN  VON 
SERBIEN 
ERKLÄRT  DEM 
SULTAN 
DEN  KRIEG 

NIKITA  VON 

MONTENEGRO 

FOLGT 


TOD  BAKUN1NS 
IN  BERN 


MILAN  VON 
SERBIEN 
DRINGT  IN  DIE 
TÜRKEI  EIN 

OBERBEFEHL 

TSCHERNAJEW 


1 1 .  Lieferung,  ©  K.  W.  Schütz  Verlag,  4994  Preußisch  Oldendorf,  Januar  1976 


283 


USA 

ENTEIGNUNG 

DER 

BLACK  HILLS 

VERKEHRUNG 
DER  TATSACHEN 


KON¬ 

STANTINOPEL 

ABSETZUNG 
MURADS  V. 

NEUER  SULTAN 
ABDUL  HAMID 


TSCHERNAJEW 
PROKLAMIERT 
MILAN  ZUM 
„KÖNIG  VON 
SERBIEN " 


USA 

RASSENKÄMPFE 
IN  SOUTH 
CAROLINA 


15.  August  1876 

Der  Kongreß  der  USA  beschließt  ein  Gesetz,  das  den  Indianern 
ihre  Besitzrechte  am  Powder  River-Gebiet  und  den  Black  Hills 
(Südost-Montana,  Nordost-Wyoming  und  South  Dakota)  end¬ 
gültig  aberkennt.  Begründet  wird  dieses  Gesetz  mit  der  Behaup¬ 
tung,  die  Indianer  hätten  den  Vertrag  von  1868  verletzt,  indem 
sie  gegen  die  USA  Krieg  geführt  hätten.  (Vgl.  hierzu  9.  Juni 
1870).  In  Wirklichkeit  war  es  die  Regierung  der  USA,  die  am 
7.  Februar  1876  (vgl.  dort  !)  den  Krieg  gegen  die  noch  frei  le¬ 
benden  Indianer  begann.  Das  neue  Gesetz  liegt  genau  auf  der 
Linie  der  „Endlösung  der  Indianerfrage“.22 


31.  August  1876 

In  Konstantinopel  muß  der  geistesschwache  Sultan  Murad  V. 
(vgl.  4.  Juni  1876)  nach  drei  Monate  währender  Regierungszeit 
abgesetzt  werden.  An  seine  Stelle  tritt  sein  Bruder  Abdul 
Hamid  II.  Er  wird  bei  der  Thronbesteigung  als  „Reformator 
des  türkischen  Reiches“  begrüßt,  wird  aber  dieser  Erwartung 
nicht  gerecht  werden.  Der  britische  Botschafter  in  Konstanti¬ 
nopel,  Sir  Henry  Elliot,  wird  wenig  später,  im  September  1876, 
eine  kurze  Waffenruhe  auf  dem  Balkan  zustandebringen,  die 
sich  aber  nicht  in  einen  längerfristigen  Waffenstillstand  über¬ 
führen  läßt.  Die  Verhandlungen  werden  scheitern.23 


16.  September  1876 

Der  russische  Befehlshaber  des  serbischen  Heeres,  Tschernajew, 
(vgl.  2.  Juli  1876),  ruft  den  Fürsten  Milan  zum  „König  von 
Serbien“  aus  und  läßt  die  Armee  dem  neuen  Souverän  den 
Treueeid  schwören.  Doch  ändert  dieser  Vorgriff  auf  eine  spätere 
Entwicklung  nichts  daran,  daß  im  Augenblick  immer  noch  der 
Sultan  des  Osmanischen  Reiches  der  einzige  legitime  Souverän 
und  Milan  nur  ein  von  Rußland  geförderter  Rebell  ist.  Erst  zwei 
Jahre  später  wird  der  Berliner  Kongreß  Serbien  die  Unab¬ 
hängigkeit  geben.24 


17.  September  1876 

In  South  Carolina/USA  brechen  schwere  Kämpfe  zwischen  Ne¬ 
gern  und  Weißen  aus,  nachdem  letztere  bereits  am  9.  Juli  in  der 
South-Caroliner  Stadt  „Hamburg“  unter  der  dort  gebildeten 
Negermiliz  ein  Blutbad  angerichtet  haben.  Die  Civil  Rights  Bill, 
die  inzwischen  Teil  der  amerikanischen  Verfassung  wurde  (14. 
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Amendment)  und  den  Negern  das  Bürgerrecht  einräumt,  ist,  vor 
allem  in  den  Südstaaten,  noch  weit  von  ihrer  Verwirklichung  ent¬ 
fernt.  Audi  das  Verbot  des  Ku-Klux-Klan-Ordens  durch  Prä¬ 
sident  Grant  am  12.  Oktober  1871  hat  daran  nichts  ändern 
können.25 


1.  Oktober  1876 

Zar  Alexander  II.  läßt  über  den  deutschen  Gesandten  in  Peters¬ 
burg,  Generalleutnant  von  Werder,  aus  Livadia  bei  der  deut¬ 
schen  Reichsregierung  anfragen,  wie  ihre  Haltung  im  Falle  eines 
Konfliktes  mit  Österreich  sein  werde  und  versichert  seinerseits, 
er  werde  sich  so  verhalten,  wie  er  es  1870  getan  habe.  Diese  An¬ 
frage  soll  die  deutsche  Reichsregierung  zwingen,  sich  zwischen 
Österreich  und  Rußland  zu  entscheiden.  Gerade  das  aber  will 
Bismarck  auf  gar  keinen  Fall,  zumal  Deutschland  an  dem  rus¬ 
sisch-österreichischen  Streitobjekt,  dem  bevorstehenden  tür¬ 
kischen  Erbe  auf  dem  Balkan,  nicht  interessiert  ist.  Er  verfolgt 
vielmehr  eine  Gleichgewichtspolitik,  die  auf  die  eigene  Sicher¬ 
heit  und  Aufrechterhaltung  des  Friedenszustandes  in  Europa 
ausgerichtet  ist  (vgl.  14.  und  23.  Oktober  1876). 26 

14.  Oktober  1876 

Bismarck  diktiert  seinem  Sohn  Herbert  in  Varzin  seine  Gedan¬ 
ken  zur  deutschen  Orientpolitik.  Es  heißt  dort:  „Je  schwieriger 
die  Situation  sich  zuspitzt,  um  so  deutlicher  müssen  wir  meines 
Erachtens  uns  gegenwärtig  halten  und  in  unserer  diplomatischen 
Tätigkeit  zum  Ausdruck  bringen,  daß  unser  Hauptinteresse  nicht 
in  dieser  oder  jener  Gestaltung  der  Verhältnisse  des  türkischen 
Reiches  liegt,  sondern  in  der  Stellung,  in  welche  die  uns  befreun¬ 
deten  Mächte  zu  uns  und  untereinander  gebracht  werden.  Die 
Frage,  ob  wir  über  die  orientalischen  Wirren  mit  England,  mehr 
noch  mit  Österreich,  am  meisten  aber  mit  Rußland  in  dauernde 
Verstimmung  geraten,  ist  für  Deutschlands  Zukunft  unendlich  viel 
wichtiger,  als  alle  Verhältnisse  in  der  Türkei  zu  ihren  Untertanen 
und  zu  den  europäischen  Mächten  .  .  .  Ich  halte  es  für  nützlich, 
nicht  bloß  Rußland  an  den  Tag  zu  legen,  daß  die  Erinnerung 
an  mehr  als  hundertjährige  freundschaftliche  Beziehungen  zu 
Rußland  ein  stärkeres  Gewicht  hat,  als  die  Erwägung  dessen, 
was  in  der  Türkei  für  den  Augenblick  sachlich  das  zweckmäßigste 
sein  könnte.  Ich  will  damit  nicht  sagen,  daß  dieses  Axiom  unsere 
ganze  Zukunft  beherrschen  müsse,  ich  halte  aber  durch  unsere 
Interessen  für  geboten,  ihm  im  Augenblick  wenigstens  dadurch 
Ausdruck  zu  geben,  daß  wir  Rußlands  Verlegenheiten  nicht  er¬ 
schweren  . .  ,“27 
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23.  Oktober  1876 

Der  Staatssekretär  im  deutschen  Auswärtigen  Amt  von  Bülow 
leitet  dem  deutschen  Botschafter  in  Petersburg,  von  Schleinitz, 
die  Antwort  Bismarcks  auf  die  Anfrage  aus  Livadia  (vgl  .1.  Ok¬ 
tober  1876)  zu.  Darin  heißt  es:  .  .  Ob  ein  solcher  Krieg, 

namentlich  wenn  sich  Italien  und  Frankreich  an  ihm  beteiligen, 
nicht  Ergebnisse  haben  könnte,  die  uns  die  Pflicht  auferlegten, 
für  unsere  eigenen  Interessen  einzutreten,  das  läßt  sich  freilich 
nicht  Vorhersagen.  Unseren  Interessen  kann  es  nicht  entsprechen, 
durch  eine  Koalition  des  gesamten  übrigen  Europa,  wenn  das 
Glück  den  russischen  Waffen  ungünstig  wäre,  die  Machtstellung 
Rußlands  wesentlich  und  dauernd  geschädigt  zu  sehen;  ebenso 
tief  aber  würde  es  die  Interessen  Deutschlands  berühren,  wenn 
die  österreichische  Monarchie  in  ihrem  Bestände  als  europäische 
Macht  oder  in  ihrer  Unabhängigkeit  derart  gefährdet  würde, 
daß  einer  der  Faktoren,  mit  denen  wir  im  europäischen  Gleich¬ 
gewicht  zu  rechnen  haben,  für  die  Zukunft  auszufallen  droh¬ 
te  .  .  .“28 

31.  Oktober  1876 

Nach  achttägigen  Kämpfen  durchbricht  der  türkische  Befehls¬ 
haber  Abdul  Kerim  im  Tal  der  Morawa  die  Plauptlinie  der 
serbischen  Streitkräfte  Deligrad  —  Djunis  —  Kruschewatz,  läßt 
die  Festung  Alexinaz  stürmen  und  kämpft  sich  damit  den  Weg 
nach  Belgrad  frei.  Nunmehr  wird  „König“  Milan  (vgl.  16.  Sep¬ 
tember  1876)  die  europäischen  Mächte  um  Vermittlung  einer 
Waffenruhe  bitten.  Doch  hat  die  Pforte  keinen  Anlaß  mehr,  auf 
solche  Vorschläge  einzugehen  oder  gar  einer  Garantie  der 
Mächte  für  die  Durchführung  von  Reformen  im  europäischen 
Teil  der  Türkei  ihre  Zustimmung  zu  geben.2» 

Die  russische  Regierung  stellt  der  türkischen  ein  Ultimatum,  ent¬ 
weder  die  Feindseligkeiten  auf  dem  Balkan  für  die  Dauer  von 
zwei  Monaten  einzustellen  oder  sich  ab  sofort  auch  offiziell  mit 
dem  russischen  Reich  im  Kriegszustand  zu  befinden.  Daraufhin 
werden  das  Deutsche  Reich,  Großbritannien  und  Österreich- 
Ungarn  ihre  Botschafter  von  Konstantinopel  nach  Livadia  auf 
der  Krim  entsenden,  wo  die  russischen  Beschlüsse  gefaßt  werden 
(vgl.  1.  und  23.  Oktober  1876),  um  den  Ausbruch  des  Krieges 
zu  verhindern.  Sie  werden  ihn  nur  aufschieben  können.  Vgl. 
weiter  12.  Dezember  1876. 30 

6.  Dezember  1876 

In  den  USA  tritt  eine  Wahlkommission  zusammen  und  stimmt 
über  das  Ergebnis  der  Präsidentenwahlen  von  Anfang  Novem- 
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ber  ab.  Der  Kandidat  der  Republikaner,  Rutherford  B.  Hayes, 
erhält  185  Stimmen,  der  Kandidat  der  Demokraten,  Samuel 
J.  Tilden,  seit  zwei  Jahren  Gouverneur  von  New  York,  nur  184. 
Und  das,  obgleich  eine  Volksabstimmung  nach  dem  unentschie¬ 
denen  Wahlausgang  am  7.  November  eine  Mehrheit  für  Tilden 
erbracht  hat.  Der„Wille  des  Volkes“  ist  auch  in  diesem  Falle 
offensichtlich  eine  Frage  der  Auslegung  oder  der  Manipulation. 
Vgl.  auch  26.  Februar  1877.31 

12.  Dezember  1876 

Der  britische  Sonderbotschafter,  Marquis  von  Salisbury,  kann 
in  Konstantinopel  den  neuen  Großwesir  des  Sultans,  Midhat 
Pascha,  dazu  bewegen,  in  den  von  Zar  Alexander  geforderten 
zweimonatigen  Waffenstillstand  (vgl.  31.  Oktober  1876)  einzu¬ 
willigen.  Noch  am  selben  Tage  beginnen  die  europäischen  Bot¬ 
schafter  in  Konstantinopel  ihre  „Vorkonferenzen“  ohne  An¬ 
wesenheit  eines  türkischen  Bevollmächtigten  und  einigen  sich 
auf  eine  Reihe  von  Reformen,  die  in  den  türkischen  Provinzen 
Bosnien,  Herzegowina  und  in  Bulgarien  durchgeführt  werden 
sollen.  Eine  europäische  Sicherheitswache  in  Stärke  von  6000 
Mann  soll  dort  die  Aufsicht  übernehmen.  Das  ist  für  die  Pforte 
natürlich  unannehmbar.  Vgl.  weiter  23.  Dezember  1876.32 

23.  Dezember  1876 

In  Konstantinopel  verkündet  der  aus  200  osmanischen  Würden¬ 
trägern  bestehende  „Pfortenrat“  unter  Salutschüssen  eine  neue 
türkische  Verfassung  und  erklärt  gleichzeitig,  daß  nunmehr 
keiner  Provinz  ohne  Zustimmung  der  in  Kürze  einzuberufenden 
Nationalversammlung  eine  Sonderstellung  eingeräumt  werden 
könne,  wie  sie  in  den  Reform-Vorschlägen  der  Botschafter-Vor- 
konferenzen  (vgl.  12.  Dezember  1876)  für  Bosnien,  Herze¬ 
gowina  und  Bulgarien  vorgesehen  seien.  Damit  ist  die  Bot¬ 
schafterkonferenz  in  Konstantinopel  an  dem  Tage,  an  dem  sie 
ihre  eigentliche  Tätigkeit  aufnimmt,  bereits  gescheitert  und  Ruß¬ 
land  rüstet  neuerlich  zum  Kriege.33 
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1877 


12.  Januar  1877 

Bei  Bismarck  in  Berlin  finden  sich  Feldmarschall  Graf  Moltke 
und  Feldmarschall  Graf  Roon  ein.  Es  ist  das  erste  Mal  nach  dem 
Kriege  1870/71,  daß  diese  drei  Männer  zusammensitzen,  und 
man  erinnert  sich  an  das  letzte  Zusammensein  am  13.  Juli  1870, 
als  die  Emser  Depesche  eintraf  und  von  Bismarck  gekürzt  an  die 
Presse  weitergegeben  wurde.  Anschließend  wird  über  Rußland 
gesprochen,  das  sich  allseitig  zu  einem  friedlichen  Programm 
verpflichtet  habe  und  davon  nur  mit  Schwierigkeiten  loskommen 
könne.  Offensichtlich  fallen  dann  auch  bei  dieser  Gelegenheit 
jene  bezeichnenden  Äußerungen,  die  Moltkes  Neffe  und  Ad¬ 
jutant,  Graf  Kuno  Moltke,  später  überliefern  wird.  Bismarck 
spricht  von  den  großen  Erfolgen  und  wie  doch  manches  besser 
und  leichter  gegangen  wäre  und  einen  höheren  Flug  genommen 
habe,  als  sic  es  bei  ihrem  letzten  Beisammensein  hier  in  dem 
gleichen  Zimmer  des  Reichskanzlerpalais  zu  hoffen  gewagt  hät¬ 
ten.  „Aber  was“,  fährt  er  fort,  „bleibt  für  uns,  was  wird  nach 
solchen  Erfolgen,  nach  so  gewaltigen  Ereignissen  jetzt  uns  noch 
wert  erscheinen,  es  erleben  zu  dürfen?  Was  kann  uns  noch  zu 
einer  Lebensfreude  gereichen?“  Nach  einer  Pause  sagt  Moltke 
schlicht:  „Einen  Baum  wachsen  zu  sehen.“1 

15.  Januar  1877 

In  Budapest  schließt  Rußland  einen  Vertrag  mit  Österreich- 
Ungarn,  nachdem  es  nicht  gelungen  ist,  die  deutsche  Außen¬ 
politik  in  eine  anti-österreichische  Stellung  zu  drängen  (vgl.  1. 
und  23.  Oktober  1876).  Für  den  Fall  eines  russisch-türkischen 
Konfliktes  verpflichtet  sich  Österreich-Ungarn  zu  wohlwollen¬ 
der  Neutralität  und  erhält  dafür  das  Recht,  nach  einem  rus¬ 
sischen  Siege  über  die  Türkei  „den  Augenblick  für  die  Besetzung 
Bosniens  und  der  Herzegowina  durch  seine  Truppen  und  die  Art 
dieser  Besetzung“  zu  bestimmen.  Außerdem  grenzen  beide  ver¬ 
tragschließenden  Mächte  die  Bereiche  ihres  militärischen  Vor¬ 
gehens  auf  dem  Balkan  ab.  Serbien  und  Montenegro  sollen  für 
beide  Vertragspartner  unberührbar  bleiben,  außerdem  für  Öster¬ 
reich-Ungarn  Rumänien  und  Bulgarien,  für  Rußland  Bosnien 
und  die  Herzegowina.  Kommt  es  zu  einer  Auflösung  des  Os- 
manischen  Reiches,  so  soll  aus  dessen  europäischem  Erbe  kein  in 
sich  geschlossener,  großer  slawischer  oder  sonstiger  Staat,  son¬ 
dern  eine  Vielzahl  unabhängiger  Staaten  errichtet  werden,  wie 
z.  B.  Albanien,  Bulgarien,  das  restliche  Rumelien  u.  a.2 
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20.  Januar  1877 

In  Konstantinopel  scheitert  die  erste  einer  langen  Kette  von  Bot¬ 
schafter-Konferenzen  der  bei  der  Pforte  beglaubigten  Diplo¬ 
maten  der  Großmächte,  die  eine  fortgesetzte  Einmischung  in  die 
inneren  Angelegenheiten  des  Osmanischen  Reiches  darstellen, 
und  deren  Vorschläge  daher  vom  Sultan  ignoriert  oder  abgelehnt 
werden.  Den  Vorwand  zu  dieser  permanenten  Einmischung  gibt 
der  Anspruch  der  Mächte  auf  Schutz  der  christlichen  Untertanen 
des  Sultans  gegen  religiöse  Verfolgung  und  die  „Sorge“  um 
außenpolitische  Folgen  von  Unruhen  und  Aufständen  innerhalb 
des  türkischen  Hoheitsgebietes.  Nunmehr  ist  mit  der  ausdrück¬ 
lichen  Ablehnung  eines  Ultimatums  der  Botschafterkonferenz 
durch  den  Sultan,  das  u.  a.  eine  Beteiligung  der  „christlichen 
Mächte“  bei  der  Ernennung  von  Provinzstatthaltern  und  einen 
„internationalen  Überwachungsausschuß“  fordert,  auch  der  zu¬ 
vor  nochmals  zwei  Monate  verlängerte  Waffenstillstand  auf  dem 
Balkan  (vgl.  31.  Oktober  und  12.  Dezember  1876)  nicht  länger 
aufrecht  zu  erhalten.  Salisbury  erklärt  die  Botschafterkonferenz 
für  beendet  (vgl.  23.  Dezember  1876). 3 

26.  Februar  1877 

Demokraten  aus  den  Südstaaten  der  USA  erscheinen  zu  einem 
geheimgehaltenen  Treffen  mit  Republikanern  und  erklären  sich 
bereit,  diese  in  der  immer  noch  ungeklärten  Frage  der  Präsi¬ 
dentenwahl  vom  November  des  Vorjahres  (vgl.  6.  Dezember 
1876)  zugunsten  von  Hayes  zu  unterstützen.  Als  Gegenleistung 
wird  vereinbart,  daß  die  Truppen  der  Union,  die  vom  Sezes¬ 
sionskrieg  her  immer  noch  in  den  Südstaaten  stationiert  sind,  zu¬ 
rückgezogen  werden  sollen.  Bereits  tags  darauf  wird  die  Wahl¬ 
kommission  prompt  erklären,  daß  die  „Nachzählung“  zugunsten 
von  Hayes  ausgefallen  sei,  am  2.  März  wird  der  Kongreß  die 
Wahl  von  Hayes  bestätigen,  am  5.  März  wird  dieser  sein  Amt 
als  Nachfolger  von  Präsident  Grant  antreten  und  am  10.  April 
vereinbarungsgemäß  den  Rückzug  der  Unionstruppen  aus  den 
Südstaaten  anordnen.4 

31.  März  1877 

Im  Londoner  Protokoll  werden  die  Vorschläge  der  Botschafter¬ 
konferenz  in  Konstantinopel  (vgl.  20.  Januar  1877)  nochmals 
nach  einem  russischen  Entwurf,  dem  Großbritannien  zustimmt, 
niedergelegt  und  in  dieser  neuen  Form  abermals  der  Regierung 
des  Osmanischen  Reiches  übermittelt.  Es  werden  darin  Reformen 
nahegelegt,  die  angeblich  die  Selbständigkeitsbestrebungen  in 
den  europäischen  Außenbezirken  des  Osmanischen  Reiches  be- 
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schwichtigen  sollen,  tatsächlich  aber  nur  geeignet  sind,  diese  Be¬ 
strebungen  zu  fördern.  Die  Pforte  wird  daher  das  Londoner  Pro¬ 
tokoll  im  Vertrauen  auf  britische  Hilfe  ablehnen,  was  wiederum 
Zar  Alexander  II.  veranlassen  wird  zu  intervenieren  (vgl.  24. 
April  1877).5 

10.  April  1877 

In  Konstantinopel  teilt  Savfet  Pascha  den  Vertretern  der  euro¬ 
päischen  Großmächte  mit,  die  türkische  Regierung  könne  das 
Londoner  Protokoll  vom  31.  März  (vgl.  dort),  an  dessen  Zu¬ 
standekommen  sie  nicht  beteiligt  gewesen  sei,  nicht  annehmen, 
da  es  ihre  Würde  beeinträchtige.  Sie  sei  zum  Friedensschluß  mit 
Montenegro  und  zur  Ausführung  der  bekannten  Reformen  im 
ganzen  Osmanischen  Reiche  bereit.  Auch  die  Abrüstung  sei  ihr 
erwünscht,  sofern  auch  Rußland  sich  derselben  Maßnahme  unter¬ 
zöge.  Eme  Überwachung  der  türkischen  Abrüstung  durch  Bot¬ 
schafter  und  Konsuln  dagegen  sei  vertragswidrig  und  daher  un¬ 
annehmbar.  Am  selben  Tage  lehnt  das  türkische  Abgeordneten¬ 
haus  eine  Gebietsabtretung  an  Montenegro  grundsätzlich  ab.  Die 
türkische  Regierung  rechnet  offensichtlich  mit  der  unmittelbar 
bevorstehenden  Eröffnung  der  Feindseligkeiten  von  seiten  Ruß¬ 
lands,  hofft  aber  auf  britische  Unterstützung.  Kaiser  Wilhelm  I. 
wird  vier  Tage  darauf  notieren:  „Das  türkische  Zirkular  macht 
den  Eindruck,  als  wenn  ein  zivilisierter  Staat,  unschuldig  an¬ 
geklagt,  sich  verteidigt.  Man  könnte  somit  vergessen,  daß  die 
unzivilisierte  Türkei  durch  ihre  Jahrhundertelange  Unterdrük- 
kung  ihrer  christlichen  Untertanen  diese  zum  Aufstande  ge¬ 
zwungen  hatte.  Die  6  Großmächte  erkannten  diesen  Aufstand 
an,  intervenierten  1  Vs  Jahr  zu  Gunsten  der  Christen,  werden  in 
allen  Punkten  von  der  Türkei  zurückgewiesen,  und  —  Europa 
sdiweigt.  Da  muß  sich  die  Türkei  in  ihrem  Rechte  fühlen  !  !  ! 

Wilhelm  14.  4.  77“6 


24.  April  1877 

Zar  Alexander  II.  von  Rußland  tritt  auf  der  Seite  Serbiens  in 
den  serbisch-türkischen  Krieg  ein,  nachdem  die  Pforte  das  Lon¬ 
doner  Protokoll  vom  31.  März  1877  (vgl.  dort)  im  Vertrauen 
auf  britische  Hilfe  abgelehnt  hat.  Der  Zar  erklärt,  er  handle  als 
„Mandatar  Europas“  und  beabsichtige,  den  „unerträglichen  Zu¬ 
ständen  ein  Ende  zu  machen“.  Daß  die  inneren  Verhältnisse  im 
Osmanischen  Reich  auch  für  die  Untertanen  des  Sultans  „uner¬ 
träglich“  sind  und  nicht  nur  für  außenstehende  Beobachter, 
glaubt  man  aus  den  sich  wiederholenden  Unruhen  und  Erhebun¬ 
gen  gegen  die  türkische  Oberherrschaft  in  den  europäischen  Be¬ 
sitzungen  des  Sultans  schließen  zu  dürfen.  Vor  allem  aber  er- 
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scheint  es  dem  Zaren  unerträglich,  daß  dort  zahlreiche  Christen 
unter  einer  strenggläubig  mohammedanischen  Regierung  zu  leben 
gezwungen  sind.  Seinen  Beratern  dürfte  es  bei  der  militärischen 
Hilfe  für  Serbien  auch  um  panslawistische  Ziele  gehen,  und 
hinter  allem  steht  das  alte  russische  Streben  nach  freier  Durch¬ 
fahrt  durch  die  Dardanellen.7 

1.  Mai  1877 

Kaiser  Wilhelm  I.  besucht  in  Begleitung  des  Kronprinzen  und 
des  Chefs  des  Generalstabes,  des  Grafen  von  Moltke,  die  Reichs¬ 
lande  Elsaß-Lothringen.  Er  wird  sich  insbesondere  in  Straßburg 
und  Metz  aufhalten.  Dorthin  wird  ihm  der  französische  Außen¬ 
minister,  der  Herzog  Decazes,  den  nachmaligen  französischen 
Botschafter  in  Berlin,  den  Vicomte  de  Gontaut-Biron,  entgegen¬ 
senden,  um  den  Kaiser  an  der  Grenze  zu  begrüßen  und  ausdrück¬ 
lich  der  friedlichen  Absichten  der  französischen  Regierung  zu 
versichern.  Bei  diesem  Gespräch  wird  sich  der  Kaiser  kritisch 
über  die  britische  Haltung  im  russisch-türkischen  Konflikt  äußern 
(vgl.  6.  Mai  1877).  Der  Vicomte  de  Gontaut  oder  der  Herzog 
Decazes  werden  diese  Äußerung  Wilhelms  I.  entstellt  weiterver¬ 
breiten,  um  in  Großbritannien  und  auch  in  Österreich  Mißtrauen 
zu  erwecken.  Vgl.  15.  Mai  1877.® 

6.  Mai  1877 

Die  britische  Regierung  antwortet  auf  die  russische  Zirkular- 
Depesche,  mit  welcher  der  Zar  seinen  Kriegseintritt  gegen  die 
Türkei  begründet  (vgl.  24.  April  1877)  mit  der  Erklärung,  sie 
werde  zwar  ihre  Neutralität  fortsetzen,  solange  es  sich  lediglich 
um  türkische  Interessen  handle,  doch  könnten  in  dem  russisch¬ 
türkischen  Kriege  auch  Interessen  in  Gefahr  geraten,  die  Eng¬ 
land  zu  verteidigen  ebenso  verpflichtet  wie  entschlossen  sei.  Da¬ 
mit  sind  insbesondere  die  Dardanellen  gemeint.  Kaiser  Wil¬ 
helm  I.  wird  wenige  Tage  später  gegenüber  dem  französischen 
Vicomte  de  Gontaut-Biron  (vgl.  1.  Mai  1877)  eine  kritische  An¬ 
merkung  zu  dieser  britischen  Antwort  machen.  Vgl.  weiter  15. 
Mai  1877.« 

12.  Mai  1877 

In  Südafrika  annektiert  Großbritannien  den  Burenstaat  Trans¬ 
vaal,  der  sich  alleine  nicht  gegen  die  Zulus  unter  ihrem  König 
Cetewayo  zu  behaupten  vermag  und  auch  im  Inneren  wenig 
gefestigt  ist.  Die  Annexion  erfolgt  unter  der  Zusage,  die  Unab¬ 
hängigkeit  Transvaals  wieder  herzustellen,  sobald  Cetewayo 
endgültig  geschlagen  ist.  Diese  Zusage  wird  Großbritannien  nach 
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dem  4.  Juli  1879  (vgl.  dort)  nicht  einhalten  und  damit  den 
Burenaufstand  von  1880  auslösen,  der  Transvaal  vorübergehend 
wieder  zur  Unabhängigkeit  verhelfen  wird.  Vgl.  27.  Februar 
1881,  3.  August  1881. 10 

15.  Mai  1877 

Der  Sohn  des  deutschen  Reichskanzlers,  Graf  Herbert  von  Bis¬ 
marck,  schreibt  von  Friedrichsruh  aus  an  den  Staatssekretär  des 
Auswärtigen  Amtes  von  Bülow  mit  Bezug  auf  die  Meldungen 
aus  London  über  das  Gespräch  Kaiser  Wilhelms  I.  mit  dem 
Vicomte  de  Gontaut-Biron  (vgl.  1.  und  6.  Mai  1877):  „.  .  .  bittet 
der  Reichskanzler  Eure  Exzellenz,  Seiner  Majestät  in  ehrerbie¬ 
tiger  Form  vorstellen  zu  wollen,  daß  es  ihm  [dem  Reichskanzler] 
unmöglich  wäre,  die  Verantwortung  für  eine  Politik  zu  tragen, 
die  nicht  die  seine  wäre  und  auf  deren  Gang  er  keinen  Einfluß 
auszuüben  vermöchte.  Wenn  die  auswärtige  Politik  so  rein  per¬ 
sönlich  betrieben  würde,  so  könnte  er  sich  nicht  mehr  dabei  be¬ 
teiligen.  Bei  solchem  Geschäftsbetrieb  fiele  seine  Gesundheit  den 
dabei  unvermeidlichen  Sorgen  ganz  zum  Opfer,  und  es  bliebe 
ihm  nichts  übrig  als  sein  Abschiedsgesuch  zu  erneuern.“  (Der 
Kanzler  steht  zu  dieser  Zeit  im  62.,  der  Kaiser  im  80.  Lebens¬ 
jahr.)  Tags  darauf  wird  von  Bülow  dem  greisen  Monarchen 
mündlichen  Vortrag  halten  und  wieder  einen  Tag  später  dem 
Kanzler  darüber  berichten:  „Nachdem  ...  ich  aber  eindring¬ 
licher  darauf  zurückkam,  wurde  das  Gespräch  lebhafter  —  d.  h. 
von  seiten  seiner  Majestät  —  als  mir  in  der  Praxis  vorgekommen. 
Namentlich  meine  Bemerkungen  über  die  Notwendigkeit,  Zeu¬ 
gen  beizubringen  und  in  Briefen,  Telegrammen  und  politischen 
Äußerungen  dem  verantwortlichen  Ratgeber  nicht  vorzugreifen, 
riefen  sehr  lebhafte  Verwahrungen  hervor.  Briefe  schreibe  er  nie 
ohne  Euer  Durchlaucht  [Bismarcks]  Wissen  —  aber  den  münd¬ 
lichen  Verkehr  mit  Fremden  könne  sich  kein  Monarch  ein¬ 
schränken  lassen  a):  Eure  Durchlaucht  wüßten  auch  sehr  gut,  daß 
er  [der  Kaiser]  in  diesem  Verkehr  immer  vorsichtig,  und  daß  er 
jedenfalls  sein  langes  Leben  treu  und  zuverlässig  gewesen  b).  Was 
die  Sache  selbst  anging,  so  war  es  ganz  unmöglich,  Seine  Majestät 
zu  überzeugen,  daß  ein  gewisser  Tadel  der  englischen  Haltung 
nicht  berechtigt  sei  c)  .  .  .“ 

Bismarcks  Randbemerkungen  zu  diesem  Bericht  Bülows  sind: 
a)  „doch,  durch  die  Staats-Raison“;  b)  „früher,  ja“;  c)  „und 
wenn  er  es  wäre,  sind  wir  berufen?  Ist  er  für  Deutschland  för¬ 
derlich?“  —  (Doch  ist  dieser  Kummer  Bismarcks  mit  seinem 
Kaiser  ein  Nichts  gegenüber  dem,  was  er  mit  Wilhelm  II.  er¬ 
leben  wird.)11 
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16.  Mai  1877 

In  Frankreich  nötigt  der  Staatspräsident  Marschall  Mac  Mahon 
durch  brüskes  Vorgehen  die  Regierung  des  Ministerpräsidenten 
Jules  Simon  zum  Rücktritt.  Zwei  Tage  später  wird  ein  neues  Ka¬ 
binett  unter  dem  Fierzog  de  Broglie  gebildet  und  beide  Kam¬ 
mern  auf  einen  Monat  vertagt  werden.  Man  faßt  das  Vorgehen 
Mac  Mahons  als  einen  „Staatsstreich“  auf  und  führt  es  auf  die 
Ermutigung  zurück,  die  der  Vicomte  de  Gontaut-Biron  aus 
Metz  heimgebracht  habe.  Doch  hat  sich  der  deutsche  Kaiser  dort 
(vgl.  1.  und  15.  Mai  1877)  nicht  über  die  inneren  Verhältnisse 
Frankreichs  geäußert.12 

22.  Mai  1877 

In  Rumänien  erklärt  Fürst  Carol  (vgl.  22.  Mai  1866)  im  Ein¬ 
verständnis  mit  der  Nationalversammlung  genau  elf  Jahre  nach 
seiner  Thronbesteigung  sich  und  sein  Land  für  unabhängig.  Zwei 
Monate  später  wird  er  an  der  Spitze  der  rumänischen  Streit¬ 
kräfte  den  Russen  im  Kampf  gegen  seinen  bisherigen  Lehns¬ 
herren,  den  Sultan,  nach  Bulgarien  zu  Hilfe  eilen,  obgleich  diese 
ein  von  Rumänien  angebotenes  Militärbündnis  zunächst  höhnisch 
zurückgewiesen  haben,  bis  Osman  Nuri  Pascha  ihre  Angriffe 
auf  Plewna  (am  27.  Juli  1877)  blutig  zurückschlägt.  Im  Juli 
1878  wird  der  Berliner  Kongreß  die  Unabhängigkeit  Rumäniens 
anerkennen.13. 

15. Juni  1877 

In  Bad  Kissingen  diktiert  Bismarck  seine  Gedanken  zur  Außen¬ 
politik,  wie  sie  seinen  Entscheidungen  bis  zum  Jahre  1890  zu 
Grunde  liegen  werden.  Es  heißt  dort  u.  a. :„....  idh  halte  es  in 
unserem  Interesse  und  für  unsere  Zukunft  [für]  eine  nützliche 
Gestaltung,  einen  Ausgleich  zwischen  England  und  Rußland  zu 
fördern,  der  ähnliche  gute  Beziehungen  zwischen  beiden,  wie  im 
Beginn  dieses  Jahrhunderts,  und  demnächst  Freundschaft  beider 
mit  uns  in  Aussicht  stellt.  Ein  solches  Ziel  bleibt  vielleicht  un¬ 
erreicht,  aber  wissen  kann  man  das  auch  nicht  ...  ich  hätte 
,le  cauchemar  des  coalitions' ;  diese  Art  Alb  wird  für  einen  deut¬ 
schen  Minister  noch  lange,  und  vielleicht  immer  ein  sehr  berech¬ 
tigter  bleiben.  Koalitionen  gegen  uns  können  auf  westmächt- 
licher  Basis  mit  Zutritt  Österreichs  sich  bilden,  gefährlicher  viel¬ 
leicht  noch  auf  russisch-österreichisch-französischer;  eine  große 
Intimität  zwischen  zweien  der  3  letztgenannten  Mächte  würde 
der  dritten  unter  ihnen  jederzeit  das  Mittel  zu  einem  sehr  emp¬ 
findlichen  Drucke  auf  uns  bieten.  In  der  Sorge  vor  diesen  Even¬ 
tualitäten,  nicht  sofort,  aber  im  Laufe  der  Jahre,  würde  ich  als 


294 


wünschenswerte  Ergebnisse  der  orientalischen  Krisis  für  uns  an- 
sehen:  1.  Gravitierung  der  russischen  und  der  österreichischen 
Interessen  und  gegenseitigen  Rivalitäten  nach  Osten  hin,  2.  der 
Anlaß  für  Rußland,  eine  starke  Defensivstellung  im  Orient  und 
an  seinen  Küsten  zu  nehmen,  und  unseres  Bündnisses  zu  bedür¬ 
fen,  3.  für  England  und  Rußland  ein  befriedigender  Status  quo, 
der  ihnen  dasselbe  Interesse  an  Erhaltung  des  Bestehenden  gibt, 
welches  wir  haben,  4.  Loslösung  Englands  von  dem  uns  feindlich 
bleibenden  Frankreich  wegen  Ägyptens  und  des  Mittelmeeres, 
5.  Beziehungen  zwischen  Rußland  und  Österreich,  welche  es  bei¬ 
den  schwierig  machen,  die  antideutsche  Konspiration  gegen  uns 
gemeinsam  herzustellen,  zu  welcher  zentralistische  oder  klerikale 
Elemente  in  Österreich  etwa  geneigt  sein  möchten  .  . . 

Wenn  ich  arbeitsfähig  wäre,  könnte  ich  das  Bild  vervollstän¬ 
digen  und  feiner  ausarbeiten,  welches  mir  vorschwebt:  nicht  das 
irgendeines  Ländererwerbs,  sondern  das  einer  politischen  Ge¬ 
samtsituation,  in  welcher  alle  Mächte  außer  Frankreich  unser  be¬ 
dürfen  und  von  Koalitionen  gegen  uns  durch  ihre  Beziehungen 
zueinander  nach  Möglichkeit  abgehalten  werden.“14 

21,  Juli  1877 

In  den  USA  geht  Militär  gegen  die  Eisenbahnarbeiter  vor,  die 
bereits  seit  dem  14.  Juli  durch  ihren  Generalstreik  den  Eisen¬ 
bahnverkehr  im  gesamten  Bundesgebiet  zum  Erliegen  bringen. 
Tags  zuvor  hat  dieser  Streik  die  Form  eines  allgemeinen  Auf¬ 
ruhrs  angenommen,  der  von  den  Camps  der  Streckenarbeiter 
seinen  Ausgang  nahm.  Der  Mißbrauch  der  Bahnlinien  als  Spe¬ 
kulationsobjekt  der  Hochfinanz  (vgl.  10.  Mai  1869)  hat  zu 
Lohnkürzungen  geführt.  Binnen  einer  Woche  wird  die  Armee 
den  Streik  niedergeworfen  haben.  Der  Kurs  der  Bahnaktien  wird 
wieder  steigen.15 

30.  Juli  1877 

Der  russische  General  Krüdener  versucht  vergeblich,  die  tür¬ 
kischen  Streitkräfte  unter  Osman  Nuri  Pascha  aus  ihren  befestig¬ 
ten  Stellungen  um  Plewna  in  Bulgarien  zu  werfen  und  sich  der 
Stadt  zu  bemächtigen.  Nachdem  er  ein  Sechstel  seiner  Truppen, 
etwa  8000  Tote  und  Verwundete,  auf  dem  Schlachtfeld  verloren 
hat,  muß  er  sich  zurückziehen.  Der  russische  Oberkomman¬ 
dierende,  Großfürst  Nikolaus,  wird  tags  darauf  sein  Haupt¬ 
quartier  nach  Gornji-Studen,  wo  am  13.  August  auch  Zar 
Alexander  II.  eintreffen  wird  und  dem  Kampf  um  Plewna 
durch  seine  Gegenwart  besondere  Bedeutung  verleiht,  ver¬ 
legen.16 
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5.  September  1877 

Tashunka  Witko  (Crazy  Horse),  der  Siouxhäuptling,  der  US- 
Streitkräfte  am  Rosebud  River  und  am  Little  Bighorn  geschlagen 
hat  (vgl.  17.  und  25.  Juni  1876),  wird  im  Fort  Robinson  (Nord- 
west-Nebraska),  in  dem  sich  General  Crook  aufhält,  auf  Befehl 
ermordet.  Crook  hat  ihn  durch  das  Versprechen  einer  eigenen 
Reservation  am  Powder  River  anlocken  lassen.  Da  seine  seit 
dem  Sommer  1876  flüchtenden  Sioux  am  Verhungern  sind,  ist  er 
gekommen  und  Crook  hat  ihn  verhaften  lassen.  Seine  Leiche 
wird  seinen  Eltern  übergeben  werden,  die  sein  Herz  aufbewah¬ 
ren  und  am  Chankpe  Opi  Wakpala  (Wounded  Knee),  „an  der 
Biegung  des  Flusses“  (South  Dakota)  begraben  werden.  Gleich¬ 
zeitig  wird  die  Sioux-Reservation  in  Nebraska  geräumt  und  in 
einem  von  Militär  bewachten  Elendszug  nordostwärts  in  ein  un¬ 
fruchtbares  Gebiet  am  Missouri  verlegt  werden.17 

noch  September  1877 

In  Armenien  gelingt  es  den  türkischen  Truppen,  die  Städte  Kars 
und  Batum  erfolgreich  gegen  die  russischen  Angriffe  zu  ver¬ 
teidigen.  Der  russische  General  Tergukassow  muß  sogar  das  be¬ 
reits  genommene  Bajasid  wieder  räumen.  Ein  Aufstand  der 
mohammedanischen  Stämme  in  Abchasien  und  Daghestan  zwingt 
ihn,  seine  Truppen  zur  russischen  Grenze  zurückzuführen  und 
Verstärkungen  abzuwarten.  Aber  Mitte  Oktober  wird  er  seine 
kaukasische  Armee  wieder  nach  Armenien  hineinführen.  Vgl. 
15.  Oktober  1877.18 

15.  Oktober  1877 

Vor  der  Stadt  Erzerum  in  Armenien  vernichtet  die  russische 
Kaukasusarmee  unter  General  Tergukassow  (vgl.:  noch  Sep¬ 
tember  1877)  nahezu  die  gesamte  Armee  Mukhtars.  Einen  Mo¬ 
nat  später,  am  17.  und  18.  November,  wird  sie  die  Festung  Kars 
erstürmen  und  17  000  Mann,  darunter  2  Paschas  und  800  Of¬ 
fiziere,  gefangen  nehmen.  Der  russische  Statthalter  von  Tiflis, 
Großfürst  Michael,  wird  seinen  Einzug  in  Kars  halten,  das  eben¬ 
so  wie  Batum  durch  den  Berliner  Kongreß  1878  endgültig  Ruß¬ 
land  zugesprochen  werden  wird.19 

17.  Oktober  1877 

In  den  USA  erlangt  die  Pennsylvania  Railroad  Company  durch 
einen  Vertrag  mit  Rockefellers  Standard  Oil  Company  nahezu 
ein  Monopol  für  den  Transport  von  Erdöl.  Derartige  Verträge 
fördern  die  Vertrustung  des  amerikanischen  Wirtschaftslebens 
und  bringen  es  in  zunehmende  Abhängigkeit  von  einigen  we- 
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nigen  beherrschenden  Großbanken.  Diese  sind  an  der  Produk¬ 
tion  nur  noch  insoweit  interessiert,  wie  sie  Produktionsstätten 
und  Erzeugnisse  der  Produktion  als  Spekulationsobjekt  miß¬ 
brauchen  können.  Die  Wirtschaft  pervertiert.20 


31.  Oktober  1877 

Im  Kampf  um  Plewna  vertreibt  der  russische  General  Gurko 
bei  Gornji  Dubnik  die  türkische  Armee  Suleiman  Paschas,  die 
bis  dahin  zwischen  Plewna  und  Sofia  die  Verbindung  aufrecht 
erhalten  hat,  aus  ihren  Stellungen.  Damit  ist  Plewna  vollständig 
abgeschnitten.  Zuvor  hat  General  Totleben  im  russischen  Gene¬ 
ralstab  durchgesetzt,  daß  der  Kampf  um  Plewna  nicht  länger  als 
Angriffskrieg,  sondern  als  Belagerungskrieg  weitergeführt  wird. 
Neun  Tage  später  wird  General  Skobelew  im  Süden  der  Stadt 
den  „Grünen  Hügel“  besetzen  und  den  Belagerungsring  damit 
enger  ziehen.  Vgl.  10.  Dezember  1877.21 

November  1877 

In  Moskau  endet  der  mehrjährige  Prozeß  gegen  die  Mörder  des 
Studenten  Iwanow  (vgl.  21.  November  1869)  und  ihre  revolu¬ 
tionären  Hintermänner  mit  einer  Reihe  von  Todes-,  Zwangs- 
arbeits-  und  Verbannungsurteilen.  Aber  die  Verurteilten  werden 
durch  die  agitatorische  Redekunst  ihrer  Verteidiger  vor  Gericht 
„mit  der  Aureole  der  Märtyrerschaft“  umgeben.  Eine  breite 
Schicht  von  Intellektuellen  und  Halbgebildeten  sympathisiert 
mit  ihnen,  fasziniert  durch  die  anarchistisch-nihilistische  Atmo¬ 
sphäre,  die  der  Geheimbund  um  sich  verbreitet,  vor  hundert 
Jahren  in  Rußland  nicht  anders  als  heute  bei  uns.  Die  „Lust  am 
Untergang“  ist  ein  untrügliches  Zeichen  der  Degeneration.22 


10.  Dezember  1877 

Im  russisch-türkischen  Krieg  (vgl.  24.  April  1877)  wird  die 
Festung  Plewna  (Pleven  in  Nordbulgarien)  von  russischen  Streit¬ 
kräften  genommen.  Auch  der  von  den  Türken  monatelang  zäh 
umkämpfte  Sdiipka-Paß  mußte  endgültig  aufgegeben  werden. 
Obgleich  damit  am  Ausgang  des  Kampfes  kein  Zweifel  mehr 
möglich  ist,  geben  die  Türken  noch  nicht  auf  und  verteidigen  sich 
noch  den  Januar  und  Februar  1878  hindurch  vor  den  Toren  von 
Konstantinopel,  nachdem  am  20.  Januar  Adrianopel  zum  zwei¬ 
ten  Mal  von  den  Russen  erobert  sein  wird.  Vgl.  auch  3.  März 
18  78. 2:1 
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noch  1877  (ohne  nähere  Datierung) 

In  Japan  schlagen  kaiserliche  Truppen  eine  letzte  Erhebung  der 
Anhänger  des  Shogunats  (vgl.  4.  Januar  1868),  der  Dynastie 
Tokugawa,  und  des  mittelalterlichen  Feudalsystems  nieder  und 
beenden  damit  den  seit  dem  Regierungsantritt  des  Kaisers 
Mutsuhito  schwelenden  „südwestlichen  Bürgerkrieg“.  Nunmehr 
ist  der  Weg  frei  für  die  Durchführung  des  kaiserlichen  Reform¬ 
programms  mit  dem  konsequent  verfolgten  Ziel,  Japan  den  ihm 
zukommenden  Platz  unter  den  Großmächten  zu  erringen,  nicht 
zuletzt  auch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht. 

In  Neapel  gründet  der  Republikaner  M.  R.  Imbriani  eine  Ver¬ 
einigung  „Italia  irredenta“  (Unerlöstes  Italien),  die  im  Wider¬ 
spruch  zur  offiziellen  italienischen  Außenpolitik  im  Sinne  Maz- 
zinis  (vgl.  25.  August  1866)  für  den  Anschluß  Südtirols,  Istriens 
und  Triests  an  Italien  agitiert.  Sie  wird  sich,  auch  von  Garibaldi 
unterstützt,  rasch  ausbreiten  und  in  allen  größeren  Städten  des 
Königreiches  Zweigkomitees  errichten,  auch  zu  oppositionellen 
Kreisen,  meist  republikanischer  Richtung,  in  den  Irredenta¬ 
gebieten  Verbindungen  pflegen. 
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9.  Januar  1878 

Nach  kurzer  schwerer  Krankheit  stirbt  in  Rom  König  Victor 
Emanuel,  der  „re  galantuomo“,  Schöpfer  und  Vollender  des  ein¬ 
heitlichen  Königreichs  Italien.  Sein  Leichenbegängnis  acht  Tage 
darauf  wird  sich  zu  einer  nationalen  Trauerfeier  gestalten,  an 
der  fast  die  gesamte  Bevölkerung  lebhaften  Anteil  nimmt.  Dem 
Verstorbenen  folgt  sein  Sohn  als  König  Humbert  I.  auf  den 
Thron.  Er  wird  den  ständigen  Streit  der  Parteien,  der  das 
junge  Staatswesen  nicht  zur  Ruhe  kommen  läßt  und  die  kenn¬ 
zeichnenden  häufigen  Regierungswechsel  zur  Folge  hat,  nicht 
überbrücken  können.1 

13.  Januar  1878 

Der  britische  Botschafter  in  Konstantinopel,  Layard,  erhält  von 
seiner  Regierung  Anweisung,  er  möge  der  Pforte  raten,  mit  Ruß¬ 
land  Frieden  zu  schließen,  so  gut  sie  es  könne.  Großbritannien 
behalte  sich  für  später  vor,  seine  Interessen  zu  wahren.  Zuvor 
hat  Layard  wochenlang  der  türkischen  Regierung  vorgespiegelt, 
Großbritannien  werde  es  als  eine  Beleidigung  ansehen,  daß  Ruß¬ 
land  nicht  eine  einfache  Waffenruhe,  sondern  den  Waffenstill¬ 
stand  mit  Friedenspräliminarien  verlange.  Die  Türkei  hat  im 
Vertrauen  auf  diese  Zusicherung  Layards  —  sehr  zu  ihrem  Scha¬ 
den  —  den  Beginn  der  Verhandlungen  mit  dem  russischen  Sieger 
von  Tag  zu  Tag  hinausgeschoben.  Nun  heißt  es  plötzlich,  sie 
möge  Frieden  machen,  so  gut  sie  könne.2 

15.  Januar  1878 

Der  österreichisch-ungarische  Außenminister,  Graf  Andrdssy, 
setzt  dem  russischen  Reichskanzler,  dem  Fürsten  Gortschakow, 
auseinander,  daß  durch  russisch-türkische  Präliminarien  (Vor¬ 
friedensverhandlungen)  einer  möglichen  Einflußnahme  Öster¬ 
reich-Ungarns  auf  den  endgültigen  Friedensvertrag  vorgegriffen 
und  dieses  damit  aus  dem  Spiel  gebracht  würde.  Er  beschwört 
den  Fürsten,  keine  vollendeten  Tatsachen  zu  schaffen,  deren  Aus¬ 
wirkungen  man  nicht  stillschweigend  hinnehmen  könne.  Gor¬ 
tschakow  wird  zwei  Tage  später  dem  österreichischen  Botschaf¬ 
ter  in  Petersburg,  dem  Baron  Langenau ,  versichern,  die  Präli¬ 
minarien  würden  nur  allgemein  grundsätzlicher  Natur  sein.  Das¬ 
selbe  wird  auch  der  russische  Botschafter  in  Wien,  von  Nowikow 
versichern.  Tatsächlich  aber  wird  eine  Woche  darauf  die  Pforte 
unter  der  Drohung  des  russischen  Einmarsches  in  Konstantinopel 
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sich  in  Kasanlik,  im  Hauptquartier  des  Großfürsten  Nikolaus, 
auf  Präliminarien  einlassen,  in  denen  bereits  alle  konkreten  Frie¬ 
densbedingungen  wie  z.  B.  die  Vergrößerung  Bulgariens,  die 
Abtretung  der  Dobrudscha  usw.  vorweggenommen  werden.  Vgl. 
28.  Januar  1878.3 

20.  Januar  1878 

Fürst  Bismarck  läßt  das  deutsche  Auswärtige  Amt  dahingehend 
instruieren,  den  Wunsch  des  türkischen  Botschafters  in  Berlin, 
Sadullah- Bey,  abschlägig  zu  bescheiden,  die  deutsche  Reichs¬ 
regierung  möge  sich  beim  Zaren  Alexander  für  gemäßigte  Frie- 
densbedingungen  verwenden.  Der  Reichskanzler  sieht  in  einem 
solchen  Schritt  bereits  ein  Heraustreten  aus  der  strikten  Neu¬ 
tralität,  das  mit  Sicherheit  eine  Verstimmung  des  russischen 
Nachbarn  zur  Folge  haben  würde.  Allerdings  wird  diese  Ver¬ 
stimmung,  wie  sich  im  darauffolgenden  Jahr  zeigen  wird,  ohne¬ 
hin  nicht  zu  umgehen  sein.4 

28.  Januar  1878 

Nach  dem  Bekanntwerden  der  russisch-türkischen  Präliminarien 
von  Kasanlik  (vgl.  15.  Januar  1878)  wird  der  österreichisch¬ 
ungarische  Außenminister  Andrdssy  in  Petersburg  vorstellig,  ver¬ 
langt  eine  europäische  Konferenz  und  läßt  gleichzeitig  in  Berlin 
erklären:  „.  .  .  ,  daß  die  Türkei  [zwar]  auf  ihre  eigenen  Rechte 
verzichten  konnte,  wir  daher  die  Gültigkeit  der  Abmachungen 
[von  Kasanlik]  für  die  Pforte  nicht  in  Frage  stellen,  daß  aber 
europäische  Verträge  durch  einzelne  Mächte  nicht  gelöst  wer¬ 
den  können,  und  daß  wir  die  der  Pforte  aufgezwungenen  Kon¬ 
ditionen  [Bedingungen],  sofern  sie  unsere  Interessen  als  Nachbar¬ 
staat  und  unser  Recht  als  Signatarmacht  berühren,  als  für  uns 
nichtig  betrachten,  bis  wir  in  der  Lage  gewesen  sind,  unser 
gleidiberechtigtes  Votum  bei  Neukreierung  der  Zustände  geltend 
zu  machen  .  .  .  Indem  wir  diese  Erklärung  abgeben,  sehen  wir 
zur  Lösung  nur  die  Alternative:  Konflikt  mit  Rußland  oder 
Konferenz.  Die  russischen  Präliminarien  [mit  der  Türkei]  lassen 
uns  als  übergangen  und  düpiert  erscheinen.  Die  Konferenz  ist 
notwendig,  um  die  Schädigung  unseres  Ansehens  vor  der  öffent¬ 
lichen  Meinung  zu  sanieren  .  .  .  Wir  werden  daher  die  Auffor¬ 
derung  zu  einer  Konferenz  an  die  Mächte,  in  erster  Linie  an 
Rußland  richten.  Was  den  Ort  betrifft,  so  kenne  ich  nur  zwei 
Städte,  wo  dieselbe  tagen  könnte:  Berlin  und  Wien.  Gegen  Ber¬ 
lin  spricht  der  Umstand,  daß  Deutschland  daselbst  sehr  pronon- 
ciert  [betont]  gegen  die  russischen  Ansprüche  auftreten  müßte, 
um  nicht  vor  der  öffentlichen  Meinung  wenigstens  von  öster- 
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reich-Ungarn  und  möglicherweise  von  England  den  Schein  zu 
haben,  als  hätte  die  deutsche  Regierung  die  Rolle  übernommen, 
durch  die  Einsetzung  ihres  ganzen  Ansehens  die  Punkte  von 
Kasanlik  durchzuführen.  In  Wien  brauchte  die  Elaltung  Deutsch¬ 
lands  weniger  hervorzutreten,  weil  die  Tatsache,  daß  die  Kon¬ 
ferenz  hier  stattfände,  als  Rücksicht  auf  unsere  Wünsche  ge¬ 
deutet  würde.  Fürst  Bismarck  kennt  meine  Repugnanz  [Wider¬ 
willen]  gegen  eine  Konferenzarbeit;  er  wird  überzeugt  sein,  daß 
mich  nur  die  Überzeugung  leitet,  daß  dies  der  einzige  Weg  ist, 
um  einen  Konflikt  zu  vermeiden  und  die  Würde  und  Interessen 
der  Monarchie  zu  wahren  .  .  .“  Aber  bereits  tags  darauf  wird 
Fürst  Bismarck  seiner  deutlichen  Abneigung  gegen  diesen  Kon¬ 
ferenzplan  Andrässys  Ausdruck  verleihen.  In  einem  Handschrei¬ 
ben  seines  Sohnes  Herbert  an  von  Bülow  im  Auswärtigen  Amt 
heißt  es:  „.  .  .  bemerkte  der  Reichskanzler  noch,  er  wäre  sehr  in 
Sorge  über  den  Konferenzvorschlag  des  Grafen  Andrässy:  er 
hielte  diese  Maßregel  für  ungeschickt  und  unpraktisch  und  fürch¬ 
te,  daß,  wenn  die  ganze  Welt  das  erst  fände,  Graf  Andrässy  dar¬ 
über  zu  Fall  kommen  könne.  Den  Russen  würde  dieser  öster¬ 
reichische  , Schlag  ins  Wasser'  wahrscheinlich  ganz  willkommen 
sein,  weil  sie  nun  von  Neuem  mit  der  Antwort  Zeit  gewinnen 
könnten,  daß  sie  auf  die  Konferenz  gern  eingehen  würden,  so¬ 
bald  die  anderen  Mächte  gefragt  wären  und  sich  darüber  ge¬ 
äußert  hätten,  ob  sie  ihrerseits  geneigt  wären,  eine  Konferenz  zu 
beschicken  .  .  .!“  Tatsächlich  befürchtet  Fürst  Bismarck  voraus¬ 
schauend,  daß  eine  solche  Konferenz  das  Drei-Kaiser-Bündnis 
erschüttern  und  zu  einer  bleibenden  Verstimmung  Rußlands  auch 
gegenüber  Deutschland  führen  wird.5 

30.  Januar  1878 

Fürst  Bismarck  schreibt  an  Staatssekretär  von  Bülow  im  Aus¬ 
wärtigen  Amt:  „.  .  .  Daß  die  Konferenz,  wenn  sie  zustande 
kommt,  in  Wien  gehalten  werde,  scheint  mir  unabweislich.  Öster¬ 
reich  wird  versöhnlicher  sein,  wenn  es  diesen  Ehrenpunkt  durch¬ 
setzt,  und  das  ist  wohl  der  Grund,  warum  man  in  Fondon  viel¬ 
leicht  Berlin  vorzieht.  Wir  sollten  uns  mit  dieser  Aufgabe  nicht 
belasten  .  .  .“  Tags  darauf  wird  in  Petersburg  Fürst  Gortschakow 
dem  deutschen  Botschafter  von  Schweinitz  sagen:  „Wird  Wien 
oder  London  gewählt,  so  nehmen  wir  nicht  teil;  gegen  Berlin 
hätte  ich  garnichts  einzuwenden.“0 

Der  britische  Außenminister  Lord  Derby  übergibt  dem  rus¬ 
sischen  Botschafter,  dem  Grafen  Schuwalow,  ein  Memorandum 
des  Inhalts,  Großbritannien  könne  die  Besetzung  Konstantino¬ 
pels  durch  russische  Truppen  nicht  zugeben.  Falls  das  dennoch 
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geschähe,  sehe  sich  die  britische  Regierung  zu  ihrem  Bedauern 
gezwungen,  energische  Maßnahmen  zum  Schutze  ihrer  bedroh¬ 
ten  Interessen  zu  ergreifen.  Dies  ist  bereits  das  zweite  britische 
Memorandum  in  dieser  Sache.  Doch  hat  inzwischen  die  rus¬ 
sische  Drohung  mit  dem  Einmarsch  schon  ihre  Wirkung  getan 
(vgl.  15.  Januar  1878). 7 

5.  Februar  1878 

Der  Petersburger  Stadthauptmann  General  Trepow,  der  als  be¬ 
sonders  einflußreich  gilt,  wird  von  der  Anarchistin  Vera  Sassu- 
litsch  durch  einen  Revolverschuß  schwer  verwundet.  In  dem  an¬ 
schließenden  Prozeß  gegen  die  Täterin  erkennen  die  Geschwo¬ 
renen  auf  Freispruch,  und  dieses  Urteil  wird  in  der  russischen 
Öffentlichkeit  bis  in  die  höchsten  Gesellschaftsschichten  freudigen 
Beifall  finden.  Die  Anarchistin  wird  zur  gefeierten  Heldin  des 
Tages  werden.  So  zeigt  sich  bereits  vier  Jahrzehnte  vor  dem 
schaurigen  Ende  des  letzten  Zaren  die  allgemeine  Auflösung  weit 
fortgeschritten.  Vgl.  auch  16.  August  1878.8 

7.  Februar  1878 

Im  Vatikan  in  Rom  stirbt  Papst  Pius  IX.  (Giovanni  Mastai- 
Feretti).  Er  begann  seine  Amtszeit  1846  mit  einer  Reihe  weit¬ 
gehender  liberaler  Reformen  und  Zugeständnisse,  wandelte  sich 
aber  unter  dem  Eindruck  der  Entwicklung  von  1848  bis  1870, 
der  republikanischen  Wirren  in  Rom  und  der  Einigung  Italiens 
auf  Kosten  des  Kirchenstaates  und  der  kirchlichen  Autorität  zum 
unversöhnlichen  Gegner  des  Liberalismus  und  übersteigerte  diese 
Haltung  in  dem  Augenblick,  in  dem  er  Rom  endgültig  verlor, 
zum  Dogma  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  ex  cathedra.  Sein 
Nachfolger  wird  Papst  Leo  XIII.9 

10.  Februar  1878 

Der  große,  seit  zehn  Jahren  immer  von  neuem  aufflammende 
Aufstand  auf  der  Insel  Kuba  gegen  die  spanische  Herrschaft, 
insbesondere  gegen  eine  zu  hohe  und  ungerechte  Besteuerung, 
wird  durch  das  Abkommen  von  Zanjon  beendet.  Darin  wird 
Kuba  die  gleiche  Provinzial-  und  Kommunalverfassung  zuer¬ 
kannt,  wie  sie  im  spanischen  Mutterlande  eingeführt  ist.  Auch 
wird  die  Insel  vom  Jahre  1881  an  im  spanischen  Parlament,  den 
Cortes,  vertreten  sein.  Doch  wird  mit  alledem  die  spanische 
Herrschaft  auf  Kuba  nur  noch  um  zwei  Jahrzehnte  zu  verlän¬ 
gern  sein  (vgl.  10.  Dezember  1898). 

3.  März  1878 

In  San  Stefano,  unmittelbar  vor  Konstantinopel,  diktieren  die 
Russen  dem  Osmanischen  Reich  einen  Frieden,  dessen  Bestim- 
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mungen  wesentlich  härter  sind,  als  mit  Österreich  (vgl.  15.  Ja¬ 
nuar  1877)  vereinbart  wurde:  Serbien,  Montenegro  und  Ru¬ 
mänien  einschließlich  Dobrudscha  werden  selbständige  Staaten. 
Bulgarien  einschließlich  Ostrumelien  und  Mazedonien  bis  ans 
Ägäische  Meer  soll  ein  autonomes  Fürstentum  werden,  dem 
Sultan  tributpflichtig  aber  zwei  Jahre  lang  von  den  Russen  be¬ 
setzt  bleiben.  Der  Fürst  soll  gewählt  werden,  darf  kein  Mitglied 
der  in  den  europäischen  Großmächten  herrschenden  Dynastien 
sein  und  seine  Wahl  muß  von  der  Pforte  bestätigt,  von  den 
Großmächten  genehmigt  werden.  Die  türkischen  Donaufestungen 
sollen  geschleift  werden,  auf  dem  Flusse  selbst  sollen  keine 
Kriegsschiffe  mehr,  nur  noch  Flußpolizeiboote  zugelassen  sein. 
Das  Osmanische  Reich  hat  1400  Millionen  Rubel  Kriegsentschä¬ 
digung  an  Rußland  zu  zahlen,  die  auch  durch  Gebietsabtretun¬ 
gen  abgegolten  werden  können  (Sandschak  von  Toultcha,  Ar- 
dahan,  Kars,  Batum,  Bayazet).  Die  russische  Botschaft  in  Kon¬ 
stantinopel  und  die  russischen  Konsulate  in  der  Türkei  besitzen 
das  offizielle  Schutzrecht  über  die  russisch-orthodoxen  Mönche 
im  Osmanischen  Reich  und  auf  dem  Berge  Athos.  Bosporus  und 
Dardanellen  bleiben  auch,  wenn  sich  die  Türkei  im  Kriege  be¬ 
findet,  für  die  Handelsschiffe  neutraler  Staaten  geöffnet.  —  Groß¬ 
britannien  und  Österreich  werden  gemeinsam  gegen  die  Bestim¬ 
mungen  dieses  Friedensvertrages  Widerspruch  einlegen.  Beide 
wollen  kein  großbulgarisches  Reich  unter  russischem  Protektorat 
vom  Ägäischen  bis  zum  Schwarzen  Meer.  Das  ist  die  Situation, 
die  zum  Berliner  Kongreß  führt  (vgl.  13.  Juli  1878). 10 

11.  Mai  1878 

In  Berlin,  Unter  den  Linden,  gibt  der  Leipziger  Klempner¬ 
geselle  Hödel,  Verteiler  sozialdemokratischer  Schriften,  zwei 
Schüsse  auf  den  vorbeifahrenden  Wagen  Kaiser  Wilhelms  I.  ab, 
trifft  aber  niemanden.  Fürst  Bismarck,  der  die  Nachricht  in 
Friedrichsruh  erhält,  läßt  den  Entwurf  eines  Ausnahmegesetzes 
gegen  revolutionäre  Vereine  und  Agitation  Bundesrat  und 
Reichstag  vorlegen.  Die  Vorlage  wird  abgelehnt,  da  die  Mehr¬ 
heit  nicht  bereit  ist,  eine  ganze  Partei  unter  Ausnahmerecht 
stellen  zu  lassen.  Es  muß  erst  ein  zweites,  erfolgreicheres  Atten¬ 
tat  auf  den  greisen  Monarchen  verübt  werden.  Vgl.  2.  Juni 
1878. 11 

2. Juni  1878 

In  Berlin,  Unter  den  Linden,  wird  das  zweite  Attentat  auf  Kai¬ 
ser  Wilhelm  I.  verübt  (vgl.  11.  Mai  1878),  dieses  Mal  von  einem 
Doktor  Nobiling,  dessen  Hintermänner  und  Querverbindungen 
infolge  seines  Selbstmordversuches  mit  anschließender  Bewußt- 
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seinsstörung  nicht  aufgeklärt  werden  können.  Es  gibt  so  viele 
Kreise  und  Bestrebungen  im  In-  und  Auslande,  denen  das 
zweite  deutsche  Kaiserreich  ein  Dorn  im  Auge  ist,  und  Kaiser 
und  Konprinz  haben  sich  selbst  durch  ihre  Logentätigkeit  un¬ 
durchsichtigen  Zusammenhängen  ausgesetzt.  Das  wenige,  was 
aus  dem  Täter  bei  den  Vernehmungen  noch  herauszuholen  ist, 
deutet  auf  eine  nihilistische  und  antimonarchistische  Vorstel¬ 
lungswelt.  Kaiser  Wilhelm,  durch  eine  Schrotladung  mehrfach 
verletzt  und  vorübergehend  nicht  regierungsfähig,  überträgt 
dem  Kronprinzen  die  uneingeschränkte  Stellvertretung,  zehn 
Tage  vor  Beginn  des  Berliner  Kongresses  (vgl.  13.  Juni  1878). 

KRONPRINZ  Der  Kronprinz  wird  auf  Anraten  Bismarcks  am  11.  Juni  den 
LÖST  DEN  Reichstag  auflösen  in  der  Erwartung,  bei  für  den  30.  Juli  fest- 
REICHSTAG  AUF  gesetzten  Neuwahlen  eine  wirksame  Vermehrung  der  konserva¬ 
tiven  Sitze  zu  erlangen.  Doch  wird  das  Ergebnis  den  Erwar¬ 
tungen  kaum  entsprechen.12 

4.  Juni  1878 

ZYPERN  Nach  dreihundertjähriger  Zugehörigkeit  zum  Osmanischen 
UNTER  Großreich  wird  die  Insel  Zypern  von  britischen  Truppen  besetzt. 

BRITISCHER  Zwar  erkennt  Großbritannien  zunächst  noch  pro  forma  die 
VERWALTUNG  Oberhoheit  des  Sultans  an,  nimmt  aber  dessen  ungeachtet  die 
Insel  in  eigene  Verwaltung.  Es  geht  um  die  Intensivierung  des 
Kupferbergbaus.  Dieses  Metall  wird  zwar  nicht  mehr  für  bron¬ 
zene  Geschützrohre,  dafür  aber  in  zunehmendem  Maße  für  Mo¬ 
torenlager  und  für  die  sich  rasch  entwickelnde  Elektroindustrie 
benötigt.  Zudem  werden  auf  Zypern  auch  Eisenerze  gefun¬ 
den.13 

13. Juni  1878 

BERLINER  In  Berlin  tritt  ein  Kongreß  der  Ministerpräsidenten  und  Außen- 
KONGRESS  minister  der  europäischen  Großmächte  (einschl.  Italiens)  und 
des  Osmanischen  Reiches  zusammen.  Er  soll  die  über  den  Frie¬ 
den  von  San  Stefano  (vgl.  3.  März  1878)  entstandenen  Un¬ 
stimmigkeiten  zwischen  Rußland  einerseits  und  Großbritannien 
sowie  Österreich-Ungarn  andererseits  ausräumen.  Den  Vorsitz 
führt  der  deutsche  Reichskanzler  Fürst  Otto  von  Bismarck,  der 
hier  die  Krönung  seiner  Friedenspolitik  erreicht.  Selbst  Lord 
Salisbury  räumt  ein,  daß  Bismarck  „eine  außergewöhnliche  Stel¬ 
lung“  einnimmt  und  „immer  weiß,  was  er  will,  und  es  auch 
manchmal  sagt“.  Der  Kongreß  schließt  mit  dem  „Frieden  von 
DIE  Berlin“  am  13.  Juli  1878  (vgl.  dort!). 

TEILNEHMER  Teilnehmer  sind  für  Frankreich:  Waddington,  Saint  Vallier, 
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Desprez;  für  Großbritannien:  Beaconsfield  (d’Israeli),  Salisbury, 
Odo  Rüssel;  für  Italien:  Corti,  Launay;  für  Österreich-Ungarn: 
Andrassy,  Karolyi,  Haymerle;  für  Rußland:  Gortschakow,  Schu- 
walow,  D’Oubril;  für  die  Türkei:  Caratheodory,  Mehemed  Ali, 
Sadoullah:  für  das  Deutsche  Reich  außer  Bismarck  noch  Bülow 
und  Hohenlohe.14 

13.  Juli  1878 

Der  Berliner  Kongreß  (vgl.  13.  Juni  1878)  endet  mit  der  Unter¬ 
zeichnung  des  Friedens  von  Berlin.  Er  enthält  64  Artikel.  Da¬ 
nach  behält  Rußland  Bessarabien  bis  zum  Donaudelta  sowie 
Kars,  Ardahan  und  Batum  als  Freihafen.  Bulgarien  wird  auf 
ein  Drittel  verkleinert  (nur  noch  64  000  Quadratkilometer  mit 
1,85  Millionen  Einwohnern).  Es  wird  ein  autonomes  aber  dem 
Sultan  tributpflichtiges  Fürstentum  mit  einem  von  der  Bevöl¬ 
kerung  gewählten  Fürsten,  der  der  Zustimmung  der  Mächte  und 
der  Bestätigung  durch  die  Pforte  bedarf.  Ostrumelien  wird  bzw. 
bleibt  eine  Provinz  des  Osmanischen  Reiches,  erhält  aber  Ver¬ 
waltungsautonomie.  Sein  Generalgouverneur  wird  von  der 
Pforte  für  jeweils  fünf  Jahre  ernannt  und  bedarf  ebenfalls  der 
Zustimmung  der  Mächte.  Die  noch  in  Bulgarien  und  Ost-Rume- 
lien  stehende  Besatzung  (50  000  Mann)  wird  auf  neun  Monate 
befristet.  Mazedonien  wird  dem  Sultan  zurückgegeben.  Monte¬ 
negro,  Rumänien  (die  ehemaligen  Donaufürstentümer  Moldau 
und  Walachei)  sowie  Serbien  werden  unabhängige  Staaten,  Ser¬ 
bien  mit  etwas  erweiterten  Grenzen.  Griechenland  erhält  einen 
Teil  von  Epirus  und  Thessalien.  Österreich-Ungarn  besetzt  Bos¬ 
nien  und  die  Herzegowina.  Die  Pforte  ihrerseits  verpflichtet  sich, 
den  Grundsatz  der  Religionsfreiheit  im  Osmanischen  Reich  auf¬ 
recht  zu  erhalten  und  Frankreich  die  Schutzrechte  an  den  Hei¬ 
ligen  Stätten  des  Christentums  in  Palästina  zu  reservieren.  Der 
Status  quo  dort  darf  nicht  geändert  werden.  Die  Mönche  auf 
dem  Berge  Athos  behalten  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Herkunft  Be¬ 
sitz  und  Vorteile  sowie  vollständige  Gleichberechtigung  mit  den 
übrigen  Untertanen  des  Sultans.  Die  Verträge  vom  30.  März 
1856  (Pariser  Frieden,  vgl.  dort)  und  vom  13.  März  1871  blei¬ 
ben  in  Kraft,  soweit  sie  nicht  durch  die  Bestimmungen  des  Frie¬ 
dens  von  Berlin  überholt  sind.  Binnen  drei  Wochen  nach  Unter¬ 
zeichnung  sollten  die  beteiligten  Monarchen  den  Friedensvertrag 
ratifiziert  haben.  Der  einzige,  der  diese  Frist  überschreiten  wird, 
ist  Sultan  Abdul  Hamid.  Er  wird  erst  am  28.  August  ratifi¬ 
zieren,  und  zwar  in  Berlin.  Der  russische  Außenminister  Gor- 
tchakow  ist  mit  dem  Ergebnis  des  Berliner  Kongresses  im  hohen 
Grade  unzufrieden,  da  Rußland  gegenüber  dem  Frieden  von 
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San  Stefano  (vgl.  3.  März  1878)  erheblich  zurückstecken  mußte. 
Er  gibt  die  Schuld  an  diesem  Mißerfolg  seinem  ehemaligen 
„Schüler“  Bismarck.  Vgl.  15.  August  1879. 15 

16.  August  1878 

Der  Chef  der  russischen  Geheimpolizei,  der  dritten  Abteilung 
der  kaiserlichen  Kabinettskanzlei,  General  Mesenzew,  bekannt 
für  harte  Behandlung  politischer  Häftlinge,  wird  auf  offener 
Straße  durch  Dolchstiche  ermordet.  Obgleich  das  Verbrechen  am 
hellen  Tage  geschieht,  werden  die  Täter  nicht  gefaßt,  sondern 
können  unerkannt  entkommen.  Offensichtlich  genießen  sie,  wie 
Vera  Sassulitsch  (vgl.  5.  Februar  1878)  die  Sympathie  der  Öf¬ 
fentlichkeit,  deren  Staatsbewußtsein  bereits  schwer  erschüttert  ist. 
Vgl.  auch  8.  Februar  1879. 16 

noch  August  1878 

Der  Khedive  von  Ägypten,  Ismail  Pascha  (vgl.  8.  Juni  1873 
und:  noch  1875),  sieht  sich  infolge  hoffnungslos  zerrütteter  Fi¬ 
nanzen  gezwungen,  eine  britisch-französische  Kontrolle  der 
ägyptischen  Finanzverwaltung  zuzulassen.  Er  muß  sogar  den 
Engländer  Wilson  und  den  Franzosen  de  Bligni^res  in  das  Ka¬ 
binett  Nubar  Paschas  aufnehmen.  Das  wird  eine  weitere  Durch¬ 
setzung  des  Beamten-  und  Offizierskorps  mit  Europäern  zur 
Folge  haben,  die  gegenüber  den  einheimischen  Chargen  bevor¬ 
zugt  werden  und  entsprechend  anmaßend  auftreten,  kurzum 
einen  unerträglichen  Zustand  herbeiführen  werden.  Vgl.  26.  Juni 
1879.17 

11.  Oktober  1878 

Das  Deutsche  Reich  und  Österreich-Ungarn  verständigen  sich 
darüber,  daß  die  Abstimmungsklausel  für  Nordschleswig  aus 
Artikel  V  des  Friedens  von  Prag  (vgl.  23.  August  1866)  aufge¬ 
hoben  wird.  Die  Abstimmung  ist  in  den  zwölf  Jahren  seither 
nicht  durchgeführt  worden  und  wird  auch  bis  zum  Versailler 
Vertrag  von  1919  nicht  durchgeführt  werden.  Die  deutsch-öster¬ 
reichische  Vereinbarung  über  die  Aufhebung  der  Klausel  wird 
im  darauffolgenden  Jahr  1879  in  Dänemark  bekannt  werden  und 
die  dänische  Volkstumsbewegung  in  Nordschleswig  in  ihrer 
Tätigkeit  bestärken.18 

23.  Oktober  1878 

Nach  mehr  als  sechs  Wochen  währenden  heftigen  Debatten  in 
dem  neu  gewählten  deutschen  Reichstag  (seit  9.  September)  wird 
das  sogenannte  Sozialistengesetz  beschlossen  und  verkündet  (vgl. 
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11.  Mai  und  2.  Juni  1878).  Es  ermöglicht  ein  Verbot  soziali¬ 
stischer  Vereine,  Versammlungen  und  Druckschriften  sowie  die 
Ausweisung  von  Agitatoren,  verbietet  aber  nicht  die  gesamte 
Sozialistische  Arbeiterpartei.  Diese  wird  vielmehr  trotz  der 
starken  Behinderung  durch  das  Gesetz  ihre  Sitze  im  Reichstag 
bis  1881  auf  12  und  bis  1884  auf  24  vermehren  können,  also  zu 
den  Wahlen  zugelassen  sein.  Die  Saat  von  1848  geht  auf.19 

noch  Oktober  1878 

Im  deutschen  Reichstag  bildet  sich  eine  „Freie  wirtschaftliche 
Vereinigung“,  die  sich  —  im  Gegensatz  zu  ihrem  Namen  —  für 
die  Einführung  von  Schutzzöllen  einsetzt.  Ihr  gehören  Abge¬ 
ordnete  der  Konservativen,  Freikonservativen,  der  katholischen 
Zentrumspartei,  aber  auch  eines  Flügels  der  Nationalliberalen 
an.  Sie  besitzt  eine  Stimmenmehrheit  im  Reichstag.  Die  Finanz¬ 
minister  der  deutschen  Länder  haben  sich  bereits  im  August  1878 
auf  die  Einführung  von  Schutzzöllen  geeinigt.  Auch  Bismarck 
tritt  im  Zuge  seiner  allgemeinen  Abkehr  vom  politischen  und 
wirtschaftspolitischen  Liberalismus  und  Wiederhinwendung  zum 
Konservatismus,  von  dem  er  ja  ursprünglich  herkommt,  für 
Schutzzölle  ein.  Er  tut  das,  damit  Deutschland  nicht  länger 
mehr  Ablagerungsstätte  der  gesamten  Überproduktion  des  Aus¬ 
landes  bleibt  und  damit  der  deutschen  Industrie  wenigstens  der 
Binnenmarkt  erhalten  bleibt,  der  bereits  von  ausländischen  Wa¬ 
ren  überschwemmt  ist.  Auch  die  eigene  Landwirtschaft  soll  durch 
Schutzzölle  lebensfähig  erhalten  werden.  Bismarck  betrachtet 
den  Staat  als  eine  Lebensgemeinschaft  in  gegenseitiger  Rücksicht¬ 
nahme  von  Konsumenten  und  Produzenten.  Vgl.  15.  Juli  1879.20 

28.  Dezember  1878 

Der  neugewählte  Papst  Leo  XIII.,  Nachfolger  des  verstorbenen 
Pius  IX.,  läßt  die  Enzyklika  „Quod  apostolici  muneris  .  .  .“  ver¬ 
breiten.  Darin  werden  die  Sozialisten  als  Staatsfeinde  ange¬ 
prangert.  Das  wird  den  Vatikan  jedoch  nicht  hindern,  in 
Deutschland  die  Zentrumspartei  gemeinsam  mit  den  Sozial¬ 
demokraten  die  Politik  der  Reichsregierung  bekämpfen  zu  las¬ 
sen,  obgleich  der  Kulturkampf  längst  beigelegt  wurde.  Vgl.  hier¬ 
zu  20.  April  1880  und  28.  November  1885. 21 

noch  Dezember  1878 

Großbritannien  stellt  dem  Emir  von  Kabul,  Herrscher  von  Af¬ 
ghanistan,  Scher  Ali  Khan  (vgl.:  noch  Januar  und  noch  März 
1869)  ein  Ultimatum,  einen  britischen  Gesandten  mit  zahl¬ 
reichem  militärischen  Gefolge  in  Kabul  residieren  zu  lassen.  Zu- 
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gleich  wird  die  Stadt  Quetta  am  Zugang  zu  dem  nach  Kandahar 
und  Kabul  führenden  Bolanpaß  besetzt.  Audi  befiehlt  der  bri¬ 
tische  Vizekönig  von  Indien,  Lytton,  den  im  westlichen  Indien 
stationierten  Truppen,  drei  nach  Afghanistan  führende  Pässe  zu 
besetzen.  Diese  werden  bis  Dschellabad  vorrücken,  daraufhin 
wird  Sdier  Ali  Khan  die  Regentschaft  seinem  Sohn  Jakub  über¬ 
tragen,  sich  selbst  auf  russisches  Gebiet  begeben  und  an  den  rus¬ 
sischen  General  Kaufmann  in  Taschkent  um  Hilfe  wenden.  Die¬ 
ser  wird  eine  Heeresabteilung  in  Richtung  auf  Merw  in  Marsch 
setzen.  Ein  britisch-russischer  Konflikt  um  den  maßgeblichen  Ein¬ 
fluß  in  Afghanistan  beginnt  sich  abzuzeichnen.  Doch  wird  zu 
Beginn  des  Jahres  1879  die  russische  Regierung  einlenken  und 
die  russische  Gesandtschaft  in  Kabul  unter  General  Stoljetow, 
deren  Einrichtung  den  Anlaß  zum  ultimativen  Vorgehen  Groß¬ 
britanniens  gab,  zurückziehen.22 
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22.  Januar  1879 

In  Südafrika  bringt  bei  Isandula  am  Tugelafluß  der  Zulukönig 
Cetewayo  mit  einer  kriegstüchtigen  Armee  von  etwa  40  000 
Zulukriegern  einer  britischen  Heeresabteilung  Sir  Bartle  Freres 
eine  vernichtende  Niederlage  bei.  Sie  wird  in  einen  Hinterhalt 
gelockt  und  fast  gänzlich  aufgerieben.  Eine  andere  britische  Ab¬ 
teilung  unter  Colonel  Pearson  wird  im  Lager  bei  Ekowe  ein¬ 
geschlossen  und  fortgesetzt  angegriffen.  Erst  Anfang  April  wird 
der  britische  Gouverneur  für  Natal  und  Transvaal,  Sir  Garnet 
Wolseley  mit  inzwischen  aus  Indien  und  England  eingetrof¬ 
fenen  Verstärkungen  dem  Zulukrieg  eine  für  Großbritannien 
günstigere  Wendung  geben.1 

8.  Februar  1879 

In  Rußland  wird  der  Gouverneur  von  Charkow,  Fürst  Krapot- 
kin,  wegen  seines  harten  Vorgehens  gegen  die  Nihilisten  ge¬ 
fürchtet,  in  seinem  Wagen  erschossen.  Der  Täter  wird  wiederum 
nicht  entdeckt  (vgl.  16.  August  1878),  aber  in  einer  Proklamation 
des  „Exekutivkomites“  der  immer  weiter  um  sich  greifenden 
geheimen  Nihilistenbewegung  wird  der  ermordete  Fürst  als 
„Werkzeug  der  Tyrannei  und  des  Despotismus“  verurteilt.  Dar¬ 
aus  geht  hervor,  daß  sich  die  Kette  von  Anschlägen  gegen  die 
Monarchie  als  solche  richtet  und  auf  der  Linie  von  1789  und 
1848  sich  bewegt  (vgl.  das  Vorwort  zu  diesem  Bande).  Vgl.  auch: 
noch  März  1879.'- 
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In  Konstantinopel  wird  ein  Friedensvertrag  zwischen  Rußland 
und  der  Pforte  unterzeichnet  (der  „Friede  von  Konstantinopel“), 
dem  die  Entscheidungen  des  Friedens  von  Berlin  (vgl.  13.  Juli 
1878)  zugrunde  liegen.  Er  hebt  demgemäß  den  Frieden  von 
San  Stefano  (vgl.  3.  März  1878)  auf,  gegen  dessen  Bestimmun¬ 
gen  Großbritannien  und  Österreich-Ungarn  Einspruch  erhoben 
hatten.  Ihr  Einspruch  war  der  Anlaß  zum  Berliner  Kongreß 
(13.  Juni  1 878).a 
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März  1879 

Auf  den  Nachfolger  des  ermordeten  Generals  Mesenzew  als  Chef 
der  russischen  Geheimpolizei  (vgl.  16.  August  1878),  General 
von  Drentclen,  werden  in  den  Straßen  von  Petersburg  von  ei¬ 
nem  unerkannt  entkommenden  Reiter  zwei  Schüsse  abgegeben, 
die  allerdings  ihr  Ziel  verfehlen.  Doch  muß  dieser  Anschlag  in 
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der  Reihe  der  vorangegangenen  gewertet  werden  (vgl.  auch 
5.  Februar  1878,  8.  Februar  1879).  Gleichzeitig  werden  in  den 
Städten  Irkutsk,  Irbit,  Orenburg,  Koslow  und  Uralsk  Groß¬ 
feuer  gelegt.  Ein  Schreiben  des  Geheimen  Revolutionskomitees, 
an  „Herrn  Alexander  Nikolajewitsch“  gerichtet,  bereitet  auf  den 
ersten  Anschlag  auf  den  Zaren  selber  vor  (vgl.  14.  April  1879). 4 

14.  April  1879 

In  Petersburg  gibt  ein  junger  Revolutionär  namens  Solowjew, 
als  Finanzbeamter  verkleidet,  drei  Schüsse  auf  Zar  Alexander  II. 
ab,  der  sich  auf  einem  morgendlichen  Spaziergang  befindet.  Es 
wird  lediglich  der  Mantel  des  Zaren  durchlöchert,  und  der  Täter 
wird  gefaßt.  In  dem  folgenden*  Prozeß  wird  er  sich  zwar  zu 
seinen  revolutionären  Ideen  bekennen,  aber  nichts  über  die  Or¬ 
ganisation  und  Vorbereitung  der  Tat  aussagen.  Doch  war  ja  der 
Anschlag  in  einem  Brief  des  Revolutionskomitees  angekündigt 
worden  (vgl.:  noch  März  1879).  Solowjew  wird  gehenkt  wer¬ 
den,  und  in  allen  größeren  Städten  des  europäischen  Rußland 
werden  Militärgouverneure  mit  weitgehenden  Ausnahmevoll¬ 
machten  eingesetzt  werden,  so  daß  praktisch  der  Belagerungs¬ 
zustand  herrscht.  Eine  Welle  von  Verhaftungen,  Kriegsgerichts¬ 
verhandlungen  und  Verurteilungen  wird  aber  keinen  Erfolg  zei¬ 
tigen  und  weitere  schwere  Attentate  der  Revolutionäre  nicht 
verhindern  können.  Vgl.  1.  Dezember  1879. 5 

18.  April  1879 

Zum  ersten  und  einzigen  Mal  in  der  Geschichte  der  USA  wird 
das  Schicksal  von  Indianern  —  einer  kleinen  Gruppe  des  Ponca- 
Stammes  —  vor  einem  ordentlichen  Gericht  verhandelt  und  da¬ 
mit  diesen  Indianern  der  Status  von  juristischen  Personen  zuer¬ 
kannt,  wie  er  für  jeden  anderen  Menschen  selbstverständlich  ist. 
Der  Prozeß  beginnt  in  Omaha/Nebraska,  und  Richter  Dundy 
entscheidet,  daß  ein  Indianer  eine  „Person“  im  Sinne  der 
Habeas-Corpus-Akte  sei,  daß  die  freie  Wahl  des  Wohnsitzes  für 
die  Indianer  ebenso  wie  für  die  Weißen  ein  natürliches,  unab¬ 
dingbares  Recht  sei  und  daß  es  in  Friedenszeiten  keiner  zivilen 
oder  militärischen  Behörde  zustehe,  Indianer  ohne  ihre  Zustim¬ 
mung  von  einem  Teil  des  Landes  in  einen  anderen  zu  transpor¬ 
tieren  oder  sie  gegen  ihren  Willen  in  einem  besonderen  Reservat 
festzuhalten.  Dieses  Urteil  ist  unanfechtbar,  kommt  aber  fünf¬ 
zehn  Jahre  zu  spät.  Denn  inzwischen  sind  nicht  nur  die  Poncas, 
die  niemals  gegen  die  Weißen  gekämpft  haben,  sondern  auch 
alle  anderen  Indianerstämme  in  den  Reservationen  und  bei  ge¬ 
waltsamen  Transporten  dorthin  zugrunde  gegangen.  Vgl.  auch 
22.  Mai  1879!« 
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21.  April  1879 

In  einer  Konvention  zwischen  Österreich-Ungarn  und  dem  Os- 
manischen  Reich  über  die  Besetzung  des  Sandschak  Novipazar 
(östlich  Montenegro)  durch  Österreich  wird  vereinbart,  „daß 
durch  die  Okkupation  die  Souveränitätsrechte  des  Sultans  nicht 
beeinträchtigt  werden  sollten“.  Es  handelt  sich  dabei  jedoch  nur 
noch  um  Ehrenrechte  ohne  praktische  politische  Bedeutung.  Dem 
Namen  nach  bleibt  der  Sultan  Souverän  des  Sandschak.  Die  Be¬ 
setzung  selbst  wird  im  September  erfolgen  (vgl.  dort).7 

29.  April  1879 

Das  neugeschaffene  Fürstentum  Bulgarien  (vgl.  Berliner  Kon¬ 
greß,  13.  Juli  1878)  gibt  sich  die  Verfassung  einer  konstitu¬ 
tionellen  Monarchie  mit  der  „Sobranje“  als  Parlament.  Gleich¬ 
zeitig  wird  der  hessische  Prinz  Alexander  von  Battenberg,  ein 
Neffe  des  russischen  Zaren,  zum  erblichen  Fürsten  von  Bul¬ 
garien  gewählt.  Er  übernimmt  eine  nahezu  unlösbare  Aufgabe, 
da  das  geteilte  Land  nach  Wiedervereinigung  verlangt  und  die 
ungebärdige  Bevölkerung  einer  geordneten  Staatsführung  wider¬ 
strebt.  Insbesondere  erweist  sich  die  rücksichtslose  Einmischung 
Rußlands  in  die  bulgarischen  Verhältnisse  als  untragbar.8 

22.  Mai  1879 

In  den  USA  telegraphiert  General  Sherman  an  General  Sheridan 
mit  Bezug  auf  den  Prozeß  in  Omaha  (vgl.  18.  April  1879):  „Die 
Anwendung  der  Ffabeas-Corpus-Akte,  wonach  die  Poncas  in 
Nebraska  freigelassen  wurden,  gilt  nur  für  diesen  speziellen 
und  keinen  anderen  Fall.“  Sherman  verfügt  also  aus  eigener 
Machtvollkommenheit,  daß  Indianer  im  Allgemeinen  keinerlei 
Rechtsschutz  genießen.  Das  Urteil  im  Omaha-Prozeß  hat  tat¬ 
sächlich  das  gesamte  Reservations-System  als  illegal  enthüllt, 
und  der  Ring  von  Großschiebern  (Indian  Ring),  die  an  diesem 
System  Millionen  verdienen,  sieht  seine  Existenz  bedroht.  Innen¬ 
minister  Carl  Schurz  und  General  Sherman  machen  sich  be¬ 
denkenlos  zu  Ffelfershelfern  dieser  korrupten  Kreise.9 

26.  Mai  1879 

Der  Sohn  und  Nachfolger  des  Herrschers  von  Afghanistan  (vgl.: 
noch  Dezember  1878),  Jakub  Khan,  schließt,  nachdem  sein  Va¬ 
ter  im  russischen  Exil  verstorben  ist,  in  Gandamak  (Gandava/ 
Belutschistan)  mit  dem  britischen  Bevollmächtigten,  Major  Ca- 
vagnari,  einen  Friedensvertrag.  Danach  bleiben  die  drei  Pässe 
im  afghanisch-indischen  Grenzgebiet  in  britischem  Besitz  und  in 
Kabul  wird  eine  britische  Gesandtschaft  mit  zahlreichem  Per¬ 
sonal  zugelassen.  Als  Gegenleistung  garantiert  Cavagnari  dem 
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Emir  eine  jährliche  Finanzbeihilfe  in  Höhe  von  60  000  Pfund 
Sterling.  Zwei  Monate  später,  am  24.  Juli  1879,  wird  Cavagnari 
als  erster  britischer  Resident  seinen  Einzug  in  Kabul  halten.  Fünf 
Wochen  darauf  wird  er  tot  sein.  Vgl.  3.  September  1879. 10 

26.  Juni  1879 

Sultan  Abdul  Hamid  spricht  auf  Veranlassung  der  europä¬ 
ischen  Großmächte  die  Absetzung  des  Khediven  von  Ägypten, 
Ismail  Pascha,  aus.  Dieser  hat  im  Februar  anläßlich  eines  Sol¬ 
datenaufstandes  in  Kairo  versucht,  sich  durch  einen  Staats¬ 
streich  der  europäischen  Regierungsmitglieder  und  der  euro¬ 
päischen  Finanzkontrolle  (vgl.:  noch  August  1878)  zu  ent¬ 
ledigen.  Nun  muß  er  nach  Italien  ins  Exil  gehen.  Sein  Sohn 
Tewfik  Pascha  übernimmt  an  seiner  Stelle  das  Amt  des  Khe¬ 
diven,  wiederum  in  weitgehender  Abhängigkeit  von  Großbri¬ 
tannien  und  Frankreich,  deren  Finanzkontrolle  wieder  herge¬ 
stellt  wird.11 

4.  Juli  1879 

Im  südafrikanischen  Zulukrieg  erringen  britische  Truppen  unter 
Sir  Garnet  Wolseley  (vgl.  22.  Januar  1879)  bei  Ulundi  einen 
entscheidenden  Sieg.  Die  Armee  des  Zulukönigs  Cetewayo  wird 
vollständig  zersprengt.  Er  selbst  wird  sich  sieben  Wochen  spä¬ 
ter,  am  28.  August  1879,  ergeben  müssen  und  in  einem  Fort  bei 
Kapstadt  gefangen  gehalten  werden.  Den  unterworfenen  Häupt¬ 
lingen  wird  Sir  Wolseley  britische  „Residenten“  an  die  Seite 
stellen,  die  maßgeblichen  Einfluß  auf  die  Verwaltung  des  Lan¬ 
des  nehmen.  Jede  Art  von  militärischer  Organisation  wird  den 
Zulus  künftig  untersagt.12 

15.  Juli  1879 

In  Deutschland  tritt  das  neue  Zollgesetz  in  Kraft,  das  bereits  im 
Mai  vom  Reichstag  mit  226  gegen  109  Stimmen  beschlossen 
wurde.  Es  bestimmt  durchaus  mäßige  (im  Vergleich  etwa  zu 
Frankreich)  Einfuhrzölle  (Schutzzölle,  vgl.  noch  Oktober  1878) 
für  industrielle  und  landwirtschaftliche  Produkte.  Zum  ersten 
Mal  seit  1871  ist  ein  Gesetz  im  Zusammenwirken  von  Konser¬ 
vativen  und  Zentrumspartei  beschlossen  worden.  Der  Einfluß 
der  letzteren  wird  nunmehr  ständig  zunehmen.  Andererseits 
bedeutet  das  Gesetz  eine  Rückkehr  zur  Politik  des  Deutschen 
Zollvereins. 1:1 

25.  Juli  1879 

Kaiser  Wilhelm  I.  schreibt  an  den  Fürsten  Karl  Anton  von 
Hohenzollern  mit  Bezug  auf  den  Beschluß  des  Berliner  Kon¬ 
gresses  (vgl.  13.  Juni  und  13.  Juli  1878),  Rumänien  habe  den 
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rumänischen  Juden  die  vollen  staatsbürgerlichen  Rechte  einzu¬ 
räumen:  „Was  Rumänien  betrifft,  so  habe  ich,  wie  Du  weißt, 
von  Haus  aus  den  Kongreßbeschluß  in  der  Judenfrage  aufs 
äußerste  gemißbilligt,  freilich  nur  apres  coup,  da  ich  die  Ge¬ 
schäfte  nicht  führte.  Seitdem  habe  ich  mich  natürlich  nur  für  die 
strikte  Ausführung  der  Kongreßbestimmungen  aussprechen  müs¬ 
sen,  jedoch  bei  jeder  Gelegenheit  verlangt,  daß  man  in  der  Ju¬ 
denfrage  nicht  dränge,  denn  ich  weiß  aus  Erfahrung,  was  die 
Juden  in  jenen  Gegenden  sind  —  angefangen  mit  Posen,  Polen, 
Litauen  und  Wolhynien  — ,  und  die  rumänischen  Juden  sollen 
noch  schlimmer  sein.“  —  Der  erwähnte  Kongreßbeschluß  war 
auf  Drängen  der  britischen  und  französischen  Regierung  zu¬ 
stande  gekommen,  die  sich  dabei  —  von  d’Israeli  ganz  abge¬ 
sehen  —  wiederum  dem  Druck  der  Bankhäuser  Bleichröder  und 
Rothschild  fügten.  Die  Rumänische  Regierung  wird  schließlich 
nachgeben  müssen,  wenigstens  der  Form  nach.14 

15.  August  1879 

Zar  Alexander  II.  richtet  ein  persönliches  Schreiben  an  seinen 
Onkel  Kaiser  Wilhelm  I.  (den  sogenannten  „Ohrfeigenbrief“) 
und  beschwert  sich  darin  bitter  über  Bismarck,  dem  der  russische 
Außenminister  Gortschakow  die  alleinige  Schuld  an  dem  für 
Rußland  unbefriedigenden  Ergebnis  des  Berliner  Kongresses 
(vgl.  13.  Juli  1878)  zugeschoben  hat.  Bismarck  seinerseits,  der 
während  seiner  Botschafterzeit  in  Petersburg  von  Gortschakow 
gefördert  wurde,  kennt  dessen  Unversöhnlichkeit  und  wird  so¬ 
gleich  die  politischen  Konsequenzen  ziehen  (vgk  7.  Oktober 
1879). 15 

31.  August  1879 

Der  deutsche  Reichskanzler,  Fürst  Bismarck,  läßt  aus  Bad 
Gastein  Kaiser  Wilhelm  I.  eine  ausführliche  Denkschrift  über  die 
Verschlechterung  der  Beziehungen  zu  Rußland  und  die  daraus 
sich  ergebende  Notwendigkeit  eines  Defensivbündnisses  Deutsch¬ 
lands  mit  Österreich-Ungarn,  bei  gleichzeitiger  Aufrechterhal¬ 
tung  des  Drei-Kaiser-Bündnisses,  über  den  Staatssekretär  im 
Auswärtigen  Amt  von  Biilow  übermitteln.  Die  Vorschläge  sto¬ 
ßen  jedoch  auf  den  festen,  wohl  überlegten  und  einleuchtend  be¬ 
gründeten  Widerstand  des  greisen  Monarchen.  Es  bahnt  sich  eine 
ernste,  beiden  gleich  schmerzlidte  Meinungsverschiedenheit  zwi¬ 
schen  Kaiser  und  Kanzler  an,  zum  ersten  Mal  sei  17  Jahren.  Zu¬ 
nächst  verschiebt  der  Kaiser  seine  Entscheidung  auf  nach  dem 
geplanten  Zusammentreffen  mit  dem  Zaren  (vgl.  4.  September 
1879)  in  Alexandrowo,  über  das  er  ein  genaues  Gesprächsproto¬ 
koll  eigenhändig  anfertigen  wird.11’ 
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1.  September  1879 

Der  österreichisch-ungarische  Außenminister,  Graf  Andrässy, 
schreibt  aus  Schönbrunn  (Wien)  an  den  Fürsten  Bismarck  u.  a. : 

.  .  Ich  fand  den  Kaiser  [Franz  Joseph]  so  durchdrungen  von 
der  Nützlichkeit,  ja  Notwendigkeit  einer  solchen  Abmachung 
[Defensivbündnis  mit  Deutschland],  daß  jede  weitere  Moti¬ 
vierung  sich  als  überflüssig  herausstellte.  Seine  Majestät  sieht 
darin  nicht  nur  keine  Abweichung  von  dem  Vorhaben,  den  Frieden 
zwischen  den  drei  [Kaiser-] Reichen  zu  erhalten,  sondern  heute 
die  einzig  mögliche  Art,  das  Damoklesschwert  [einer  Bedrohung 
durch  Rußland],  welches  über  unseren  Beziehungen  fortwäh¬ 
rend  schwebt,  zu  beseitigen  und  den  Frieden  nicht  nur  zum 
Heile  der  Beiden  [Deutschland  und  Österreich-Ungarn],  son¬ 
dern  auch  zum  Wohle  des  Dritten  [Rußland]  praktisch  sicher¬ 
zustellen  .  .  Daraufhin  setzt  Bismarck  noch  am  selben  Tage 
seine  Denkschrift  an  Kaiser  Wilhelm  I.  (vgl.  31.  August  1879) 
durch  einen  Zusatz  fort,  in  dem  es  am  Ende  heißt:  „.  .  .  Nichts¬ 
destoweniger  werde  ich  Eurer  Majestät  auch  dann,  wenn  Aller- 
höchstdieselben  ein  Defensivbündnis  mit  Österreich  genehmigen, 
in  Zukunft  niemals  zu  etwas  anderem  raten  können,  als  zur  sorg¬ 
fältigsten  Pflege  unserer  freundschaftlichen  Beziehungen  zu 
Rußland;  denn  ein  Krieg  mit  Rußland  bleibt  auch  für  ein  mit 
Österreich  verbündetes  Deutschland  immer  eine  schwere  Kala¬ 
mität  [Unglück]  ohne  Zweck  für  uns,  welcher  jederzeit  nach 
Möglichkeit  vorzubeugen  sein  würde.  Eine  Fortsetzung  der  bis¬ 
herigen  Situation,  ohne  vertragsmäßig  gesicherte  Beziehungen  zu 
Österreich,  würde  ich  schon  vor  dem  russischen  Briefe  von  15. 
August  [vgl.  dort]  für  gefährlich  gehalten  haben;  nachdem  wir 
aber  durch  das  jüngste  Verhalten  Rußlands  gewarnt  worden 
sind,  würde  es  sich,  meines  alleruntertänigsten  Dafürhaltens, 
schwer  verantworten  lassen,  die  gegenseitige  Sicherung,  die 
Österreich  uns  bietet,  von  der  Hand  zu  weisen.“17 

3.  September  1879 

Der  soeben  erst  eingezogene  britische  Resident  in  Kabul/Afgha¬ 
nistan,  Cavagnari  (vgl.  26.  Mai  1879),  wird  mit  dem  gesamten 
67köpfigen  Gesandtschaftspersonal  von  meuternden  afghanischen 
Soldaten  und  städtischer  Bevölkerung  in  der  Residenz  überfal¬ 
len  und  umgebracht.  Der  Emir,  Jakub  Khan,  flüchtet  in  das 
Truppenlager  des  britischen  Generals  Baker,  wird  dort  zur  Ab¬ 
dankung  veranlaßt  und  nach  Indien  verbracht  werden.  General 
Roberts  wird  sechs  Wochen  nach  Cavagnaris  Tod  in  heftigen 
Kämpfen  Kabul  zurückerobern,  die  Zitadelle  Balahissar  be¬ 
setzen,  die  Führer  der  Aufständischen  hängen  und  die  aufstän- 
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dischen  Landschaften  verwüsten  lassen.  Doch  wird  er  damit  die 
gesamte  afghanische  Bevölkerung  gegen  sich  haben,  die  nicht 
bereit  ist,  sich  britischer  Fremdherrschaft  zu  beugen.  Vgl.  weiter 
15.  Dezember  1879. 18 

4.  September  1879 

In  Alexandrowo  an  der  ostpreußisch-polnischen  Grenze  treffen 
Kaiser  Wilhelm  I.  und  Zar  Alexander  II.  zusammen.  Dem  deut¬ 
schen  Kaiser  ist  daran  gelegen,  das  seit  dem  Berliner  Kongreß 
stark  getrübte  deutsch-russische  Verhältnis  wieder  zu  bereinigen. 
Doch  reicht  dazu  die  persönliche  Aussprache  mit  dem  Zaren 
nicht  aus.  Bereits  zwei  Tage  später,  am  6.  September,  wird  der 
russsiche  Kanzler  und  Außenminister  Gortschakow  in  Baden- 
Baden  einem  französischen  Journalisten  gegenüber  die  Möglich¬ 
keit  eines  französisch-russischen  Bündnisses  gegen  das  Deutsche 
Reich  durchblicken  lassen.19 

7.  September  1879 

Otto  von  Biilow,  Rat  im  Gefolge  Kaiser  Wilhelms  I.,  berichtet 
aus  Königsberg  an  den  Staatssekretär  im  deutschen  Auswärtigen 
Amt  von  Bülow  u.  a.:  . . daß  die  Begegnung  in  Alexan¬ 

drowo  [vgl.  4.  September  1879]  insofern  von  ernster  Bedeu¬ 
tung  gewesen  ist,  als  sie  unseren  allergnädigsten  Herrn  in  seiner 
Freundschaft  nicht  nur  für  den  Kaiser  [Zaren]  Alexander,  son¬ 
dern  auch  für  Rußland  auf  das  entschiedenste  befestigt  hat.  Ich 
kann  nicht  umhin,  der  bestimmtesten  Überzeugung  pflichtmäßig 
Ausdruck  zu  geben,  daß  auf  die  Annahme  der  Vorschläge  des 
Herrn  Reichskanzlers  in  dem  geheimen  Berichte  vom  31.  v.  Mts. 
[vgl.  dort]  absolut  nicht  zu  rechnen  ist,  vielmehr  der  Kaiser 
seine  ablehnende  Entschließung  innerlich  bereits  getroffen  hat. 
Alle  Gegendarstellungen  prallen  —  wenn  ich  diesen  Ausdruck 
gebrauchen  darf  —  an  Seiner  Majestät  Festigkeit  vollständig 
ab  .  .  .“  Dazu  schreibt  Bülow  weiter  vorne:  „Ungeachtet  der 
voraufgegangenen  körperlichen  Anstrengungen  waren  Seine  Ma¬ 
jestät  von  einer  Frische  und  Klarheit  des  Geistes,  zugleich  aber 
auch,  neben  großer  Ruhe,  von  einer  Entschiedenheit,  wie  solche 
mir  in  den  letzten  Jahren  bei  Allerhöchstdemselben  kaum  jemals 
entgegengetreten  ist .  .  .“20 

12.  September  1879 

Kaiser  Wilhelm  I.  sendet  aus  Stettin  an  den  Reichskanzler,  den 
Fürsten  Bismarck,  in  Bad  Gastein  den  zweiten  Teil  seines  sehr 
genauen,  eigenhändigen  Gesprächsprotokolls  von  der  Begegnung 
in  Alexandrowo  (vgl.  4.  September  1879).  In  dem  ausführlichen 
Begleitschreiben  zu  diesem  Protokoll  heißt  es  am  Ende:  „.  .  .  Set¬ 
zen  Sie  sich  einen  Augenblick  an  meine  Stelle.  Ich  stehe  vor 
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meinem  persönlichen  Freund,  nächsten  Verwandten,  Bundes¬ 
genossen  in  guten  und  bösen  Zeiten,  um  uns  übereilte  und  sogar 
mißverstandene  Stellen  eines  Briefes  [vgl.  15.  August  1879]  auf¬ 
zuklären,  was  zu  einem  erfreulichen  Resultat  führt  —  und  nun 
soll  ich  gleichzeitig  eine  feindliche  Koalition  gegen  diesen  Sou¬ 
verän  [den  Zaren  Alexander]  schließen,  also  hinter  seinem  Rük- 
ken  anders  handeln,  als  ich  sprach?  Die  Gefahren,  welche  Sie 
in  Ihren  Memoiren  [Denkschriften]  auseinandersetzen,  will  ich 
nicht  unbedingt  verneinen,  daß  sie  dereinst  eintreten  könnten, 
namentlich  bei  einem  Thronwechsel  in  Petersburg.  Eine  nahe 
Gefahr  kann  ich  aber  durchaus  nicht  einsehen  .  .  .  Indessen  will 
und  darf  ich  Sie  nicht  in  Ihren  bereits  getanen  Schritten  gegen 
Andrassy  und  seinen  Herrn  [Kaiser  Franz  Joseph]  desavou¬ 
ieren  [im  Stich  lassen,  bloßstellen].  Sie  mögen  also  in  Wien, 
wohin  zu  gehen  bereits  alle  Zeitungen  erzählen,  die  Eventuali¬ 
täten  einer  sich  bis  zum  möglichen  Bruche  mit  Rußland  stei¬ 
gernden  Disharmonie,  und  dann  gefahrdrohend,  vorstellen  und 
in  Pourparlers  [Vorgesprächen]  über  die  dann  gemeinschaftlich 
mit  Österreich  zu  treffenden  Maßnahmen  eintreten.  Aber  zu  ir¬ 
gendeinem  Abschluß  einer  Konvention  oder  gar  Alliance  auto¬ 
risiere  ich  Sie,  meinem  Gewissen  nach,  nicht .  .  . 

„Ich  kann  Ihnen  nicht  sagen,  wie  schmerzlich  mir  diese  Episode 
gewesen  ist,  wo  es  schien,  daß  wir  uns  zum  ersten  Male  seit  17 
Jahren  nicht  verstanden.  Ihrer  Antwort  auf  obige  bedingte  Au¬ 
torisation  sehe  ich  mit  Ungeduld  entgegen  und  bin  überzeugt, 
daß  ein  Verständnis  zwischen  uns  eintreten  wird!  Das  wolle 
Gott!  Ihr  treu  ergebener 

gez.  Wilhelm 

Beendet  in  Stettin,  12.  September  1879.“ 

Im  Verlauf  dieser  Meinungsverschiedenheit  hatte  der  Kaiser 
seine  Abdankung,  Bismarck  seinen  Rücktritt  ernstlich  erwogen 
und  das  auch  mehrfach  ausgesprochen.  Aber  schließlich  wird 
Bismarck  das  Defensivbündnis  mit  Österreich  doch  durchsetzen, 
Vgl.  7.  Oktober  1879.2» 

noch  September  1879 

Herzog  Wilhelm  von  Württemberg,  kommandierender  General 
der  österreichisch-ungarischen  Streitkräfte  in  Bosnien,  besetzt 
mit  seinen  Truppen  die  Hauptorte  des  Sandschak  Novipazar 
(vgl.  21.  April  1879),  ohne  auf  Widerstand  zu  stoßen.  Gleich¬ 
zeitig  reist  der  Fürst  von  Montenegro,  bislang  ein  zuverlässiger 
Parteigänger  des  Petersburger  Hofes,  nach  Wien,  um  gute  Be¬ 
ziehungen  zum  österreichischen  Kaiserhause  herzustellen.  In 
Petersburg  ist  man  über  diese  Reise  verstimmt,  da  sie  den  wach¬ 
senden  österreichischen  Einfluß  auf  dem  Balkan  deutlich  macht.22 
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7.  Oktober  1879 

In  Wien  unterzeichnen  Heinrich  VII.  Reuß  für  das  Deutsche 
Reich  und  Andrässy  für  die  Österreichisch-Ungarische  Doppel¬ 
monarchie  den  Zweibund-Ne rtrag.  Er  ist  das  Ergebnis  von  Bis¬ 
marcks  Reaktion  auf  den  „Ohrfeigenbrief“  Zar  Alexanders  II. 
(vgl.  15.  August  1879).  Diese  Schwenkung  der  Außenpolitik 
von  Rußland  fort  zu  Österreich-Ungarn  hin  fand  zunächst  nicht 
die  Zustimmung  Kaiser  Wilhelms  I.,  der  an  der  Tradition  der 
preußisch-russischen  Allianz  hängt  und  Österreich-Ungarn  mit 
Mißtrauen  gegenübersteht.  Bismarck  konnte  ihm  die  Geneh¬ 
migung  zum  Zweibund-Vertrag  nur  mit  Mühe  abringen.  Die 
beiden  Vertragspartner  verpflichten  sich  darin  für  den  Fall  eines 
russischen  Angriffs  auf  einen  von  ihnen  zum  gegenseitigen  Bei¬ 
stand  mit  der  gesamten  Kriegsmacht  und  zum  nur  gemeinsamen 
Friedensschluß  (Art.l).  Für  den  Fall  eines  Angriffs  durch  eine 
andere  Macht  verpflichten  sie  sich  zu  einer  mindestens  wohlwol¬ 
lend  neutralen  Haltung  (Art.  2).  Wird  diese  andere  Macht  von 
Rußland  unterstützt,  so  tritt  Art.  1  in  Kraft.  Der  Vertrag  wird 
für  zunächst  fünf  Jahre  abgeschlossen  und  innerhalb  14  Tagen 
ratifiziert  werden.23 

November  1879 

Unter  dem  Eindruck  des  deutsch-österreichischen  Bündnisver¬ 
trages  vom  7.  Oktober  1879  (vgl.  dort)  beginnt  die  russische 
Regierung  gegenüber  dem  Deutschen  Reich  einzulenkcn.  Was 
das  Kaisertreffen  in  Alexandrowo  (vgl.  4.  September  1879)  nicht 
vermochte,  wird  nun  möglich.  Der  russische  Thronfolger  Groß¬ 
fürst  Alexander  besucht  die  kaiserlichen  Höfe  in  Berlin  und 
Wien,  sein  Vater,  der  Zar  selber,  ehrt  anläßlich  des  St.  Georgs- 
Ritter-Festes  in  besonderer  Weise  den  deutschen  Kaiser  Wil¬ 
helm  I.  Vor  allem  Graf  Schuwalow  setzt  sich  russischerseits  für 
die  Erhaltung  des  Friedens  ein.24 

I.  Dezember  1879 

In  Moskau  wird  im  letzten  Augenblick  ein  Sprengstoffanschlag 
auf  Zar  Alexander  II.  verhindert.  Die  Eisenbahngleise,  auf  denen 
sein  Zug  in  den  Bahnhof  einfährt,  sind  von  einem  benachbarten 
Hause  aus  unterminiert  und  zur  Sprengung  vorbereitet.  Der 
Hauptschuldige,  Hartmann,  kann  nach  Frankreich  entkommen. 
Das  Geheime  Exekutivkomitee  der  Antimonarchisten  wird  dem 
Zaren  nach  seiner  Rückkehr  nach  Petersburg  in  einer  gedruckten 
Proklamation  androhen,  daß  er  dennoch  durch  einen  Spreng¬ 
stoffanschlag  sein  Leben  verlieren  werde,  wenn  er  nicht  alle  seine 
Rechte  als  Monarch  einer  Nationalversammlung  übergebe.  Es 

I I.  Lieferung,  ©  K.  W.  Schütz  Verlag,  4994  Preußisch  Oldendorf,  Januar  1976 
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sind  Geist  und  Tradition  von  1789,  die  hier  Ausdruck  finden. 
Die  Drohung  wird  wahrgemacht  werden,  erstmals  bereits  zehn 
Wochen  später  (vgl.  17.  Februar  1880),  endgültig  am  13.  März 
1881  (vgl.  dort).25 

15.  Dezember  1879 

In  Afghanistan  wird  der  britische  General  Roberts  (vgl.  3.  Sep¬ 
tember  1879)  gezwungen,  Kabul  wieder  zu  räumen.  Er  kon¬ 
zentriert  seine  Truppen  in  dem  befestigten  Lager  von  Schirpur 
und  wird  dort  neun  Tage  lang  dem  Ansturm  der  Afghanen 
standhalten.  Dann,  am  Weihnachtsabend,  wird  er  in  einem  er¬ 
folgreichen  Ausfall  die  Belagerer  vertreiben  und,  unterstützt 
von  General  Gough,  der  mit  Verstärkungen  anrückt,  Kabul  aber¬ 
mals  zurüdcerobern.  Der  Besetzung  der  Stadt  wird  eine  Kette 
von  Strafgerichten  folgen,  die  zu  keiner  Befriedung  führen 
können.  Vgl.:  noch  Juli  1880.26 

noch  1879  (ohne  nähere  Datierung) 

Die  japanische  Regierung  des  jungen  Kaisers  Mutsuhito  (vgl. 
4.  Januar  1868  und:  noch  1877)  läßt  die  Oga-Sawara-Inseln 
(Bonininseln)  und  die  Ryukyu-Inseln  zwischen  Kyuschu  und 
Formosa  besetzen  und  erklärt  sie  zum  japanischen  Besitz.  Da¬ 
mit  beginnt  die  zielstrebige  Weltmachtpolitik  Mutsuhitos,  die  in 
den  Kriegen  mit  China  (1894 — 95)  um  Formosa  und  Korea  so¬ 
wie  mit  Rußland  (1904 — 05)  ebenfalls  um  Korea  und  um  Ein¬ 
fluß  in  der  Mandschurei  den  japanischen  Entfaltungsraum  ent¬ 
scheidend  erweitern  wird. 

In  Irland  wird  Charles  Stewart  Parnell,  der  das  Ziel  einer  na¬ 
tionalen  Befreiung  Irlands  mit  dem  einer  Bodenreform  ver¬ 
bindet,  Präsident  der  „Landliga“.  Diese  wurde  im  Jahre  zuvor 
von  dem  radikalsozialistischen  und  republikanischen  „Fenier“ 
(vgl.:  noch  1869)  Michael  Davitt  gegründet,  der  nach  seiner 
Entlassung  aus  britischer  Zwangsarbeitshaft  Mitglied  des  Ober¬ 
sten  Rates  der  Irish  Republican  Brotherhood  wurde  und  in 
Amerika  den  Führern  der  „Fenier“  den  Plan  zu  einer  Agrar¬ 
revolution  in  Irland  vorlegte.  Unter  Parnells  mitreißender  Füh¬ 
rung  wird  nun  die  „Landliga“  einen  gut  organisierten  Terror 
gegen  den  britischen  Großgrundbesitz  in  Irland  und  gegen 
solche  Pächter  entfalten,  die  auf  britischen  Gütern  die  Nachfolge 
von  vertriebenen  Pächtern  anzutreten  suchen.  Das  Ziel  des  Ter¬ 
rors  ist,  solche  Güter  unbewirtschaftet  zu  lassen.  Gleichzeitig 
führt  Parnell  auch  die  Fraktion  der  Irischen  Nationalpartei  im 
britischen  Unterhaus  und  sucht  dort  mit  Hilfe  systematischer 
Obstruktion  eine  parlamentarische  Selbstregierung  Irlands 
(Home  rule)  durchzusetzen.  Vgl.  auch:  noch  1881  (Irland).27 
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1880 


31.  Januar  1880 

Fürst  Bismarck  führt  in  Berlin  an  diesem  und  dem  folgenden 
Tage  ein  Gespräch  mit  dem  russischen  Botschafter  Saburow  über 
die  Beziehungen  zwischen  den  drei  Kaiserreichen.  Er  wird  am 
3.  Februar  darüber  notieren:  .  .  Über  unsere  Stellung  zu 

Rußland  habe  ich  mich  mit  vollständiger  Offenheit  geäußert 
und  alle  die  Gründe  erörtert,  aus  denen  wir  zu  dem  Eindruck 
gelangt  sind,  daß  in  Rußland  das  Bestreben  zur  Aufrechterhal¬ 
tung  der  alten  Freundschaft  unter  den  beiden  Ländern  nicht 
mehr  wie  früher  vorhanden  gewesen  sei,  sowie  die  Konsequen¬ 
zen,  die  sich  für  die  deutsche  Politik  notwendigerweise  aus  dieser 
Erkenntnis  ergeben  hätten.  Dabei  habe  ich  u.a.  die  russischen 
Anbandelungen  des  vorigen  Sommers  gegen  uns  in  Frankreich 
durch  Obrutschew  [seit  1878  Generaladjutant  des  Zaren,  ab  1881 
Chef  des  russischen  Generalstabes]  und  in  Italien  ausdrücklich 
hervorgehoben,  ohne  einer  Einrede  des  Flerrn  von  Saburow  zu 
begegnen.  Die  Frage  der  russischen  Truppenaufstcllungen  an 
unserer  polnischen  Grenze  ist  gleichfalls  eingehend  von  mir  be¬ 
rührt  worden.  Andrerseits  habe  ich  nachdrücklich  unsern  Wunsch 
betont,  mit  Rußland  in  Frieden  und  Freundschaft  weiterzuleben, 
und  wiederholt,  daß  es  für  Deutschland  bei  russisch-deutschem 
Kriege  einen  Kampfpreis  überhaupt  nicht  gäbe.  Wir  seien  Ruß¬ 
land  gegenüber  lediglich  auf  die  Defensive  angewiesen  ...  —  In 
Hinsicht  auf  bestimmte  Abmachungen  mit  Rußland  hat  mir  Graf 
Schuwalow  bei  seiner  letzten  Anwesenheit  in  Varzin  [Bismarcks 
Landgut,  13./14.  Dezember  1879]  Folgendes  gesagt:  er  könne 
nicht  raten,  sich  auf  irgendein  Abkommen  ä  trois  oder  ä  deux 
mit  Rußland  vertragsmäßig  einzulassen.  Ein  solches  würde  im¬ 
mer  die  pierre  d’achoppement  [den  Stein  des  Anstoßes]  bilden 
für  die  gegenseitigen  guten  Beziehungen  zwischen  Deutschland 
und  Rußland,  die  sich,  wie  es  früher  der  Fall  gewesen,  auch  ohne 
Vertrag  naturgemäß  entwickeln  müßten.  Es  gäbe  keine  mögliche 
Form  eines  Vertrages,  die  so  präzise  wäre,  daß  sie  nicht  unseren 
Gegnern  in  Rußland  als  Vorwand  zu  der  Behauptung  dienen 
könnte,  wir  hätten  unsere  Verpflichtungen  nicht  gehalten.“1 

5.  Februar  1880 

Der  russische  Botschafter  in  Berlin  von  Saburow  übergibt  dem 
Fürsten  Bismarck  ein  Aide-Memoire  (Denkschrift)  über  die  rus¬ 
sische  sowie  die  britische  Orientpolitik  seit  1833  und  äußert  dazu 
mündlich  u.  a.,  Rußland  könne  den  Schlüssel  der  Dardanellen 
zwar  ohne  Besorgnis  in  der  Hand  einer  unabhängigen  türkischen 
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Regierung  sehen,  aber  nicht  in  der  einer  europäischen  Macht.  Die 
Meerengen  seien  kein  offenes  Meer,  sondern  bildeten  türkisches 
Gebiet,  und  in  ein  soldies  könnten  die  Streitkräfte  europäischer 
Mächte  nicht  nadi  Belieben  einrücken,  sei  es  zu  Lande  oder  zu 
Wasser.  Wenn  fremde  Flotten  ohne  Zustimmung  der  Türkei 
nach  Belieben  in  die  Dardanellen  einfahren  könnten,  so  liege 
darin  eine  Unsicherheit  für  die  Küsten  des  Schwarzen  Meeres. 
Rußland  sei  friedensbedürftig,  aber  auch  sicherheitsbedürftig, 
und  seine  Sicherheit  sei  durch  die  drohende  Stellung  der  bri¬ 
tischen  Flotte  gefährdet,  besonders  wenn  der  britische  Botschaf¬ 
ter  sidi  berechtigt  glaube,  diese  Flotte  ohne  eine  andere  Ermäch¬ 
tigung  als  die  seiner  eigenen  Regierung  nach  Konstantinopel  zu 
berufen.  —  Tags  darauf  wird  Saburow  einen  vorerst  privaten 
Entwurf  über  eine  Dreierallianz  Deutschland — Österreich-Un¬ 
garn — Rußland  nachreichen.2 

17.  Februar  1880 

Im  Petersburger  Winterpalais,  der  Residenz  Zar  Alexanders  II., 
zerstört  eine  Dynamitexplosion,  wie  angekündigt  (vgl.  1.  De¬ 
zember  1879),  die  Zimmerdecken  zweier  Stockwerke.  Mehrere 
Gardesoldaten  der  Wache  kommen  dabei  um,  andere  werden 
schwer  verletzt.  Der  Zar  selbst  entgeht  dem  Anschlag  noch  ein¬ 
mal.  Er  wird  ein  Jahr  später  (vgl.  13.  März  1881)  der  langen 
Kette  zielbewußter  Attentate  zum  Opfer  fallen.  Dieses  Mal  müs¬ 
sen  die  Täter  ungehinderten  Zugang  zum  Winterpalais  gehabt 
haben  und  offenbar  im  Bunde  mit  hochgestellten  Persönlich¬ 
keiten  aus  der  Umgebung  des  Zaren  stehen.  Die  Folge  dieses 
neuerlichen  Anschlags  wird  sein,  daß  die  „dritte  Abteilung“,  die 
bisherige  Geheimpolizei,  durch  eine  neue,  oberste  Verwaltungs¬ 
kommission  unter  Leitung  des  Armeniers  Graf  Loris- Melikow, 
des  Gouverneurs  von  Astrachan,  ersetzt  und  mit  diktatorischen 
Vollmachten  ausgestattet  werden  wird.  I.oris-Melikow  wird 
gleich  bei  seinem  Amtsantritt  ein  Attentat  auf  seine  Person 
überleben  und  den  ungestörten  Ablauf  der  Feierlichkeiten  zum 
25jährigen  Regierungsjubiläum  Alexanders  II.  in  Petersburg  am 
2.  März  1880  sicherstellen  können.  Die  Ermordung  des  Zaren 
ein  Jahr  später  wird  auch  er  nicht  verhindern  können.'* 

30.  März  1880 

In  Großbritannien  finden  Neuwahlen  zum  Unterhaus  statt.  Sie 
erbringen  nicht  die  erwartete  Mehrheit  für  das  bestehende  kon¬ 
servative  Kabinett  d’Israelis  (Lord  Beaconsfields),  sondern  einen 
Sieg  der  Liberalen.  Neuer  Premierminister  wird  demgemäß 
William  E.  Gladstone,  der  nach  dem  Krimkrieg  von  den  Kon¬ 
servativen  zur  liberalen  Partei  überging  und  in  den  Jahren 


320 


1868 — 1874  schon  einmal  die  Regierung  führte.  Die  britische 
Wählerschaft  hat  sich  gegen  die  selbstherrliche  Regierungsweise 
d’Israelis  gewandt,  der  seine  Politik  fast  ausschließlich  mit  der 
Königin  und  „Kaiserin  von  Indien“  besprach  und  Großbritan¬ 
nien  im  Sinne  einer  absoluten  Monarchie  regierte.  Er  wird  im 
April  des  darauffolgenden  Jahres  sterben.  Neuer  Staatssekretär 
für  die  Auswärtige  Politik  im  Kabinett  Gladstone  wird  Lord 
Granville,  der  genau  einen  Monat  nach  Beginn  der  Neuwahlen, 
also  am  30.  April  1880,  zum  ersten  Mal  das  Londoner  Diploma¬ 
tische  Korps  empfangen  und  eine  Botschafterkonferenz  zur  Lösung 
des  griechisch-türkischen  Grenzkonflikts  in  Vorschlag  bringen 
wird.  Gladstone  selbst  hat  sich  vor  den  Wahlen  als  leidenschaft¬ 
licher  Türkenfeind  gezeigt  und  diese  als  eine  „unmenschliche 
Abart  des  menschlichen  Geschlechts“  bezeichnet.4 

20.  April  1880 

Bismarck  richtet  eine  Note  an  den  deutschen  Botschafter  in  Wien 
und  stellt  darin  fest,  daß  die  katholische  Zentrumspartei  seine 
Regierung  im  Bunde  mit  den  Sozialisten  und  dem  katholischen 
Adel  nach  wie  vor  bekämpft,  obschon  doch  der  Kulturkampf  of¬ 
fiziell  längst  beigelegt  ist.  Das  Verhalten  der  Zentrumspartei 
ist  kaum  mit  der  päpstlichen  Enzyklika  „Quod  apostolici  mu- 
neris  .  .  .“  vom  28.  Dezember  1878  (vgl.  dort)  zu  vereinbaren, 
in  der  die  Sozialisten  als  Staatsfeinde  gebrandmarkt  werden.5 

26.  Mai  1880 

Die  bolivianischen  Streitkräfte  erleiden  im  Salpeterkrieg  gegen 
Chile  bei  Tacna  eine  empfindliche  Niederlage  und  müssen  sich 
aus  den  Kämpfen  zurückziehen,  d.  h.  Peru  den  Krieg  gegen 
Chile  alleine  weiterführen  lassen.  Die  Folge  wird  sein,  daß  Bo¬ 
livien  im  Friedens  vertrag  von  Valparaiso  (vgl.  4.  April  1884) 
seine  Küstenprovinz  Antofagasta  an  Chile  wird  abtreten  müssen 
und  hinfort  ein  Binnenstaat  ohne  eigenen  Zugang  zum  Meer  sein 
wird,  d.  h.  ohne  rentable  Absatzmöglichkeit  für  seine  Bergbau¬ 
erzeugnisse  und  auch  in  dieser  Hinsicht  von  Chile  abhängig. 

16.  Juni  1880 

Die  vom  britischen  Staatssekretär  für  Auswärtige  Politik,  Lord 
Granville,  vorgeschlagene  Botschafterkonferenz  zur  Lösung  des 
griechisch-türkischen  Grenzkonflikts  tritt  in  Berlin  zusammen, 
nachdem  die  französische  Regierung  sich  für  diesen  Tagungsort 
entschieden  und  damit  den  Ausschlag  gegeben  hat.  Den  Vorsitz 
führt  der  deutsche  Botschafter  Fürst  von  Hohenlohe.  In  der 
Schlußsitzung  dieser  Konferenz,  die  als  eine  „Nachkonferenz“ 
zum  Berliner  Kongreß  (vgl.  13.  Juli  1878)  aufzufassen  ist,  wird 
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am  1.  Juli  1880  eine  Kollektivnote  beschlossen  werden,  die  in 
Konstantinopel  und  in  Athen  jeweils  von  dem  Doyen  des  dor¬ 
tigen  diplomatischen  Korps  überreicht  werden  soll  und  in  der 
die  beiden  Mächte  eingeladen  werden,  den  Spruch  der  Kon¬ 
ferenzmächte  entgegenzunehmen.  Es  soll  damit,  unterstrichen 
durch  eine  gemeinsame  Flottendemonstration,  ein  Druck  auf  die 
Hohe  Pforte,  die  Regierung  des  Sultans,  zur  Erfüllung  der  Be¬ 
stimmungen  des  Friedens  von  Berlin  von  1878  ausgeübt  wer¬ 
den,  insbesondere  zur  Abtretung  ganz  Thessaliens  und  eines 
großen  Teiles  von  Epirus  mit  den  Städten  Arta,  Prevesa,  Jan- 
nina  an  Griechenland  und  der  Küstenstadt  Dulcigno  an  Monte¬ 
negro.6 

27. Juni  1880 

Während  in  Berlin  noch  die  Botschafterkonferenz  zum  griechisch¬ 
türkischen  Konflikt  tagt  (vgl.  16.  Juni  1880),  erklärt  der  bri¬ 
tische  Staatssekretär  für  Auswärtiges,  Lord  Granville,  dem 
deutschen  Botschafter  in  London,  dem  Grafen  Münster,  das  bri¬ 
tische  Kabinett  wünsche  zwar  Zwangsmaßregeln  gegen  die  Tür¬ 
kei  nach  Möglichkeit  zu  vermeiden,  sei  aber  fest  zu  solchen 
Schritten  entschlossen,  falls  wider  Erwarten  die  Pforte  dem 
einmütig  von  den  Großmächten  ausgesprochenen  Willen  sich 
nicht  füge  und  daraus  ein  Krieg  zwischen  Griechenland  und  der 
Türkei  entstehe.  Wörtlich  sagt  Lord  Granville:  „Ich  weiß,  man 
hält  uns  hier  und  auch  im  Auslande  ganz  mit  Unrecht  für  Frie¬ 
densmänner  um  jeden  Preis.  Wir  haben  Lord  Beaconsfield 
[d’Israeli]  und  seine  Regierung  besonders  deshalb  stark  ange¬ 
griffen,  weil  seine  auswärtige  Politik  nur  Bellen  ohne  Beißen 
war.“  Solle  die  orientalische  Frage  nicht  in  Kürze  wieder  für 
Europa  gefährlich  werden,  so  müßten  jedenfalls  die  Großmächte 
die  Beschlüsse  des  Berliner  Kongresses  von  1878  durchführen. 
Die  britische  Regierung  halte  sich  für  verpflichtet  und  werde  das 
ihrige  dazu  tun.  Sie  sei  der  Ansicht,  daß  die  Großmächte  es  nicht 
dulden  könnten,  daß  die  Türkei,  wie  sie  es  bisher  getan,  Ver¬ 
sprechungen  gebe,  sie  nicht  halte  und  den  Rat  Europas  mißachte. 
Suche  man  die  vielen  offenen  Wunden  am  Körper  der  Türkei 
nicht  zu  heilen,  so  werde  der  Auflösungsprozeß  zu  schnell  ein- 
treten,  eine  Entwicklung,  die  namentlich  Österreich-Ungarn  so 
sehr  zu  befürchten  scheine.  Der  Botschafter  Graf  Münster  wird 
diese  Äußerungen  Lord  Granvilles  noch  am  selben  Tage  dem 
deutschen  Reichskanzler,  dem  Fürsten  Bismarck  mitteilen.7 

3.  Juli  1880 

In  Madrid  unterzeichnen  Vertreter  aller  europäischen  Staaten 
(außer  Rußland,  den  Balkanstaaten  und  der  Türkei)  sowie  der 
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Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  Marokkos  unter  Vor¬ 
sitz  des  spanischen  Ministerpräsidenten  Cänovas  del  Castillo 
ein  Abkommen  über  die  Ausübung  der  Schutzrechte  in  Marokko, 
den  Vertrag  ( Konvention )  zu  Madrid.  In  seinen  17  Artikeln 
werden  die  Voraussetzungen  zum  Schutze  der  eingeborenen 
Marokkaner  und  ihre  Stellung  als  Dolmetscher,  Konsularagenten 
sowie  Angestellte  geregelt,  ferner  der  Grundstückerwerb  durch 
Ausländer  und  deren  Abgaben  an  den  marokkanischen  Staat. 
Der  wichtigste  und  letzte  Artikel  (17)  sichert  allen  Unter¬ 
zeichnerstaaten  das  Recht  auf  Behandlung  als  meistbegünstigte 
Nation  seitens  Marokkos  zu,  ein  grotesker  Widerspruch  in  sich, 
da  ja  immer  nur  eine  Nation  tatsächlich  die  meist  begünstigte 
sein  kann.8 

noch  Juli  1880 

Der  Krieg  in  Afghanistan,  dessen  Bevölkerung  sich  gegen  die 
britische  Fremdherrschaft  auflehnt  (vgl.  15.  Dezember  1879), 
flammt  von  neuem  auf.  Ein  Militäraufstand  in  Kandahar  unter 
Führung  des  Fürsten  von  Herat,  Ejub  Khan,  des  Bruders  des 
abgedankten  Jakub,  gegen  den  von  den  Engländern  eingesetzten 
Emir  Abd  ur  Rachman  (vgl.:  noch  Januar  1869)  und  gegen  die 
britische  Besatzungsarmee  macht  dieser  schwer  zu  schaffen.  Über 
ein  Jahr  lang,  bis  zum  Oktober  1881,  werden  sich  die  Kämpfe 
hinziehen,  dann  wird  sich  Ejub  Khan  zur  Flucht  nach  Persien 
gezwungen  sehen  und  Abd  ur  Rachman  unbestrittener  Herr¬ 
scher  sein.9 

4.  Oktober  1880 

Die  britische  Regierung  schlägt  den  übrigen  europäischen  Groß¬ 
mächten  vor,  die  gemeinsame  europäische  Flotte  nach  Smyrna 
zu  entsenden  und  sich  der  Stadt  und  des  Hafens  als  einer  mate¬ 
riellen  Garantie  gegenüber  der  Pforte  zur  Durchsetzung  der  For¬ 
derungen  vom  1.  Juli  1880  (vgl.  16.  Juni  1880)  zu  bemäch¬ 
tigen.  Die  deutsche  Reichsregierung  wird  diesem  Vorschlag  mit 
Zurückhaltung  begegnen,  wie  sie  es  auch  ablehnt,  sich  an  einem 
gemeinsamen  Vorgehen  der  europäischen  Flotte  gegen  die  Kü¬ 
stenstadt  Dulcigno  zu  beteiligen.10 

10.  Oktober  1880 

Der  deutsche  Botschafter  in  London,  Graf  Münster,  teilt  in  ei¬ 
nem  Telegramm  nach  Berlin  mit,  die  britische  Regierung  wünsche 
ein  Mandat  der  europäischen  Großmächte  zum  Vorgehen  gegen 
die  Türkei.  Fürst  Bismarck  will  aber  von  einer  solchen  Mandats¬ 
erteilung  nichts  wissen  und  wird  an  den  Rand  des  Münsterschen 
Telegramms  schreiben:  „Nein,  wir  enthalten  uns  mit  Wohl- 
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wollen,  werden  uns  freuen,  wenn  Erfolg,  bezweifeln  diesen  aber, 
geben  also  kein  Mandat.“  Vgl.  hierzu  auch  7.  November  1880." 

14.  Oktober  1880 

Mit  der  Vernichtung  des  Apachenhäuptlings  Victorio  und  seiner 
letzten  hundert  Krieger  in  den  Tres  Castillos  Hills,  unweit  der 
mexikanischen  Grenze,  ist  auch  der  letzte  große  Indianerstamm 
in  den  USA,  der  sich  mit  zunehmender  Erbitterung  gegen  das 
Reservationssystem  und  die  Zerstörung  seiner  Existenzgrund¬ 
lage  gewehrt  hat,  endgültig  niedergeworfen.  Die  „Endlösung  der 
Indianerfrage“  im  Sinne  des  „Indian  Ring“  und  seiner  Stützen 
Carl  Schurz,  Sherman,  Sheridan  u.  a.  ist  im  wesentlichen  abge¬ 
schlossen.  Was  noch  folgen  wird,  ist  die  Verkleinerung  der  gro¬ 
ßen  Sioux-Reservation  und  die  Aufteilung  des  Restes  in  kleine 
Gebiete  im  Herbst  1889,  die  Ermordung  der  Sioux-Häuptlinge 
Sinte-Galeshka  (Spotted  Tail)  im  Spätsommer  1881  und  Tatanka 
Yotanka  (Sitting  Bull)  am  15.  Dezember  1890  in  der  Reservation 
Standing  Rock  —  ein  verspäteter  Racheakt  für  den  25.  Juni 
1876,  (vgl.  dort!)  —  und  —  als  wahrhaft  würdiger,  angemes¬ 
sener  Schlußakkord  —  das  Massaker  am  Wounded  Knee,  un¬ 
weit  der  Stelle,  an  der  Tashunka  Witkos  Herz  begraben  liegt 
(vgl.  5.  September  1877),  am  29.  Dezember  1890.  Dort  werden 
etwa  dreihundert  unbewaffnete  Sioux,  Männer,  Frauen  und  Kin¬ 
der,  die  in  Panik  nach  der  Ermordung  Tatanka  Yotankas  aus  der 
Reservation  Standing  Rodt  geflohen  sind,  in  ihrem  Fluchtlager, 
zum  Teil  in  ihren  Zelten,  in  einer  wilden  Schießerei,  sogar 
unter  Einsatz  von  Kanonen  umgebracht  werden.  Die  Toten  wer¬ 
den  beraubt,  tags  darauf  das  ganze  Feld  mit  den  verbrannten 
Zelten,  den  im  Schneesturm  erstarrten  Leichen  photographiert 
werden,  ein  wahrhaft  symbolisches  Ende  dieses  zwei  Jahrhunderte 
währenden,  fortgesetzten,  planmäßigen  Völkermords!  Vertreter 
eines  Staatswesens,  das  diese  ungeheure  Blutschuld  auf  sich  lud, 
werden  kaum  zwei  Generationen  später,  im  Jahre  1946,  die 
deutsche  Reichsführung  wegen  „Verbrechen  gegen  die  Mensch¬ 
lichkeit“  zum  Galgentode  verurteilen  und  der  Hinrichtung  bei¬ 
wohnen.  „Vorwärts,  christliche  Soldaten!“12 

18.  Oktober  1880 

Der  russische  Schriftsteller  Feodor  Michailowitsch  Dostojewski 
(vgl.:  noch  1854)  schreibt  vier  Monate  vor  seinem  Tode  in  der 
Zeitung  „Nowoje  Wremja",  Nr.  1667:  „Baron  Hübner  prophe¬ 
zeit  die  nächsten  sozialen  Bewegungen  in  Frankreich  und  in 
Europa.  Rußland  wird  zum  Bündnis  aufgefordert  (Rußland 
soll  nicht  darauf  eingehen!  Es  soll  seine  eigenen  Vorteile  wahr¬ 
nehmen!  Der  Sozialismus  wird  an  Rußland  zerschellen).  In 
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Frankreich  werden  sich  den  Sozialisten  unfehlbar  die  Jesuiten 
anschließen  [vgl.  hierzu  28.  November  1885!]  und  überhaupt 
alle  Katholiken,  die  dank  Gambettas  Dummheit  aus  Paris  aus¬ 
gewiesen  sind,  alle  Legitimisten  und  Bonapartisten  werden  sich 
dem  Sozialismus  zuwenden  .  .  .  Aber  das  ist  der  Anfang  vom 
Ende.  Das  Ende  der  Welt  naht.  Das  Ende  des  Jahrhunderts  wird 
sich  in  einer  Erschütterung  kundtun,  wie  noch  nie  zuvor.  Ruß¬ 
land  soll  sich  nicht  bewegen,  soll  aufpassen  und  warten.  Wenn 
es  sich  nur  nicht  zu  einem  Bündnis  verleiten  ließe!  Das  wäre 
furchtbar!  Dann  ist  es  aus  mit  Rußland,  endgültig  aus.  Bei  uns 
gibt  es  keinen  Sozialismus,  absolut  keinen.  Der  ganze  gesunde 
Teil  des  russischen  Volkes  wird  sich  nicht  rühren  und  der  ist  un¬ 
zählbar  groß.“  —  Eben  darum  wird  Stalin  dann  in  den  zwan¬ 
ziger  Jahren  des  XX.  Jahrhunderts  diese  gesunde  bäuerliche 
Schicht  des  russischen  Volkes  zu  Millionen  verhungern  lassen.  Zu 
der  Entwicklung,  die  über  den  1.  Weltkrieg  und  die  russischen 
Revolutionen  dorthin  führen  wird,  vgl.  auch  31.  Dezember 
1888  (Bericht  des  russischen  Gesandten  beim  Vatikan,  Is- 
wolsky).t;) 

7.  November  1880 

Der  deutsche  Reichskanzler  Fürst  Bismarck  entwirft  in  seinem 
Landsitz  allgemeine  Instruktionen  für  die  deutsche  Orient¬ 
politik,  insbesondere  im  Hinblick  auf  Griedtenland.  Darin  heißt 
es  u.  a.:  .  .  wir  haben  auch  die  Kriege  anderer  Mächte  zu 

scheuen  wegen  der  unvermeidlichen  Rückwirkungen  auf  unsere 
wirtschaftlichen  Interessen  und  ebensosehr,  weil  wir  nie  vorher¬ 
zusehen  vermögen,  wie  weit  wir  in  fremde  Händel  hineinge¬ 
zogen  werden  können.  Besonders  aber  verlangt  unser  Interesse 
die  Aufrechterhaltung  des  Friedens  zwischen  Österreich  und 
Rußland;  denn  der  Bruch  zwischen  diesen  unseren  Nachbar¬ 
staaten  wird  uns  immer  in  die  Verlegenheit  bringen,  früher  oder 
später  zwischen  beiden  optieren  [wählen]  zu  müssen,  auch  wenn 
für  uns  kein  Casus  foederis  [Bündnisfall]  vorliegt  .  .  .  Das  Zu¬ 
sammengehen  von  Rußland  und  England  muß  notwendiger¬ 
weise  dahin  führen,  daß  die  orientalischen  Verhältnisse  ohne 
Berücksichtigung  der  österreichischen  Interessen  geregelt  werden, 
und  hat  somit  die  Gefahr  eines  Bruches  zwischen  Österreich  und 
Rußland  im  Gefolge,  während  die  Fortdauer  der  früheren  guten 
Beziehungen  zwischen  Österreich  und  England  dazu  beitragen 
würde,  den  Zusammenstoß  Österreichs  mit  Rußland  zu  verhin¬ 
dern  .  .  .  Was  die  Haltung  Deutschlands  gegenüber  Griechenland 
anlangt,  so  stehen  die  allerhöchsten  Intentionen  [Absichten  Kai¬ 
ser  Wilhelms  I.]  dahin  fest,  daß  die  Aussichten  dieses  christ¬ 
lichen  Königreichs  auf  Vergrößerung  zu  fördern  seien,  soweit 
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wir  dies  ohne  kriegerische  Handlungen  tun  können.  Abgesehen 
von  dem  christlichen  und  zivilisatorischen  Elemente,  welches  im 
Vergleich  zu  den  Türken  in  den  Griechen  liegt,  bilden  dieselben 
mit  den  Albanesen  und  den  Rumänen  den  Hauptbestandteil  der 
nicht  slawischen  Bevölkerung  auf  der  Balkanhalbinsel  und  eines 
der  Gegengewichte  für  den  Panslawismus.  In  letzterem  liegt 
eine  Gefahr  für  Osteuropa,  und  zwar  nicht  die  der  russischen 
Übermacht,  sondern  die  einer  revolutionären  Entwicklung  der 
an  sich  unlenksamen  slawischen  Stämme  bis  nach  Böhmen  und 
Illyrien  hinein  .  .  .  Der  Panslawismus  ...  ist  beiden  deutschen 
Mächten  gefährlich,  Österreich  noch  mehr  als  wie  uns,  und  am 
allermeisten  dem  russischen  Kaiserreich  selbst  mit  seiner  Dyna¬ 
stie.  Das  revolutionäre  Slawentum,  mit  oder  ohne  russischen 
Kaiser  an  der  Spitze,  wird  immer  der  Bundesgenosse  der  repu¬ 
blikanischen  Elemente  nicht  nur  in  Frankreich,  sondern  eben  so 
in  Italien,  Spanien,  vielleicht  auch  in  England  sein  .  .  .“14 

22.  Dezember  1880 

Der  deutsche  Reichskanzler,  Fürst  Bismarck,  schreibt  an  den 
deutschen  Botschafter  in  Wien,  den  Prinzen  Heinrich  VII.  Reuß: 
„.  .  .  Mir  scheint,  daß  Baron  Haymerle  [der  österreichisch-unga¬ 
rische  Außenminister]  an  die  Wirkung  eines  Abkommens  mit 
Rußland  zu  hohe  Anforderungen  stellt,  wenn  er  von  einem 
solchen  erwartet,  daß  die  in  der  Natur  der  Dinge  liegenden  Ri¬ 
valitäten  beider  Mächte  auf  der  Balkanhalbinsel  damit  sofort 
gegenseitigem  Vertrauen  und  gegenseitiger  Liebe  Platz  machen 
sollen.  Diese  Gefühle  bestanden  auch  von  1815  bis  48  zwischen 
beiden  Nachbarn  nicht,  und  doch  gelang  es  ihnen,  die  Wohltat 
des  Friedens  miteinander  über  30  Jahre  lang  zu  erhalten.  Aller¬ 
dings  ist  die  russische  Macht  nicht  mehr  so  einheitlich,  wie  sie 
damals  war:  ein  Vertrag  mit  dem  Kaiser  [Zaren]  und  selbst  mit 
dem  Thronfolger  dazu,  bindet  heutzutage  nur  einen  Teil  der 
russischen  Macht;  ein  anderer  bleibt  unbotmäßig  und  treibt  Po¬ 
litik  auf  eigene  Hand.  Daß  man  durch  einen  solchen  Dualismus 
bei  Abschlüssen  , betrogen*  werden  kann,  wie  Baron  Haymerle 
sagt,  ist  nicht  zu  leugnen;  aber  ohne  Vertrag  mit  dem  Kaiser 
wird  das  noch  leichter  möglich  sein.  Ein  Vertrag  mit  Rußland 
hat  immer  seinen  Wert  als  Schutz  gegen  Schädigung,  und  die 
Garantien  gegen  eine  solche,  welche  Österreich  in  unserem  Bünd¬ 
nis  bereits  besitzt,  würden  durch  Hinzutritt  eines  Abkommens 
beider  mit  Rußland  weder  geschwächt  noch  gelockert  .  .  .  Der 
Kampf  der  diplomatischen  Rivalität  hat  auch  zwischen  den 
besten  Freunden  und  Bundesgenossen  nicht  immer  abgeschafft 
werden  können:  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Rußland  aber 
liegt  augenblicklich  die  Interessenfrage  nicht  so,  daß  wir  Freund- 
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Schaft  und  Liebe  gegenseitig  erwarten  können,  sondern  wir  we¬ 
nigstens  sind  froh,  wenn  es  nur  gelingt,  in  Frieden  mit  einem 
Nachbarn  zu  leben,  mit  dem  der  Krieg  nicht  nur  ein  Übel  wie 
alle  Kriege  ist,  sondern  auch  ohne  jeden  wünschenswerten 
Kampfpreis  im  Fall  des  Sieges  .  .  .“15 


ZUFRIEDEN 
WENN  DER 
FRIEDE  ER¬ 
HALTEN 
WERDEN  KANN 
KANN 


noch  1880  (ohne  nähere  Datierung) 

Der  im  April  1880  (vgl.  30.  3.)  zurückgetretene  britische  Premier¬ 
minister  Benjamin  d’Israeli  (Lord  Beaconsfield)  veröffentlicht  in 
London  seinen  Roman  Endymion,  in  dem  er  die  Rassenfrage  als 
den  Schlüssel  zur  Weltgeschichte  bezeichnet  und  auf  Seite  212 
ausführt:  .  .  Und  jetzt  üben  die  Semiten  einen  ungeheuren 

Einfluß  auf  die  Weltangelegenheiten  durch  ihren  kleinsten,  aber 
eigentümlichsten  Volksstamm  aus:  die  Juden.  Keine  Rasse  gibt 
es,  die  mit  solcher  Zähigkeit  und  solchem  Geschick  im  Organi¬ 
sieren  begabt  ist  wie  diese.  Jene  Eigenschaften  haben  sie  einen 
beispiellosen  Griff  in  alles  Besitztum  tun  und  sich  unbeschränkten 
Kredit  erwerben  lassen.“  Es  ist  der  Schwanengesang  d’Israelis. 
Ein  halbes  Jahr  nach  dem  Erscheinen  seines  Buches  wird  er  ster¬ 
ben.10 


DTSRAELIS 
ABGESANG 
„ ENDYMION “ 

RASSENFRAGE 

ROLLE  DES 
JUDENTUMS 


1 1 .  Lieferung,  ©  K.W.  Schütz  Verlag,  4994  Preußisch  Oldendorf,  Januar  1976 
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